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Prob1eme der Wohnumwelt derzeit sehr aktuell sind und voraussieht~ 

11ch in rüichster Zukunft nicht nur in Österreich~ sondern im gesamteuro·· 

26" 

en Raum aa Bedeutung gewinnen werden, hat sich die Forschungsge-

lossen, gemeinsam mit dem Internationalen Verband filr 

,':idtehau und Raumordnung (IVWSR) und dem .Internationalen 

;;.tion im Bauwesen ( IVDB) in der Zeit zwischen 22. und 

1986 in Salzburg die 4. Internationale Wohnungswoche mit 

dem Gener lthema t in Stadt und Land" zu veranstalten, 

Internationalen Wohnungswochen waren im Jahre 

an e:Lne Wohnung 11
, im Jahr·e 1976 nDa.s kl:L·

und 1981 11 Der Trend der WohnungspoU.tik l.n Europa". 

programmes litt natürlich unter der Schwierigkeit, })ie J:'l 

lieh große Fachgebiet in einem verhältnismäßig kurzen 

zu . Es war daher notwendig, besondere Schwer·-

nnd aus der FUJle der angebotenen Einzelthemen nach dem 

der Meister" auszuwählen, Mit dieser 

6 Themengruppen ausgewählt,die die wesentlichsten Pre

bl Urnwel t erfasse11, Es sind dies: die humanen Aspekte, die stäcl-

tische WohnuoMel , d:Le Dorferneuerung, die Ökologie und Technik, die 

VO Lichen As te und nicht zuletzt das Orts- und Stadtbild. 

hndlich nicht mBglich, diese einzelnen Sachgebiete klar 

bzugrenzen; vielleicht ist dies auch gar nicht erwünscht. 

die wichtigsten Te:Llprobleme in Referaten darzu-

zu erweitern und aus zeitBkono-

in einzelnen Arbeitskreisen mit dem Ziel zur Sprache zu 

tsweisende Empfehlungen zu entwickeln. 

* 



sellschaft für Wohnen, Bauen Pl 
es 30jährigen Bestandes gemeinsam mit 

and für Wohnungswesen, Städtebau 
und dem Internationalen Verein für Do 

auwesen (IVDB) veranstaltete 4. Internat 
r Zeit von Montag, dem 22. S t 

er 1986, in Salzburg sta.tL 

einen Voxtrag er 1 an·· 
nütz n Wohnbauvereinigungen im Land Salz-

veranstaltete der österreichische Verba 
Bauvere igungen - Revisionsverband, Landes 

Besichtigung von Wohanlagen in Salzburg
Leitung lag in den Händen des 

erl ter. Das erste Objekt war r Stu 
bei Hallein, der als Baumodell für e 
rtes Wohnen, wachsendes Haus sowie Mit

durch Selbsthilfe gedacht ist. Der 
, rr Dipl.-lng.Fritz Matzinger, erJrte 
Einzelheiten und berichtete über d bi 

n mit dieser Wohnform. 

t.tbevre:-cbsprojekt 111~1Johnen morgen 11 bes 
auf einen Architekten-Wettbewe 
Erlangung von Entwürfen für e 

inde Neumarkt am Wallersee. 
n berichtete Herr Dipl.-Vol irt 

Herrn BauR DipL··lng,Wolfgang 
IX/l des Magistrates Salzbur 

neuerungs und Umweltprobleme 
Sprache. Anschließend fand un 

durch die Altstadt mit ih 

r Ständige Ausschuß für Weh 
len Verband fßr Wohnungswesen, 
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MA Raumplanung der Stadt Salz-
e Wohnanlagen der StaDt Sal g 
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0. RAUS, Salzburg 

Wohnanlagen der gemeinnützigen Wohnbauvereinigung~~ 

im Land Salzburg 



Landesrat Dr.Othmar RAUS, Salzburg 

Wohnanlagen der gemeinnützigen Wohnbauvereinigungen 

im Land Salzburg 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nicht nur als Wohnbau-Landesrat habe ich Freude über diese Veranstaltung, 
welche wiederum auf Wohnbaubelange aufmerksam macht, sondern das heurige 
Thema über die "Wohnumwelt in Stadt und Land" ist gerade auch im Hinblj_ck 
auf meine Ressortzuständigkeit für Gemeinden und die raumordnung im Bundes
land Salzburg von besonderem Interesse. 

Einleitend möchte ich Ihnen - vor allem den Gästen, die zum ersten Mal 
hier in Salzburg sind - unser Bundesland vorstellen: Mit einem Flächenaus
maß von 7.154 km 2 umfaßt es als einer der 9 österreichischen Bundesländer 
8,5 % des Staatsgebietes. Die Wohnbevölkerung betrug im Jahre 1985 456.200 
EinWohner. Damit haben wir einen Anteil von 6 % an der gesamtösterreichi
schen Bevölkerung. 

Die Anzahl der Wohnungen betrug laut der Häuser- und Wohnungszählung 1981 
168.971, wovon 147.850 als echt bewohnt zu qualifizieren sind. Geht man 
von der Bauperiode dieser Wohneinheiten aus, dann zeigt sich, daß der über
wiegende Teil - nämlich 126.234 - erst nach dem 2. Weltkrieg errichtet 
worden ist. Und damit ergibt sich nun auch der direkte Konnex zu den ge
meinnützigen Wohnbauvereinigungen in usnerem Bundesland: So gabe es im 
Jahr 1995 in Salzburg nur 4 gemeinnützige Wohnbauvereinigungen, die ins
gesamt 1669 Einheiten verwaltet haben. Im Jahre 1985 gab es 12 "Gmein
nützige'', deren Verwaltungsbestand (Wohnungen, Garagen, Lokale) bei 
54.946 lag. 

Diese Leistung der Gemeinnützigen beruht in erster Linie auf den staatli
chen Förderungsvorschriften, die seit 1947 im Rahmen verschiedener Wohnbau
förderungsgesetze öffentliche Mittel für den Wohnbau zur Verfügung stell
ten. Parallel dazu kamen in den Bundesländern Landeswohnbaufonds sowie 
gesonderte Wohnbauaktionen, welche jedoch in erster Linie den Bau durch 
physische Bauträger förderten. 

Die Regelung des Gemeinniltzigkeitsrechtes nahm der Staat bereits um 1910 
in Angriff, 1979 kam es dann zu einer umfassenden Neuregelung durch das 
auch heute geltende Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 1979. 

Der in den Nachkriegsjahren vor allem quantitativ notwendige Wohnungsneu
bau ließ vor allem in den 70er-Jahren seine Schattenseiten erkennen: Das 
Bauvolumen wurde zur Erfolgszahl mit der Folge, daß auf die Qualität des 
Wohnumfeldes und auf die Gestalt der Projekte weniger Wert gelegt wurde. 
Als weiteres Problem zeigte sich neben der Grundkostenfrage vor allem 
das der Finanzierung. Aufbauend auf den Grundelementen der Objektförde
rung (Förderungsdarlehen, Annuitätenstützungen für Kapitalmarktdarlehen, 
Darlehen, anstelle der Eigenmittel der künftigen Bewohner) und der Sub
jektförderung (Wohnbeihilfe als Unterstützung für die Rückzahlung dieser 
Darlehen) erreichten etwa 1985 die Kosten für die Wohnbeihilfe S 165 Mil
lionen, welche als nicht rückzahlbare Zuschüsse ebenso wie die damals 
noch nicht rfickzahlbaren Annuitätenzuschlisse (1985 in Höhe von S 217 Mio.) 
nicht bauwirksam eingesetzt werden konnten. 
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Das führte dazu, daß von dem jährlichen Förderungsvolumen von S 1,1 Milli
arden immer weniger zur Errichtung von Bauten aufgewendet werden konnte. 
Damit erlangte der Kreis derjenigen, die von Gemeinnützigen eine Wohnung 
zur Verfügung gestellt erhielten, gleichsam eine Überfülle an Usnterstüt
zung, die anderen Wohnungssuchenden aber erhielten keinerlei Hilfe. 

Dies führte dann zu Beginn der 80er-Jahre dazu, eine grundlegende Neuerung 
der Bundeswohnbauförderung in Angriff zu nehmen: Mit dem Wohnbauförderungs
gesetz 1984 und dem Wohnhaussanierungsgesetz wurde nicht nur ein Signal 
gesetzt, langfristig die Baumaßnahmen vom Neubau in die Sanierung umzu
schichten, sondern auch durch eine Erm#chtigung an die Lander, in Verord
nungen ihre regionalen Bedürfnisse selbst zu regeln, ein spezieller Salz
burger Weg ermöglicht. Die Grundtendenzen dieser Neuregelung waren insbe
sondere die Überlegungen, den Mietwohnungsbau anzahlungsfrei zu halten, 
bei Eigentum größtmögliche Unterstützung in den Anfangsjahren zu geben, 
welche bei gestiegener Belastbarkeit des Wohnungswerbers jedoch zurückzu
zahlen ist. Parallel dazu soll das Wohnbauvolumen der Nachfrage entspre
chend aufrecht erhalten werden. Damit stellen sich auch für die gemein
nützige Wohnugnswirtschaft in unserem Bundesland neue Zielsetzungen: 

So zeigten sich bisher die Leistungen der 12 Salzburger Wohnbauunternehmen 
(8 gemeinnützige Genossenschaften, 4 Ges.m.b.H.) in erster Linie im mehr
geschoßigen Wohnbau. Aber auch beim Bau von Altenheimen, Studenten- und 
Ledigenheimen haben die Gemeinnützigen ihren Anteil. 

Hervorgerufen zu einem durch den verstärkten Wunsch in der Bevölkerung 
und zum anderen durch die damals ausgesprochen günstige Förderungsfinan
zierung kam es vor allem in den letzten 10 Jahren zu einem Boom an Rei
henhäusern. Sie werden, meine sehr geehrten Damen und Herren, bei den 
Fahrten in Salzburg und über Land einige dieser Projekte sehen. Gerade 
dieser Reihenhausbau, der in der Kostenrelation nahezu doppel so viel 
Förderungsaufwand erforderte wie die eigentumswohnung,hat dazu geführt, 
daß es hiefür in Salzburg eine völlige Änderung der Finanzierungsbasis 
nach dem WFG 1984 gibt: Es kann wohl jeder sein Reihenhaus erwerben, den 
Förderungssatz von S 15.000,- pro m2 erhält er aber nur in dem Ausmaß, 
als ihm und seine Familie je Familiengröße zusteht. Diese Regelung hat 
nun auch mit dazu geführt, daß sich die Gemeinnützigen aus diesem Bereich 
wieder etwas zurückgezogen haben und der verdichtete Flachbau in erster 
Linie von gewerblichen Bauträgern und Initiativgruppen durchgeführt wird. 
der Eigenheimbau, der im Rahmen der Bundeswohnbauförderung einen sehr 
geringen Stellenwert besitzt - abgesehen von einem höheren Energiever
brauch aufgrund der Einzellage und der hohen Infrastrukturkosten für die 
Ver- und Entsorgung gewinnen raumordnungspolitische Überlegungen immer 
mehr Stellenwert - wurde auch von Förderungsseite her dem verdichteten 
flachbau nachgereiht. 

Da Salzburg als das Bundesland mit der höchsten zu erwartenden Zuwachs
rate rechnen muß - für die nächsten Jahrzehnte werden jährlich rund 2.500 
neue Wohneinheiten gebraucht - wird das Aufgabengebiet der Gemeinnützigen 
in erster Linie immer noch im Wohnungsneubau zu finden sein. Hier zeigt 
sich nun, daß die Entwicklung in unserem Bundesland verstärkt zum Miet
wohnungsbau tendiert. 
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Das größte Problem dabei bildet die Grundbeschaffung. So wird es notwendig 
sein, daß sich die Gemeinnützigen selbst mit ihrem Eigenkapital in diesem 
Bereich mehr engagieren, aber auch seitens der Gemeinden muß ein verstärk
tes Engagement erfolgen. So haben sich die Wohnungen, errichtet auf einem 
Baurechtsgrund der öffentlichen Hand, als sehr erstrebensserte Lösung her
auskristallisiert. 

Mit der Wohnbau-Neuregelung wurden aber auch jene Tendenzen berücksichtigt, 
welche neben den ökonomischen Kriterien auch einen Anspruch auf humanes 
Wohnen gewährleisten. So hat Salzburg die Mitbestimmung der Bewohner als 
verpflichtend eingeführt und auch Maßnahmen gesetzt, die das Wohnumfeld 
mehr berücksichtigen. 

Obwohl die Althaussanierung als ein Aspekt der Stadt- und Dorferneuerung 
für unser Bundesland aufgrund des relativ jungen Baubestandes noch nicht 
den Stellenwert wie in anderen Bundesländern besitzt, so wird die künftig 
sicherlich eine der großen Aufgaben auch der Gemeinnützigen werden. Gerade 
die Stadt- und Dorferneuerung ist m.E. eine der größten Herausforderungen 
für die mittel- und langfristige Wohnungspolitik, wobei die Weichen dazu 
bereits heute gestellt werden. So sollte eine sinnvolle Stadt- und Dorf
erneuerung sich nicht nur auf einzelobjekte beziehen, sondern vor allem 
auch das Wohnumfeld berücksichtigen. "Humanes Wohnen" darf dabei kein 
leeres Schlagwort bleiben. Haben sich die Stadt- und Dorfzentren in den 
letzten Jahrzehnten als ungeeignete und daher auch nicht angenommene 
Wohnumwelt erwiesen, sodaß alles Heil in Stadtrandsiedlungen bzw. in Bau
ten auf der grünen Wiese gesucht worden war, so gilt es heute, die Stadt
und dorfzentren für die Wohnbevölkerung wieder attraktiv zu machen. Stadt
und Dorferneuerung mit all ihren Aspekten und Dimensionen wird daher auch 
im sozialen Wohnbau der Zukunft ihren Stellenwert haben müssen. 

Ich darf daher abschließend allen Teilnehmern und Referenten dieser 4. 
Internationalen Wohnungswoche einen interessanten Verlauf wünschen und 
auch der Hoffnung Ausdruck geben, daß sich aus den Ergebnissen hinweise 
auch für unsere raumordnungs- und wohnungspolitischen Ziele ableiten 
lassen werden. 



E. LIEPOLT, Wien 

30 Jahre FGW - Rückblick und Ausblick 



Prof, L , Dr, teclm, Ewald LIEPOLT, Wien 

30 Jahre FGW - Rückblick und Ausblick 

cle:r FGW war durch einen ungewöhnlich hohen Bedarf 
der Mietengesetzgebung, der Wirtschaftskrise und 

des Wohnraumes während des letzten Weltkrieges 
Förderungsmaßnahmen brachten einen Bauboom, wie 

Gründerzeit in der Jahrhundertwende nicht mehr aufgetreten war. 
Jahre wurde in Österreich über Wohnbauforschung nicht 

mi.r jedoch, einen Kreis von Persönlichkeiten 
ichen Lagern für diese Sparte der Forschung 

Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, Dr.Fritz Bock 
Verwaltung, Anton Proksch, kam es dann nach mehrjährigem Be

Grilndung der Forschungsgesellchaft für den 
erreichischen Ingenieur- und Architekten-Verein, die seit 

Verein mit dem Namen uForschungsgesellschaft für Wohnen, 
tä ist. Die Anregung zu dieser Gründung erhielten wir 

aus Anlaß eines internationalen Kongresses des .CIB in Paris, bei welchem 
eine Reihe von Denkanstößen für die Gründung von nationalen Forschungsin-
st:U:uten 

Weiten~ 

Dörfer, 
zul 

wurde. 

aus diesem Anlaß der Leiter des Bauforschungs
llannove , Prof.Triebel, gemacht~ der uns nicht nur in der Griln

sondern auch im Laufe der weiteren Tätigkeit sehr oft hilreich 

nach dem Krieg wurde weniger auf die 
neugeschaffenen Wohnraumes geachtet. 

augenmerk der Forschungsgesellschaft der Qua
Es wurden Mindestanforderungen an eine 

der der Grundrisses und der technischen Ausstat-
Richtlinien stützten sich auf die vom Ständigen 

und Familieneinkommen" entwickelten "Kölner Richtli
an eine Wohnung bildeten auch das General

Internationalen Wohnungswoche im Jahre 1961, 

einer Musterbauordnung sowie ihrer Nebengesetze: 
Usterreichischen Baurechtes angestrebt. 

n den ersten Jahren den Schwerpunkt der Tätigkeit der 
aus Wissenschaft, Wirtschaft und Verwaltung 

Bundes ä.ndern und auch des benachbarten Auslandes der Diszipline 
und Recht erarbeiteten in mehrjähriger Tätigkeit, teils 

durch Tagungen Vorschläge für Bauvorschriften, 
attv,?.n Dienststellen der Ämter der Landesre

f anden. 

wa en die Erneuerung unserer Städte, Märkte und 
serung sowie des Bauens im ländlichen Raum und 

viduelle Wohnbauförderung. 



Die Ene der 70er Jahre veranlaßte die Gesellschaft, die Forschungs-
arbeiten auf diesem Sektor zu intensivieren und das klimagerechte, energie

e ßaue.n. 1976 zum Generalthema der 2. Internationalen Wohnungswoche 
zu wah1en, 

Dabei <-utwhmenden Umweltproblematik und damit den 
humanen ein besonderes Augenmerk zuzuwenden. 
Während rbeiten auf diesem Sektor auf das Thema 
Wohnen Wohnung und die darauf bezogenen Anforderungen bezogen, wur-
den in letzter Zeit der Wohnumwelt eine erhöhte Aufmerksamkeit zugewendet 
und die auf diesem Sektor intensiviert. 

Nun Bemerkungen zur Effizienz unserer Forschungsarbeiten: Wir freu-
en uns immer sehr, wenn wir feststellen können, daß die von unserer Ge
sellschaft gewonnenen Erkenntnisse in der Praxis eine Anwendung gefunden 
haben. Ich darf stellvertretend filr viele andere Arbeiten hieflir einige 

e vorbringen, 

Die von unserer Gesellschaft veröffentlichten Mindestanforderungen an eine 
fanden nicht nur vielfache Anerkennung, sondern wirkten sich auf 

die Planung und Erstellung der Wohnungen sehr befruchtend aus. Vielfach 
wurden auch von einzelnen Bundesländern die Einhaltung dieser Richtlinien 
al Gnm<.Ilage fiJT eine öffentl:iche Förderung genommen. 

Auf dem Gebiet der Rechtsvorschriften möchte ich vor allem auf das große 
Standardwerk der Gesellschaft, die Musterbauordnung, verweisen, die allen 
Bundesländern bei der Ausarbeitung von Novellierungen der Bauordnungen zur 
Ve stand. Damit konnte weitgehend eine Vereinheitlichung der 
vielfach sehr he Bauordnungsbestimmungen angestrebt werden. 

Auf 
und 
die 
setu·, 
trot 
ben. 

a.nf 
diese Gedanken 

icher 

bringe ich die Forschungsarbeiten 
welchen wissenschaftlich begründet, 

vorgeschlagen wurde. Wir freuen uns 
nunmehr in der österreichischen Gesetzgebung 
Schwierigkeiten weitgehend Eingang gefunden ha-

A11f dem technischen Sektor haben wir vor allem unzählige Forschungsarbei
ten auf dem Gebiet des Schall- und Wärmeschutzes sowie wissenschaftliche 
Grundlagen für die Entwicklung neuer Bauverfahren erarbeitet. Die heute 
angewendeten Ausbildungen der Bauteile, Wände, Fenster, Dächer u.a.m. 
stützen sich vielfach auf diese Forschungsarbeiten. 

Oder wer denkt heute z.B. schon daran, daß die Forschungsgesellschaft For-
und En auf dem Gebiet des Lieferbetons veröf-

d er Straße Fahrzeuge mit diesem Bauma-
teria.1 ar.ttriff 

Ganz besonders mBchte ich aber Erinnerung bringen, daß sich unsere Ge-
sellschaft seit ihrer sehr intensiv mit der Frage der Erneuerung 
unserer Städte, Märkte und DBrfer befasst hat. 

Es hat aber J , bis der von uns immer wieder pro
pagierte Grundsatz, daß es im Interesse der Erhaltung unseres Kulturgutes 
und nicht zuletzt des Landschaftsschutzes unbedingt erforderlich erscheirit, 
der des Althausbestandes gegenüber der Flächenverbauung unbedingt 
den änrnen, al1 Anerkennung fand. 
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Wir freuen uns, daß es nunmehr z.B. ein Stadterneuerungsgesetz~ ein Woh-
z und sonstige einschlägige Rechtsvorschriften gibt, 

Entwicklung nicht nur der Städte, sondern auch der länd
lichen Gebiete zumindest 

Gebiet hat sich die Forschungsgesellschaft sehr in
sie z. B, im Stifodigen Ausschuß des Internationalen 

1974 in Hannover 
zu Schau gebracht. 

, St fültebau und Raumordnung (IVWSR) "Miete und 
an der Erarbeitung der allgemein bekannten 

, die erwiesenermaßen einen entscheidenden 

viele Jahre die GIB Steering-Gruppe Stadt- und 
mehrere Symposien z.B. in Stockholm und in 

ternationale Richtlinien filr klimagerech
auch von der FGW bei der Gonstructa-Bauaus

mit anderen GIB-Mitgliedern in Bildta-

dieser GIB-Steering Gruppe übernahm die For
mit der Schweizer Baudokumentation die Lei

Ausschusses filr Stadt- und Bauklimatologie im Interna
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung (IVWSR), der 

neben der Veranstaltung von Symposien wie z.B. in Herzlya (Israel) und in 
Zürich eine Reihe weiterer wissenschaftlicher Arbeiten auf dem Gebiet der 
Gebäudeklimatologie verBffentlichte. 

Im Rahmen der Mi im Ständigen Ausschuß Mtete und Familieneinkommen, 
der bekanntl:ich nunmehr in den Stfö1.digen Ausschuß für soziales Wohnungswe
Ewn im Internationalen Verband fUr Wohnungswesen, Städtebau urid Raumordnung 

ledert wurde, wurden Richtlinien flir die Nahumwelt der Wohnungen 
entwJckelt die der besonderen Mitwirkung der Forschungs-
gese11 als lungen" veröffentli.cht wurden. 

Die Gesell war auch in weiteren ständigen Ausschilsseq des 
IVvJSR~ w:ie z ,IL tor:l.sche Stadtviertel" und "Stadterneuerung" vertreten. 
Ich freue ständigen Ausschüsse 11Stadterneuerung11 und 

berej waren, 1n Salzburg gestern und heute offe-
abzuhalten und wir dadurch in der Lage sind, unsere 

zu vertiefen. 

Die FGW 24 Jahren mit der Schweizer Baudokumentation den 
Dokumentation im Bauwesen (IVDB) 11 gegründet und 
IRB(Informationszentrum Raum und Bau.Stuttgart) 

geführt. 

~tinternr:1,,t:.ionr.:1It~r1 Verein 

NL 

und dem 

auch die Mitwirkung der Forschungsgesellschaft 
Union für das Agr~ment im Bauwesen (UEAtc) lassen, 

Einvernehmen mit der FGW internationale Richtlinien für 
Baustoffe und Bauweisen entwickelt werden, die für die 

s eine Grundlage bilden. 

Als UEAtc-Sekretariat erteilt die Forschungsgesellschaft 
liber Herstellern von Bauprodukten im Einvernehmen mit dem Öster-

titut Agr~ments, die von den übrigen europäischen 
Staaten UEAte-Sekretariate durch Bestätigung ane~kannt 
werden können. Damit FGW in der Lage, exportf5rdernde Maßnahmen zu 
treffen. 



Nach diesen Ausfilhrungen liber die vergangenen Aktivitäten der FGW erlaube 
j.ch mir, noch.einiges zur und weiteren Tätigkeit vorzubringen. 
Schon seit der Gründung der Forsch1mgsgesellschaft für Wohnen, Bauen und 
Planen war aJ.les~ was mit dem ·wohnen im weitesten Sinne zusammenhängt und 
damit auch die Wohnungspolitik zentraler Punkt ihrer Forschungstätigkeit, 

Wohnungspolitik in dem Sinne, daß der Staat direkt oder 
1 oder mit lten Einzelnamßnahmen in den Wohnungsmarkt 

, z11r DiskusJ.son steht, erschien es notwendig, auch die in Öster-
Maßnahmen zu überprüfen, ob mit ihnen den der-

gese lschaftspolitischen Gegebenheiten und im besonderen der Be
wußtseins~nder11ng der Bewohner in ausreichendem Maße Rechnung getragen wird. 
Die daraus entwickelten Zielvorstellungen sollen eine Grundlage für die 

der Bsterreichischen Wohnungspolitik bilden. 

Die llschaft fUr Wohnen, Bauen und Planen hat daher bereits 
ihre Tätigkeit auf dem Gebiet der Wohnbauforschung in Österreich 
zum Anlaß genommen; Vorschl zu entwickeln, die anläßlich der 3. Inter
nationa en im Jahre 1981 zur Diskttssion gestellt wurden, an 

Anzahl von in- und ausländischen Fachexperten, 
sondern auch Vertreter der in terreich im Nationalrat vertretenen poli
tiscJien Parteien mitwirkten. Aus diesem Anlaß wurde ein 11Forderungspro-

zur der polltik in Österreich" entwickelt und der 
llt. 

Auf Grund der in der Zwischenzeit zusätzlich gewonnenen Erfahrungen und Ge
ten ~ sowie nicht zuletzt unter Beachtung des Schwerpunktprogrammes 

des BundesrninisteriurrIB f ilr ten und Technik wurde für die Tätigkeit der 
FGW in den nächsten Jahren ebenfalls ein Schwerpunktprogramm erarbeitet. 
Im Rahmen dieses wurden u.a. auf dem technischen Sektor bereits 

Studien Probleme der Tragkonstiuktion und Verfah-
renstechnik bei Altbauten sowie über die ErhHhung der 

Auf dem Gebiet d Rechtordnung erweckte eine Studie über die Divergenzen 
in den 5sterreichischen zen ein besonderes allgemeines Inter-
esse. Ebenso stellte auf dem Gebiet der Regionalplanung eine Studie über 
die Mi der Planbetroffenen eine wertvolle Entschei-
dungshilfe dar. 

Wie schon das Generalthema der 4. Internationalen Wohnungswoche und die aus 
diesem Anlaß vorgelegten umfangreichen Untersuchungen über die ''Mindestan
forderungen an die Wohnumweltn ze:Lgen, wird der Schwerpunkt der Forschungs-
t t in nächster Zeit auf <fom Gebiet der Wohnumwelt in Stadt und Land 
1 

te 1/:;e·rden sc~J.n: "Di.e Erneuerung der Städte, Märkte und 
beim auf tretenden Probleme" sowie die Grund-

1 und Dokumentation. 

Im Rahmen sollen im besonderen folgende Themen 
Beachtung die Weiterentwicklung des Raumordnungsrech-
tes sowi.e zur Verbesserung der Wohnumwelt im Zuge der 

der Städte, Märkte und D6rfer unter Beachtung der bei der 4. In-
ternational gewonnenen Erkenntnisse. 
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Auf dem Gebiet der Planung werden u.a. Untersuchungen erforderlich sein, 
die. sich auf den Wohnungs"~ und Siedlungsbedarf sowie auf den Flächenbedarf 
und auf den Aufwand fü:c in der Wolmumwelt beziehen, Ein be
sornfores wird o.uch dem Wohnungsgrundrissen zuzuwenden sein, die 
den Erfordernissen der veränderten Lebenszyklen ebenso wie der neuen Verhal-
tensweisen tragen. 

Auf dem Gebiet der Wohnbaufinanzierung wird die Entwicklung neuer Finanzie-
1e m:Lt der Zielsetzung einer Neuordnung des öffentlich geförder-

ten und f inanzierten Wohnungsbaues erforderlich erscheinen. Zur Zeit 
steht eine Studie ilber e:Lne verteilungsneutrale Wohnungspolitik vor der 

telluug. Darin werden die Zusammenhänge zwischen Steuer- und FHr
litik und deren Auswirkungen auf die Subjekt- und Objektf6rderung 

Auf dem Gebiet der Rechtsvorschriften sind weitere Untersuchungen zur 
freien Wohnrechtes und im besonderen f Ur ein 

es f Ur eine Verbesserung der Wohnbauförderung 
erf order l:ich, 

Auf dem Sektor Technik werden wir 11.a. dem Schutzraumbau sowie dem klima
zuwenden. Weiterhin werden neue 

Lechni.sche und Grundlagen für die Sanierung von Altbauten 
z11 schaffen sein. Ein erh6htes Augenmerk wird man auch den Problemen der 
techniscl1en Infrastruktur einschließlich der KFZ-Stellplätze widmen mUs-
sen„ 

Wir 
menden 

t diesen hier nur angedeuteten Aktivitäten auch in den kom-
Jahren den1 z:Lel unserer Forschungstätigkeit 

der Qualität der Wohnungen und ErmBglichung 
eines wei en \1.Tol1lbeffndens der Hev1ohnern 

weiterhin erfolgreich dienen zu kBnnen. 

* * 



H. W. JENKIS, Hannover 

Die Wohnumwelt - ein technisches oder 

wirtschaftliches Problem? 



Der Begriff "Wohnumwelt" ist zu einem Mode-- und Schlagwort geworden, 

unter dem sehr unterschiedliche Tatbestände, Vorstellungen und Wünsche 

subsumiert werden. Eine Diskussion ist nur dann m6glich, wenn man sich 

Uber den Begriffsinhalt einigt. 

I. 

Alle Lebewesen - Tier und Mensch - haben eine Umwelt im biologischen Sinne. 

Als einziges Wesen ist der Mensch nicht an eine natlirliche Umwelt gebunden, 

sondern lebt in einer von ihm geschaffeneni in einer eigenen Kultur-Umwelt. 

Einerseits ist der Mens eh das umwe 1 t:freies te s anderer.sei ts durch seine 

Bindung an die von ihm geschaffene Umwelt auch zugleich das umweltgebundenste 

Wesen (Anthropologische Umwelt). 

Im kulture:ll·-zivilisatorischen Sinne versteht man unter Umwelt auch den vom 

Menschen existentiell an seine Lebensbedürfnisse angepaßten und durch Technik 

und Wirtschaft künstlich veränderten Lebensraum (Zivilisations-Umwelt), Die 

natürliche Umwelt wird durch die menschlichen Eingriffe in eine künstliche 

verwandelt, die sowohl positive als auch negative Elemente enthält bzw. 

enthalten kann. Innerhalb dieser Zivilisationw-Umwelt kann man wiederum 

zwischen der physischen und psychischen sowie zwischen der technischen, 

wirtschaftlichen und sozialen Umwelt unterscheiden. Zur letzteren Gruppe 

gehören die Arbeits- und Wohnumwelt" 

Der Mensch als welt~ und umweltof.fenes Wesen könnte ohne eine von ihm gestaltete 

(Kul tu:r--)Umwelt nicht leben, Hierin liegt die Chance, zugleich aber auch die 

Gefahr für die menschliche Existenz~ Die Zivilisations-Umwelt ermöglicht 

erst das menschliche Leben, das den Menschen über das Tier erhebt, gefährdet 

ihn aber auch. 

II. 

Es ist ein Irrtum moderner Zivilisations- und Technikkritik, wenn behauptet 

wird~ erst in jüngster Zeit bedrohe der Mensch die Umwelt und diese den 

Menschen; denn auch in der Vergangenheit hat der Mensch Raubbau an der Natur 

getriebent so zum Beispiel im Mittelmeerraum die Wälder abgeholzt und damit 
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die Verkarstung der Landschaft bE~giinstigt; die vE :-fügbaren Wasserreserven 

ausgebeutet und dadurch der Ausbreitung der Wüste:. Vorschub geleistet; 

durch die Jagd Tierrassen ausgerottet usw. Der Mensch lebt in der Umwelt und 

gestaltet sie. Hierdurch erhebt er sich über das Tier und gefährdet sich 

zugleich. Somit hat der Mensch e2.n amb 

sie gestalten und wird von ihr bedroht. 

lentes Verhältnis zur Umwelt~ Er muß 

Allerdings ist gegenüber den früheren Jahrhunderten ein grundlegender Wandel 

eingetreten: Die modernen - insbesondere technischen - Wissenschaften haben 

in den: letzten Jahren und Jahrzehnten eine explosionsartige Entwicklung 

genommen, so daß die Beanspruchung der menschlichen Umwelt (Luftverunreini

gung, Wasserverschmutzung, Lärmerzeugung 1 Abfallariliäufung 1 Verbrauch und 

Zerst~rung von Landschaft 1 chemische Vergiftung des Bodens) in einem bisher 

nicht gekannten Ausmaß gestiegen ist. Dieses gilt insbesondere fUr die 

Städte und Agglomerationen, in denen die Negativerscheinungen deutlicher 

hervortreten. 

Galt noch im 19. Jahrhundert der Satz nstadtluft macht frei", so ist heute 

zum Teil das Gegenteil der Fall: Die Stadt wird oder muß als Erwerbsstandort 

akzeptiert werden, als Wohnstandort wird die Schlafstadt außerhalb des 

Stadtkerns bevorzugt. Die modernen Transportmittel - Hffentlicher Personen

nahmverkehr oder Individualverkehr ~ begünstigen das tägliche Pendeln 

sehen dem Wohn- und Arbeitsort. In dieser Aufteilung der Lebensbereiche 

Arbeits- und :Freizeit kommt die Problematik von Wohnen und Umwelt zum Ausdruck. 

IIL 

Max Weber hat einmal (überspitzt) die moderne Großstadt als einen formlosen 

Sandhaufen von Individien genannt, in der die soziale. Ordnung und die sozialen 

Bindungen der vor-städtischen mangelte. In der Großstadt dominieren nicht nur 

Technik und Wirtschaft, sondern auch der Großbetrieb, die Großbank, das 

große Kaufüaus.1 das große Krankenhaus usw. Mit diesen Formeln verbinden sich 

die Vorstellungen von der Vermassung 1 der Atomisierung und der Rädchenhaf

tigke des Individuums. Die moderne Technik und die Rationalität des Wirt

schaftens bestimmen nicht nur die Produktion~ sondern auch die Lebensbe

dingungen des Menschen und damit seine Ax:beits- sowie Wohnumwelt. 
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Diese moderne Zivilisations- und Technikkritik enthält sowohl richtige als 

auch falsche Elemente: 

Es handelt sich um eine nachträgliche Verklärung und Verherrlichung der Dorf

gemeinden und Kleinstädte; zwar war die persönliche Einbindung in eine dörf

liche oder kleinstädtische Gesellschaft sehr groß, zugleich aber auch die 

soziale Kontrolle sehr stark. Der individuellen Entfaltung oder heute ins

besondere von der jungen Generation geforderten Selbstverwirklichung wurde 

kein Raum gegeben. Erst die Abwanderung in die sich schnell erweiternden 

Städte hob die soziale Kontrolle auf (!!Stadtluft macht frei"), fUhrte aber 

auch zur Isolierung und Atomisierung des Individuums. Auch in technischer 

Hinsicht werden das Dorf und die Kle staclt des Mittelalters nachträglich 

verklärt: Ohne Zweifel waren nicht: der moderne Verkehr, die daraus resul-

t lästigung vorhanden, aber ohne Zweifel 

mangelte es auch an der Hygiene ~ Wasser, }füllbeseitigung - sowl.e an 

kulturellen Angeboten, die heute als selbstverständlich gefordert werden. 

Folge dieser veränderten Wohnurm,rnlt :i.st; daß zwar: die negativen Folgen der 

Verstädterung, der Technik und der Wirtschaft beklagt, deren Vorteile aber 

nicht immer bewußt gemacht und anerkannt werden. Ausdruck dieses ambivalenten 

Fortschritts ist, daß auch und gerade unter den negativen Einflüssen der 

Umweltbelastung die Lebenserwartung ständig gestiegen ist. Die viel 

geschmähte Technik - auch in der Medizin hat diese Entwicklung begünstigt. 

Die Kritik an den modernen Großstädten und der in diesen enthaltenen tech-

nischen, wirtschaftlichen und sozialen Umwelt ist insbesondere durch Jane 

Jacobs (Tod und Leben großer amerikanischer Städte) sowie Alexander Mitscherlich 

(Die rtlichkeit unserer Städte) formuliert worden. Seitdem ist diese 

Allgemeingut, wobei ul anzumerken t, daß die Kritik am Ist-

Zustand sicherlich zutreffend ist 1 dnß es aber noch konkreter 1 realisierbarer 

Lösungsvorschläge mangelt. Der Gc3ttinger Soziologe Hans Paul Bahrdt hat den 

"Humanen Städtebau11 gefordert. 



- 4 ·-

IV. 

Neben dieser generellen Kritik gibt es eine Kritik, die sich auf die 

Stadtentwicklungspolitik in den 6oer und 7oer Jahren bezieht: 

In dieser jüngsten Periode der Stadtentwicklung wurde unter dem Einfluß der 

rapiden technischen Entwicklung - dem Zeitalter des Raumflugs, des Computers 

und der Atomenergie - ein Fortschrittsglaube entfaltet, der - unausgesprochen -

von der Machbarkeit und Beherrschbarkeit nicht nur der technischen Umwelt, 

sondern auch der sozialen Strukturen ausging. Dieser Machbarkeitsglaube 

verband sich - weltweit ·-· mit utopischen Ideen der Sozialreform. Wann immer 

in der Vergangenheit oder in der Gegenwart von einer Sozialreform oder 

.„revolution gesprochen wurde, dann wollte man einen "neuen Menschen", wie 

er auch den Marxisten vorschwebt. Neue, utopische sozialreformerische Ideen 

finden ihren konkreten Ausdruck in einer (utopischen) Stadt. Dieses gilt 

cht nur für Thomas Morus "Utopia"» sondern auch für Campanellas 11 Sonnenstaat 11
1 

ftir T'ouriers 11 Phalange 11 und nicht zuletzt für die Trabantenstädte der Neuzeit. 

Der Unterschied zu den Utopisten besteht darin, daß man früher nur derartige 

Pläne entwickelte und publizierte, sie dagegen heute in die Realität 

umsetzte ·· die moderne Technik, die Bereitstellung der finanziellen Mittel 

und die Zustimmung der Stadtparlamente (der politischen Parteien) wurde 

schnell erreicht. Von Ausnahmen abgesehen, ist kaum ein Unterschied zwischen 

Stadt und Land festzustellen. 

Dieser in die Realität umgesetzte städtebauliche Utopismus ist weitestgehend 

gescheitert: Der "neue Mensch" ist nicht vorhanden und der "alte Adam" lehnt 

-· sobald ein ausreichendes Wohnungsangebot mit entsprechender Konsumgutwahl 

vorhanden ist - diese funktionstüchtigen, aber sterilen Trabantenstädte bzw. 

Betonburgen ab. Die Bürger stimmen mit den Füßen ab 1 derartige Siedlungen und 

Wohnungen laufen leer - Rückbau und Stadtreparatur sind neue Begriffe, 

Wohnungsabriß ein neuer technischer und ökonomischer Tatbestand. 



V. 

Vordergründig werden d 1.n den 6oer und 7oer Jahren gebauten "Betonburgen" 

und Satellitenstädte als ein technisches und wirtschaftliches Problem 

betrachtet; Technisch deshalb~ weil diese Bauten Mängel (zum Beispiel bei 

den Flachdächern, der Fertigbauweise, bei den Kunststoffdichtungen usw.) 

aufweisen; wirtschaftlich deshalb, weil unvorhergesehene Instandhaltungs-

und ten auftreten, in Extremfällen nach einer Nutzungsdauer 

von lo bis 2o Jahren sogar ein Abbruch s 11 erscheint. 

Meines Erachtens ist dieses e vordergründige Betrachtung; denn Technik 

und Wirtschaft sind nicht die Ursache, sondern die Folge einer bestimmten 

Der amerikanische Soziologe David Riesman 1) hat in seiner Untersuchung 

"Die einsame Masse 11 zwischen drei Verhaltensformen unterschieden: 

(1) Die sellschaft: Die Mitglieder dieser Gesellschaft 

(2) 

1) 

werden durch Uberkornmene, sehr konb::·c2te und oft kasuistische soziale 

Werte bestLnmt bzw. geleitet. Diese Gesells,~haftsform findet ihren Aus

druck in der institutionellen Veräußerlichung der Sitte, von Brauchtum 

und 11. Vereinfachend kann man von einem Stil sprechen, der 

über Perioden auf Individuen einwirkt, 

tc Gesellschaft: In dieser Gesellschaftsstruktur 

best Werthaltung d allgemein gültigen Normen. 

Eine Gesellschaft, die auf der Innen-Lenkung beruht 1 gibt - im Gegensatz 

zum traditions-gcleiteten dem Einzelnen eine reiche Auswahl von 

ve s Zielen, so daß eine litterung der bisherigen 

tionen c folgt. 

David Riesman: Die einsame Masse~ mit einer Einführung von 
Helmut Schelsky$ Rowohlts deutsche Enzyklopädiei Bd.72/73, Hamburg 1958 



(3) Die ~:1ßen:_g.ele~te Gesell~.~h2:__f!:.L Dieses Verhaltensmuster tritt erst 

jüngster Zeit im Mittelstand in den Städten auf. Dem Konsum von 

Freizeit und Luxus entspricht die Steigerung des Konsums von Wort und 

J3ild durch die neuen Massenkonrrmmikationsmit:tel. Das individuelle Ver

halten wird angepaßt (soz lisiert), um zum Erfolg zu gelangen. Das 

Verhalten des Einzelnen wird durch die Zeitgenossen gesteuert, entweder 

durch solche, die man pers6nlich kennt oder durch solche, die man aus 

den Massenkommunikationsmitteln kennt. Es entsteht eine Verhaltens

konformität:. Die Verstädterung und die Entwicklung der Massenkommuni

kationsmittel begi.instigen die Außen-Leitung der modernen Menschen. 

Ich habe den Eindruck, daß diese drei Verhaltensmuster bisher noch nicht 

herangezogen worden sind, um den geistigen Ursprung des modernen Städtebaues 

zu erklären: Der _!:ra~Ji~DEcll steht der (Bau-)Kultur wie 

einer einheit ichen Macht gegenüber, der Einzelne hat sich in der allgemein 

anerkannten Weise zu verhalten, im vorliegenden Falle zu planen und zu bauen. 

Dem inr,~E!:.~lei~E!,sc]2el}. wird die Richtung seines Lebens durch die 

Leitbilder seines Elternhauses gewiesen. Auch wenn die Achtung der Gesell

schaft versagt wird, bleibt der "innere Kompaß 11 als Richtungweiser. Der 

ist 11Weltbiirger 11
1 er ständig Neues und Fremdes 

1n sich auf, gestaltet dieses s sich um und maeht auf diese We:i.se 

aus dem Fremden etwas Bekanntes. Der außen-geleitete Mensch ist geistig 

überall und nirgends zu Hause, schnell verschafft er sich oberflächlichen 

Umgang,. macht sich mit den publizierten Modetrends vertraut 1 n:i.mmt diese auf 

und gibt sie als sein eigenes Produkt weiter. Dieses Verhaltensmuster setzt 

voraus, daß man sehne 11 Signale aufnimmt, die gesendeten 11 Progranu11e 11 ver-

arbeitet, s 

sendet. 

zu seinen eigenen erklärt und sie dann wieder nach außen 

Wenn w1:c e Verhaltensmuster auf die Menschen im allgemeinen und die 

Städteplaner s e Architekten im besonderen übertragen, so erhalten wir 

überraschende Parallelen: 



Der traditions-geleitete Städteplane fand eine geistige Orientierung vor, 

in der die gesellschaftlichen Leitbilder, d technische Welt, die Familien-

und Handwerksordnung mit der Stadt,,, und Wohnungsplanung Ubereinstimrnten, 

D der Leitb lder entsprach auch die lle und ökonomische 

Nutzungsdauer der Baulichkeiten: Leitbilder veränderten sich nur langsam 

und stinunten „, ungeplant und ungewollt '" mit der technischen Nutzungsdauer 

überein. Ein Beispiel hierfür ist in der Baukunst die Gotik, die in die 

Früh-, Hoch- und Spät-Gotik unterteilt wird und - in den einzelnen Ländern 

unterschied eh ·- vom 12. bis 16. Jahrhundert dauerte. 

In der Periode des innen-geleiteten Menschen haben die Städteplaner und 

Architekten ihren inneren Wertvorstellungen und Leitbildern gemäß den 

Städte- und Wohnungsbau konzipiert. In diesem Zeitabschnitt finden wir indi-

viduelle , die auch heute noch akzeptiert werden, aber auch zugleich 

eklekt istische tile, die auf his sehe Vorbilder zurückgreifen und die 

heute als kitschig empfunden werden. 

Im 2o. Jahrh,undert hat sich das leitete Verhaltensmuster durchgesetzt: 

Die Nassenkom1uunikationsmittel, die S und die M~glichkeit 1 

kurz stig neueste Tendenzen zu erfahren und für den genen Tätigkeits-

bereich umzusetzen, fiihren zu einem weltwe:~ten 1 austauschbaren Stil, den man als 

den 11 tn bezeichnen kann, Diese Stillosigkeit wird 

begleitet durch eine Wissenschafts- und Fortschrittsgläubigkeit, die sich 

auf die Politik, die sozialen Reformen und nicht zuletzt auf den Wohnungs

und Städtebau übertragen haben. Es ist das Sputnik-Zeitalter mit dem Glauben 

an die Machbarkeit und Beherrschung der Technik; der Wirtschaft und der 

Gesellschaft. Da man zum Mond fliegen und Satelliten im Weltall stationieren 

kam.1 1 entsteht der Glaube, daß man auch eine Stadt oder einen Stadtteil 

iimachenn (planen) ke,nni zumal der Computer Rechenoperationen (Optimierungen) 

ennäglich , die früher Jahre beanspruchten. Es wird nicht mehr aus einer 

tion r aus innerem Le ld heraus , sondern es schwebt 

-· mehr unbewuß als bewußt st ches Weltbild vor, das eine neue 

beinhaltet. Nicht mehr der vorhandene Weltordnung und e 
~-~~~,~-,~·--~-~~~"-~ 

Mensch und se 'Werden tiert > sondern der "zurück-

gebliebene. 11 eh soll 1.ch den· zukunftsweisenden, visionären Baukörpern 

und StadtgeBtaI unterwerfen. Bei 1 rfUr sind die verdichteten 

Bauweisen> d Betonburgen, die Hochhausbauten und letztlich die autogerechte 



Stadt. Nicht mehr der Mensch ist Mittel t des Bauens und der dadurch 

geschaffenen Umwelt, sondern imagin/ire, häufigen Wechseln unterworfene 

außen-ge te te Leitbilder. 

Der griechische Architekt und Städte 

vom "Alptraum Stadt" gesprochen 2): 

Konstantinos A. Doxiadisl) hat 

11 Ich kenne keine Stadt unserer Epoche, auf die wir stolz und keine 
Stadt der Vergangenheit, in der wir mit unserer zeitgenössischen 
Lebensweise gHicklich sein könnten. D Stadtteile, die wir innner 
~ern aufsuchen, sind entweder die nicht mehr bewohnten kunsthistorisch 
bedeut amen Altstädte oder d noch cht vom neuen Lebensrhythmus 
erreicht werden ... , Das leben in fast jeder zeitgenössischen Stadt 
gleicht inem Alptraum, einem Stadt-Alptraum der Symbol ist für so 

le Probleme unserer , denn in den Stadtgebieten finden diese 
deutliche; c:rn Ausdruck, 11 

'" ·· • ' d·' 0 J) b „ 1 3 ' ., ·1 . j_,oxia L.:, .eK agt: u1e h.o„ le des A.r tekten: ehrlich sein wollen 1 

mUssen klar feststellen, daß r als Architekten ratlos sind, da wir 

weder den Inhalt oder den Umfang unseres Faches noch unsere eigene Rolle 

darin de rt haben. 1
' Meines Erachtens ki:.:innen und werden die Architekten 

nicht mehr wie in den vergangenen Jahrhunderten ihren Standort und ihre Leit

bilder dauerhaft definieren k~nnen, da sie als Mitglieder der außen-geleiteten 

Verbal tensmuster ständig neue 1 wechselnde 1'gUl tige n Wertvorstellungen erhalten, 

die sie im sungsprozeß in Pläne und Bauten umsetzen, die in der nächsten 

Periode - d nur noch ein bis zwei Dekaden dauert bereits ungültig sind. 

Hieraus 

bild.er und Wertvorstellungen sich ändern, werden immer kürzer. Dagegen haben 

die in e bestimmten Zeitpunkt unter dem Einfluß eines bestimmten 

1) 
Konstant tektu:r Wandel 1 

Di.isHelclor 1965 

2) 
Ebenda. S. 16 f 

J) Ebenda, S. 18 



Zeitgeistes konzipierten Stadt- und Bebauungspläne eine Lebensdauer 

von So oder sogar loo Jah~~en. Das bedeutet, daß ein 11mobiler" Zeitgeist 

eine Iu®obilie produziert, die bereits in der nächsten Runde des sich 

lten Leitbildes kritisch ode sogar ablehnend betrachtet wird. 

Mi anderen Worten: Auch die Architektur ist nunmehr der Mode unter-

rfen, es wird nicht mehr zeitlos, andern zei gebaut. 

VI. 

Hans Se (1896 - 1981 1 der zuletzt in Salzburg lehrte) hat die 

Kunstgeschichte in den weiten Rahmen der Kultur- und Geistesgeschichte 

ein t' er das Kunstwerk auch Architektur - aus seiner 

Vere lung. löste. Mit seinem Buch "Verlust der Mitte 11 hat er eine 

heft 
. 1 ) 

Kontroverse ausgelöst.L Se stellt diesem Buch einen Satz 

von Blaise Pascal als Leitmo voran: Mitte verlieren, heißt die 

Menschl t verl II 

Se t Französischen Revolution von 1789 ist e ungeheure innere 

Kata :i .. m , es ist bis heute nicht gelungen, die dadurch 

geschai:fene weder geistig noch i eh zu bewältigen. Seit dem 

Ende de 18. Jahrhunderts ist auch e ff gegen die Architektur 
2) 

Um 177 o ·· Jahre vor der Französischen Revolution - erscheint zum 

ersten Mal in der gesamten Geschichte der Architektur die Vollkugel als 

Form e s Geb2.udes. Dieser phantastische Entwurf s tarmnt vom Anführer der 

architektonischen Revolution, von Clauce Nicolas Ledout (1736 - 1806). 

Die Kugel ist eine Y!~architektonische 1 sogar eine antiarchitek.tonische 

Form. 1l1re 

einen geradezu 

1) 
l:fons Seel 

ist auf ke Weise mot 
')\ 

irrsinnigen Eindruck, •u / 

; Verluc;t: der t:te 8 .Aufl., 

2) 
Ebenda, S. 93 ff. 

3) 
Ebenda 1 S. 

1 das Ganze macht 

zburg 1965 
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Diese architektonische Revolution geht der politischen vorausi in der 

zweiten architektonischen Revolution um 1900 bis 1920 wird sie weiter

geführt: Es ist die Loslösung von der Erdbasis, die Möglichkeit 1 unten 

und oben zu vertauschen, womit die Vorliebe für das flache Dach zusammen

h::ingt.. Die Wände werden in abstrakte Grenzflächen verwandelt 1 ohne 

plastische Elemente und ohne Profil. "Nicht neue Werkstoffe haben also 

die neuen Ideen hervorgebracht, sondern zuerst sind die neuen Ideen da. 

vor dem Beton erscheinen di.e (fälschlich sogenannten) 1 Beton

Formen 1 
, 

111 ) ~ Die architektonische Revolution endet mit der politischen: 

Napoleon wird 1804 gekrönt, 1906 stirbt Ledout. 

Um 1800 gab· es keinen Werkstoff und keine Technik 1 durch die die Idee des 

Kugelbaues hätte verwirklicht werden k~nnen, Erst mit dem Eiffelturm, 

der Stahlkonstruktion, wurden diese technischen Voraussetzungen geschaffen. 

Auf der Pariser Weltausstellung von 1900 wird ein Kugelbau von ungefähr 

So m Durchmesser - der den Erdball darstellt - vorgestellt. Die extremste 

Form sollte dieser Gedanke bei den russischen Futuristen annehmen: Die 

Kugel berührt nicht mehr die Erde, sie schwebt wie ein Ballon aus Glas 

und Eisen. Das Abstoßen von der Erde ist stärker geworden, der verwirk

lichte Traum vom Fliegen findet iri der Baukunst ihren Ausdruck. Die Erd

gebundenheit wird geleugnet 1 indem mfoser ·- ohne Notwendigkeit ~ auf 

Pfeiler gestellt werden. 

Die Gleichsetzung der Architektur mit der Geometrie wird durch das neue 

Dogma 1'Jeder Bau ist eine Maschine 11 noch überboten. Zwischen dem Bauen 

von Schiffen, Flugzeugen und Fahrzeugen sowie dem Bauen von Häusern 

besteht kein Unterschied mehr. Da die Maschine beweglich ist, erscheint 

nunmehr die Idee des drehbaren Hauses, es soll wie die Fahrzeuge fahrbar 

sein 11
, ., klarstes Symbol dafür) daß der Mensch keinen Ort mehr haben 

willi :m dem er bleiben, auf dem der 1 bauen 1 kann. 112 ) Das Dogma der 

Maschine findet sprachlich in der 11Wohnmaschine'' oder 11 Sitzmaschine 11 

seinen Ausdruck. 

~·...,---"""--""""""--.=-n.->'"''"'"°'"'~--

1) 
Eben.dab S~ 97 

2) 
Ebenda~ s'; 106 f. 



2oe Jahren 1 
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ren 

f de eh inen gegen d 

Abschaffung der 

Arch.i tekten. 

Le Courbusier fordert: "Der Kern unserer alten St[idte mit ihren Domen 

und MUn.stern rrmf::, zersclt und durch Wolkenkratzer ersetzt werden. 111 ) 

So umstritten auch diese Thesen Sed se n0gen: Entsprechen sie 

dern leiteten Menschen Sinne von David Riesman? 

VIL 

ha den Gegensatz zwischen Maschine und Architektur offengelegt. 

lt es sich affensichtl um e Widerspruch, der in die 

t$ ob ht ehe En ck schneller als die 

k lturelle oder so le verläuft. 
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u.nd 
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ges 

l.e 
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Men.s 

1) 

he Soz 1 
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ter Da '. et:te 

cha t: lebt 

(1886 - 1959) hat 

,, daß sich technisch-

' Q Soz lordnung; 

Wi:ihrend 1so technische, materielle 

un rworfen ist, folgt die 

, Rechtsverordnungen usw. 

sehe Entwicklung sich gerade in 

der cultural lag 

sch noch nicht 

1 urteilt und handelt in Denkweisen von 

te 1.e steht cht mehr technische Welt 1 

t ge eh fen hat. 

können 

mode:rne 1 eh g 1 le 

haben ein falsches Bewußtse 
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rn Gegenkri äußern, 

r Zeit sowohl hinsichtlich 

eh der Formen 11 rich 

n diese Einsicht 

Mit anderen 

die heute lebenden 
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VIII. 

Die Frage, ob die Wohnurmvelt ein technisches oder ein wirtschaftli.ches 

Problem sei, läßt sich in dieser Weise nicht beantworten; denn Technik 

und Wirtschaft sind nur vordergründige Erscheinungen, dahinter steht die 

geistige Haltung sowie die Auffassung darüber, was das "wahre" Wesen des 

Menschen ist: 

Die moderne Architektur und Stadtplanung hat nicht nur Ideen entwickelt, 

sondern auch realisiert, d von der traditionellen Stadtgestaltung 

abweichen, das Hochhaus, die verdichtete Bauweise (Betonburgen), die 

Satellitenstädte usw. So lange eine Wohnungsnot - wie zur Zeit in den 

Ostblockstaaten - herrscht, werden diese Wohnformen akzeptiert, weil sie 

akzeptiert werden müssen. Sobald aber der Wo~nungsmarkt ausgeglichen ist 

oder sogar ein Uberangebot vorherrscht, sti~en die Bürger "mit den Füßen 

ab'', sie verlassen diese mehr oder minder futiktionsfähigen Wohnmaschinen 

und ziehen in die alten, nicht futuristisch gebauten Stadtviertel und 

Häuser. Wenn dieses nicht möglich ist, dann weichen sie in das Wochenendhaus 

in dörfliche Umgebung aus. Typisch hierfür sind die "Datschen" in den 

sozialistischen Ländern: Man muß in einer Wohnmaschine unweit des Arbeits-

platzes wohnen 1 wo der Lebensraum durch Fertigteile genormt ist, man lebt 

aber am Wochenende und in der Freizeit in der Datscha, außerhalb der 

Stadt, außerhalb des Kollektivs in der ländlichen Idylle, wo man sich 

seine eigene Wohnurnwel t baut. 

Wer hat das "richtige 11 Bewußtsein: Der Architekt und Städteplaner, der 

moderne Techniken, Baustoffe, wissenschaftliche Erkenntnisse einsetzt oder 

der Bürger, der aus dieser .lu10nymiti:it :flieht, wenn inuner er hierzu die 

Mc5 gl i t hat? Ist dieses auch ein Ausdruck des cultural lag? 

X. 

Friedrich August von Hayekl) hat anläßlich der Verleihung des Nobelpreises 

für Wirtschaftswissenschaft 1974 in Stockholm in seinem Vortrag in der 

Universität Stockholm von der nAnmaßung des Wissens" gesprochen. Dieses 

1) 
Friedrich A. von Hayek: Die Anmaßung von Wissen) in: Ordo, 
Bd. 26 0975) 1 S. 12 - 21 
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hat er auf die Nationalökonomie bezogen, doch seine Aussagen dürften 

auch und gerade für die Architekten und Städteplaner gelten: 

Die Fachleute haben schlimmes angerichtet; denn in un-wissens.chaftlicher 

Form hat man naturwissenschaftliche Denkmethoden auf die Sozialwissen

schaften tibertragen. In den Wissenschaften von den Menschen - hierzu 

gehören auch die Architektur und der Städtebau - hat man oberflächlich 

das, was als wissenschaftliches Verfahren erscheint, in Wirklichkeit 

aber un-wissenschaftlich ist, aus den Naturwissenschaften übernommen. 

Dieser Glaube an die unbegrenzte Macht der Wissenschaft beruht aber auf 

einem falschen Glauben, denn dem schnellen Fortschritt der exakten 

Naturwissenschaften sind die auf die Gesellschaft bezogenen Wissenschaften 

nicht gefolgt. 

Wenn der Mensch in seinem Bemühen, die Gesellschaftsordnung zu verbessern, 

nicht noch mehr Schaden stiften will, wenn er sich nicht vom Erfolg 

berauschen will, dann darf er nicht - wie ein Handwerker - seine 

(Wohn-)Umwelt formen, sondern muß sie kultivieren, indem er wie ein 

Gärtner eine geeignete Umgebung für das Wohnen schafft. 

"Die Erkenntnis der unüberschreitbaren Grenzen seines Wissens 
sollte den Forscher auf dem Gebiete der Gesellschaft eine 
Demut lehren, die ihn davor bewahrt, ein Mitschuldiger in des 
Menschen unglückseligem Streben nach Beherrschung der Gesell
schaft zu werden - ein Streben, das ihn nicht nur zum Tyrannen 
über seine Mitmenschen, sondern auch zum Zerstörer einer Zivili
sation machen kann, die kein Verstand entworfen hat, sondern 
die erwachsen ist aus den freien Bemühungen von Millionen von 
Individuen. 11 l) 

Dieses gilt auch für die Architekten und Städtebauer, die unsere Wohn

umwelt planen und bauen. 

1) 
Ebenda, S. 21 
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TENDENZEN DER SIEDI~UNGSENTWICKLUNG UND IHRE FOI,GEN 

DIE WOHNUMWELT 

von Dr. Jan Uhlmann, GEWOS GmbH Hamburg 

Das GEWOS-Institut arbeitet seit vielen Jahren u.a. in 

Berlin, wo wir für den Senat die regionale Wohnungsentwick

lung untersuchen. In Vorbereitung unserer Tagung sprach 

ich mit unserem zuständigen Projektleiter über Faktoren 

der Wohnumwelt und ihre Bewertung in den Augen der Berl r 

Bevölkerung. Er sagte mir nach kurzem Nachdenken, daß man 

bei der Frage nach der optimalen Wohnumwelt etwa folgendE: 

Antwort erhalten würde: 

Vorne Kurfürstendamm, 

hinten Nordsee, 

als Nachbarn Boris Becker und Frank Elstner, 

und das Ganze für DM 4,60 brutto Warmmiete pro Quadrat~ 

rneter. 

Dies sagt eine Menge über Wohnumwelt. Wohnumwelt verstanden 

als die Summe aller Faktoren im erlebbaren Umfeld der ei 

nen Wohnung, die die Qualität eines Wohnstandortes, einer 

Wohnanlage ausmacht: 

Kultur, Infrastruktur, Versorgung (Kurfürstendamm) 

Natur, Klima, Luft (Nordsee} 

soziales Umfeld (Becker, Elstner) 

Und darüber hinaus ist sich offensichtlich jedermann darü

ber im klaren, daß Wohnumwelt für den, der sie als Mieter 

oder Eigentümer in einer bestimmten Form haben wi1.l, ih 

ren Preis hat. 
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Warum wohnt nun niemand so? 

1. Weil es diese Wohnlage real nicht gibt. 

2. Selbst wenn es sie gäbe, wäre ihr Preis vermutlich so 

hoch, daß sich nur sehr wenige diesen Luxus erlauben 

können. 

Wohnlage und Wohnumwelt haben also ihren Preis. Wodurch 

wird er bestinunt? 

Miete/Kaufpreis (Lagerente) 

Lebenshaltungskosten - relativ zu anderen Wohnlagen 

Fahrtkosten/-zeit für den Weg zur Arbeit, zum Einkaufen 

etc. 

Menge und Art der Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten 

im weiteren Umfeld (Pendelentfernung) 

Zwischen den einzelnen Faktoren bestehen vielfache Zusanunen

hänge. 

Wie sieht nun die Realität der eingangs befragten Berliner 

häufig aus? 

Vorne Hauptverkehrsstraße, nicht der Kudanun, mit Lärm 

und Abgasen, 

hinten spärlich gewachsener, heruntergetretener Zier

rasen und der Blick auf eintönige Zeilenbauten. 

Nachbarn sind nicht Becker und Elstner, sondern die 

Rentnerin Meyer oder die Gastarbeiterfamilie aus der 

'I'ürkei 

Dif= Miete beträgt DM 7,20 pro qm netto kalt. 

Wie bei so vielen Dingen im Leben klaffen auch hier Wunsch 

und Wirklichkeit weit auseinander. Dies zeigt uns: 

Die Zahlungsfähigkeit für die gewünschte Wohnumwelt 

in Geld/Zeit ist begrenzt. 



- 3 ·-

GEWO 

Das gleiche gilt für die Zahlungsbereitschaft. Wenn 

man bedenkt, daß Wohnung und Wohnumwelt nicht alles 

sind, sondern daß die Aufwendungen im Rahmen des gesam

ten Haushaltsbudgets abgewogen werden müssen gegen 

ilber anderen Ausgaben für Lebenshaltung, Urlaub etc. 

Insoweit konkurrieren Budgets für die Wohnumwelt mit 

denen für Güter und Dienste. 

Bei gleichen Gesamtbudgets können die Präferenzen sehr 

unterschiedlich sein: Der eine legt Wert auf sehr gute 

Wohnumwelt und spart dafür beim Urlaub und umgekehrt. Pro

blematisch ist die Situation, wenn keine Wahlmöglichkeiten 

bestehen 1 z,B. wegen zu geringen Einkommens. 

Ich möchte im folgenden zunächst die verschiedenartigen, 

sich uns heute darstellenden Phänomene der Siedlungsent

wicklung skizzieren und ihre Bestin@ungsfaktoren heraus 

arbeiten. Dann werde ich die Auswirkungen unterschied

licher Erscheinungsformen der Siedlungsentwicklung auf 

einzelne Komponenten der Wohnumwelt diskutieren und ab·~ 

schließend in Form von 10 Thesen mögliche zukünftige Ent

wicklungslinien aufzeigen. 
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1. Phänomene der Siedlungsentwicklung 

Die Siedlungsentwicklung nicht nur in Europa, sondern in 

fast allen Teilen der bewohnten Welt wird durch verschiede

ne Schlagworte gekennzeichnet, die sich teilweise ergänzen, 

teilweise aber auch konträre Entwicklungen bezeichnen. In 

der Fachliteratur ist die Rede von Urbanisierungs- bzw. 

Entleerungsprozessen, von Suburbanisierung, seit einigen 

Jahren auch von Reurbanisierung und Revitalisierung. Dane

ben ist die Rede von ganze Landesteile umfassenden Phänome

nen, wie einer Nord-Sild-Wanderung etwa in der Bundesrepu

blik, einer Süd-Nord-Wanderung etwa in Italien, oder auch 

von Tendenzen einer Ost-West-Wanderung. Bezeichnend für 

das Verständnis dieser Prozesse ist, daß es innerhalb eines 

Landes praktisch nicht möglich ist, von einem einheitlichen 

Trend zu sprechen: Es handelt sich zumeist um eine Überlage

rung unterschiedlicher Phänomene, die unter abweichenden 

Standortbedingungen auch verschiedenartig wirksam werden. 

Zunächst mag es nützlich sein, sich die unterschiedlichen 

Prozesse noch einmal vor Augen zu führen: 

.Urban~rung versus Entleerung 

Seit Beginn der fünfziger Jahre sind fast alle größeren 

Stadtregionen West- und Mitteleuropas durch ein erhebliches 

Bevölkerungswachstum gekennzeichnet, das sich weniger durch 

natürliche Geburtenüberschüsse - diese sind im Gegenteil 

sogar zurückgegangen - speist als durch Zuwanderungen aus 

anderen, überwiegend ländlich geprägten Landesteilen. So

weit die Abwanderungen aus diesen ländlichen Gebieten größer 

waren als der traditionell überwiegend hohe Geburtenüber

schuß, kam es zu flächenhaften Entleerungsprozessen, wie 

z.B. in benachteiligten Regionen Italiens und Frankreichs. 

Insoweit sind Urbanisierung und Entleerung zwei Seiten 

der gleichen Medaille. Wir stellen Urbanisierungsprozesse 

jedoch nicht nur in bezug auf sehr große Siedlungskerne 

fest, sondern auch in kleinräurnigem Maßstab. Die Stadt 



als bevorzugter Lebensraum hat ihren Siegeszug scheinbar 

unaufhaltsam fortgesetzt. Die im wesentlichen ökonomischen 

Gründe wurden bereits angesprochen. 

Suburbanisi 

Die Zuwanderungsströme in die Städte hatten eine mehr oder 

weniger starke flächenhafte Ausweitung der Siedlungskörper 

zur Folge. Die flächenhafte Ausdehnung der Stadt in den 

umgebenden ländlichen Raum hinein wurde darüber hinaus 

verstärkt durch .innerstädtische Abw·anderungen: Zum 'I'ei 1 

führten die Nutzungskonkurrenz zwischen Gewerbe und Wohnen 

wie auch steigende Belastungen im Bereich der WohntmMelt 

zur Verdrängung des Wohnens an die Periph(::::rie. Zum 'l'ei l 

ermöglichten auch reale Einkommenssteigerungen wachs 

Bevölkerungskreisen einen Wechsel der Wohnform: den Umzug 

von der städtischen Mietwohnung in das Eigenheim am Stadt 

rand. In jedem Fall ließ sich der wachsende Flächenver

brauch nur in Randgebieten realisieren. 

Reurbanisie und Revitalisi 

In vielen Stadtsiedlungen, vor allem der Bundesrepublik 

und Frankreichs setzte im Zusammenhang mit der Arbeitskräfte

nachfrage der Wirtschaft einerseits, den Freizügigkeit 

gewährenden internationalen Abkommenf etwa im Rahmen der 

EG andererseits, in den späten fünfziger, verstärkt dann 

in den sechziger Jahren, ein Zustrom ausländischer Arbeits

kräfte und ihrer Familien ein. Aus überwiegend ökonomischen 

Gründen bevorzugten die Zuwanderer überwiegend innerstädti

sche Gebiet0, so daß ein gewisses Gegengewicht gegen e 

abwandernde deutsche Bevölkerung schaffen wurde. Im Zusam

menhang mit der zunehmenden Abwertung von Kernstädten als 

Wohnstandorte, Verslumungstendenzen, einseitiger Sozialstruk

tur etc. wurden in einer Reihe von Ländern Revitalisierungs

programme aufgf.üegt mit dem Ziel, die Attraktivität der 

Innenstädte für das Wohnen der eingesessenen Bevölkerung 

zu erhöhen. In der Bundesrepublik hat das 1969 aufgelegte 
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Städtebauförderungsgesetz ganz erhebliche Anstoßeffekte 

in dieser Richtung gezeigt. Revitalisierung und Reurbanisie

rung kennzeichnen eine Renaissance der Innenstädte, die 

zwar nicht regelmäßig von steigenden Bewohnerzahlen, immer 

jedoch von einem Anstieg der citybezogenen wirtschaftlichen 

Aktivitäten begleitet sind. 

yerdichtung in der Fläche 

Seit einer Reihe von Jahren ist darüber hinaus ein Phänomen 

zu beobachten, das sich mit den klassischen Begriffen von 

Suburbanisierung oder Reurbanisierung nicht fassen läßt. 

Teilweise in deutlicher Entfernung zu bevölkerungsstarken 

Zentren, eher an einer größeren Zahl kleinerer Städte und 

Gemeinden angelagert, vollziehen sich flächenhafte Verdich

tungsprozesse. Polyzentrale Siedlungsstrukturen wachsen 

zusammen, jedoch ohne einen solchen Grad von Verdichtung 

zu erreichen" der sich mit dem Stichwort "Verstädterung" 

im klassischen Wortsinn belegen ließe. Betroffen sind ins

besondere Gebiete mit hoher Wohn- und Umweltattraktivität, 

wie z.B. in der Bundesrepublik der Voralpenbereich oder 

das Umland des Bodensees. Hier entstehen keine neuen Städ

te, wohl aber stark be- und zersiedelte Flächen, deren 

Anbindung an herkömmlichen Infrastrukturen - Einkaufen, 

Schule, Gesundheit etc. - die Benutzung des privaten PKWs 

zur Voraussetzung hat. Die überwiegend dörflichen oder 

auch kleinstädtischen Siedlungsformen in derartigen Berei

chen beginnen sich aufzulösen, ohne daß in jedem Fall die 

Herausbildung starker neuer Strukturen eindeutig erkennbar 

wäre. 

Fazit: 

Es gibt sehr unterschiedliche Prozesse, und zwar durchaus 

gleichzeitig innerhalb eines zusammenhängenden Kultur

und Wirtschaftsraumes. Entsprechend unterschiedliche 

Effekte sind auch auf die Wohnumwelt bzw. ihre einzelnen 

Komponenten zu erwarten. 
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( 1) Wanderungs·- und Verharrungsmoti ve 

Größe und Entwicklung von Siedlungen werden in der Regel 

in Einwohnerzahlen gemessen. Insoweit sollen kurz die Moti

ve angesprochen werden, die nicht nur zur Veränderung, 

sondern im anderen Fall auch zur Beibehaltung des Wohnsit

zes führen: 

Der wichtigste großräumige Wanderungsfaktor ist derzeit 

in allen Staaten der Welt die regional unterschiedliche 

Arbeitsmarktsituation. Mit Ausnahme kurzzeitiger Perioden 

knapper Arbeitskraftkapazitäten optimieren Industrie, Gewer

be und Dienstleistungen ihre Standorte nach ökonomischen 

Kriterien. Sie können zumeist davon ausgehen, daß der Ar

beitsmarkt sich anpaßt. Prosperierende Wirtschaftsbetriebe 

ziehen andere nach, so daß sich ein wechselseitig kumulati

ver Prozeß aus positiver Wirtschaftsentwicklung und Zuwande

rungsströmen in die Region ergibt. 

Ein weiteres großräumig wirksames Wanderungsmotiv ist das 

Bestreben, eine qualifizierte Ausbildung - z.B. an einer 

Hochschule - zu erlangen. Qualifizierte Aus- und Weiterbil

dungseinrichtungen sind nicht ubiquitär, sondern konzentrie

ren sich auf eine mehr oder minder große Zahl von Standor~ 

ten. Daraus ergibt sich die zwingende Notwendigkeit des 

- zumindest zeitweisen - Wohnsitzwechsels zum Zweck der 

Qualifizierung. Vor allem mittlere Städte mit großen Hoch

schulen erhalten auf diese Weise ein unverwechselbares 

Gepräge. 

An dritter Stelle ist das Motiv zu nennen, Wohnqualität, 

Wohnstandort und Wohnumwelt zu optimieren, sei es in Orien·

tierung an die Gegebenheiten des Wohnungsmarktes, sei es 

unter Berücksichtigung von Bildungs- und Kulturangeboten. 

Bei Familien im erwerbsfähigen Alter spielt dieses Motiv · 

lediglich in kleinräumiger Hinsicht eine Rolle, nachdem 

die Wohnartregion durch die Arbeitsplatzwahl vorgegeben 
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ist. Bei nicht mehr erwerbsfähigen Menschen kann dieses 

Motiv eine ganz eigenständige Dimension gewinnen und auch 

zu großräumigen Wanderungen in Richtung auf den gewünschten 

Altersruhesitz führen. Ein Teil der flächenhaften Verdich

tungsprozesse in naturräumlich und klimatisch begünstigten 

Gebieten wird durch derart motivierte Zuwanderungen gespeist. 

Mindestens genauso wichtig wie die Wanderungsmotive sind 

- obgleich wesentlich weniger beachtet - die Verharrungsmo

tive. Ich halte es nicht für per se selbstverständlich, 

daß ein Mensch sein Leben lang den Wohnsitz des Geburtsor

tes beibehält. Dies geschieht nur dann, wenn besondere 

Bindungen in Form von Tradition, Familiensituation, sozia

lem Umfeld, ungünstigen Arbeitsmarktchancen in anderen 

Gebieten etc. wirksam werden. 

Ein weiteres wichtiges Verharrungsmotiv ist das Eigentum 

an Produktionsmitteln. Der selbständige Handwerker, der 

Landwirt, der Gastronom etc., die sich eine ökonomische 

Basis in einem bestimmten Raum geschaffen bzw. diese geerbt 

haben, geben sie zumeist nur auf, wenn starke ökonomische 

Zwänge wirksam werden. Die ständig wachsende Zahl von Neben

erwerbs-Landwirten nicht nur in der Bundesrepublik zeigt, 

daß die Verharrung in der landwirtschaftlichen Produktion 

selbst dann noch sehr stark ist, wenn schon der überwiegen

de Teil des Lebensunterhaltes aus einer anderen Tätigkeit 

- und häufig auch in einer anderen Region - bezogen wird. 

In der Bundesrepublik weisen weite Landstriche mit einem 

hohen Anteil von Nebenerwerhslandwirtschaft nur deshalb 

noch eine akzeptable Bevölkerungsdichte auf und sind Men

schen nur deshalb bereit, täglich oder wöchentlich mit 

erheblichem Zeit- und Geldaufwand zu ihrem Arbeitsplatz 

zu pendeln, weil die Bindekräfte einiger Hektar landwirt

schaftlicher Nutzfläche verbunden mit Wohneigentum außeror

dentlich stark sind. 
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Schließlich ist auch das Wohneigentum für sich genommen 

- soweit es nicht zu Anlagezwecken erworben wurde - ein 

starkes Bindemittel an die jeweilige Region. Lieber wird 

auch aus peripheren Standorten gependelt als das eigene 

Haus aufgegeben, und dies insbesondere dann, wenn - was 

häufig der Fall ist - der Erwerb adäquaten Wohneigentums 

in der Nähe des Arbeitsplatzes im Verdichtungsraum durch 

den Verkauf des alten Hauses auch nicht annähernd zu f inan

z.ieren ist. 

(2) Motorische Faktoren 

Bilden die Wanderungs- und Verharrungsmotive ein Parameter

geflecht für das Siedlungsgefüge, hängt die Motorik der 

gesamten Entwicklung ganz wesentlich vom wirtschaftlichen 

Wachstum und der Einkommensentwicklung im Zusammenhang 

mit der sich herausbildenden groß- und kleinräumigen Ar

beitsteilung ab. In diesem Zusammenhang läßt sich nach

weisen, daß sich unterschiedliche Stadien und Perioden 

der Produktion unterschiedliche Siedlungsformen schaffen. 

Die reine Agrargesellschaft benötigte in erster Linie land

wirtschaftliche Nutzflächen sowie zum Absatz und zur Beschaf·· 

fung räumlich verteilte kleinere Handels- und Handwerkszen

tren. Das sich hieraus ergebende Standortmuster ist bei

spielhaft von Johann Heinrich von Thilnen beschrieben wor

den. Im Frühstadium einer sich industrialisierenden Gesell

schaft mit hohem Bedarf an un- und angelernter Arbeit steht 

häufig der transportkostenoptimale Standort im Vordergrund, 

die orderlichen Arbeitskräfte an sich zieht. Alfred 

Weber u.a. haben die sich ergebenden Raummuster beschrie

ben„ In einem späteren Stadium und insbesondere mit. einem 

wachsenden Bedarf an Facharbeitskräften tritt die Transport

kostenoptimierung hinter der Frage zurück, welche Standorte 

die besten Voraussetzungen haben, insbesondere die benötig

ten Schlüsselqualifikationen zu besetzen. Bei genereller 

Arbeitskräfteknappheit können auch einfache Tätigkeiten 

zu Engpaßqualifikationen werden, so daß eine weitreichende 

räumliche Dezentralisierung der Produktionsstandorte die 

Folge sein kann. 
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Eine Dienstleistungsgesellschaft ist schließlich in hohem 

Maße auf Fü.hlungsvorteile angewiesen, auf Kommunikation 

und auch hochqualifizierte Fachkräfte. Einerseits führt 

dies zur notwendigen Zentralisierung sehr hochrangiger 

und spezialisierter Dienstleistungsfunktionen. Auf der 

anderen Seite entstehen allmählich durch die Informations

und Kommunikationstechnik die Voraussetzungen, auch im 

Rahmen dezentraler - möglicherweise sogar dezentraler wer

dender ~ Strukturen zu konkurrenzfähigen Bedingungen zu 

produzieren. Nachdem viele Staaten Westeuropas die Schwelle 

zur Dienstleistungsgesellschaft erreicht bzw. schon über

schritten haben, wird die zukünftige raumstrukturelle Ent

wicklung ganz wesentlich davon abhängen, inwieweit durch 

den Einsatz entsprechender Technologien naturwüchsige Füh

lungsvorte i le der räumlichen Nähe kompensiert werden kön

nen. Während in früheren Zeiten zunächst die Wasserwege, 

später dann Eisenbahnen, Autostraßen und Autobahnen und 

neuerdings Luftverkehr, enorme raumstrukturelle und sied

lungsstrukturgestaltende Auswirkungen hatten, kommt für 

die Zukunft den sich entwickelnden Kommunikations-und Infor

mationsnetzen erhöhte Bedeutung zu. Es zeichnen sich Tenden

zen abp daß weltweit ausgewählte Großstädte über "Teleports" 

oder ähn.liche Einrichtungen in eine hochgradige kommunika

tive Interaktion eintreten werden, die wiederum hochrangige 

Standortvortei.le schafft. Insoweit werden einerseits urbani

tätsfördernde Konzentrationsprozesse weiter voranschreiten, 

anderers(Üts werden aber auch mit Hilfe ausgebauter Kommu

nikat snetze Dezentralisierungsmöglichkeiten erschlossen 

we 

Weitere wichtige motorische Faktoren sind im Wertewandel 

und in immer weniger vorzuentha.ltenden Recht auf Frei-

zügi zu . Hinsichtlich der hohen Standortqualitä-

ten nnen Faktoren wie eine gesunde und leistungsfähige 

Wohnumwelt zunehmend an Bedeutung. In der Bundesrepublik 

haben wir Wanderungsbewegungen, die von der Tendenz her 



- 11 -

vergleichbar sind mit dem US-amerikanischen Trend von 'Frost

belt 1 zum isunbe.lt'. In kleinräumiger Hinsicht sind räum

lich teilweise sehr stark differenzierte Wohn.inunobilien·

preise ein Indikator flir die Bevorzugung entsprechender 

Quali 

Ein generell steigendes Umweltbewußtsein wird flankiert 

durch eine voranschreitende Individualisierung innerhalb 

der Gesellschaft. Nicht nur die schichtenspezifische Zuord

nung wird zunehmend schwieriger, sondern auch die Homogeni-

t innerhalb einzelner Bevölkerungsschichten ist rückläu

fig. Wertewandel und Individualisierung konfrontieren Pla

nung und Raumordnung mit den Grenzen der Machbarkeit. 

Als Fazit sei noch einmal festgehalten, daß die Siedlungs

entwicklung im Einzelfall durch ein differenziertes Bündel 

unterschiedlicher Ursachen bestimmt und weiterentwickelt 

wird, wobei durchaus unterschiedliche Entwicklungspfade 

offenstehen. Eine dieser Ursachen ist die Wohnumwelt, die 

zwar hinsichtlich der Entwicklung großräumiger Siedlungs

strukturen i.d.R. eine nachgeordnete Rolle spielt. In klein

räumiger Sicht ist ihr Einfluß desto größer. 

Wenn ich bislang vom Einfluß der Wohnumwelt und anderer 

Faktoren auf die Siedlungsentwicklung gesprochen habe, 

werde ich im folgenden zunächst die unterschiedlichen Phä

nomene der Siedlungsentwicklung ansprechen und dann über 

den spiegelbildlichen Zusammenhang 1 den Ein.fluß der Sied

lungsentwicklung auf die Wohnumwelt sprechen. 
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3. Folgen der Siedlungsentwicklung für die Wohnumwelt 

Zunächst noch einmal zum Begriff "Wohnumwelt": 

Wohnumwelt bezeichnet die Summe aller Faktoren im erleb

baren Umkreis der eigenen Wohnung, die die Qualität ei

nes Standortes ausmachen. Es gehören dazu die rein ökolo

gische Umweltsituation (Luft, Lärm, Boden), wie auch un

mittelbar zugeordnete Infrastruktur und Versorgung. Die 

planerisch/bauliche Situation des Wohnumfeldes spielt ge

nauso eine Rolle, wie das soziale Umfeld, also die Sozi

alstruktur in der Nachbarschaft. Wie ich gezeigt habe, 

ist die so definierte Wohnumwelt ein gewichtiges Argu

ment hinsichtlich der kleinräumigen Wahl des Wohnsitzes 

- soweit eine echte Wahlsituation vorhanden ist. Anderer

seits ist sie gerade wegen ihrer Anziehungs- bzw. Abstos

sungskraft auf Mieter und Eigentümer im Zuge der sich ent

wickelnden Siedlungsstrukturen einem ständigen Wandel un

terworfen, und sei es nur dadurch, daß die subjektive Ge

wichtung einzelner Komponenten variiert. Ich möchte im 

folgenden einzelne Komponenten herausgreifen und sie im 

Zusammenhang mit dem siedlungsstrukturellen Wandel disku

tieren. 

Luft 

Die Qualität von Luft und Klima ist vor dem Hintergrund 

naturräumlicher Gegebenheiten ganz wesentlich durch zwei 

Faktoren bestimmt: 

die bauliche Beeinflussung der Umwelt und 

die Art de~ Energieerzeugung und ihre Verwendung. 

Urbanisierungsprozesse wirken sich in zweifacher Weise 

auf Luft und Klima aus. Umgekehrt ist jedoch noch niemand 

zu der Feststellung gekommen, daß in Entleerungsgebieten 

Luft und Klima besser geworden wären. Die Effekte sind 

letztlich nur dann spürbar, wenn sie eine gewisse räum

liche Dichte erreichen, die in häufig schwach besiedelten 

Entleerungsgebieten in aller Regel nicht gegeben ist. 
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Seit einiger Zeit gibt es einen eigenständigen Forschungs

zweig, der sich mit dem Stadtklima befaßt. Möglichkeiten 

bzw. Behinderungen des Frischluftaustauschs durch Bau

werke und bebaute Zonen, die Speicherkapazität von Bauma

terialien für Sonnenwärme und andere Themen, sind Gegen

stand dieser Forschung. Soweit sich Urbanisierungspro

zesse in Form von Bebauung oberhalb gewisser Schwellen

werte vollzieht, verändert sich auch das Klima. Nicht nur 

das Gesamtklima einer Stadt, wie es z.B. bei Inversions

wetter1agen vielen Bewohnern immer wieder vor Augen ge

führt wird, ist von Belang, sondern auch kleinräumig dif

ferenzierte Unterschiede, die einzelne Wohnlagen kennzeich

nen. Häufig besteht hier ein Zusarr:u11enhang mit der allge

meinen Windrichtung: In vielen Städten Mitteleuropas sind 

die westlichen Lagen gegenüber den östlichen bevorzugt. 

In der Stadtplanung wird dem in der Regel Rechnung getragen, 

so daß emissionsintensive Betriebe eher am östlichen als 

am westlichen Rand angesiedelt werden. Erfolgt jedoch die 

Siedlungsentwicklung ohne Rücksicht auf die Luft- und Kli

masituation, werden also stark emittierende Betriebe im 

Westen angesiedelt und im Rahmen großflächiger Neubau

vorhaben Frischluftschneisen verbaut, sind negative Aus

wirkungen auf die Wohnumwelt in mehr oder minder großen 

Bereichen unabdingbar. 

Die Frage, in welcher Weise eine Gesellschaft Energie er

zeugt und dieselbe verwendet, hat in erster Linie mit dem 

Stand technologischer Erkennisse und Anwendungen zu tun. 

Doch gibt es vor dem Hintergrund gegebener technischer 

Standards deutliche Unterschiede: Während z.B. in schwach 

besiedelten Gebieten die Einzelfeuerung und der emittieren

de Pkw-Verkehr vorherrschen, befinden sich in stark verdich

teten Gebieten häufig Sammelheizungen, Fernwärmesysteme, 

wie auch emissionsarme öffentliche Verkehrsmittel, wie 

Straßen- und Schnellbahnen. Daß die diesbezügliche Bela

stung in Verdichtung·sräumen trotzdem erheb.lieh höher ist 
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als in schwach besiedelten Gebieten hängt natürlich mit 

den absoluten Emissionen je Flächeneinheit zusammen. Bezo

gen auf den einzelnen Verursacher schneidet der ländliche 

Raum in vieler Hinsicht schlechter ab. zweifellos würden 

Verdichtungsprozesse das Stadtklima in dieser Hinsicht 

noch sehr viel negativer beeinflussen, wenn nicht von einer 

bestimmten Dichte - sei es des Baukörpers, sei es der Stadt 

insgesamt - ernissionsärmere Technologien eingesetzt werden 

könnten, weil erforderliche Rentabilitätsschwellen überschrit

ten werden. In allen europäischen Staaten sind intensive 

Bemühungen feststellbar, die möglichen negativen Auswirkun

gen von Verdichtungsprozessen auf Luft und Klima zu begren

zen und ggf. zu reduzieren. Zum Beispiel ~st es in erstaun

licher Weise gelungen, wieder "einen blauen Himmel über 

der Ruhr" zu schaffen. Ein Tatbestan~ der latenten Abwande

rungsbestrebungen in zwar nicht nachweisbarer, aber grund

sätzlich vorstellbarer Weise entgegengewirkt hat, weil 

die Wohnumwelt sich in dieser Hinsicht deutlich verbessert 

hat. 

Das Beispiel zeigt jedoch auch die Grenzen der nachvoll

ziehbaren zusammenhänge von Siedlungsentwicklung und Wohn

umwelt. Großflächig wirksame Emissionen mit negativen Fol

gen für die Wohnumwelt werden häufig von einzelnen Indu

striebetrieben verursacht, nicht von "der" Siedlungsent

wicklung. Radioaktive Niederschläge in weiten Teilen West

europas haben gerade in diesem Jahr deutlich gemacht, daß 

in vieler Hinsicht die kleinräumige Betrachung in bezug 

auf Luft und Klima an Bedeutung verliert, die großflächi

gen, ganze Kontinente überziehenden Verteilungsprozessen 

weicht, und deren Auswirkungen durch einen schlichten Wohn

artwechsel nicht auszuweichen ist. 
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Lärm 

Die Lärmbelastung des Wohnstandortes gewinnt in der Bewer

tungsrangfolge der Bewohner nach allen vorliegenden Un

tersuchungen zunehmend an Gewicht. Lärm ist der am häu

figsten genannte Störfaktor in der Wohnumwelt. Abgesehen 

von gewerblichen Lärmquellen, die mit Hilfe von Auflagen 

und investiven Hilfen in Grenzen steuerbar sind, ist der 

Hauptlärmverursacher in unseren Siedlungen der Verkehr 

zu Lande und in der Luft. Eindeutig ist die Tatsache, 

daß in allen Arten von Siedlungsräumen im Zuge von Urba

nisierungs- und Suburbanisierungsprozessen die verkehrs

bedingte Lärmbelastung ansteigt. Dem hierarchischen Stras

sennetz entsprechen häufig vergleichbare Lärmnetze, die 

sich über die Siedlungen legen. Besonders beeinträchtigt 

sind Gebiete, die nicht nur einen erheblichen Straßenver

kehr aufnehmen müssen, sondern darüber hinaus auch den 

Lärmfolgen von Bahn- und Luftverkehr ausgesetzt sind. Die 

wachsende Motorisierung der Bevölkerung wie auch die zu

nehmende klein- und großräumige Arbeitsteilung führen da

zu, daß die ve hrsbedingte Lärmbelastung benachteilig

ter Wohngebiete weiter zunehmen wird. Bemerkenswert sind 

hier Bestrebungen, t Hilfe verkehrslenkender und -kon-

zentrierender Maßnahmen die Lärmquellen wenn nicht auszu

schalten, so doch zu konzentrieren. So entstehen auf der 

einen Seite Wohngebiete mit nur geringer Verkehrslärmbe-

lastung, auf r anderen Seite bilden sich Verkehrsachsen 

heraus, an denen Wohnen kaum noch möglich ist. 

Verdichtungsprozesse wirken insoweit regelmäßig lärmer-

zeugend, während Entleerungsgebieten - soweit nicht 

Durchgangsverkehr besteht - Verkehr und Verkehrslärm zu

rückgehen. Kennzeichncrnd ist in diesem Zusammenhang, daß 

die Lärmbela.stung· nur zum geringen Teil in der Wohnumwelt 

des Erzeugers - sprich bei der neu entstandenen oder be

zogenen Wohnung des Pkw-Besitzers entsteht. Der größte 

Teil wird in die Wohnumwelt anderer Wohngebiete quasi ex

portiert. Genau dies führt dazu, daß das individuelle Be-
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streben zur Reduzierung des Verkehrslärms häufig sehr be

grenzt ist, da mögliche positive Effekte für den eigenen 

Wohnstandort praktisch nicht vorhanden sind. Die Anlagerung 

irruner neuer Siedlungsringe in den Außenbereich führt in 

wachsenden Verdichtungsräumen häufig zu einer starken, 

im Einzelfall unerträglich werdenden Verkehrsbelastung 

nicht nur entlang der radialen Einfallstraßen, sondern 

auch in der Wohnumwelt von Gebieten mit sogenanntem 

Schleichverkehr. Verkehrsberuhigende Maßnahmen haben vor 

allem das Ziel, die Wohnumwelt von der durch die Sied

lungsentwicklung erzeugten Lärmquelle Verkehr zu entla

sten. 

Boden und Veget~tion 

Urbanisierung und Verdichtung drücken sich durch Bau- und 

Siedlungstätigkeit aus: Bau von Großsiedlungen mit einem 

hohen Anteil an Mietwohnungen, von Einzelhausgebieten, 

von Bürogebäuden, Fabriken, Infrastruktureinrichtungen 

und Straßen. Dies heißt mit Zwangsläufigkeit, wenn auch 

in unterschiedlicher Ausprägung 

Versiegelung des Boden uns 

Vernichtung bzw. Denaturierung naturräumlicher zusammen

hänge von Flora und Fauna, i.d.R. verbunden mit einem 

Rückgang der natürlichen Artenvielfalt. 

Die Umwandlung von Boden und Vegetation wird vollkommen, 

wenn die verbleibenden Grün- und Freiflächen nach sorg

fältiger Egalisierungs aller natürlicher Niveauunterschiede 

mit englischem Zierrasen besät und zum Schutz vor spielen

den Kindern mit fremdländischen Stachelgewächsen bepflanzt 

werden. Die Wohnumwelt verarmt und wird reizlos, wenn -

wie in der Vergangenheit häufig der Fall - alle negativen 
Einf lußfaktoren in Gebieten mit Siedlungsdruck gleichzeitig 

auftreten. 
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Viele gelungene Beispiele der letzten Jahre zeigen jedoch, 

daß diese Entwicklung nicht zwangsläufig ist. Auch in Ge

bieten mit hoher Bebauungsdichte wird v~rsucht, die Versie

gelung nach Möglichkeit zu minimieren: Statt großer As

phaltflächen entstehen kleinteilige, druchgrünte Stell

flächen. Fußwege mit Sandbelag haben wieder ihre Chance. 

Wildwiesen entstehen statt des Zierrasens·, und die Bepf lan

zung orientiert sich am heimischen Artenangebot. Selbst 

in Innenstädten sind im Rahmen von Revitalisierungsbe

mühungen vorzüglich Beispü~le für "Naturschutz in der Stadt" 

festzustellen. Im Sinne unserer Fragestellung geht es in 

erster cht darum, wieviele Häuser mit welcher 

Grundf ehe in welcher Siedlungsfläche entstehen, sondern 

wie mit den Freiflächen umgegangen wird. An dieser Aussage 

halte ich auch t Blick auf experimentelle Vorhaben des 

flächensparenden Bauens fest, d nicht in erster Linie 

den Zweck verfolgen, die Natur weniger zu belasten, sondern 

die Grundstücks- und Erschließungskosten gering zu halten. 

Eine traditionell gepflegte Einzelhaussieldung mit geringer 

Bebauungsdichte kann als Folge intensiver Verwendung von 

Unkrautvertilgungs- und Pflanzenschutzmitteln sowie nicht 

naturräumlich angepaßter Bepflanzung für die Qualität der 

Wohnumwelt eine geringere Bedeutung haben als ökologisch 

bewußt gestaltete und gepflegte Freiflächen in stark ver

dichteten Wohngebieten. Nicht zu Unrecht wird behauptet, 

daß großflächige landwirtschaftliche Sanierungsmaßnahmen 

mit Flurbereinigungen mit dem Ergebnis einer vielfach bru

talen Maßstabsvergrößerung und Monostrukt6ren einen stär-

keren ngr ff in Naturhausha bedeutet als eine öko-

sch t gestaltete Besiedelung. 

Bei der nach der Entwicklung von Boden und Vege

tation mit Entdichtungs- und Entleerungsten-

<lenzen muß man nicht gleich an verfallene, menschenleere 

Dörfer denkenr in denen sich eine eigene Trümmer-Vegeta

tion heranbildet. Mit Wohnumwelt hat dies nichts zu tun. 

Realistisch ist es jedoch, sich die Situation in abgele-
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genen Dörfern oder auch wenig geliebten Stadtrandlagen 

vor Augen zu führen, wo Flächen brachfallen und zunehmend 

mehr Gebäude leerstehen. Natürlich breitet sich hier die 

Vegetation naturwüchsig aus, aber das Wohnumfeld insge

samt wird für die verbleibenden Bewohner sicher nicht bes

ser. Es handelt sich regelmäßig um Armutsgebiete, in denen 

es an Menschen, Geld und auch öffentlichen Mitteln fehlt, 

Bedingungen also, die im negativen Sinne so prägend wir

ken, daß das Hereinkommen der Natur in die Siedlung we

niger als Vorteil für das Wohnumfeld gesehen wird, denn 

als ein Zeichen für Verarmung und Not. 

Fazit: Der stark prägende und generell negativ zu bewer-
' 

tende Einfluß der Siedlungsentwicklung auf die Situation 
! 

von Natur und Bo~en ist unbestreitbar. Eben, weil dem 

zwangsläufig so tst, kommt es mehr auf qualitative As-

pekte der Wohnum~eldgestaltung an. Eine Automatik wie z.B. 
11 Einzelhausgebie}e sind gut für die Natur und eine Er

schließung mit m~hrgeschossigen Mietwohnungsbauten schlecht" 
i 

gibt es im strengen Sinne nicht. Entscheidend ist die be-

wußte Gestaltung. 

Öffentliche Infrastruktur 

Urbanisierung im Sinne von räumlicher Konzentration von 

Menschen bietet in aller Regel gute betriebswirtschaft

liche Voraussetzungen für die Bereitstellung wohnortnaher 

öffentlicher Infrastruktur wie Schulen, Kindergärten, 

Spiel- und Freizeiteinrichtungen, die der Wohnumwelt zu

zurechnen sind. In der Vergangenheit wurden planerische 

Verdichtungsbestrebungen häufig gerade mit diesem Argument 

begründet. Ob jedoch bei fortschreitenden räumlichen Ver

dichtungstendenzen neue öffentliche Inf rastruktureinrich

tungen entstehen, hängt von der planerischen Vorausschau 

und der Finanzkraft der einzelnen Gemeinde ab, die ja i.d.R. 

Träger des wohnungsbezogenen Infrastrukturangebotes ist. 
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Vergleichsweise schwierig ist die infrastrukturelle Ver-

sorgung suburbanen wie in flächenhaft aufgesiedel-

ten Gebieten mit vergleichsweise geringerer Bevölkerungs

dichte. Dies gilt auch dann, wenn die Bevölkerungsent

wicklung insgesamt positiv ist. Das Standortnetz ist häu

fig dünn, die Wege zur Schule weit etc .. Absiedelungen 

in Gebieten mit geringer Standortgunst führen dazu, daß 

dort d gkeit der vorhandenen öffentlichen In-

frastruktur zunehmend inträchtigt wird, so daß häufig 

eine Schließung einzelner Einrichtungen die Folge ist. In 

den Zuzugsgebieten entsteht neue wohnortnahe Infrastruktur 

nur bei größerer Bebauungsdichte. Auf der einen Seite wird 

wohnortnahe rastruktur gefährdet, auf der anderen Seite 

in Teilen des suburbanen Raumes kein adäquater Ausgleicl 

ges en" 

Zu berücksichtigen ist insbesondere in vergleichsweise 

homogen auf siedelten eten ein weiteres Phänomen: In 

vielen neu errichteten Siedlungsgebieten rekrutieren sich 

die Erstbez aus jungen Familien mit und ohne Kindern 

- je nach angebotenem Wohnungsgemenge. Die Nachfrage nach 

Kindergarten- und Grundschulplätzen ist groß, während kein 

Bedarf an ichtungen filr alte Menschen besteht. Mit 

den Jahren steigt das Durchschnittsalter der Bevölkerung 

und auch der Kinder an. Es werden vermehrt Plätze an wei

terfUhrenden Schulen benötigt. Zehn bis zwanzig Jahre spä

ter stehen die Kindergärten leer und werden ggf. geschlos

sen, während zunehmend Einrichtungen für alte Menschen 

benöti werden. Die P ist auf den Wandel in aller 

Regel schle eingerichtet, so daß in größeren Zuzugsge

hornogenen Erstbesiedlung 

strukturprobleme in der 

weitgehenden Durchmischung 

lkerung kann man erst 60 b 

rechnen, und genau in diesem 

schilderten Probleme auf. 

bieten allein als Folge e 

zwangs 

Wohnumwe 

aller 
80 Jahre 

im Zeitablauf 

t 

eh dem Er 

Zeitraum treten die 
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Fazit: Der Einfluß der Siedlungsentwicklung auf die Ver~ 

sorgung mit Öffentlicher Infrastruktur ist beträchtlich, 

obgleich sich Probleme mit Folgenutzungen nicht als na

turwilchsiger Prozeß ergeben. Der Aufbau und auch der Ab

bau fentlicher Infrastruktur ist die Folge politischer 

Planungs- und Finanzierungsentscheidungen. Er ist insoweit 

politisch steuerbar. 

Die Versorgung von Wohngebieten mit überwiegend privatwirt

schaftlich angebotenen Gütern und Diensten wie Einzelhan

del, Nahrungsmittelhandwerk, Friseure und Reparaturhand

werk erfolgt ebenfalls nach betriebswirtschaftlichen Kri

terien. Im Unterschied zur öffentlichen Infrastruktur be-

steht der Vermittlungsmechanismus nicht aus politischen 

Entscheidungen, sondern ergibt sich aus Kaufkraft und 

Konkurrenzsituation, also über den normalen Marktmechanis 

rnus, Bevölkerungswachstum in Zuwachsgebieten heißt des

halb im Rahmen gewisser Grenzen: Ausweitung des Angebots 

privatwirtschaftlicher Versorgungseinrichtungen. Allerdings 

spielt auch hier die Planung insoweit eine Rolle, als die 

entsprechenden baulichen Voraussetzungen für Ladenlokale 

und ihre Erweiterung i.d.R. rechtlich reglementiert sind 

und nicht immer dort geschaffen werden, wo aus privatwirt 

schaftlicher Sicht die besten Standorte wären. Umgekehrt 

f ilhrt in Entleerungsgebieten der Rückgang der Bevölkerung 

auch zum Rückzug privatwirtschaftlicher Versorgungseinrich-

tungen aus der F , Die Wohnumwelt der verbleibenden 

w"mhner verarmt. 

So wenig diese Prozesse grundsätzlich zu bestreiten sind, 

so schwierig ist es, sie in der Wirklichkeit konkret nach

zuvollziehen. Der Bestimmungsfaktor 11 Siedlungsentwicklung 11 

wi nämlich überlagert von anderen Phänomenen wie dem 

konkurrenzbedingten Trend zur betrieblichen Maßstabsver

größerung, der Herausbildung neuer Vertriebsformen und 

dem Wandel von Kaufkraft und Einkaufsgewohnheiten. 



Fazit: Die Siedlungsentwicklung beeinflußt in erheblichem 

Umfang die Ve mit pri rtschaf tlichen Diensten 

im Wohnumfeld. Allerdings wirken auf gerade auf diesem 

Gebiet a. ander ge Faktoren. 

Baulich.e 

Urbanisierung heißt Bautätigkeit einerseits und Funktions

brache andererseits. Unabhängig von politischer Ausrich

tung und traditioneller Herkunft sind aus allen europä

ischen Staaten großflächige monotone Neubaugebiete bekannt 

- sei es im Geschoßwohnungsbau, sei es aber auch in Form 

endloser Reihen- und Einfamilienhaus-Siedlungen. Monoto

nie kennzeichnet diese Gebiete insbesondere im Vergleich 

zu alten Siedlungskernen, die über Jahrhunderte hinweg 

ihr Gesicht bewahrt bzw. langsam und differenziert umge

staltet haben. Die rein bauliche Wohnumwelt stellt sich 

je nach Art der Besiedelung sehr unterschiedlich dar. Eine 

als unnatürlich empfundene bauliche Umwelt kann auf die 

Siedlungs cklung zurilckwirken: Wohnwunschbefragungen 

zei ß Monat ete zunehmend weniger geschätzt 

werden und dann, wenn sich Alternativen ergeben, wieder 

verlassen we . Eine stärkere bauliche Individualisierung 

der Wohnumwelt ist gefragt. Neuere Bauformen zeigen, daß 

Urbanisierung und städtebauliche Monotonie keineswegs siame

sische Zwillinge sind. 

Auf der Seite entsteht in ländlichen Absiedlungs-

gebieten zunehmendem Ausmaß Funktionsbrache, die ih-

rerseits d.i(:; 1 der Wohnumwelt der verbleibenden 

Bevö rächtigt (vgl. oben). In der Bundesre-

publik e vielfach Bestrebungen, derartige Funktions-

brachen einer neuen Nutzung zuzufü.hren bzw. sie umzugestal-

ten. Nachdem s jedoch nur mit Hilfe erheblicher finan-

zieller Inve 

Ma i 

tionen möglich ist, ist die planerische 

zt. 
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Fazit: Die bauliche Wohnumwelt hängt einerseits unmittel

bar mit der Siedlungsentwicklung zusammen. Andererseits 

ist in bezug auf Bewertung und Einschätzung der Situation 

durch die Bevölkerung das "Wie" nicht minder wichtig als 

der rein quantitative Umfang der Bebauung. 

Sozialstruktur 

Daß Wanderungen zur Segregation führen, ist seit langem 

bekannt. In Abwanderungsgebieten verbleiben häufig alte 

Menschen1 weniger gut ausgebildete Arbeitsk~äfte und an

dere, die dem Zug in die Stadt nicht folgen können/wol

len. In Zuzugsgebieten sind unterschiedliche Phänomene 

feststellbar: Soweit es sich um bereits bebaute Gebiete 

handelt, führen Zuzüge häufig zu einer stärkeren Durch

mischung der Bevölkerung und damit zu einer verstärkten 

Differenzierung. In Neubaugebieten, also vor allem im 

suburbanen Raum, bilden sich häufig sehr homogene Struktu

ren heraus, die sich erst im Laufe von Jahrzehnten auf

lockern und durchmischen (vgl. oben). 

In großräumiger Hinsicht sind die urbanen Siedlungsge

biete zweifellos so etwas wie Schmelztiegel - insbesondere 

wenn man den Ausländerzuzug berücksichtigt. Kleinräumig 

halten sich jedoch sehr hartnäckige homogene Strukturen, 

die aus Sicht der Bewohner die Qualität des Wohnumfeldes 

ganz entscheidend prägen. Entscheidend für die Segmentie

rung sind nicht nur Art und Größe der Familie bzw. des 

Haushaltes 1 sondern auch sein Alter, sein Einkommen, sein 

sozialer Status und -zunahmend wichtiger werdend - seine 

nationalstaatliche und kulturelle Herkunft. 

Fazit: Siedlungsstrukturen im Wandel haben im groß- und 

kleinräumigen Maßstab veränderte Sozialstrukturen zur Folgeo 

Die Wohnumwelt wird sehr häufig durch eine vergleichsweise 

homogene Sozialstruktur bestimmt. Abwanderungen verstärken 

zumeist die Homogenität, die Wirkung von Zuwanderungen 

ist nicht einheitlich. 
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4. _Thesen zur zukün(t.igen Entwick~ung 

(1) Das Urnweltbewußtsein breiter Kreise der Bevölkerung 

im Sinne der bewußten Wahrnehmung, ·Wertung und Ver

arbeitung umweltrelevanter Informationen wird wei

ter zunehmen und bei immer mehr Menschen zu dif feren

zierten und sehr spezifischen Einschätzungen führen. 

Dementsprechend wird die Bedeutung der Wohnumwelt für 

individuelle Lebenspläne und Standortentscheidungen 

ganz erheblich zunehmen. Die politische, planerische 

und gesellschaftliche Zuwendung zu diesem Thema muß 

und wird wachsen. 

(2) Diese Tendenz wird verstärkt werden durch die wach

sende Tages- bzw. Wochenfreizeit, durch die die Vor

aussetzungen zum bewußten Erleben bzw. Ertragen der 

Wohnumwelt besser werden. Insbesondere erwerbstätige 

Menschen werden in diesem Sinne ihre Wohnartwahl tref

fen. Die kleinräumige Siedlungsentwicklung wird inso

weit stärker noch als bisher von Faktoren der Wohn

umwelt bestimmt werden. 

(3) Eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit wirkt in die 

gleiche Richtung. Für ältere, nicht mehr erwerbstäti

ge Menschen - insbesondere solche mit vergleichsweise 

geringem Einkommen - ist die Wohnumwelt der wichtigste 

Sozial- und Erlebnisraum. Politik für die älteren Men

schen wird stärker noch als bisher bei der Wohnumwelt 

ansetzen müssen. 

(4) Großräumige Wanderungsbewegungen (vom Frost-Belt zum 

Sunbelt) werden aller Voraussicht nach anhalten. un

terhalb dieses großräumigen Trends wird sich jedoch 

der Urbanisierungsprozeß in einer großen Zahl von Ver

dichtungsräumen verlangsamen, wenn nicht sogar ganz 

zum Stillstand kommen. Überdurchschnittliche Wachstums-· 

raten sind zukünftig - in nur bedingter Abhängigkeit 

von der Einwohnerzahl - vor allem in wirtschaftsstar-
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ken Zentren des ländlichen Raumes zu finden. Die Aus

wirkungen auf die Wohnumwelt sind nur mittelbar dar

stellbar. 

(5) Unbeschadet einer möglichen Verlangsamung der Urba

nisierungsprozesse wird die Suburbanisierung weiter 

voranschreiten. Dies bedeutet Zersiedelung der Land

schaft, Bodenversiegelung und Verkehrserzeugung mit 

den entsprechenden Auswirkungen auf die Wohnumwelt. 

Der jeweils spezifische Einfluß auf die Wohnumwelt 

ergibt sich in starkem Maße durch das "Wie" der Besie

delung und den Umgang mit der Natur. 

(6} Voranschreiten wird auch die flächenhafte Besiedelung 

naturräumlich und klimatisch begünstigter Gebiete mit 

den negativen Effekten der Zersiedelung etc., auf der 

anderen Seite dem individuell positiv zu bewertenden 

Faktor einer zunehmenden Partizipation an 11 guten 11 Wohn·· 

lagen. 

(7) 11 Naturwüchsige 11 Reurbanisierungsprozesse sind in wirt

schaftsstarken Großstädten, vor allem im Zusammenhang 

mit der Zuwanderung ausländischer Bürger, zu erwar

ten. Die segregativen Tendenzen lassen die Auswirkun

gen auf die Wohnumwelt jedoch nicht unproblematisch 

erscheinen. 

(8) In Abhängigkeit von kommunaler Finanzkraft und staat

lichen Programmen wird es in vielen Ländern gelingen, 

durch Revitalisierungsprogramme die Wohnumwelt auch 

im innerstädtischen Bereich zu stabilisieren bzw. wie

der zu verbessern. Das Bestreben zur Verhinderung von 

Stadtteilruinen erfordert eine sehr bewußte Gestal

tung gerade der Wohnumwelt. 
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(9) In Abwanderungsgebieten wird es zunehmend schwieriger 

werden, die für die Qualität der Wohnumwelt wichtigen 

öffentlichen Infrastruktur- und privatwirtschaftlichen 

Dienstleistungseinrichtungen zu erhalten. Nur dann, 

wenn es gelingt, neuartige, flexible und im Einzelfall 

auch mobile Einrichtungen einzusetzen, können schwer

wiegende negative Folgewirkungen verhindert werden. 

(10) In welchem Ausmaß die Absiedelung ländlicher Teil

räume voranschreiten wird, hängt sehr stark von der 

Ausgestaltung der Agrarpolitik, wie auch der Entwick

lung der sonstigen Arbeitsmarktbedingungen ab. 11 Ster·

bende 11 Dörfer, Kleinstädte Und Marktflecken führen 

keineswegs automatisch zu einer Verbesserung der Wohn

umwelt in diesen Gebieten (passive Sanierung). Wenn 

auch die natürlichen Ressourcen weniger beansprucht 

werden, so hat der Bevölkerungsrückstand gravierende 

negative Folgewirkungen auf Sozialstruktur und Ver-

sorgung. 

25.09.1986 
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HUMANE ASPEKTE 

N. SALICATH, Kopenhagen 

Wie können Wohnviertel menschlicher werden? 



Nie CA.TH'.} 

Wie kBnnen Wohnviertel menschlicher werden 

In allen L~ndern in ·~ odet vielmehr in allen Uinde1·n der We1 t 
Reihe von Wohnvierteln, besonders in den 60er und 70e J er-· 

baut, die in verschiedenen Weisen als mehr oder urnnenschlich be-
trachte werden. Warrnn werden diese Viertel denn alt; unmen b(c rach·-
tet lhe Antwor ist~ kurz und : Weil sie von M.enBchen werden, 

rni c i.st, daß di 
der Betonkolosse oder 
Grade von menschl 

oder soziol 

vert1rtc:L t „ 

den man jahrelang in den 

den unzureichendenn Kant 

Probleme der gro
rnan soru::t sagt, 
, Von soz:La-

t, N:L anderen 
dtesen Proble

od sozi-

der Zu~ 
E:Lnsamlzei t 

benutzten 
daß 

Konstruktionen ver
ne Erhaltung die·-

oft auch nicht 
d:Lese Pro

davon, viele 



.12~.~~ .. !.~~.'.:'~~~-tl:ifl:!er den großen ~:liedlungen waren ja eine große und rationelle 
Produktion, mit Bauteilen in großen Serien industriell hergestellt, zu or

' und zur selben Zeit eine Unterlage für viele gemeinsame Anla
gen zu verschaffen. Dies wurde auch erreicht. Eine viel größere Produktion 
mit denselben Arbeitskraftressourcen und ein vielseitiges Angebot von Ak-· 
tivitätsräumen verschiedener Art für die Bewohner wurden beigebracht. Man 
hatte aber geglaubt, daß eine neue große Siedlung, eine ganz kleine Stadt, 
mit dem dazugehörenden vielgestaltigem.Leben. in einigen Monaten fertigge
s llt werden konnte, ohne daadie Bewohner noch die Möglichkeit gehabt ha
ben, ihr jahrelanges Gepräge darauf zu setzen. 

Unter den vielen Ursachen der gegenwärtigen Lage finden wir also vom 
,~,t:.~.~~te_E.~ul:J:~.:=:hen Gesichtspunkt aus sowohl eine unbefriedigende Verbindung 
mit den anderen Vierteln der Stadt als einen ausgesprochenen Mangel an den 
vielen Gemeinschaftsanlagen, die sich früher auch in den Wohnvierteln be
fanden und zu einem abwechselnden Leben dort beigetragen haben. Architekto
.E~:h!:'.eh .. ~~~~ .. l:E:ute~~ findet man oft die Bauten zu groß und zu eT~ 
und Bauschäden kommen häufig vor. Die Zusammensetzung der Bewohner ist mei
stens einseitig, und es fehlen oft--genügende Tätigkeiten und KonE.al~h
keiten im Viertel und auch Anlagen, die solche Möglichkeit unterstlitzen kön
nei.L 

I11 der Angabe dieser Ursachen leigt natürlich auch eine Andeutung der Mit
t~.3:.2._<!ie zu.r Lösung der Probleme angewandt werden sollen, Ich ·kari~-nicht-; 
in Anbetracht der kurzen Zeit, eine völlige Darstellung dieser Mittel ge
ben. Viele von ihnen sind ja ziemlich klar, es geht nur um die notwendigen 
Schritte zu planen und auszuführen. Einige von Ihnen möchte ich aber gern 
ein näher erläutern. 

Ich habe den städtebaulichen Gesichtspunkt erwähnt, Man hat viele Beispiele 
dafür~ daß sich d:Le Bewohner von der umliegenden Stadt weit entfernt fühlen. 
Eine Ursache der Probleme ist es oft, daß sich die Bewohner als Vertriebene 
Auffassen. Die Herstellung von guten Verkehrsverbindungen ist wahrschein
lich notwend:Lg ~··~_;ot~i~-cI:ie"Kosten selbstverstfülfilcheine-große Rolle spie
len. Flir die minderbemittelten Familien hilft es nicht viel mit guten Ver
kehrsverbindungen, wenn die Verkehrskosten unerschwinglich hoch scheinen. 
Der Verkehrsträger wird sehr wahrscheinlich sagen: das ist nicht unser 
Problem, daß einige Bewohner in einem belasteten Wohnviertel s:Lch die Ver-· 
kehrskosten nicht leisten kBnnen. Ich nenne dies schon hier als ein Bei-

l als etwas sehr wichtiges für die Befassung mit diesen Problemen: die 
Notwendigkeit von einer engen Zusammenarbeit zwischen allen, die in solche 
A:(~Gei~i~~einl~e.zogensind :-Dies geht natürlich viel weiter a:i8' die Verkehrs-, 

Gewöhnlich ist noch die Sektorplanung, wo Pflegeheime, Kindergärten 
in Sektoren geplant und finanziert werden. Eine Änderung hier ist 

. Nicht nur die verschiedenen Bemühungen werden viel mehr ef f ek
t~v wenn sie koordiniert werden. Die finanziellen MBglichkeiten werden 
auch wesentlich verstärkt. Man klagt oft darüber~ daß ausreichende Mittel 
für derartigeArbeiten riicht zur Verfllguqg stehen. Die Frage ist, wie weit 

lieh wahr ist. Wenn eine feste, wohlorganisierte und sektorilber
Zusammenarbeit verw1rklicht wird, werden die Ergebnisse oft 

grBßer als erwartet. Wenn man daran denkt, vieviel Geld, wieviele Leute 
und wieviele Anstrengungen solchem sozialen Einsatz gewidmet werden, ist 
es lieh nicht erstaunlich. Das Hauptproblem ist wohl eigentlich die 

, die Selbstverwaltung und die Selbstverfügung über eigene 
Mittel der einzelnen Sektoren aufzugeben. 
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Im teil es kostet nicht und es ist effektiv, aber es ist sehr schwie-
werm man den in der Theorie anerkannten Gedanken in die at umsetzen 

soll. lt es al o, statt einer Sektorplanung eine einheitliche 
durchzuführen. 

···~··-··~···~··j-···~--~-'~ 

Dies auf alle die anderen, verschiedenen 5ffentli-
chen Wie früher gesagt, sind diese neuen Wohnvie el oft 
nicht damit versehen, was sie in vielen Weisen ärmlich macht. 
Eine Dezent alisation verschiedener Teile öffentlicher 

Leben in n wünschenswert. 
konzentrierter Betrieb. EJ.ne Dezentralisation ist nicht nur 

t im Viertel, sondern auch von besserer Be
und man vermeidet viel besser das GefHhl von :Bürokratie 

man sich an solche 6ffentliche Diensts el wendet die 
von dem bere:i.ch befinden, 

Gerne~Lnschaf umf&.ßt 
auch Läden. Die Kundenunterlage wird und 

daß di.e kleinen Kon.-. 

Uffentliche Service.funkt 
bliothek·- oder 

hat jedoch saubere 
ihnen werden vielleicht hier 

von kleinen Reparaturwerkstätten zur 
oder andere tägliche 

ätze in den Wohnungen vom Fernsehen 
schwer zu überblicken. Wird es 

Kon.t 15rde.rn, oder fo mein:· Tso1 
auf dem Arbeitsmarkt 

tädtebaulichen Gesichtspunkt mBchte 
, daß es wichtig ist, viele 

täten und viele 5f fentliche Dienst 
hineinzuführen. Wie weit soll man 

FJ:!c.h natürlich nicht cdnfach fes 

ist 

eine 

len; 
trebt werden „ Die Absicht mit dies Ar·-

auch menschlich reicher zu machen riicht sie 

n Verhi 
\'Johl funktionie·-

ist Gr6ße der Sied-
von Bedeutung. Ich , warum 

Jahren diese großen Anlagen gemacht hat. Es ist 
, Hberschaubare E:Lnheiten 9 wie z.B. die 

ten Gebäude mit Gärten, eine bessere Grundlage fUr das Le-
ben :Ln dem Wohnvierteln b.i.eten, nicht zuletzt für die Ki.nder. 
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Außerordentlich wichtig ist die Instandhaltung. Der Mangel daran gibt einen 
Eindruck von Verfall und verringert die ganze Umwelt. Oft ist die Ursache 
eine kurzfristige Einsparung beim Bau, trotzdem daß es oft eine teurere Er
haltung nach sich zieht. Ein vernünftiges Verhältnis zwischen Baukosten und 
Betriebskosten wird leider sehr oft nicht beachtet, obwohl es von größter 
Bedeutung ist. Ich glaube, daß wir in den meisten Ländern die Schwierigkeit 
fühlen, die Behörden von diesem Zusammenhang zu überzeugen. Natürlich können 
auch Bauschäden oder eine schlechte Betriebswirtschaft mitspielen. Eine 
l tige Planung der Instandhaltung sollte ein unentbehrlicher Teil der 

dieser Wohnviertel sein. 

Es ist bei der Gestaltung der Häuser wichtig, daß man darauf aufmerksam 
macht, die menschlichen Entfaltungsmöglichkeiten zu unterstützen. Wohlbe
kannt ist ja der Bedarf an Gemeinschaftsräumen für unterschiedliche Zwecke, 
sowohl organisierte als unorgar~isierte, wie z.B. Hobbies, Clubaktivitäten 
und Feste. Wichtige Elemente sind die Straße, das Erdgeschoß die Flä
chen vor den Eingangstüren, wo die Möglichkeiten für Unterstützung des Ge
meinschaftslebens besonders gut sind, u.a. weil man sich hier am öftesten 
trifft. 

Was die Grünanlagen betrifft, ist eine Aufgliederung der großen, oft.durchge
hlas·ener;:nächen in kleinere, abgeschirmte Gebiete rni t Windschutz, Sonne und 
Ruhe empfehlenswert. Platz für Entfaltung ist eine Voraussetzung, auch für 
die Tätigkeiten der J~gendlichen:· Gewalt und Zerstörung, was leider oft ein 
ernstes Problem ist, sind in hohem Grade darauf zurückzuführen, daß die 
jungen Menschen keine Möglichkeit und keinen Platz für ihren Tätigkeitsdrang 
haben. Wozu auch noch korn~t, daß sie sich oft nicht von der Umgebung akzep
tiert fühlen. Man hat mit Plänen gearbeitet, wo die Häuser abgegrenzte Flä
chen nahe an den Wohnungen bilden, und wo die Gebiete für Durchgang immer 
von den Fenstern übersichtlich sind. Hier,druch werden die Bewohner eine 
gewisse Verantwortung für ~i~ Identität mit den Gebieten fühlen, und die 
allfälligen Gewalttäter richten erfahrungsgemäß am meisten ihre Tätigkeit 
gegen mehr oder weniger herrenlose Gebiete. 

Ich habe die Aufgliederung in kleinere Gebiete genannt. Ich m5chte als ein 
Beispiel die große Siedlung Sarcelle nahe an Paris nennen. Vor einigen Jah
ren wm:de-Sarceile als ein typisches Beispiel auf c:üne mißglückte Siedlung 
der Nachkriegszeit betrachtet. Man hat in den letzten Jahren viel damit ge
arbeitet. Man hat z.B. die Siedlung in kleinere Einheiten aufgeteilt, um 
die Anonymität zu bekämpfen. Die großen Flächen, die niemandem gehören, hat 
man abgeschafft. Mehr Nutzgärten sind angelegt. Auf den großen, leeren 
Flächen hat man gebaut. Den Straßen hat man mehr Leben gegeben, z.B. durch 
mehr Läden. Die Siedlung hat sich stufenweise entwickelt und die Verbindun
gen mit der Stadt sind verbessert worden. Sarcelle wird heute als ein gu-
tes l auf ein rehabilitierte& Wohnviertel betrachtet. 

Die Verhältnisse sind selbstverstänldich verschieden von Fall z11 Fall, aber 
einige Haµptlinien zeichnen sich als ziemlich generell ~b. Räu~lichkeit u~d 
FlexibHität sind in den meisten Fällen eine gute Grundlage für ein posr=:--

Zusammenleben. 

Ich habe jetzt die städtebaulichen und die physischen Bedingungen für 
menschliche Wohnviertel behandelt. 



IcJ1 b.abe in 

\-Jenn 

ist 

Punkte unterstreichen, 

sage, fragt man vielleicht: das kl aber 
lieh? Die Mieter einer großen Sj.ed nicht 

liehe Verluste, von ihren Beschlüssen sach , verant-
lch möchte hier ganz kurz das f ilr Mieterbe-

oder eher Mietersc::.1bstbestimmung, nennen. Das tem, das sei.t 
funktioniert, setzt voraus, daß die Bewohner jeder Sie0;ung ei

tand wählen, der sich ausschließlich 1s d Bewohnern 
-~···········„""~·-···~······~··· der Arbe:i.t mit lokalen Ver1üi1 tni.EbUl :xnnehmen, Es 

und die Instandhaltung der S:Led dl.e Auf·· 
einer Hausordnung" Die Bewohner kfrnnen auch beHt:Lmmen, dafä gemein~ 

errichtet werden sollen, wenn sie berei.t sind, die er-
zu akzeptieren. Und hier ist wesentliche 1 

M:i.ete in dem sozia-

des Abteilungsvorstandes direkten 
damit unzufrieden sein wUrden, 

Gewählten werden gestürzt. 

sozialen 

natU1·-~-

N:i.e·· 

mehrer·e Siedlungen m:L t je eirn::m Abtei ungsvo"t>

gibt. 

für die Ge~ 
und die 
Wohnhau~· 

Zusa1mnenleben hängt natürlich auch von den 
abo 
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Ich habe früher die Freizeit- und clubaktivitäten genannt. Und alle diese 
Aktivitfiten, und die Qualität der ganzen Umwelt werden je wichtiger, desto 
mehr Menschen einen grBßeren Teil ihres Daseins in der Siedlung verbrin-
,gen-:--vTe i·e~'tret-en·r rilher-Tn<len-Ruhes t an<l und auchwege~l<Ier~hlfüe re n~ 
benserwartung werden mehr Rentner im Viertel wohnen) ein gr6ßerer Teil der 
Erwachsenen ist kürzer oder länger arbeitsfähig und für die meisten wird 
die Freizeit länger. Dies bedeutet grBßere Ansprüche an die Siedlung, aber 
auch,, daß erheb Hebe menschliche ResSöürcenVorhändel1 sfn<l~"-·J;r(;-eben wiln~ 
sehen~ zt zu werden:, Man--rechnet vielerorts dam:Lt, daß sich die Hälf~ 
te d ?rwachsenen BevBlkerung heute tagsüber im Viertel aufhält. 

Viele RLlfsmaßnahmen, di.e früher NAchbarn und Freunde wahrnahmen, werden 
heute von professionellen Hilfspersonen des öffentlichen Dienstes übernom
men. Damit sind viele Kontaktmöglichkeiten verschwunden. Es gibt aber viel 
Raum fUr .li'.~.Ki::..ns::!!J:ß_::,~!.f2J:.f_stätiJ;Skeiten Eraktische_r A.E.:b die die Bewohner 
ausführen k5nnen, z.B. gemeinschaftliche Einkäufe, Betreuung von Alten und 
Kindern, gemeinschaftliches Essen. Und die früher erwähnten kleinen Repa
raturbetriebe können als Arbeitsgemeinschaften organisiert werden. Hilfe 
von Freizeitberatern, die neue Initiativen unterstützten und vorbereiten 
Kon11en hat sich oft sehr nützlich erwiesen. Einige Wohnbaugesellschaften 
haben Sozialarbeiter eingestellt, die Bewohnern in Schwierigkeiten helfen 
kBnnen und dabei auch eine aktive Beratung durchführen und dadurch, wenn 

den Problemen (auch Rückstand mit der Miete), vorbeugen k5nnen. 

Die :Bewohner sollten auch die Möglichkeit haben, ~u~~Jlike~5~tiv 
mi.tzuwirke1L Nicht nur im gewissen Umfang an Neubauteni sondern auch an Än

Ergänzungen in den älteren Vierteln. In Frage kommen z.B, 
Grilnzlige und Gemeinschaftsräume. Es bestätigt sich oft, daß 

das Erlebnis selbst von gemeinsamer Tätigkeit eine sehr positive mensch
Ticiie~T~l-:rkung hat. Auch in }ffnblick auf die Einrichtung oder innerhalb 

Grenzen .::!:~:.e ~ncl<;:E,.~_er __ 5:~ Wohnu12~_1 wäre aber oft ein größe
raum wünschenswert. 

Ich 1 in Verbindung mit der Planung, die M8glichkeiten zur Ver
hütung von Gewalttäigkeit genannt. D:i.e Ursache kann also sein~ daß die Ju
geridlichen sich nicht akzeptiert fühlen, oder daß sie nicht wissen, was 
sie sonst tun sollen. Di.~--~chaffung besser~gense~&er Kontakte, u.a. 
mi.ttels gemeinschaftlicher Aktivitäten, auch zwischen Ältlichen und Jun
gen, ist oft ergebnisreich gewesen. Flir Kinder und Jugendliche, die ihrem 
Heim entlaufen sind, hat man neulich versucht, eine Art Hotel einzurich
ten, wo sie einige Zeit unter vertretbaren Umständen verbringen k5nnen1 
bis eine L8sung gefunden wird. Die Jugend~ichen fürchten oft die tradi
tionellen Institutionen mit ihrem mehr formalisierten System. 

Neulich ist eine Art Wohngemeinschaft für Ältere in einem sozialen Neubau 
eingerichtet~wö~·-Etwa 20-selbständig~gen rund um efoen Aufzug 

filr diese Personen vorbehalten, während das Erdgeschoß in zwei gro
ße, gemeinsame Wohnungen eingeteilt ist. Hier sind zwei Küchen und Wohn
zimmer, und die Idee ist sowohl die ganz selbständige Wohnung zur Verfü-. 
gung zu haben, als die MBglichkeit zu gegenseitiger Hilfe mit vielen, täg
lichen Bedürfnissen und bei leichteren Krankheiten. Zugleich stehen die 
Gemeinschaftsanlagen des Wohnungsbaus auch zu ihrer Verfügung. 
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Eine wichtige Grundlage f ilr das Mitwirken der Bewohner sind mehr Informati
nen über die Rechte und Pflichten der Bewohner und ilber die Möglichkei te:n--

Siedltu1g. Solche bessere Informationen werden auch das Interesse der 
Bewohner an Beteiligung an der Arbeit verstärken. Es gibt Informationsbil
ros, wo sich Bewohner mit besonderen Kenntnissen verschiedener Themen, wie 
z.B. Berufsmöglichkeiten, Schul- und Bildungsmöglichkeiten und Freizeitak
tivitäten, als freiwillige Mitwirkende beteiligt haben. Siedlungszeitungen 
sind allmählich sehr verbreitet worden, sowohl als Informationsmittel als 
auch eine Anregung für die Bewohner, Beiträge filr die Zeitungen zu schrei
ben. 

Die menschlichen Probleme sind, wie gesagt, ein großer Teil der Probleme 
dieser Viertel und folglich ist die Bewohnerzusammensetzung entscheidend. 
Sol 1 man. ,~~~:.~:~~:..:'!::~heit~.ic~~~-:l3ewohn~:rzusammensetzung_ oder eine variierte '„ 

Zusammenset anstreben? Eine einheitliche Zusammensetzung, 
Einstellungen, Interessen und Ausbildungs-

stand, wi.rd oft bessere Voraussetzungen flir ein gut funktionierendes 
soziales Leben ohne Konflikte geben, und die sozialen Netze können oft bes-

entwickelt werden. Wir wünschen aber auf der anderen Seite nicht eine 
Segregation, sondern streben oft nach einer Integration der Kinder und der 
Alten, der Behinderten, der Einwandererfamilien sowie unterschiedlicher 
sozio-Bkonomischer Gruppen. Dies gibt ein demographisches Gleichgewicht, 

ic:ht die Einbeziehung der Erfahrungen der verschiedenen Gruppen, 
verbessert die Kenntnisse von anderen Lebensweisen und fördert dadurch 

Toleranz. Wie wird aber die Bewohnerzusammensetzung bestimmt? Die Ein
in Wohnun-ger\ des- sozialen,_ Wohnungsbaus, des Gemeindebaus, erfolgt 

oft nach Bedürfnissen oder der Reihe nach. Mit Rücksicht auf ein gutes Zu
sammenleben im Viertel hat man zuweilen eine konkrete Bewertung der Mög-· 
Hchkeiten der Wohnungssuchenden filr eine gute Anpassung an das Gebiet 
vornehmen lassen 1 in enger Zusammenarbeit zwischen dem Verwalter und der 
Gemeinde über die Vermietung. Eine verwaltungsmäßige Vereinfachung ist dies 
aber 

l:j:}'° .:~,E,;~:1S>l}!},<_02:Z~i"-C:-2'.D!.!1:~.!:~~~tz.:-:!:Eß .. _~~!: sich in den _letzten J".':_~E-__ ,ge~nd~t_. In 
vielen Llindern gibt es mehr kleine Haushalte als zuvor, besonders Allein
stehende, z.B. mehr Rentner, Alleinstehende mit Kindern und kinderlose Er
wachsene. Und, wie schon gesagt, befinden sich heute viel mehr Menschen 

in der Siedlung. Auch d1e Lebensformen haben sich entscheidend 
auch Bedarf an unterschiedlichen Wohnungsgrößen 

, und wenn sie nicht bei der Planung vorausgesehen waren, 
rrm:>i;en oft weitg0J1ende 1\nderungen in diese Richtung durchgeHihrt werden~ 
vielleicht auch bei Aufgliederung großer Wohnungen, um ein gutes mensch-
1iehes Zusarnrnenlebe.11 zu. sichern„ 

Es ist wichtig, daß die Wohnungen vorhanden sind, die den Wohnungssuchen
den am besten passen:·lfucr; wenn mögliCh;Söll man ihnen eine freie Wahl_ 

. Das Gefühl, nicht eine bestimmte Wohnung aufgezwungen zu bekommmen, 
ist filr die Zufriedenheit wichtig. Es ist wie mit Eheleuten: die freie Wahl 
fördert das Wohl. 

Ein ernstes Problem in diesem Zusammenhang soll kurz erwähnt werden. In 
Ländern, z.B. England, schränkt man, um öffentliche Ersparnisse 

zu erreichen, viele Institutionen ein, auch solche mit Plätzen für Perso
nen, die aus verschiedenen Gründen, psychischen oder physischen~ schwer-
tch zurechtkommen können. 
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Das bedeutet, daß viele von solchen schwachen Gruppen zu den Wohnvierteln 
zurückkehren müssen. Diese nDesinstitutionalisierung" kann eine Drohung, 
und jedenfalls eine Herausforderung, für das soziale Zusammenleben sein. 
Hoffentlich werden die sozialen Netze auch hier eine schwierige und wich-

Aufgabe lBsen kBnnen. 

Ich habe jetzt versucht, einige Seiten von den städtebaulichen, den physi
schen und den menschlichen und organisatorischen Bedingungen für menschli
che Wohnviertel zu beleuchten. Ich habe besonderes Gewicht auf die großen 
Siedlungen der Nachkriegszeit gelegt, aber die Prinzipien gelten auch für 
ältere Wohnviertel. Es steht fest, daß sich die Voraussetzungen.fTfr„,~ 

in vie er Weise geändert haben. Es steht auch fest, daß die Pro
bleme so kompliziert sind, daß ~:!:,~e Mit_~-L~_leichzeitig verwendet werden 
müssen. Eben diese Komplexität macht eine enge Zusammenarbe:?:_t:._~is~n den 
:~C::.~-<:~L~&:t:.~!1- notwendig, Zusammenarbeit mit den Bewohnern und mit den Behör
den, und fachilbergreifen<l zwischen den verschiedenen Behörden, und viel 
weitergehender als üblich. Die Maßnahmen sollen frühzei ti;.f?3i~e1:3 t ~ 
den damit die Probleme nicht unlösbar werden. Oft zeigt es sich, daß al-

die Tatsache, daß was geschieht, daß jemand sich mit den Probleme.nbe·
:sC:häftigT·;-eTne„,Xi;Cie~rtmg mit sT~j1"' bringt. Das Gefühl von Machtlosigkeit 
und losigkeit, das so oft in diesen Fällen herrscht, verschwindet. 

Die Ursachen dieser Probleme sind also oft von menschlicher oder sozialer 
Art, und das alles können wir natlirl:Lch mit den hier beschriebenen Mit
teln nicht lösen. Diese Probleme hängen mit der ganzen gesellschaftlichen 
En zusammen, Wir können aber mit diesen Mitteln den Auswirkungen 
dieser umfassenden Probleme entscheidend entgegenwirken. 

Zum Schluß möchte ich feststellen, daß die Komplexität dieser Probleme na
türl:ich dazu führen muß; daß ein __ 27,.::i i_:f~hender, internationaler Erfahru~s
austausch notwendig ist. Viele Länder haben sich.mit diesen Problemen be-

. Z, B. land und Frankreich haben sehr viele Erfahrungen auf 
diesem Gebiet, und ein Land wie. Schweden kann auch vieles von Schwierig~ 
ke:Lten und Ergebnissen berichten. Die notwendige Zusammenarbeit soll also 
auch über die Grenzen gehen. Viele Erfahrungen und Möglichkeiten sind vor
handen und wir können heute gemeinsam einen effektiven Einsatz gegen diese 
umfassenden Probleme leisten. 



1.-Ing. Reiner LEHMKUHL, Düren 

WOHNUNG UND UMFELD 

Prob eme und Chancen für Kinder und Heranwachsende 

flir Fami.lien mit kleinen Kindern 

der Geburt an beginnt der Mensch, Umwelt zu erfahren und zu erobern. 
Vom ersten Tag eines Lebens an lernt der Säugling, indem er Erfahrung mit 

t macht. Diese Außenwelt wird im vermittelt durch den Kontakt mit 
über seine Sinnesorgane. Der Säugling wird einer Fülle von Rei

zt.: dem Lieht und der Dunkelheit, der Wärme und der Kälte, dem 
St:Ule~ dem A11einsein und dem Zusammensein mit Menschen. 

Schrei~n ein Rufen nach der Mutter - ist flir den Säugling die einzige M5g-
lichkeJ.t, auf seine Umgebung aufmerksam zu machen. Säuglinge schreien jedoch 
nicht nur~ sie geben eine Vielzahl von Lauten von sich, die bemühte Eltern 
bereits nach Zeit voneinander zu unterscheiden wisse. Lautliche Äu-

während des Schlafes, während der Mahlzeit oder beim Spiel mit der 
on s 1i sieren ni.cht immer einen Notstand, sondern <lrficken 

auch die Zufriedenheit und das Sichwohlflihlen des Kindes aus. Einige der 
Lau des S 1ings oder der Rufe des Kleinkindes nach der Mütter 
haben die Funktion, sich der Anwesenheit dieser Hauptbezugsperson zu verge
>·ri..ss;o;n., Eine kurze Antwort, ein "Ja, ich bin da" genügen dann schon, um dem 
Kind weitere Zeit.lang das Gefühl zu geben, nicht allein gelassen zu wer-
den, andern behütet zu sein. Dieses setzt allerdings voraus, daß sich 
die Mutter in Rufnähe des Kindes aufhält. 

Die NUhe der Mutter Eltern muß gewährleistet werden. Wohnungsgrund~ 
oder anderen tlberlegungen filr den Säugling eine 

abseits des El ternschlafzirnmers als "Kinde1:-zimmer" fest-, 
risse, 
6 rn. 
'f 
.l. 

die J.US 

zur Isol des kleinen Kindes: die biologi.sche Bereit-
schaft der Mut , nnchts mi Aufwachen und Versorgen Kindes zu 
k.ann zur Aktivitblt: werden. Die Wechselbeziehungen zw:Lschen Mutter und 
Kind mfü;sen durch Gestalt der Wohnumwelt gefördert werden. Entweder sei. 

t tzimmer groß genug, so daß der Säugling nachts neben den El-
en kann oder das Zimmer des Säuglings so groß, daß d:Le Mutter 

zeitweise beim Kind sein kann. Letzteres ist bei der Stimmkraft eines Säug
den Vater oft die einzige Mögl:Lchkeit, einigermaßen ausgeschlafen 

den Arbeits zu erleben. In be:i.den FJillen bleibt der Kontakt 
Z'w:Lsc.11211 lvfuttex: und Kind 1.:Leh~ Für den Tag müssen \~ohnrau1n, \~ohnk.üch.e 

oder htete Di. 1e nebe>n der Ki.iche groß genug sein, damit der Säugling 
oder das kleine Kind jederzeit in Sicht- und Sprechkontakt mit der Mutter 
sich befinden kann. 

Vom rsten Tage eines Lebens an wächst der kleine Mensch in die Welt der 
Erwachsenen hinein. Ein Wohnungsgrundriß kann Fehlentwicklun-

in der tsc:h(cidenden Entstehungsphase erster Sozialbeziehungen - zwi-
s und l:fotter und im Kreis der engsten Familie begünstigen. 
Für die kleine Fitmi1:Le m:Lt dem ersten Kind kommt es zunächst mehr auf den 
r:Lch Zuschnitt als auf die Gr5ße der Wohnung an. Doch wegen des Kinder-
wagens die nicht zu hoch über dem Erdboden liegen: Treppen 
si.nd eLndliehn, (selbstbediente) Aufzüge sind nicht vtel bes-
ser~ 



Nähe zurn Erdboden 

Die Nifäe zum Erdboden bekommt Bedeutung, wenn das Kind heranwächst. Kann es 
t einmal Jaufen, erobert es schnell die Wohnung, die Treppe, den Garten. 

Ist ein Teil des Gartens ~n Nahbereich der Wohnung gelegen und leicht flir 
die Mutter zu überblicken, kann das Kleinkind - mehr oder weniger gesichert 
~-draußen i3 1en 5 während die Mutter draußen oder sogar drinnen im Haus, 
jedoch in Sichtnähe, arbeitet. Im Geschoßwohnungsbau treten hier Schwierig
kei.ten auf: Man wi.rd mir bei geschickt überlegten Grundrissen und nur flir 
das eine solche M6glichkeit schaffen können. 

Ist das Kind selbständig genug, um mit anderen spielen zu k5nnen - im Alter 
von dreieinhalb bis vier Jahren - mag dann auch noch eine Wohnung im 1. oder 
2. ß ausreichende Kontakte zwischen Mutter und Kind sichern. Der 
direkte Z11tritt von der Wohnung zur Freifläche, wo das Kind spielt, ist aber 

11s solchen nicht m5glich. Von oberhalb des 2. Obergeschosses 
ist der Gesichtsa11sdruck eines unten stehenden Kindes kaum mehr wahrnehmbar, 
wird der Ruf- und H5rkontakt entscheidend geschwächt und mit steigender Ge
schoßzal1l rasch v6llig unterbunden. Das beste Aufzugssystem in einem Hoch
haus schafft hier keinen Ersatz, Wohnt eine Familie mit einem Kind im 4., 
6., 8. oder inem hBheren Obergeschoß, so wird die Mutter, wenn sie dem Kind 

t werden will, manche notwendige Verrichtung aufschieben müssen, um 
mit dem Kind !!draußen" zu sein. 

Filr eine Mutter mit 2 Kindern wird es noch schwieriger: Ist z.B. das eine 
Kind zwei, das andere fünf Jahre alt, so ergeben sich unterschiedliche Be
dürfnisse: das fünfjährige will stundenlang mit Kameraden draußen spielen, 
das ährige beginnt, ihm nachzueifern, ist aber noch nicht selbständig 
genug. Wie soll die M11tter sich entcheiden: Läßt sie das fünfjährige ohne 

sieht, nimmt sie das zweij [ihrige mit "nach unten 11 ? Sie kann nicht be:L·
den Kindern gerecht werden. Bei 3 Kindern potenzieren sich die Schwierig
ke:Ltfm. Schon ans dem Grunde g:Ll t flir die Lage der Wohnung: Je mehr Kinder 
eine Familie hat, um so ger:Lnger die Geschoßzahl; je kleiner das Kind, um 
so nliher der Erde. 

Eine andere Überlegung aus der Sicht des Kindes sprichtgegen sehr hohe Ge
bäude. Wer nach Jahren der Abwesenheit als Erwachsener erstmals wieder die 
Stätte der S e der Kindheit und der grühen Jugend betritt, bemerkt: Die 
Welt scheint kleiner geworden, als sie damals war. Der Bach, der Weg zum 
Bahnhof damals breit und groß, jetzt unbedeutend. Das Kind sieht seine 
Umwc.t in einer anderen Dimension, nicht in der Perspektive der Erwachse··· 
nen. rlich, wie drückend wirkt für ein kleines Kind ein Hoch
haus das ür 1Jns schon groß und mächtig wirkt! Drei bis h6chstens vier Ge
schoße sind flir ein Wohnhaus genug. 

Kinder in der Stadt 

Ab drei, s tens rnit vier bis fünf Jahren, beginnt das Kind, auch die 
städtebauliche llmwelt klarer zu begreifen. Dies ist die Zeit, in der erste 

mit Freunden, erste Raufereien, selbständige Kontaktaufnahmen mit 
Nachbarfamilien stattfinden. Der Lebens- und Erlebnisbereich wird ausge
dhent. Auch die Art der Fortbewegungsmittel ändert sich. Vorher ist es das 
Dreirad. Jetzt wird das Fahrrad interessant. 



Mit ehn, zwölf Jahren wächst das Bedürfnis nach Erweiterung der Um-
1 c::n „_ vor allern bei ·-· 11Hordenspiele" auf, werden neue Freund-, 

schafteu und bestehende gefestigt. Je nachdem, wo das Kind wohnt, 
wird es mit völlig unterschiedlichen Erfahrungen leben müssen: Ob es in ei-
ner des Ruhrgebiets lebt, in einer alten stiddeutschen 
S adt oder in einem der Viertel, die unter der Devise des ''verdichteten 
St;:idtc:battSrt z1_A1:f.GC.llGY1 1970 11I1d 1.980 errichtet VlUrden„ 

Hierzu ein Beispiel: bei einem ein- oder zweigeschoßigen Haus ist es kein Pro
blem filr einen Schuljungen, seinen Freund durch Zuruf ans Fenster zu locken, 
oder, wenn dieser zufällig am Fenster steht, durch Winken zu zeigen, daß er 
mit .thm s len rnöchte. Die Verständigung ist einfach. Nicht viel anders ist 
es, wenn die des Freundes im 2. Obergeschoß liegt. Schwieriger wird 
es schon, wenn das Haus vier oder fünf Geschoße hat und der Freund ''ganz 

wohnt. Vollends unmöglich wird aber die Verständigung, wenn der Junge 
ein Wohnhochhaus mit 10 oder 14 Geschossen vor sich hat und wenn, wie im 
Mfü'kischen Viertel in Berl:Ln, dieses Hans mehrere hundert Hete·c Länge hat 

in der assade sowohl in der Vertikalen wie· in der Horizontalen Fenster 
c111 Fe.nster in einer unlibersehbaren Zahl sich reihenrt Der winkende Junge 
weiß vielleicht noch aus Erfahrung, hinter 0elchem Fenster sein Freund wohnt. 
Ruft , wird sei11 Ruf ungehört verhallen oder in dem allgemeinen Geräusch-
pege un , der ständig gegen die Riesenfassade aufläuft. Winkt er, so 
ist hbchst zweifelhaft, welches Fenster er gemeint hat. Auch der hinter ir-

einem Fenster Stehende wird nicht wissen, ob er oder irgend jemand an
ders werden soll. Schon der erste Kontakt, erst recht Verständigung, 
sind nur auf d umständlichen Weg über die elektrische Klingel~ den Sprech~ 
appara , cUe Fahr m:Lt dem Aufzug und som:i.t über eine Vielzahl von hemmenden 
Schwellen und en;chm?renclen technischen Einrichtungen mbglich. Nach ersten 
Misserfo trLtt an die Stelle des Versuchs zur Kontaktaufnahme die Resig
nation. Die Verständigung unterbleibt. Damit ist in einer entscheidenden Le

der Vereinzelung von Kindern und Jugendlichen durch die gegebenen 
au~eren Umstär1de Vorschub geleistet. Sie wird sogar filr viele Stunden des Ta-
ges . K\ins 1iche aktzonenn, "Treffs" oder Kinderspielpli:itze 

nicht Wesentliches ändern. 

Wenn Kontakt so umständlich nur hergestellt werden kann, Verständigung oft 
gart nicht erst zu.stande kommt, w:i.e soll Gemeinschaft der Kinder und Heran
wachsenden untereinander und mit der Welt der Erwachsenen überhaupt entste-
hen, soll inden filr die Notwendigkeiten, Sitten und Gebräuche sozia-
len Lebens unter so eten äußeren Bedingungen sich formen? Familien, 
die Kinder haben wollen, die also als Gemeinschaft von Erwachsenen mit Kin
dern, Keinzelle der Sozialisati.on leben wollen, ziehen aus ihrer Sicht die 
rich Kons . Die Stadtflucht aus den Großstädten ist eine Abstim-· 
mung rt. Fam:Uien finden heute oft n icht mehr den Raum in der 
(Gro )stadt, en sie brauchen. 

Gi:irte:n 

Wer Kinder hat weiß 
kl.eine 

Tieren urnz 
schaft, die leider 
nen, fehlt oder viel 

Der Garten hat besonderen Wert. Ungestört kann das 
frei bewegen, allein oder mit den Kindern des 

Mutter. Es lernt dabei, mit Pflanzen und 
il1nen gegenüber vernünftig zu verhalten: eine Eigen
genug bei Großstadtmenschen, Kindern wie Erwachse

zu schwach ausgebildet ist. 



Viele Kinder haben gerne Tiere: Freud und Leid ist mit der Tierhaltung ver
bunden, früh wird die Verantwortung für fremdes Leben wachgerufen - Erfah
rungen, die libertragbar sind und in späteren Zeiten nachwirken. In solchen 
Gärten vergessen spielende Kinder den sonst so magisch anziehenden Fernseh
apparat, den 1nodernen Ersatz flir Aktion und Sozialverhalten, von selbst, 

Straßen- und Stadtverkehr 

Selbs Handeln will gelernt sein. Die Fähigkeit hierzu wächst im 
Laufe der Kindesentwicklung, im praktischen Handeln mit anderen Kindern, Ju

ichen und Erwachsenen. Der Schauplatz hierfür verlagert sich, wie wir 
gesehen haben, ab dem 3. bzw. 4. Lebensjahr aus derWohnung in ein immer wei
ter werdendes Umfeld. 

Ist das Umfeld der Garten oder eine ruhige, wenig befahrene Straße, ein Wohn
hof oder eine Wiese, sind selbständige Aktionen von kleinen und großen Kin
dern und Heranwacl1senden weitgehend ungefährlich. Anders ist dies bei Woh
nungen an Straßen mit starkem Stadtverkehr. Unfallstatistiken sprechen hier 
eine deutliche Sprache. Ich zitiere aus dem Jahresunfallbericht einer Kreis
poLLzeibehörde: 0 1L5.1982, 17,,45 Uhr: schwerverletzt, Junge, fünf Jahre~ 
fuhr mit Kettcar plötzlich über die Fahrbahn, vom Pkw erfaßt 11

• Das Kind be
denkt die Gefahr nicht und handelt im Verlauf seines Spiels. Der Kraftfah
rer kann die Gefahr nicht erkennen, der Unfall ist unausweichlich. Höufig 
werden Unfälle dieser Art auch durch Verkehrsteilnehmer verursacht, die ver-
bot ihr Auto ganz oder halb auf einem Bürgersteig geparkt haben und 

Atrsweichen auf die Fahrbahn zwingen. 

und 11verkehrsberuhigte Straßen 11 helfen, die Zahl der Kinderunfälle 
zu senken. In Umfang kann man Verkehrsberuhigung in diesem Sinne 
aber nur en:eichen, wenn ein funktionj_erendes System von Hauptverkehrsstra
ßen den Kraftfahrzeugverkehr aufnehmen kann. Zusammenfassung des Kraftfahr

in diesen Straßen ermöglicht die Beruhigung in der Wohnbau-
fläche. 

und sberuhigte Straßen" sind aber nur sinnvoll, wenn die 
Zahl der Gebäude und Wohnungen daran beschränkt ist: Stehen 150 oder mehr 
Häuser links und rechts einer Straßes ist ein Wohnweg nicht mehr möglich~ 
weil zu viel Verkehr herrscht. Liegen mehr als 250 Wohnungen daran, ist 
auch die te Straße" nicht mehr sicher genug, Sind es da-
gegc~n ach, zehn oder zwölf Häuser~ kann man sie gemeinsam .leicht über 
einen Weg erschließen, in dem Fußgänger und Radfahrer Vorrang vor dem 
Kraftfahrer haben. Ohne daß die Zahl der Häuser an einem solchen Wohnweg 
überschritten wird 1 kann leicht eine Gruppe von 24, 30, 36 oder etwas mehr 
Hiiusern süidtebaulichen Einheit zusammengefaßt werden. Mehrere 
solcher können das Quartier bilden, das wiederum gegen-

tes Verkehrssystem: 
nung, die Sammelstraße mit 
von. 

t sein sollte. So entsteht ein abgestuf
beruhigte Straße am Haus oder an der Woh

f ilr das Kraf tfahrzeut erst abseit da-

In nicht Bereichen der Bundesrepublik Deutschland haben wir heute 
Verkehr tnisse für Schiller. Ursache sind Schuleinheiten 

mit 1.500, 2.000 oder mehr Schülern. 



Schon die Unübersichtlichkeit der dafür notwendigen Schulgebäude ist für 
Schulanf , aber auch noch für Zehnjährige, ein ernstes Problem. Hier 
steht eine andere im Vordergrund: Mußten durch die Größe der Schulen 
die Schu einzt1gsbereiche dafür so vergrößert werden, daß nahezu kein Schil-
l mehr seinen zu fuß bewältigen kann? 

Schon der Grundschüler wird i11 der Regel heute mit dem Omnibus kilometer
wei durch die Landschaft transportiert. Die Mutter kann den. Schulanfänger 
nich mehr leiten, das Kind erlebt nicht mehr auf dem Schulweg die Na
tur im Wechsel des Jahres, nicht mehr das Wachsen der Pflanzen, die ßewe

nen DM im 
in dem 

f 

J~in.e Reihe 

Der Zeitaufwand für den Schulweg ist in der Stadt heute 
als früher, die Kosten sind auf jeden Fall erheblich 

bei Mittelstädten schon in der Höhe von mehreren Millio-
Jahr. Mi.r scheint aus dieser Sicht ein Schulsystem richtiger, 
Lehrer zu den Schülern fahren, als daß die Schüler z11 den Leh

rnüssen" 

und Ford 

er Gründe spricht für eine Stadtplanung im Sinne des Dezentra
könnte sich dies als eine Rilckkehr zu der noch vor wenigen 

stiidtebau1ichen Regel 11 Stadtquartiern = nEinzugsbereich 
, d.h. rd. 6.000 bis 7.500 Einwohner flir das St 

für Schiller, d.h. für junge Menschen in den Jahren des 
Erwachsenheit, könnten die Ziele Schule, , 
Schulfreundeswieder zu Fuß oder mit dem Fahrrad er-

re:Lchbar werden. 

Dezentralis ist keineswegs das Hinausstreuen der Bebauung in die Land-
schaft. Im teil,, ein enger räumlicher Bezug zum - wenn aich kleineren 
- Ortsmittel ist Voraussetz11ng 9 wenn der Begriff Sinn haben soll. Die 
kleine Stadt ißt in diesem Sinne HdezentraJ0 angelegt, vielfach gilt dies 
auch noch flir die mitt.Lere Stadt von 50.000 oder 70.000 Einwohnern, DarUber 
hinaus ist zu fordern: 

Für den Wohnlbau ist das nGroßwohngebäude 11
, insbesondere das Wohnhoehhaus~ 

Ur Familien mlt Kindern abzulehnen. Spätestens das 3. Obergeschoß ist eine 
nicht überwindbare Schwelle für den Kontakt zwischen dem spielenden Kind im 
Freien und seiner Mi.i1ttes:· in der Wohnung. 

Zu ichst j c:dem Familienhaus und jeder Familienwohnung, auch in der Stadt'.• 
soll ein Garten ren. Sind aus besonderen Gründen keine Gärten vorhanden 
oder 
den,, 

ich, sollten Kl in erreichbarer Entfernung geschaffen wer-

und 11 Wohnhaus 11 sind als kle:i.ne 
ordnen, daß Ubersehbare Gemeinschaften benachbarter Familien 

Der Me1rnch t nun 1 um 70 m bis 1 ~80 rn groß, er übersieht mit einem 
r:o:Lnen Raum, der weniger tief setn darf als ein Fußball

sej nen natürlichen Lebensrau.m nach oben ungefähr 
z . Solche Entfernungen überbrückt auch noch 

der 1\uJ: de:;r.: ~1uttcr b:Ls zun1 Olrre ihres Kin<lesv Vergleicht rnan d:Le sich aus 
diesen Maßen Dimensionen mit denen der Viertel aus Großwohnge
bäuden, z.B. des Mlirkischen Viertels, so wird der Maßstabsfehler erkennbar. 



6 -

Legen wir im Wohnbau den Maßstab an, der sich aus den biologisch gegebenen 
Maßen des Menschen ergibt: Reichweite - Rufweite - H6rweite - Sichtweite für 
das Erkennen. Wir werden mit einfacheren Mitteln mehr im Sinne der 1'Humani
sienmg des Städtebaues n erreichen. 

Zum Wohle von Kindern und Heranwachsenden ist in Städten und in Wohnhäusern 
M------~-~------•->>><_,_,,_,,_,_________ -------
der biologisch gegebene Maßstab des Menschen zugrundezulegen: Reichweite -
i:iuf~W'e:f:te'"'-::-Nflö~r\;f:.i te-=--~~Sicht\~·et te für den Erwachsenen o ------

Der Grundsatz dezentralen Planens soll Vorrang vor dem der Trennung der Funk
tio11es!~t"l::-lbe'i:;:;-5tad tquartiere sollen rd: 6.000 bis 7 .500 EW umfassen, damit 
z.B. e, Spielstätte, Wohnung des Schulfreundes zu Fuß oder mit dem Fahr-
rad erreicht werden k6nnen. 

Die Elemente 11Wohnhaus 11 und "Wohnung" sind als kleinste städtebauliche Grund
,elemerrt-e-sZ)-i"lli:;a~m;1enz;;-f assen ·;--däßtiberschaubare Gemeinschaften benachbarter ·--
1~1:D-;:J:Tieu--g-ef'<:5rder·c~:ie-rd-en-" Das Großwohngebäude, insbesondere als Wohnhoch
'ha1~s---fsi:---;;·1;-2~;:Te1ü18D~--------~--~-----~---- - --~~~ 

mUgli.chst jedem Familienhaus und jeder Familienwohnung soll ein Garten 
L~~-!_lbE~'-_:i~},,{n-;:r __ ::_~~~.~~- -beson~rÜnden keine Gärten vorhanden oder mö~lich, 
sollten Kleingifrten in - möglichst zu Fuß oder mit dem Fahrrad er!e}_chbarer 
-:E~1tfern ;11g;--:::7esa~;·;;.:e {e.n wer den , 
,,„, __ ,,, ____________________ 2,.,,~----~-----------
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STÄDTISCHE WOHNUMWELT 

R. POPP, Salzburg 

Freizeitkulturelle Infrastruktur - Sozial- und 

Freizeitpädagogik als 11 Instrurnent 11 partizipativer 

Planung und Verwaltung 



Univ. .Dr.Reinhold Papp Salzburg , September 1986 
(VORTRAG:"Wohnungswochen 1986) 

l 

Was w:Lr so kurz und bündig die 11 fre:i.zei 
eines j Gemeinwesens) nennen, 
offensichtLLch durch das 

) bestimmt ist. 

" 

INfrastruktu~,l~im Bereich 
ein hochkomplexes System 1 welches 

Reihe von Faktoren ( 11 Systemele~ 

besonders wichtige 11 ,d dieses stem durch ihr wechsel= 
Beziehungsverhältnis kennzeichnen,können wir nennen: , 

der ns T A N D 0 R T , die die (geographischen) Grenzen 
bestimmten Gemeinwesens umrissen sind; 

der freizeitpädagogischen und ANGEBOTE,die in dieser 
t angesiedelt sind; 

die Menge der (natürHchen) P E R S 0 N E N , die diese Einrichtungen nutzen 
(bzw. nutzen wollen); 

- die der I N S T I T U T I 0 N E N , die als Träger bzw. Organisatoren 

- cHe 
und Angebote bezc:ichnct we:cden können; 

.- ~ , , '· •• " !'.· 'f" t"P ~r ··; ~- i 1 '/ 1-> ·~"> • 
tfre1ze1~bezogenenJ A K i _ \ l l A I E N bzw. H A N D = 

L U N G E N , die die o.g. Personen auf die Grenzen des jeweiligen 
umrissenen Standorten bzw (bzw. 11 Aneignung 11

) der 
o.g.Ins tutionen Angebote real ausüben 

bzw. ausüben mbchten ( 

r von C"::1ner Art nM A R K Tn sprechen, 

dieses komplizierte 
te des vorliegend 

und sonalversorgungn,stellt 
wirkungsvollen (neffektivenn), 

(der Bedingungen) dieses 

f reizeitpädagogischen ANGEBOTS= 
) d jeweiligen 11 P1anungsbetrof= 

tems in den Mittelpunkt unserer 
,R.: ... Band 3. 1985,S.202 ff.) 

11 läßt sich dieser 

IJl ''t::f 
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unter dem Gesichtspunkt der themati= 
, also unter den Gesichtspunkten 

sich vor allem die Frage nach der 
e 1 g e r i c h t e t e n Be= 

1) Ausführlicher zu diesem Begriff: Punkt 3.1. im vorliegenden Beitrag 



Es gßht also um die 
MENT 11

. 

sichtigung 
des 

ts, 

Bevor w:L uns mit 11 hand 
Kontex mi <l PLANUNG 
struktur eines Gemeinwesens 
auf problemrelevante 
eingehen. Dies soll in Form eines 
Wissensbestände (freilich ohne 
FUr den 

geprägt ist. Der letzgenannte 
folgenden Kapitel des vorliegenden 
( Wesentltche 
Infrastruktur k5nnen hier aus 
Ausführlicher dazu in Popp,R.: ... Band 

KOORDINATION und das "MANAGE= 
und Angebote.unter Berück= 

Bevblkerungsgruppen einerseits und 
( uncl damit indirekt des "ökonomischen 11

) 

des komplexen Systems 11 Freizeit= 
ist freilich nur dann möglich, 

) trMETHODISCHEN INSTRU= 
s tem·-Bedingungen" ("'HANDLUNGS== 

also in unserem thematischen 
freizeitpädagogischen Infra= 

k5nnen , müssen wir zumindest 
FUNTIONSBEDINGUNGEN dieses "Marktes" 

Uber vorhandene einschlägige 
tsanspruch) erfolgen. 

sind in weiterer Folge die seit 
des "Handlungssystems" 

die Entwicklung sozial-und frei= 
und -angebote derzeit sehr deutlich 
2. der "Bedingungsanalyse" im 

behandelt (Punkt 2.2.). 
sozial-und f reizeitpädagogischer 

nicht angesprochen werden. 

wie ArbeitszeitverkUrzung, 
von Lebenformen,Auflösung des 

"KLeinf amilie" und der Tren= 
"Urbanisierung 11

, tendenzielle 
ung H, 

11 ~fo ssenkommunika tion", 
n von früher nur gesellschaftlichen 

11FREIZEIT" zu einem zentralen 
itative und quantitative Be= 

nimmt offensichtlich weiter zu. 

verschiedensten QUALITATIVEN 
mit dem jeweils zur Ver= 

beeinflussen. 
,das sich durch Abzug der 

schulische) ARBEITSZEIT von 
Jahres,des Lebens, ••. ) er= 

eine erste Orientierung 



) 

.::.::.;:c:.:c.~:~ (attziz~l<nrilil!.ge 
+ l{:;usaufgabenver'· 

Wegzelten) bzw • 

...... .. ~ ·······:··- ( Alix:l. tc;ze i t + 

2J.CX) 

u f 1 i c h e und 
dem !Untergrund 

Institution 1'Schu 

E I Z E I T 

ff.) 

,Feier== 

also im Bereich 
OUT-DOOR-Bereich. 

demnach einerseits als 
als wichtiger 

(dem thematischen 

ist zu beachten, 
"sozialräumlichen 



2.L6. 

2.L6.L 

2.L6.2. 

scheint 

Sportartikel, 
werden vü~lmehr auch 

tion 7 UNterha1 

orientierte INFRASTRUKTUR= 
und1tCHAOTISCH 11

• 

vorhandenen Mittel 
wird Verwaltungs-und pädagogi= 
und wird .dem unkontrollierten 

,Fremdenverkehr, "Hoch= 
-genossenschaften, ••• )Tür 

"KONSUMZEITn: 

l ,. · " b ) B d" f · Jerr1ea1g are e ur nis 
zu geben. Hier sind freilich 

ltäglichen Haushaltsbedarf ab= 
und Boden,Wohnungen,Fahrzeuge, 

angeboten und "verkauft" 
Reise-und Ferienorganisation, 

,Beratung,, •• 

von "Freizeitqualität 0 ist - so 
durch verstärktes berufliches En= 
tarbeit, ... ) möglich. 

ftschwache Bevölkerungsgruppen (un= 
die Chancen zur Nutzung einer 

Freizeitangeboten und da= 
bestim1:nten. Bereichen der "Frei= 

Freizeitgestaltung ist für den 
Personalversorgungszusammenhang 

, durch zunehmende Konsum= 
1 Menschen herangebildet werden,fUr die 

idarische) Aktivität und Initiative lHsbar 
am Warenmarkt angebotenen "Produkts" 

nwaren 11 um eine breite "Produkt
einem f rustrationskompensierienden 

u.ä. bis hin zum Psychotherapie-
n handelt). 



2.1.6.5, 

-'.,. 

zu sein,die in 

tsf remde DüO!n"> tungen" 
verbesserte haushaltsin= 

außerhalb 
remden"' 

bzw, 

Merkmale zu fen, 

Teilbereiche der 
Einrichtungs-und Nutzungs= 

e 11 ,Repräsentations"" 
Faktoren wie .ß. 

(ab etwa 8 Jahren) 
b des Familienverbandes , 

( peer~groupH) , nnd da= 

t1va der 11 durchschnitt1iche" 
Wochenfreizeit zusammen mit 

groben Richtwert 

nicht 

Treff punkten zusammen 
besondre auch Pä ) 

(Dem gegenüber 
Lehen zu 11 si 

' 

v1erden.) 
sehr grober 

bei 11 in:::: 
sich ein 

dynamischen 
von aktuellen BedUrf• 
diesen Gruppengesprächen 

tet,aktuelle Infor• 
,Musik,Modestrdmungen, ... 

bewi:il 

ff 
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d im Eltecnllauß 

Au 
In 

können,wird die 

staltungen zu erklären. 

2.1.6.6, In den 

2.1.6.7. Trotz wo d 

2.1.7. 

2.1.7.L 

2.1.7.2. 

,_ 

insbesondre bei 

zentralen 

meist nicht artikuliert 
ten Erfahrungs-und 
, rtys,Neckereien, 

ausgiebig diskutiert 

auch das außerordentliche 
skotheken und Tanzveran= 

Gruppentreffen entstehen 
täten, z.B. ins Kino zu 
Schilauf zu fahren, eine 

· , Sport zu b~treiben, 
mehr tion 11 laut. · 

zu BEfriedigung all dieser Be= 
von (materieller bzw. immaterieller) 

in ungenügendem Aus= 
Dies vor allem dann, 

anbietbar sind oder 
eines kommerziell kon= 

solchen Fällen ist die 
rastruktur nur mit Hilfe 11 sozial= 

ler Kräfte scheint sich 
hochindustrialisierten Ge::.: 

schiebung von den bisher "zen= 
u SELBSTVERWIRKLICHUNG/LEBENSQUALI= 

t immer wieder auch 
tersuchungen herauskristal= 
Verbindung mit dem RUck= 

von (beruflicher) Arbeit: 

der zentralen kulturellen 
subjektiven" Ebene als 

n u. i:L ausprägt, zeigt sich auf 
bkonomisch-berufspolitischer Entwicklungen 

Arbeitszeitverkürzung.bzw. Uber Formen 
(Te:Llzeitbeschäftigung, 11Job···Sharing11

, 

beruflicher Arbeits= 
nicht nur in quanti= 

11 Schub" der UMVERTEILUNG 
tlicher abzuzeichnen be= 

!!Qualität" von (beruf= 
der Nicht-·P:\rbei.tszeit , der 

den Großteil der Bevölkerung 
Zeitblock geben, gekenn= 

und weitgehend entfrem= 

bensunterhalt sichernden 
tiv gut bezahlte Lohnarbeit 

tiv 11angenehm 11 erlebten und 
icher Arbeit (z.B. di= 

Erf Ullung von handwerk= 



2.L 7,3, 

lichen,kaufmännischen oder ·sozialen Dienstleistungsfunktionen fiir 
Freunde,Nachbarn,Bekanntd 1 ••• auf der Basis von nicht-monetären 
Gegenleistungen oder ger.:inger Bezahlung) in den "Freizeitbereich 0 

verlagern. In diesem Bereich (alternativ- bzw. sub- bzw. sekundär~ 
ökonomischer Bereich ; 11Schattena:rbeit 11

; ••• ) wären voraussichtlich 
auch jene Funktionen anzusiedeln, die wir als Sozial-,Kultur- oder 
(nicht-schulische) Bildungsarbeit bezeichnen. 

Während fiir die Mehrheit der "erwerbstätigen" Bevölkerung hochin"'' 
dustrialisierter Länder die oben skizzierten Berufs-bzw. Freizeit= 
bedingungen zu erwarten sind, könnte möglicherweise die P 1 a n u 1; g 

Gest a 1 tun g der BEdingungen im ökonomischen und:soziu~ 
kulturellen Bereich bei einer kleinen Gruppe von nM a c h e r 
(Kohl: ... 1976 .•. S.92) liegen, deren Lebensbedingungen sich durch um= 
fangreiche berufliche Arbeitszeit, große Verantwortung, hohes 
kommen, erhebliche Chancen zur Persönlichkeitsbildung und -entfal 
im Arbeitsprozeß, gi:Undliche ßildungi aktive und 11 anspruchsvolle 11 

Gestaltung der (freilich nur spärlichen) Freizeit sowie durch be= 
deutenden politischen Einfluß •.. von der Lebenssituation breiter 

stark unterscheiden wUrde. 
bzw. modifizierte trennung" könnte sich au.s 

Entwicklung ergeben: in die kleine s hochprivilegierte Gruppe 
(Gestalter von Produktions--„ Verteilungs~· und Freizei 
) einerseits und andererseits in die große Masse derer 

bei den "vorgegebenen Produk.tions·-und tbedingungenn.,, 
rnach(c:n" (ebd.) ·- alEJO di.e nM :l. t:. m a c h e rn • 
In Anbetracht der ungeheuren Vielfalt der zur Entschädigung für fehlen= 
de PortJ.zipations·-und Gestaltungschancen am 11Warenmarkt 11 angebotenen 

und Dienstleistungen wäre diese Form der "Unte:rpr:l.v t'" 
heit 11 für. viele nur mehr schwer durchschaubar, 
Das Spannungsverhältnis zwischen KONSUM/BERUF und LEBENSQUALITÄT/ 
SELBSTVERWIRKLICHUNG dUrfte sich damit zwar verschärfen,aber 

eine andere Ebene verlagern. Die traditionellen Formen 
werkschaftlicher 11 Organisation und Konfliktbewältigung würden 
freilich an Wirksamkeit verlieren; Entwicklungen,die sich bereits heute 
andeuten< 
~·'Neuen bz\v s nmod:ifiziertt;n F~ormen solid<.1rischen t~:Lderstands gegen (::nt:~ 
fremdete bzw. entfremdende Lebensbedingungen 1 die sich gerade 
freizeitkulturellen BEreich manifestieren mlißten 1 sprengen allerd 

" i·. h . ;·· l"'' H ' 1 1- " l' l 11 H ···1 mog ic erweise oie .ranzen sozia partnersc11art ic1er ano .. ungsmus 

Abschließend soll noch kurz das Phänomen der nGhet: to:i.'sierung 11 und lt Par"" 
" angesprochen werden, das die Entwicklung auch der f :re:i.zei t.c~ 

kulturellen Infrastruktur jedes kommunalen Gemeinwesens kennzeichnet. 
Ghettois:ierung und Parzellienmg :Lst im Bereich der kommuna 

Raumplanung gut beobachtbar: 
Tn:nmmg zwischen nProduktionsbereichen 11 

, 

Sch1afbere;frhen 11 sowie ttErholungs·-, VergnUgungs-·bzw. (musealen) Fremden'"" 
verkehrsbereichen", 
als Trennung der Wohneinheiten voneinander ohne Einplanung von kommuni= 
kationsfB:rdernden Gängen i Freizeiteinrichtungen u.ä. , 

- als Trennung von Siedlungseinheiten fUr kinderreiche Familien,Senioren, 
terte und weniger begüterte Personen , ••• , 
11Funktionalisierungn kommunaler Infrastruktur im Sinne e:iner klnren 

Zuordnung von Funktionen und Zielgruppen zu bestimmten Räumen 
FHichen: Parkplatz, Spielplatz( nKinderghetto"), Sportplatz, Straße, 
J tren,Seniorenzentren , Einkaufszentren, Krankenhaus, Schule, ... , 
wobei 11 komrnerz:i.ellett und verkehrsbezogene Infrastruktur of f ensicht1tch 

tark Uberrepräsentiert~ist. 
,, 
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toisierung führt folge= 
verschiedene Be'"' 

, Schiller, Lehrlinge, 
leben , ohne oder zumindest 

toisierung f Uhrt 
zur To lität auf die 

wiederum 
jeweilige 
weit ein= 
Lebensbe= 

Parze1 , was schließlich den Horizont <loci Individuums so 
engt, daß ökonomischen und Kräfte ,die die 
dingungen bestimmen, unerkannt 

2.2.1. GESELLSCHAFTLICHE FUNKTION VON 
Unter rlem pragrnat:Lschen 

piidagogischen 

K ( SOZIALARBEIT ) 
realen ninstitutionellenn 

Industriegesellschaften 
unterscheiden: 

ENTLASTUNG/ 
ERGANZUNG/ 

,,,,,,,, ... ,„ .. „„., •• „.,„,~„ ... "-„.---· ... „ •• ~,~---11 (ERSATZ) des 
päd.Handlungs= 
systems SCHULE 

0 G 

pädagogik 11 (Funktionen 
c h t erfüllen) wird zwar ge= 

e~heblicher Wandlungspro= 
nach wie vor den realen 

der "ökonomischen", "po::: 
1en11 Sub·systeme des gesell= 

Beziehungsverhältnis dieser Sub= 
. auch ein wesentlicher Wandel des 

dazu in Popp,R.: .•. 

tn dar, wobei 
nicht nur auf 



2.2. DES HANDLUNGSSYSTEMS nsOZIALPi\DAGOGIK(SOZIALARBEIT) 11 

War nsozialp8dagogik (Soziala·rbeit) 11 ursprUnglich vorwiegend auf Situationen 
der nNOTHILFE 11 und demograph:Lsch betrachtet auf Angehörige sogenannter 
nProblemgruppen 11 bzw, 11 gese11schaftlicher l'\andgruppen 11 bezogen, läßt sich im 
historischen Prozeß der UMFASSENDEN DIFFERENZIERUNG sozial-kultureller 
Diens Angebote ein klarer Trend zur nNormalisierung" feststellen --
mit zu Angehörigen der ndurchschnittlichen Bevölkerung" als Adressa'"' 
ten. 
Die zunehmende Orientierung am Adressatenkreis "durchschnittliche Bevölkerung 11 

gibt freilich nur eine allgemeine T E N D E N Z der Entwicklung sozial-
kul tureller Infrastruktur-Angebote an. . 

Rand-bzw. Problemgruppen sind damit keineswegs generell 
von der solcherart definierten Angebotsstruktur ausgeschlossen sondern s 
len nur nicht (mehr) die alleinige Zielgruppe sozialpädagogischen/ sozia 
arbeiterischen Handelns dar. 
11 No:rmal:isierung 11 von "Sozialpädagogik(Soz1alarbeit) 11 bedeutet also n i c h t 
den Anspruch, sozialpädagogische Angebote auf a 1 1 e Bevölkerungsgruppen 
wahllos zu verteilen. , ·o/<-:" 
1 l " „ • 1t ( •1 • • !UK<;./!!W ' f ' . I 'L 11 . . ) nie 1 pravent:1 ve rea.L1.st1 .. sc 1811 zumt..'nst .:reizeJ. t zu. ture_ on.ent1.erte 

(Sozialarbeit) muß - schon in Anbetracht eingeschränkter 
tel Schwerpunkte setzen. 

(1976,S.130) und Opaschowski(1976,S.130) sollten wir auch diesen 
11 der Sozialplidagogik/Sozialarbeit als KOMPENSATORISCHE AUF= 

solcherart erweiterten sozial-(und freizeit-)-pädagogischen 
Handelns sind damit über gesellschaftliche Rand-und Problemgruppen hinaus 
vor allem jene Bevölkerungskreise, die (meist in engem Zusammenhang mit 
Benachteiligungen im schulischen bzw. beruflichen Bereich sowie bei der 
Einkommensverteilung) auch hinsichtich ihrer Zugangschancen zu Einrichtungen 
und Angeboten im freizeitkulturellen Bereich b e n a c h t e i 1 i g t 
werden„ 
Dies sind (mit Kohl und Opaschowski - ebd.): 

insgesamt der Bevölkerungsanteil des unteren Einkommensdrittels sow:l.e 
speziell 

- Kinder/Jugendliche 1 alte Menschen 1 berufstätige Hausfrauen mit Kindern, 
Schichtarbeiter, ausländische Arbeitnehmer, Behinderte. 

Unter dem Gesichtspunkt der "Adressaten" bzw. der "Zielgruppe" soz.ialptid:01 

agogischen Handelns kann jedes Subsystem des Handlungssystems Sozialpädagogik/ 
Sozialarbeit auf der folgenden Skala lokalisiert werden: _ 

ZIELGI<UPPE: ~IELGRUPPE: 
gesellschaftl. durch• 
Rand-· bzw. Prob~'" P·-"-·-~~--~-~-,.,_~-~-·~~--------·~„·----~---~ sehn i t: t liehe 
lemgruppen Bevölkerung 

s o z i a 1 p ä d a g o g i s c h e n A n g e b o t e n f Uhren 
- unter sy~temfunktionalem Gesichtspunkt - in zunehmendem Maße nicht 

mt:;;hr ausschl:ieß1ich schwere 11 Funktionsstörungenn der pädagogischen Handlungs= 
systeme n und "Schulentderen Folgen (z.B. 11abwe.ichendes Verhalten 11

) 

betroffenen •11 gefährdetentt Individuen durch staatliche 
tendenziell 11 behoben" werden müssen. 

(sozialarbeiterische) Angebote müssen - über die 
11 herkömmlichern Nothilfe-Funktionen hinaus immer stärker auch 

eine Re:Lhe von weniger 11 existenziellen 11 
, individuellen und gruppen= 

spezifischen Bedürfnissen reagieren: 
Vom Bedi.irfn:Ls vieler Erzieher im System der 11 KLeinfamil:i.e 11 nach"Entlast.ung" 
von der Erziehungsfunktion bis hin zum Bedürfnis vieler (nicht nur junger) 

Geselligkeit,kreativem Persönlichkeitsausdruck 1 Weiterbildung 1 

Bewegung, •• , 



2.2~3. 

"' 

2) 

--~ .L \j 

solche sozial-und freizei 
te zu fördern, deren 

net werden kann: 
, SELBSTBESTIMMllNG , 

LEBENSSTILE UND 
, LEBENSGENUSS, 

11 solcher 

BEDA1ZF11 

t besteht also die 
des Handlungssystems 

breiter Bevölkerungs= 
einer entsprechenden 

orientierten 
wären dabei vor allem 

INfrastruktureinrichtungen und 
Schlagworte gekennzeich= 

ENTSCHEIDUNG , INITIATIVE , ERPROBEN EIGENER 
SELBSTORGANISIERTE GESELLIGKEIT , "WOHL= 

müßte eine "Gegenbewegung" 
vitätn gerichteten "KONSUMIDEO= 
Warenangebot, entmündigende In= 

auch durch hierarchische,techno= 
tungs-und Planungsprozesse. 

allgemeine Zielrichtung ernanzi= 
muß in jedem konkreten 

Problemzusammenhang hin präzisiert 
werden soll: 

GESELLIGER 
BREITENSPORT 

SELBSTVERWAL== 
TETE AK'l'IV= 
SPIELPLATZE 

SELBSTVERWAL= 
TETES KOMMUN!= 
KATIONSZENTRUM 

AKTIVE MEDIEN= 
Pl~ODUKTION 

Finan::denmg der "DIENSTLEISTUNGEN" 
ist dann möglich , wenn 

Unkosten (Personal-und Sach= 
eigenfinanziert werden kön= 

der "Image-- ttv er bes= 
Institution dient und so= 

Ins~itution möglich ist. 
Infrastruktur scheint das 

t nur in wenigen Fällen 

, G~istebetreuung, 
,Reisebetreuung, ... ), 

z.ß.Fit-und Kraftsportzentren, 
, ••• -schulen, ••• ), 

größerer kommerzieller 
Banken,Angebote von Zeitungen, ••. ). 

sich vor allem auf die 
des Handlungssystems 

11 F:ceizei t pädagogik") zusammen= 



Der größte Teil auch der "neue_ren" sozialpädagogischen bzw. sozialarbei"·' 
· · terischen Angebote bleibt aber offensichtlich auf 0 sozialstaatliche" Zu"~ 

wendungen angewiesen. 

Freilich kommt das Hsozialstaatliche 11 Finanzierungsmodell nur dann zur An'" 
wendung, wenn für die jeweiligen sozial-kulturellen Angebote ein hinreichen 
der 11 BEDARF" bei POLITIK und STAATLICHER ADMINISTRATION (''politisch-~·ad" 
mini~;tratives System") vorliegt. 

Dieser nGESELLSCHAFTLICHE BEDARF" ist offensichtlich gegeben und diirf 
u.a, folgendermaßen begründbar sein: 

Dü'" nherkömmlichen" Formen poLitischer Partizipation haben bere:Ü.s 
tiv geringe Bedeutung. Allem Anschein nach nimmt ihre Bedeutung 

ab. 
Nach Deiser/Winkler (1982,S.72 bzw. 74) realisiert im gesamtösterreicl1ischen 
Durchschnitt höchstens ein Sechstel der Bevölkerung !fpolitische 11 

durch aktive M i t a r b e i t in politischen Parteien und deren Teil~ 
organisationen (nicht zu ven.;echseln mit "MITGLIEDSCHAFT" ! ) • 
Immer mehr Politikern und Beamten scheint klar zu werden, daß weniger auf 
diesen "herkömmlichen" Wegen sondern vielmehr durch die AKTIVIERUNG der 
jeweils 11Betroffenen" zur Beteiligung an der Lösung von konkreten t"" 
nahen 11 Problemen im Uberschaubaren,wohnungsnahen Bereich die D e rn o 
k r a t i s i e r u n g der (kommunalen) Politik/Planung voranzut~ci 
ist„ 

.2,3,2, Die nselbstverständlichkeit" von "Loyalität" gegenüber dem "politisch 
administrativen System11 nimmt bei einem ständig wachsenden Bevolkerungsan= 
teil ab. 
Zur Sicherung von "Massenloyalitätff muß sich das 11 politisch~adrnin:i.:::;trat:lv(:' 
System11 dah~r (auf allen Ebenen der Politik) u.a. durch "sozialstaatJ 
Leistungen'' zur BEfriedigung offensichtlicher BevBlkerungsbedUrfnisse 
1 e g i t i m i e r e n • 
Dieser Funktionszusammenhanf läßt sich mit Hilfe der folgenden Graphik 
:Ln sehr vereinfachter Form verdeutlichen (in Anlehnung an . Arhmann H. , l ) : 

Steuerungs"' 
~$ 

leistungen 

fiskalische 
~ 
/\bschöpftmg 

I'OLlTISCH -
AJ}ffirlSrRATIVES 
(Sub--.)SYSTFM 

Soz:ialstaatl. 
~~ 
Leistungen 

~Pissen"" 
~~ 

· loya1it..ät 

SJZIO ·~ 

KUL1UHEUE 
(Su~ )SYSJ.trf 

2.2.3.3. Im Sinne der p~rkömmlichen Funktionsprinzipien staatlicher Verwaltung 
können diese ~sozialstaatl:Lchen Leistungen'' entweder durch Erweiterung 
von Dienststellen der "Betreuungsve:rwaltung 11 oder durch Subventionierung 
Hf' ' 1' " H (1 • ! } • \. h ' • l h • 'J h • h • ., • • ' .. reier .rager ~1rc1 .1c.1e, uman1st1sc~-p 1_ant. rop1sc e,parte1pol1 iscne, 

. ~ ... Organisationen) erbracht werden. 
Auswei.tung der 19 Betreuungsverwaltung" staatlicher Funktionsappara 

scheint allerdings zumindest aus f i n a n z i e 1 1 e n Gründen im 
notwendigen Ausmaß nicht möglich zu sein. 

Erfüllung der erwünschten sozio-kulturellen Au1gaben durch ''freie 
kann freilich n u r d a n n "kostengünstiger" organüd 

werden, wenn die unbezahlte(rneist mißverständlich als 11 ehrenamt1ich 11 

zeichnete) bzw. nur teilwei„se honorierte Mitarbeit der am jeweiligen An'" 
W':bot :tnteressi.erten ubetroffenen 11 Bevölkerungsgruppen sicherzustellen isL 
1·si-·1·-c"I'\l"'Rr.1·L'I'llNGn 'b 11 ") ' ·~ ~~H0 ~ nA . . ( zw. Mitverwaltung von sozio-kulturellen Einm 
richtungen bzw. Angeboten wird so immer mehr zu einem zentralen Funktions= 

sozialer bzw. sozio-·kul turelle:r Ar bei. t, (In diesem Zusammenhang 
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wäre es lohnenswert , den Bedeutungswandel zu untersuchen , den der 
Begriff "Selbstverwaltung" Jm politischen Sprachgebrauch in wenigen 
Jahren erfahren hat: von der diskriminierenden Stigmatisierung sozial= 
pädagogischer Projekte im Gefolge der Studentenbewegung hin zur wohl• 
wollenden Kennzeichnung von "Eigeninitiative11

,
11 Verantwortungsbewußtsein 11

, 

"sparsamer Verwaltung", •• ,sozio-kultureller Einrichtungen und Angebote.) 

2.2.3.4. In Anbetracht herrschender Sozialisationsb~dingungen in den Handlungs= 
systemen 11 FAMILIE","SCHULE","BERUF 11

, ••• kann freilich in den meisten 
Fällen das für "Selbst-" bzw. "Mitverwaltung 11 notwendige Bündel von HANDz= 
LUNGSKOMPETENZEN n i c h t vorausgesetzt werden. 
In dieser Situation muß "Sozialpädagogik" vielfach die "ergänzeQde" Auf= 
gabe "politischer Bildung" in einem sehr praxisbezogenen und handlungsorien= 
tierten Sinn übernehmen. 
"Sozialpolitik" muß sich demzufolge immer stärker des(Sozial-und Freizeit-) 
Pädagogen als "Helfer zur Selbsthilfe" bedienen. 

2.2.3.5. Für d:i.e oben angesprochenen "selbstorganisierten" ("selbstverwalteten") 
sozialen bzw. sozio-kulturellen Angebote können die "EFFEKTIVITÄTS= 
KRITERIEN" staatlicher Sozialadministration nur zum Teil anfwendet weP• 
den. 
Sozialwissenschaftlither (sozialpädagogischer) Forschung fällt in diesem 
Zusammenhang immer stärker die Funktion "BEGLEITENDER KONTROLLE" ver= 
bunden mit Funktionen der Mitarbeiterfortbildung und Projektdokumentation 
zu ("handlungsorientierte Begleit-und Evaluationsforschung"). 
Neben der Kompetenzerweiterung für die mit relativ neuartigen Aufgaben 
befaßten Mitarbeiter in diesen "jüngeren" Handlungsfeldern sozialer bzw. 
sozio-kultureller Arbeit können sich also die jeweils zuständigen Politiker 
und Beamten von "handlungsorientierter Begleit-und Evaluationsforschung" 

-.~ o Praxisdaten aus den "neuen" Handlungszusammenhängen (Dokumentation), 
o eine gewisse Entlastung ihrer Entscheidungsfunktion durch wissenschaf t= 

lieh angeleitete Programme bzw. Konzepte, 
o die "Effektivierung" der "Programmimplementation"(Durchführung/R~aH= 

sierung) durch wissenschaftliche Beratung sowie 
o die Entwicklung von "Effektivitätskriterien" 
erwarten. 

2.2.4. ZWISCHENZUSAMMENFASSUNG 

Die Funktionserweiterung des Handlungssystems SOZIALPÄDAGOGIK/SOZIALARBEIT 
im bisher besprochenen Sinn entspricht also offensichtlich sowohl den BE= 
DÜRFNISSEN breiter Bevölkerungsgruppen als auch dem BEDARF des "politisch
administrativen Systems". 
Analog zur obigen, auf die Zielgruppe sozialpädagogischen/sozialarbeiter= 
ischen Handelns bezogenen Graphik können Angebote der Sozialpädag~gik/Sozial= 
arbeit auch auf folgender SKALA eingestuft werden: 

GESELLSCHAFTLICHE GESELLSCHAFTLICHE 
AUSGANGSLAGE: : AUSGANGSLAGE: 

~ individuelle bzw. abnehmende Massen~ 
.... ·· gru pp(~ns P,ezif is'che ~r------------·,-------------t loyal i tä t ; 

Notlagen7Krisen; kollektive Kompetc1 
abweichendes mängel für die Bez 
Verhalten; soz10-kultureller 

Innovationsaufgaben; 

Im Rahmen der 11 jüngeren11 Handlungszusammenhänge der Sozialpädagogik/Sozial= 
arbeit,die im vorliegenden Beitrag besonders interessieren, realisiert sich 
PROFESSIONELLES SOZIAL-bzw. FREIZEITPÄDAGOGISCHES (SOZIALARBEITERISCHES) 
HANDELN zumindest auf 3 Ebenen: 
- Animation/Beratung"betrofrener" Bevölkerungsgruppen bei der NUTZUNG 

sozial-bzw. freizeitpädagogischer Einrichtungen und Angebote, 
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Animation/Beratung/Unterstützung von jeweils nbetroffenen" Bevölkerungs~, 
gruppen bei der politischer Durchsetzung , Planung/Entwicklung/Gestaltung und 
eigenständigen Verwaltung von sozial-bzw. freizeitpHdagogischen Ein= 
richtungen und Angeboten , 

- wissenschaftliche Begleitung im Sinne '1handlungsorientierter Evaluations= 
forschung 11 (Dokumentation,Mitarbeiterfortbildung,Programmentwicklung, 
begleitende Kontrolle,Reflexionshilfen, ••. )., 

"FREIZEITil UND 11 ANIMATION 11 ALS ZENTl\ALE BESTIMMUNGSMOMENTE DES "JÜNGEHEN" 
ZWEIGES VON SOZIALPÄDAGOGIK/SOZIALAHBEIT : 11 FREIZEITPÄDAGOGIK" 

Die Entwicklung des "jüngeren Zweigesii von Sozialpädagogik/Soz:ialarbeH i.st 
offensichtlich untrennbar mit der Zunahme der Bedeutung von FREIZEIT in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht verbunden. 
Deshalb werden diese "neueren11 sozialpädagogischen Handlungszusammenhänge 
vom Großteil der einschlägig publizierenden Autoren auch als ''F R E I 
Z E I T P Ä. D · A G 0 G I K" bezeichnet. (Genauere Angaben dazu in Popp, R.: 
••. Bd. 2. , .1985, S. 4 f , ) 

Zentrales Merkmal 11 freizeitpädagogischen Hande1ns 11 ist offensichtkh die 
zunehmende Professionalis:Lenmg der "gese11schaf tl:i.chen Funkt:Lon: ANIMATIOlf', 

Mit Distanz zu der im Bereich des Fremdenverkehrs immer deutlicher fest= 
stellbaren Reduktion des Animations-Begriffes auf Funktionen der 11Unterhalm 
tung 0 bz\.v G des nEntertainments" scheint es mj_r für sozial.-.und freizei ~~, 
agogische Handlungsfelder wichtig , den Zusammenhang von "Animation" mit 
"Politisierung",nDemokratisierung" und "Gemeinwesenbezug" zu betonen, 

In diesem Sinne beziehe ich mich auf die Def :Lnition des RAtes fUr kulturelle 
~ ZUsammenarbeit beim Europarat in Straßburg (veröffentlicht 1973), 

.t...· 

Danach läßt sich unter "ANIMATION 11 jede Aktivittlt verstehen 1 die den 
nen Mitgliedern eines jeweiligen Handlungszusammenhangs dazu verhilft, 
11 a) sich Uber Situationen,Bedlirfnisse und Begabungen zunehmend bewußt zu 

werden; 
b) mit anderen Menschen zu kommunizieren und aktiver am Leben des Gemein~" 
wesens teilzunehmen ; 
c) sich anzupassen an Veränderungen in der sozialen,urbanen und technischen 
Umwelt und an kommende Veränderungen; 
d) ihre eigene Kultur zu vertiefen 1 was - genauer gesagt - umfaßt: die in= 
tellektuellen Fähigkeiten, die Kräfte des Ausdrucks und der Kreativität, 
die kbrperlichen Fähigkeiten... . · 
Der Erfolg dieser Methode liegt in dem Prinzip ANIMATION - PARTIZIPATION -
DEMOKRATIE und kann nicht nur durch hervorragende Organisationsarbeit ga= 
rantiert werden. Erfolg kann sich nur ergeben durch die Kombination der 
sozialen Kräfte mit einer effektiven Beziehung zwischen intentionaler und 
funktionaler Animationj d.h. Animation ergibt sich direkt aus dem 
Leben,wie es sich gerade entwickelt. 11 

2. 2, 6'; TXTIGKEITSFELDEH' FÜI\ 11 FREIZEITPÄDAGOGENff BZW, 11 ANIMATEURE 11 

Als vorrangige Tätigkeitsfelder fi.ir "Freizeitpi:idagogen/Animateure 11 (Sozial"' 
ptidagogen/Sozialarbeiter in den 11 jüngeren" Handlungszusammenhängen sozinl
kultureller Arbeit) lassen sich (nach Durchsicht der einschlägigen Litera= 
tur: Popp,R.: ... Bd.2 .... 1985,S.120 bzw.226-252 sowie Bd.4 .•• 1985) nennen: 
- freizeitpädagogische Aspekte in Bereichen der Behinderten- 1 Sonder-bzw. 

IIeilpädagogik, der Rehabilitation,medizinischen Prävention sowie im Kur= 

' "~· fre:Lzc;j_ tpfülagogische Aspekte~ der nschulsozialarbei t II (Freizeitbereiche in 
ganztägigen SChulformen, schulische Freizeitgemeinschaften, Biblio-,Media-, 
Spielotheken, •.• ); 
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. - Freizeitberatung (in Verbincj.u'ng mit Jugend-, Familien-, Partner-, Senioren
·•· -beratung); 

- "offene" Formen der Jugendarbeit/Jugendhilfe (pädagogisch betreute Aktiv= 
spielplätze, Jugendfarmen,Jugend-bzw. Kinderzentren , mobile Animation/ 
Spielbus/ ••• , Jugend-Kulturarbeit , ••• ); 

- Erwachsenenbildung (Familienbildungsstätten, Bildungsurlaub , Biblio-, 
Media-, Spielotheken , Gemeinschaftszentren ; Geschichtswerkstätten , 
Kursangebote: "Freizeit-Kulturtechniken" , Hobbytheken, ••• ); 

- Breiten-und Freizeitsport (Sportstättenanimation, mobile Bewegungsanimation, 
Breitensportangebote , Freizeitparks,"Kin<lerzirkus'', •.• ); 

- Sozialurlaub, soziales Reisen, Urlaubs-und Ferienanimation (Feri_en-und 
Urlaubszentren , Feriendörfer, Familienferien, Jugendherbergen, Jugend= 
austausch, Ferienlager , Ferienprogramme/Ferienspiele , "Urlaub zu Hause", 
Jugend-,Kinder-,Familienerholungsaktionen , "erlebnispädagogische" Ange= 
bote, ••• ); 

- freizeitkulturelle Gemeinwesenentwicklung (kommunale Sozial-,Kultur-, 
Bildungsplanung , Selbsthilfegruppenservice und -beratung, Unter= 
stützung von INitiativgruppen , Mitarbeit in Teams interdisziplinär 
angelegter Gemeinwesenentwicklungsplanung, ••• ); 

In diesen freizeitkulturell bezogenen sozialpädagogischen Tätigkeitsbereichen 
ist in den kommenden Jahren offensichtlich mit w a c h s e n d e m 
Persona 1 bedarf zu rechnen ( Opaschowski:Einführung ••• 1979, 
S.120 ff.), während in den traditionell nothilfe-und randgruppenbezogenen 
Tätigkeitsbereichen der Sozialpädagogik/Sozialarbeit hinsichtlich des Per= 
sonalbedarfs eine stagnierende bis rückläufige Tendenz zu erwarten ist. 



Nacl! diesen ausgewählten 11 bedingungsanalytischen" Überlegungen lade ich zur Aus"° 
einandersetzung mit Fragen der P L. K N U N G(sozial~bzw.)freizeitpädagogischer 
Infrastruktur ein: 

J~J:~ 
Im Sinne der bisherigen Überlegungen kann die hier zur Diskussion stehende Planungs= 
auf gabe definiert werden als gezielte , wissenschaftlich angeleitete und u= 
ierte, kontinuierliche ENTWICKLUNGSSTEUERUNG der (sozial-·und )freize:i.tpädagogischen 
Infrastruktur eines Gemeinwesens im Spannungsfeld zwischen individuellen BedUr 
nissen und gesellschaftlichem Bedarf, 
Die PLANUNG der (sozial-und )freizeitpädagogischen Infrastruktur eines Gemeirtw(2sens 
stellt damit einen wichtigen , aber bisher zu wenig berücksichtigten Teilau ben= 
bereich im Rahmen der gesamten (kommunalen) Entwicklungsplanung dar. 
Efoe derartige PLANUNG bzw. ENTWICKLUNGSSTEUERUNG erfordert(e) freilich umfas:?ende 
Kenntnisse über die (sich dauernd wandelnden) Struktur-und Funktionsbedingungen 
des Systems '~ozial-und)freizeitpädagogische Infrastruktur 11 (im Bereich eine~ 
weiligen Gemeinwesens), 
Leider kBnnen uns die damit befaßten wissenschaftlichen Disziplinen Uber diese 

ingungen (zumindest vorläufig) sehr wenig Konkretes sagen. (Einige bed 
tische Überlegungen finden sich unter Punkt 2 des vorliegenden Bei 

ausführlichere Übe~le~ungen in Popp,R.: .•. Bd.2 •.. 1985.) 
Noch weniger als mit "bedingungsanalytischen" Fragestellungen hat sich aber soz:üLl'"" 
wissenschaft.liche Forschung bisher mit "handlungstheoretischen11 P;·oblemen im Zu~" 
sammenhang mit der zielgerichteten Beeinflussung freizeitkultureller Becl 
auseinandergesetzt. 
In Anbetracht eines nur sehr lückenhaften Handlungswissens geht es uns - bild= 
haft gesprochen - wie einem Wanderer, der sich vorsichtig'Schritt ftir Schritt 
durch einen dichten .Wald tastet. 
Die PLanung der(soz{al-bzw.)freizeitpädagogischen Infrastruktur eines Gemeinwesens, 
also die planerische Beeinflussung dieses "Systems", wird sich demnach nur sehr 
p r a g m a t i s c h realisieren lassen. 
uP:ragmatisch 11 sollte allerdings nicht als "Handeln ohne zu denken"mißverstanden 
werden. 
"Pragmatische Infrastrukturplanung" meint vielmehr den Verzicht auf ein (zwangs"" 
läufig scheinrationales) "umfassendes 11 Planungskonzept~ da ein solches Konzept 
eben am Fehlen eines umfassenden Überblicks über die PLANUNGSBEDINGUNGEN sowie 
am Mangel an HANDLUNGS-BZW.STRATEGIEWISSEN scheitern würde. 
Ein "pragmatisches" Konzept zur Planung( sozial·-bzw. )freizeitpädagogischer Inf rn,„ 
struktur beruht auf dem Prinzip der "ITERATION", der schrittweisen Annäherung an 
die zu findende Lösung (=möglichst flächendeckende Versorgung ~ines Gemeinwesens 
mit jeweils bedilrfnis-und bedarfsgerechter sozial-bzw.freizeitpädagogischer Infra= 
struktur), aufbauend auf die Analyse und (theoriegeleitete) Reflexion der Era 
fah:rungswerte aus den jeweils gesetzten einzelnen PLANUNGSSCHRITTEN. 
D. 11 ' t' np ß' ' i 1 ' ' L 1eser 1tera.1ve roze ist immer auc11 untrennJar mit eine~ er n p r a c 

z e ß aller Beteiligten verbunden, im Rahmen de:3sen sich BEDURFNISSE 1 WISSENSc~ 
STAND und ZIELE der ~n=ctiesem Planungsprozeß beteiligten Personen immer wieder 
verändern. 
E:in ' 11 pragmat:Lsches" K~nzept zur PLANUNG (sozial-bzw.) freizeitpädagogischer 
Infrastruktur kann deshalb auch nicht im vorhinein d:i.e zu erreichenden 11 PRODUKTE 11 

der Platungsaktivitäten festlegen. 
Vielmehr muß ein "pragmatisches" Planungskonzept auf dem Hintergrund "theoretischh ' 
W;~ssensbestände sowie allgemeiner (zwangsläufig "WERT~"BESTIMMTER) PLANUNGSGRUND~' 
SATZE das nvERFAHREN 11 der planerischen Gestaltung (im Spannungsfeld zwischen 
"technokratischen 11 und 11 partizipa ti v-·diskursi ven 11 Planungskonzepten) bestimmen, 

Ein 11 pragmatisches 11 Planungskonzept ist demnach zwar PRODUKTORIENTIERT , indem 
die Entwicklung bedtirfnisbefriedigender und bedarfsdeckender (sozial-bzw.frei= 
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zeitpädagogischer Angebote und Ei1richtungen angestrebt wird, definiert aber 
diese "Produkte" zu Beginn des Plrnungsablaufes zumindest noch nicht sehr de= 
tailliert, sondern vertraut darauf,daß bei Einbeziehung der planungsbetroffenen 
Bevölkerungsgruppe sowie der mit der jeweiligen Planungsaufgabe befaßten Politiker, 
Beamten und Experten (im Sinne des 11 PHINZIPS: R E I B U N G") am Ende des Pro= 
zesses fÜn bedürfnis·-und bedarfsgerechtes "PRODUKTn steht, 
Ein solcher PLANUNGSPROZESS sollte möglichst wenig dern"Zufall" überlassen werden, 
sondern von Phasen kritischer Reflexion durchsetzt und wissenschaftlich begleitet 
sein. 
Flir die angemesse11e Lösung der meisten Aufgaben im Bereich der Planung (sozial-bzw.) 
freizeitpädagogischer Infrastruktur fehlen vielfach die entsprechend wirkungs= 
vollen "PLANUNGSINSTRUMENTEH und zwar sowohl in "struktureller" (== keirie räumlich
materiellen Strukturen,keine funktionierenden Entscheidungs-und Verwaltungsstruk= 
turen, ... ) als auch in "personeller" Hinsicht (=wenig einschlägig qualifiziertes 
Personal). 

Das hat eine Reihe von Nachteilen aber immerhirr auch den Vorteil , daß man sich 
bei der Realisierung (sozial-bzw.)freizeitpädagogisch bezogener Planungsarbeit 
nicht unbedingt in eingefahrenen Spuren bewegen muß. 

3.1. fREIZEITPÄ~AGQQLS.CßE INf.RL\.SifilJ1CT11R-=..JiUL.s.u.BS.Y.sI~·~:J.U.~~u..uJ,j.........,,_,__.~l.J."-'-~l>o<.U. 
INFRASTRUKTUR_. 

Um aus der Gesamtmenge sämtlicher kommunaler Einrichtungen die FREIZEIT-Ein= 
richtungen 11 herausfiltern" zu können,erscheint es vorerst nötig,ein KATEGORI= 
SIERUNGSSCHEMA fUr kommunale Einrichtungen zu finden. 

Ein Überbegriff für Einrichtungen,mit dem sowohl privatwirtschaftliche als auch 
öffentliche Einrichtungen umschrieben werden können, ist der Begriff der INFRA= 

::: STRUKTUREINRICHTUNGEN. 
Nach Kraft,J. und Meyer,M.(1966,S.777) lassen sich Infrastruktureinrichtungen 
folgendermaßen definieren: 
''Infrastruktur oder Grundausrüstung ist der Oberbegriff für alle öffentlichen 
und quasi-öffentlichen Einrichtungen und Dienste. Sie sind in der Mehrzahl der 
individuellen Daseinsvorsorge nicht iiberantwortet,weil sie nach Herkommen, 
Übung und allgemeiner Erwartung am besten durch gemeinschaftliches Vorgehen 
bereitgestellt werden können." 
Nach einer konkretisierten Auflistung der wichtigsten Infrastruktureinrichtungen, 

. wie sie etwa von Marx, D. ( 1968, S, 19 f.) oder von Köhl/rurowski(1976) vorgestellt ·werden, 
gilt es,"FREIZEITEINRICHTUNGEN" herauszufiltern (,wobei hier .auf die "materielle" 
Infrastruktur eingeschränkt werden soll). 
Als "Fre:izeiteinrichtungen" sollen solche Einrichtungen gelten,die ganz oder vor= 
wiegend der AusUbung von Freizeitaktivitäten bzw. von ''freizeitbezogenem Han= 
deln" dienen.(Zur Definition von "Freizeitaktivitäten" bzw. "freizeitgezogenem 
Handeln" siehe in Popp,R.:" .BcL3„ .1985,S.160 ff.) 
Im folgenden werde i~h eine Liste von Infrastruktureinrichtungen vorstellen, 
bei der die bereits "herausgeH1terten 11 FREIZEITEINRI<;HTUNGEN UND - ANLAGEN im 
funkt 3, 1. 9. zusammengefaßt sind. (Die "freizeitpädagogischen" Infrastruktur= 
einrichtungen finden sich dabei unter Gruppe C.) 
Eintge der genannten Einrichtungen sind auch in MOBILER Form möglich (z.B.: 
Spielbus,BUcherbus,Medienbus,mobile Galerie, •.• ). 

3.1.1. ERSCHLIESSUNGSANLAGEN 
1. Straßen und Plätze 
2. Grünanlagen 
3. Wasserversorgungsanlagen 
4. Fernwärmeversorgungsanlagen 
5. Straßenbeleuchtungsanlagen~ ~ 
6. Entwässerungsanlagen 
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3. 1. 2 ,' VERKEHRSBETRIEBE UND ,_ ANLAGEN 

3.1,j, ANLAGEN UND EINRICHTUNGEN DER ENTSORGUNG UND ABFALLBESEITIGUNG 
1. Einrichtungen ftir Mtillabfuhr,-lagerung und -beseitigung 
2. Bedürfnisanstalten 

3. 1 • lt „ ANLAGEN UND EINRICHTUNGEN DES HANDELNS, DER PRODUKTION, DER GEWERBE"' 
FÖRDERUNG U.Ä. 
l. Märkte und Markthallen 
2. Schlacht-und Viehhof 
3. Ausstellungshallen 
4. Geschäfte 
5. Produktionsstätten 
6. Bü.ros 
7. Sparkassen,Banken 

3.1.5. ANLAGEN UND EINRICHTUNGEN DER ALLGEMEINEN VERWALTUNG 
1. Rathaus,sonstige Verwaltungsgebäude und -einrichtungen 
2. Gemeindehaus,Tagungs-,Kongreßzentrum, .•. 
3. Feuerwehr , Rettungsdienst 
4. Bauhöfe 
S. Gemeindegärtnerei 
6. Werk-und Dienstwohngebäude 

3.1.6. ANLAGEN UND EINRICHTUNGEN DER GESUNDHEITSPFLEGE 

3.1. 7. 

1. Krankenhaus 
2. Mutter·-, Säuglings-·, Gesund bei tsberatungsstellen 
3. Erholungsheime 

SCHULEN,"VORSCHULEN",KINDERGÄRTEN,HORTE 
1. Kindergärten , nvorschulenH, 11 Krabbelstuben" 
2. Horte,Tage~heimstätten,ganztägige Schulformen 
3. Schulen: Volks-,Hauptschulen,Polytechnische Lehrgänge; allgemein-und 

berufsbildende mittlere und hHhere Schulen; Sonderschulen 
Zt, Akademien 
5. Hochschule, Universität 

3.1.8. SOZIALE DIENSTE,EINRICHTUNGEN UND ANLAGEN DER PSYCHO~SOZIALEN VERSORGUNG 
Gruppe A: 
1. Säugling-und Kinderheime; Mutter-Kind-Heime; Frauenhäuser; ••• 
2. Jugenderziehungsheime, betreute Jugendwohngemeinschaften u.dgl. 
Gruppe B: 
1. Altersheime 1 Altenwohnungen 
2, Pflegeheime 
3. Obdachlosenheime,Notschlafstellen, ••• 
Gruppe C: 
1. Krisenberatungsstellen 
2. Therapeutische Praxen 

3.1.9. FREJZEITKULTURELLE EINRICHTUNGEN UND -ANLAGEN (Anlagen und Einrichtungen 
zur Erholung uri~ Unterhaltung,des Sports,der freizeitkulturellen Bildung, 

'V 

~ des Gastgewerbes und des Fremdenverkehrs) 
Gruppe A~ 
t. Parkanlagen und Freigelände 
2. Kinder-,Jugend-und Familienspielplätze 
3. Kleingartengelände 
4. Frei-und Hallenbäder 
5. Spazier-und Fahrradwege 
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·,Gruppe B: 
:1. Turn-und Sporthallen 
2. Sportplätze 
3. Stadion 
4. Fitsportanlagen (Minigolfanlage,Kegelbahn,Fitnessparcour,Ballspiel= 

anlage, ••• ) 
5. Eislauf-,Tennis-,Squashanlagen u.dgl. 

Gruppe C: 
1. Freizeitkulturelle Bildungs-und Begegnungsstätten/-zentren (Jugend-, 

Kinder-,Familien-,Senioren-,Stadtteil-,Hobby-,Medien-,Kreativ- ••• 
-zentren) · 

2. Stätten für Erwachsenen(weiter-)bildung und außerschulische J~gend= 
bildung ~ 

3, Vereinshaus, Vereinsversammlungs-und -veranstaltungsräume 
4. Biblio-,Media-,Hobby-,Spielothek 
Gruppe D: 
1. Theater-,Konzert-,Vortrags-,Tagungs-, ••• -gebäude 
2. Kinos 
3. Heimathaus,Galerie,Museen,Tiergarten, ••. 
4. Sehenswürdigkeiten 
Gruppe E: 
1. Fremdenverkehrsberatungs-und -informationsstellen 
2. Reisebüros 
3. Beherbergungsbetriebe 
4. Jugendherbergen 
5. Campingplätze 
6. Gasthäuser,Cafe 1s, Bars,Diskotheken, ••. 

3. l.10. ANLAGEN UND EINRICHTUNGEN DER KULTUSPFLEGE 
~ 1. Kirchen,Ka~ellen, ••• 

2. Friedhöfe (inkl.Leichenhaus,Krematorium, ••• ) 

(Eine andere Aufteilung - unter Einbeziehung auch der Perpherie einer 
Kommune - findet sich in Agricola:Freizeit ••• 1982,S.23.) 

hl...!~ EI!i1Qf, PRINZIPIEN PARTIZIPATIVER INFRASTRUKTURPLANUNG 

3.2.l. AUFHEBUNG DER ZERSPLITTERUNG - BEI ERHALTUNG DER METHODISCHEN VIELFALT 
Die wohl v o r d r i n g 1 i c h s t e Aufgabe wirkungsvoller (sozial
bzw. )freizeitpädagogischer Infrastruktur besteht darin ~ die vielfache 
Z e r s p 1 i t t e r u n g dieses Planungsbereichs tendenziell auf zu= 
heben. 
Dabei muß allerdings die Vielfalt der methodischen Formen und Ansätze unbe~ 
dingt erhalten bleiben und sollte jede unnötige "Hierarchisierung" und 
11 Bil:rokratisierung" vermieden werden. · 

3.2.2. DISKURSIVER PLANUNGSPROZESS - "PRINZIP: REIBUNG" 
., .. ·"' Der Planungsprozeß darf nicht "technologisch" sondern muß unbedingt 

"d i s kursiv" angelegt sein, d.h.: Nicht irgendwelche vom jeweiligen 
Lebens-und Problemzusammenhang "abgehobene" "Experten" finden die Lösungen 

'sondern die Lösungsansätze entwickeln sich im Verlauf eines " A U S = 
H A N D L U N G S P R 0 Z E S S E S " aller Planungsbeteiligten ("Betrof= 
fene' 1 zuständige Fachbeamte,Politiker) unter Koordination der partizi= 
pationsorientierten Projektentwicklungsexperten. Schlagwortartig könnten 
wir von einem "PRINZIP: R E I B U N G" sprechen! 
Der Planungsprozeß muß ausdrücklich als L e r n p r o z e ß angelegt 
werden, beschreiten doch in Anbetracht fehlender Informationen und 
Erfahrungen die Planungslieteiligten zwangsläufig über weite Strecken 
"Neuland". 
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3.2.3. 'PARTIZIPATIVE PLANUNG ALS "POLITISCHE BILDUNGn ; "ANEIGNUNG" 
' . ' 

Im Kontext partizipativ-diskursiver Planung besteht die Aufgabe der 
"Experten" nicht darin , " f ü r " die Betroffenen zu handeln sondern 
in der A N I M A T I 0 N der jeweils problernbetroffenen Bevölkerungs= 
gruppen , die Befriedigung ihrer (freizeitbezogenen) Bedürfnisse selbst 
in die Hand zu nehmen. Während "technologische" Planung die "Betroffenen" 
auf die Rolle von"Konsumenten" der von den "Experten" ausgeklügelten Ein= 
richtungen und Angebote reduziert,ist "diskursive" und partizipative Pla"" 
nung an der 11 AKTIVIERUNG 11 

, ja letztlich an der "POLITISIERUNG" der Be"" 
troffenen interessiert. 
Partizipativ angelegte freizeitkulturelle Infrastrukturplanung ist somit 
immer auch "politische Bildung" und zwar in einer sehr elementaren Form 
als 11 LERNEN DURCH BEDÜRFNISORIENTIERTE A N E I G N U N G RÄUMLICH-· 
MATERIELLER UMWELT". 
Dieser "Aneignungs-"Aspekt wird in Popp,R.: ••• Bd.2 ••• 1985,S.39 ff. genauer 
behandelt. -

Ich habe in langjähriger konkreter Projektentwicklungsarbeit den Eindruck 
gewonnen, daß nicht zuletzt die Vernachlässigung gerade der oben angea 
sprochenen "mikrostrukturellen 11 bzw. "elementaren" Anteile kommunaler 
Entwicklungsplanung gut gemeinte B e t e i 1 i g u n g s k o n z e p t e 
in der Praxis oft scheitern läßt. 
Bildhaft ausgedrückt versuchen Politiker und planerisch tätige Fachbeamte 
viel zu oft,den zweiten SchPitt vor dem ersten zu setzen! 

3. 2. {~. ·NOTWENDIGER DISKURS ZWISCHEN (SOZIAL-BZW. FREIZEIT~ )PÄDAGOGEN UND 
ARCHITEKTEN/STADT-BZW.RAUMPLANERN 
Für die umfassende Realisierung partizipativ angelegter freizeitkulturel= 
ler Infrastrukturplanung wird es allerdings nicht genügen , die (im Punkt 
3.2,3. weiter oben in diesem Beitrag) angesprochenen "mikrostrukturellen" 
Planungsaufgaben (,welche vor allem in den Kompetenzbereich von Sozial
bzw, Freizeitpädagogen fallen,) einfach 11nach unten hin" , quasi additiv, 
an herkömmliche Planungspraxis anzufUgen. 
Vielmehr würde p a r t i z i p a t i v e Gemeinwesen-Entwicklungsplanung 
umfass1'.:!nde V e r ä n d e r u n g e n der herrschenden Praxis (kommunaler) 
Entwicklungsplanung erfordern, was wiederum mit der Notwendigkeit erheblicher 
Wandlungsprozesse auf der Ebene planungsbezogener Forschung und ~issenschaf t 
verbunden ist, 

Die mit solchen Wandlungsprozessen verbundene Einstellungsänderung bei den 
befaßten Experten darf freilich nicht nur von Planern und Architekten ver• 
langt werden. Gerade auch von den Sozialwissenschaften bzw. von den Sozial= 
wissenschaftern milßte mehr Energie darauf verwendet werden,stadtplanungs• 
bezogenes Grundlagen-und Handlungswissen zu produzieren,um so aus einer kam= 
petenten'' Position heraus in einen kritisch-konstruktiven Dialog mit der 
Architektur-bzw.flanungswissenschaft und -praxis treten zu k5nnen. 

~ Von einem um so~iale Aspekte erweiterten und sozialwissenschaftlich ange• 
leiteten P 1 a n u n g s v e r s t ä n d n i s , von einer "dynamischen 
Entwicklungsplanung" (Lenort) bzw. von einer 11sozial verantwortlichen Planunf' 
(Laage) sind wir freilich heute noch weit entfernt. 

3.2.5, QUALIFIZIERTE PERSONALVERSORGUNG 
"Diskursive" und 11 partizipative" Planung kann sich freilich nicht mit 
moralischen Apellen begnügen und , wenn diese Apelle nichts nützen, die 
"Schuld 11 für fehlende Aktivität und Partizipation den "Betroffenen" zuschie:::o: 
ben! (Z.B.: "Ihr habt doch alle Chancen zur sinnvollen Gestaltung dieser 
oder jener Entwicklung und zu~m Engagement. Wenn Ihr diese Möglichkeiten 
nicht nützt , seid Ihr selber schuld!") 
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· AUSHANDLUNG , DISKURS und PARTIZIPATION müssen vielmehr sch~ittweise 
g e 1 e r n t werden! 
Dies erfordert pädagogisch angeleitete BERATUNG,UNTERSTÜTZUNG und ANIMATION! 
"Diskursive" und "partizipative" Planung ist also in der Regel ohne sozial
und freizeitpädagogisch ausgebildete und erfahrene "Entwicklungshelfer" 
nicht denkbar. 
Qualifizierte Personalversorgung widerspricht übrigens keineswegs dem 
Prinzip der "Selbstverwaltung 11 ,wie dies gelegentlich befürchtet wird, 
sondern ermöglicht in vielen Fällen erst Formen der eigenständigen ''Ver= 
waltung" sozial-bzw.freizeitpädagogischer Einrichtungen und Angebote. 
Vielfach ist es in Anbetracht herrschender Sozialisationsbedingungen je= 
weiligen"Nutzergruppen"nämlich nur mit Hilfe speziell ausgebildeter Päd= 
agogen möglich,: 
- die erwünschte ANGEBOTSSTRUKTUR durch entsprechend "disruptive Strategien" 

(Specht,1971) überhaupt bei politischen Entscheidungsträgern sowie gegen= 
über Ämtern und Behörden (und vielfach auch gegenüber "Anrainern" und 
einer meist vorurteilsbelasteten "Öffentlichkeit") durchzusetzen und 
diese finanziell und politisch zu sichern; 

- eine angemessene Verbindung von KOOPERATION und PARTIZIPATION einerseits 
und funktionsfähiger , wirkungsvoller ORGANISATION DER SELBSTVERWALTUNG 
andererseits herzustellen; 

-· "SOZIALE TEILNAHMEBARRIEREN" durch aktive und bewußte GESTALTUNG DER AN== 
GEBOTE zu durchbrechen und so auch bisher b e n a c h t e i 1 i g t e 
Bevölkerungsgruppen an de~ Nutzung dieser Angebote zu beteiligen; 

- das breite Spektrum von Nutzungsmöglichkeiten der jeweiligen Ein= 
richtungen/ANgebote k e n n e n z u 1 e r n e n und unter kompe~ 
tenter Anleitung zu e r p r o b e n sowie 
aktuelle intrapersonelle und Beziehungs-Konflikte sowie Probleme im 
Umgang mit Polizei,Gerichten und Ämtern,Behörden, ••• oder Schwierig= 
keiten in Schule und Beruf persönlich befriedigend und realitätsange= 
messen zu lösen. 

3.2.6. PARTIZIPATIVE PLANUNG ALS PERMANENTER AUSHANDLUNGS-UND LERNPROZESS 
Partizipative und diskursive Planung ist unweigerlich mit den Strapazen 
eines permanenten Aushandlungs-und Lernprozesses verbunden. 
Ziele9Methoden und Positionen sind immer wieder von Veränderungeri "be= 
droht". 
"Kontrolle" ist nur dann möglich , wenn sich der "Kontrolleur" der 
Dynamik der Teilnahme am Prozeß aussetzt,wodurch er sich aber der Aus= 
einandersetzung mit den übrigen Planungsbeteiligten nur mehr schwer ent= 
ziehen kann. 

"Technologische" Planung ist gewiß weniger anstrengend,geht aber dafür 
oft genug an den Bedürfnissen der Planungsadressaten vorbei. (Folge:All 
die 11sündteuren 11 Einrichtungen,die so schön ausschauen aber von den Betrof= 
fenen schUeßlic?"nicht angenommen 11werden.) 
"Diskursive" und "partizipative Planung ist mühevoll,ist vielfach von Kon= 

~ flikten begleit~t,dauert meist länger und ganz genau kann zu Beginn keiner 
sagen?was zum Schluß herauskommt. 
Dafür ist es aber ziemlich sicher, daß das "Produkt" der Planung denen ge= 
fällt,die es selbst"hergestellt 11 und dabei auch noch eine Menge gelernt 
haben. 

·" · 3. 2. 7. "KLÄRUNG DER BEDÜRFNISLAGE" 
Im Mittelpunkt unserESPLanungsverständnisses steht also die möglichst weit= 
gehende PARTIZIPATION der jeweils problembetroffenen Bevölkerungsgruppen 
und damit die Orientierung an den B e d U r f n i s s e n dieser. 
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Im Sinne eines prozeß-und handlungsbezogenen uBEDÜRFNIS-"Begriffes,wie er 
in Popp,R.: ••• Bd.2 •.. 1985,S.61 ff. genauer diskutiert wird,sowie im Rahmen 
eines pädagogisch-planerischen Handlungs-bzw.Erkenntnisinteresses geht es 
dabei nicht so sehr um die bloße "ERHEBUNG" der Bedürfnisse bestimmter 
Bev~lkerungsgrupren sondern eben um die diskursiv - handlungsorientierte 
"KLARUNG DER BEDURFNISLAGE" einer jeweils planungsbetroffenen Gruppe von 
Menschen im Kontext partizipativ angelegter PROJEKTENTWICKLUNGSARBEIT. 
Nicht so sehr die Feststellung 11 d e r 11 Bedürfnisse von planungsbe= 
troffenen Personen interessiert also sondern eben die prozeßbezogene, 
handlungsorientierende und handlungsvorbereitende KLÄRUNG DER BEDÜRFNIS= 
LAGE einer jeweils k o n k r e t e n Gruppe von Menschen 1 die von einem 
jeweils k o n k r e t e n Problem in einem jeweils k o n k r e t e n 
(räumlich-zeitlichen) Lebenszusammenhang b e t r o f f e n ist. 
"Daten" , wie sie als Ergebnisse thematisch einschlägiger empirischer Unter'"' 
suchungen (z.B:. :"Freizeitwtinsche", "Freizeitaktivi.täten", ••. ) zur Verfügung 
stehen,k5nnen in diesem Klärungsprozeß durchaus gewisse allgemeine Tendenzen 
aufzeigen und wie eine Reihe von anderen HDaten" auch im handlungs= 
?rientierenden und handlungsvorbereitenden Diskurs zur Verhandlung gelangen, 

Im Gegensatz zu "technologischer" Expertenplanung geht es aber im Zusammen"" 
hang p a r t i z i p a t i v e r Planungsprozesse eben n i c h t da• 
rum, jeweils problembetroffene Bevölkerungsteile zu ihren aktuellen planungs= 
relevanten "Beclürfnissen","\Vünschen", 11 Interessen 11

, ••• zu befragen 
um dann auf der Basis der Befragungsergebnisse Umwelt f ü r die 11 Be= 
troffenen" zu verändern,sondern um die Herstellung b e d ü r f n :i. s b e "" 
f r i e d i g e n d e r U m w e 1 t b e d i n g u n g e n (soziale 
und räumlich-materielle Umwelt) im Laufe eines mehr oder weniger langen 
PLanungs-/Lernprozesses , der vom Planer/Pädagogen/... gemein a 

s a m m i t den konkret Planungsbetroffenen getragen wird. 

3.2.8. FREIZEITPÄDAGOGISCHE INFRASTRUKTURPLANUNG IM KONFLIKTFELD ZWISCHEN PARTI= 
ZIPATION, PROFITINTERESSEN und "TECHNOKRATISCHEM" HERRSCHAFTSINTERESSE 

Die Notwendigkeit wachsender Planungs-und Verwaltungspartizipation breiter 
Bevölkerungskreise und damit die Einbeziehung der partizipierenden Gruppen 
in Planungs-und Verwaltungsabläufe steht allerdings (auf der kommunalen 
Ebene) wiederum dem Interesse kleiner profitorientierter BevBlkerungs~ 
gruppen (Wirtschaftsunternehmen,Haus-und Grundeigentümer, Bau-und Siedlungs= 
gesellschaften bzw. -genossenschaften, •.. ) und letztlich auch dem Herr~ 
schaftsinteresse "technokratischer" Beamter im staatlichen·Administrations"' 
apparat entgegen. 
Planungs- und Verwaltungspartizipation ist ja ohne 11 p o 1 i t i • 
s i e r e n d e L e r n e r f a h r u n g e n 11 der "Betroffenen" 
nicht denkbar. 
Die Interessen an der"Maximierung von Profit" bzw. an der "Aufrechter= 
haltung technokratischer Herrschaftsstrukturen11 können sich dagegen um so 
besser durchsetzen , je mehr für sozial-bzw. freizeitpädagogische Hand= 

~1ungsfelder die Illusion aufrecht erhalten werden kann, es handle sich 
·dabei vorwiegend um 11 p r i v a t e 11 

, 
11 u n p o 1 i t i s c h e" Lebens= 

bereiche, wodurch freilich die Ursachen für reale Benachteiligungen und 
Mißstände v e r s c h 1 e i e r t bleiben. 
Jene Politiker (insbesondre auf der kommunalen Ebene) , die sich über 
alltagspolitische ProblemlBsungsverfahren und routinemäßiges Konflikt= 
management hinaus den Blick für wichtige Fragen mittel-bis langfristiger 
Zukunft offen gehalten haben, kommen in dieser Situation unvermeidlich 
in eine sehr schwierige Lage: 



- 22 -

E i n e r s e i. t s ist die Planungs-und Verwaltungspartizipation breiter 
BUrgergruppen zti f5rdern und damit sowohl der BEDARF des politisch-ad= 
ministrativen Systems abzudecken als auch 11Massenloyalität" durch Befriedi= 
gung subjektiver BEDÜRFNISSE zu sichern , 
a n~; r e r s e i t s ist diesen Partizipat:ionsbemUhungen spätestens 
dann ent:gegenzutreten,wenn dadurch die Profitinteressen der ~intermediären'' 
Kräfte in umfangreicherem Maße behindert werden und/oder wenn die Wider= 
stände des technokratisch organisierten Beamtenapparats zu stark werden. 

Das zentrale Konfliktfeld innerhalb des "Marktes":sozial-und freizeitpäd= 
agogische Infrastruktur scheint sich also zwischen den Polen der BEDÜRF= 
NIS-UND BEDARFSGERECHTEN PARTIZIPATION an alltags-bzw. freizeitbezogenen 
Planungs-und Verwaltungsproblemen einerseits und des·PROFITINTERESSES 
privatwirtschaftlich tätiger Unternehmungen bzw. des "TECHNOKRATISCHEN" 
HERRSCHAFTS INTERESSES eines" o brigkei tss taa tlich" organisierten Ver:::. 
waltungsapparates andererseits immer ausgeprägter zu entwickeln. 

In Anbetracht des erheblichen Einflusses dieser (technokrat{schen bzw. 
profitorientierten) Gruppen in (kommunal-)politische Entscheidungszusam= 
menhänge kommt auch der "problernbewußte"(Kommunal-)Politiker in den Zwang 

·zu einer "Ba 1 an c e p o 1 i t i k11 (u.a. im Sinn~ von B5hnisch: 1982, 
.... s. 67 ff.). 

Da also partizipative Infrastrukturplanung zwangsläufig von den Vertretern 
des 11 Profitinteresses" bzw. eines "technokratischen Herrschaftsinteresses" 
bedroht ist, sind derartige Planungsprozesse notwendig von einer Reihe 
von KONFLIKTEN begleitet. (Zur Frage des Umgangs mit solchen Konflikten 
siehe genauer in Popp,R.: ••• Bd.2 ••• 1985,S.102 ff.) 

3.2.9. 'NOTWENDIGE WISSENSCHAFTLICHE BEGLEITUNG 
In Anbetracht der Neuartigkeit der meisten Handlungsansätze im Bereich 
freizeitkulturell orientierter Politik/PLanung empfiehlt sich die 
w i s s e n s c h a f t l i c h e B e g 1 e i t u n g der Planungs• 
prozesse. 
Zu diesem Zweck habe ich ein problem-und gegenstandsangemessenes Konzept 
der praxisrelevanten EVALUATION innovativer sozialer Prozesse (insbesondre 
auch partizipativ angelegter Planungsprozesse) entwickelt. (Ausführlicher 
in Popp,R.: •.• Bd.3 ••. 1985.) 
Den methodologisch-methodischen BegrUndungszusammenhang dieses Konzeppts be= 
zeichne ich als "handlungsorientierte Evaluationsforschung 11

• , 

"HANDLUNGSORIENTIERTE EVALUATIONSFORSCHUNG" vereinigt Elemente der "Handlungs= 
forschung" und der "Evaluationsforschung" (besonders der"formativen Prozeß= 
evaluation"),vollzieht alle Phasen der Innovationsentwicklung, -implemen= 
tation, -evaluation und -revision i n d e r P r a x i s , erfordert 
die aktive TEilnahme des Forschers/Planers/Pädagogen/ ••• am jeweiligen Ver= 
änderungsprozeß (Prinzip der "TEILNEHMENDEN VERANDERUNG") und ist damit 

„die "radikalste" Ausprägungsform von"Evaluationsforschung". 
·Der WIRKUNGSBEREICH "handlungsorienUerter Evaluatibnsforschung" liegt vc11 
al~em in der theoriegeleiteten UNterstUtzung und Begleitung innovativer 
sozialer Entwicklungsarbeit (Projektentwicklung, Strategieentwicklung, ••. ) 
mit deutlicher Beschränkung auf U b e r s c h e u b a r e Handlungs= 
felder. 
"Handlun~sorientierter Evaluationsforschung" geht es also nicht nur um die 
11Analyse 1 sondern gerade auch um die "Veränderung" ihres jeweiligen Gegen= 
stands. 
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3.2.10.VERLAUFSSTRUKTURMODELL EINES WISSENSCHAFTLICH BEGLEITETEN PLANUNGSPROZESSES 
Das im folgenden in geraffter Form vorgestellte Verlauf s-Struktur~Modell 
fUr partizipative und wissenschaftlich begleitete Planungsprozesse wurde 
auf dem Hintergrund von umfangreicher Literaturanalyse einerseits und der 
Reflexion eigener langjähriger Projektentwicklungs-und PLanungserf ahrungen 
andererseits erarbeitet. 
Das vorgestellte Modell ist das Ergebnis umfangreicher Bemühungen, den 
Planungs-und Handlungsanforderungen im Spannungsfeld zwischen den Polen 
systematischer und ergebnisorientierter Planung und Handlung als Erfordernis 
handlungsorientierender und handlungsvorbereitender Ziel-Mittel-Wirkungs= 
analyse einerseits un·d der Offenheit und Flexibilität als Ausdruck der weit= 
gehenden Berücksichtigung von Bedürfnissen,Interessen und'Vorstellungen der 
Planungsbetroffenen andererseits gerecht zu werden: 
PHASE I: Vorbereitung und Innovationsplanung: 

1. Erarbeitung allgemeiner Kenntnisse und Wissensbestände zum For= 
schungs-bzw. Planungsgegenstand sowie zum Forschungs-bzw. Pla= 
nungskonzept. · 

2. Eingienzung des Forschungs-bzw.Planungsfeldes und KOntaktaufnahme 
mit einer Gruppe von "Problembetroffenen". 

·· PHASE II :Kooperation und Innovationsrealisierung 
A. Handlungsstrang I: 

1. Problem: 
a) Problem-und Bedingungsanalyse 
b) Problemformulierung 
c) Problemevaluation 

2. Ziel: 
a) Zielanalyse 
b) Zielformulierung 
c) Zielevaluation 

3. Handlung: 
a).Realisationsplanung 
b) Realisationsversuch 
c) Realisationsevaluation 
d) E N T S C H E I D U N G über Beendigung des Projekts -

dann Übergang zu Phase III oder Weiterarbeit dann 
Übergang zu nächstem Handlungsstrang 

B. Handlungsstrang II: 
1. Problem: 

2. Ziel: 

3. Handlung: 

d.: Entscheidung ••• 
C. Handlungsstrang III: 

PHASE III:Gesamt-bzw,Kontextevaluation (nach Projektbeendigung): 
A. Historisch·-genetische, illuminati ve "Deskription" des 

Projektverlaufs: 
Rekonstruktion und kritische Reflexion der relevanten Ent~ 
wicklungsschritte der Phasen I und II ; abschließende Ziel
(Mittel-) Wirkungsanalyse ; Bewertung der gesamten Innovations= 
s trat e g i e· ; Planung der weiteren (katalytischen) Ar• 
beH; ••• 
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B. Bedingungsanalytisc~e Kontextevaluation: 
"Collage" ausgewählter bedingungsanalytischer Materialien aus 
dem Projektverlauf ; verallgemeinernde "Bedingungsanalyse" 
des Problemzusammenhangs; Beurteilung des Stellenwerts der 
berücksichtigten "Gegenstandstheorien" im handlungsorientierten 
und handlungsorientierenden"Diskurs'l; ••• 

C. Theoretische Begründung des Forschungskonzepts: 
Offenlegung der methodologischen und (forschungs-)methodischen 
Voraussetzungen der handlungsorientierten Evaluation des parti~ 
zipativen Planungsprozesses; ••• 

(Ausführlicher dazu in Popp,R.: •.. Bd.3 ••. 1985,S.112 ff.; eine sehr detaillierte 
Deskription des eigenen Erfahrungshintergrunds findet sich in Popp,R.: ... Bd.l ... 
1985 .) 

3.3. ZWISCHENZUSAMMENFASSUNG 
Durch die bisherigeri Ausführungen (besonders unter Punkt 3. aber auch unter 
Punkt 2.2.3,) sollte u.a. klar geworden sein , daß sich den Verzicht auf 
F .. R E I Z E I T P L A N U N G im Sinne der zielgerichteten Gestaltung der 
Bediqgungen für bedürfnis-und bedarfsgerechte freizeitkulturelle Infrastruktur= 
einrichtungen und -angebote "nur diejenigen leisten können,die schon immer mit 
Freizeitgütern reich gesegnet waren"(Kohl: ••• 1976 ..• S.145). 
Die Aufrechterhaltung der Illusion eines "politik-und herrschaf tsfreien" 
quasi 11 privaten 11 Freizeitbereichs dient in erster Linie der Aufrechterhaltung 
umfangreicher Kommerialisierung bzw. Bevormundung der "Freizeitkultur" durch 
profitorientierte bzw. technokratische Kräfte. 
"FREIZEIT" und "PLANUNG" sind also (auch oder sogar gerade im Kontext eines 
partizipativen Planungsverständnisses) k e i n e s w e g s Gegensätze: 
dies insbesondre dann,wenn die "PLANUNGSLEITENDEN INTERESSEN" auf mehr Chancen= 
gleichheit bei der"Nutzung" (sozial-bzw.)freizeitpädagogischer Infrastruktur 
du~ch die Berücksichtigung der freizeitbezogenen Bedürfnisse breiter Bevölkerungs= 
kreise gerichtet sind und wenn "Planung" sich nicht der ~'Partizipation" und damit 
der "Emanzipation11 betroffener Gruppen der Bevölkerung verschließt. 
Freizeitpädagogische Infrastrukturplanung ''dient in ihrer Zielrichtung aber 
nicht lediglich dem Abbau vorhandener Benachteiligungen großer Bevölerungs= 
gruppen,sondern der notwendigen Verbesserung der Lebensumstände 11 der nicht "vor= 
wiegend berufsbezogenen" (schulbezogenen) "Zeit insgesamt" (ebd.); eine Ziel= 
setzung , die sich im Kontext einer zunehmend beobachtbaren te.ndenziellen"Wert= 
verschiebung" von vorwiegend einkommens-und konsumorientierten Werten hin zu 
"zentralen Werten" wie "Lebe.nsqualität" und "Selbstverwirklichung" auf die 
Schaffung der entscheidenden Voraussetzungen ''für die Sicherung der Rahmenbe= 
dingungen des erreichten Produktivitätsniveaus (durch Bildung,Gesundheitsvorsorge1 
Wohnmilieu,Verkehr etc.)" (ebd.) richtet. 

Freizeitpädagogische Jnfrastrukturplanung ist ein notwendiger aber derzeit noch 
sehr unterentwickelter Bestandteil jeder Gemeinwesen-Entwicklungsplanung. 

Dab-~i wird es u.~. im Zusammenhang mit der bisher angesprochenen PARTIZI= 
PATIONSPROBLEMATIK - immer nötiger , herkömmliche "INSTRUMENTE" d~r Kultur-, 
Soziaf-bzw.Bildungspolitik bzw. -planung (vor allem RECHTLICHE und OKONOMISCHE 
"Instrumente") um "SOZIALÖKOLOGISCHE" (dynamische Infrastruktur-Steuerung), 
"(SOZIAL-)PÄDAGOGISCHE" (Animation, Projektentwicklungsarbeit,katalytische 
Projektbegleitung, •.• ) und "SOZIALWISSENSCHAFTLICHE" (handlungsorientierte 
Evaluation, ••• ) INSTRUMENTE zu ergänzen. 
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3' 
3. 4. 'EINIGE KONKRETE EMPFEHLUNGEN FÜR FREIZEITPÄDAGOGISCHE INFRASTRUKTURPLANUNG ) 

Unter besonderer Berücksichtigung freizeitpädagogischer Infrastruktur können 
- im Sinne der bisherigen Überlegungen - für eine mittel-bis kurzfristig 
konzipierte kommunale (sozial- bzw.)freizeitpädagogische Infrastrukturpla= 
nung folgende Empfehlungen gegeben werden: 

3.4.1. Sowohl aus finanziellen Gründen als auch aus Gründen der notwendigen Sorgfalt 
und Behutsamkeit bei der Entwicklung von (sozial-bzw.)freizeitpädagogischer 
Infrastruktur unter BETEILIGUNG DER BETROFFENEN BEVÖLKERUNGSGRUPPEN ist es 
kurz-bis mittelfristig sinnvoll,sich auf den Aufbau einer BEGRENZTEN ANZAHL 
von 11 M O D E L L P R O J E K T E N 11 zu beschränken. (Projekte ,·tlie eines 
Tages wirkli.ch von den "Betroffenen" weitgehend selbstorganisiert betrieben 
werden sollen,können nicht ohne weiteres "aus dem Boden gestampft" werden. 
Ohne längerfristig angelegte begleitende Beratung und Animation wird ein 
echter Erfolg höchstens zufällig erzielbar sein.) 

Diese MODELLPROJEKTE 
- müssen bei den konkreten BEDÜRFNISSEN betroffener Bevölkerungsgruppen 

ansetzen ("Klärung der Bedürfnislage"), 
sollen auf bereits VORHANDENEN ANSATZEN (Initiativen, ••• ) aufbauen, 
sollen möglichst hohe REALISIERUNGSCHANCEN haben, 
sollen verschiedenste AUSPRÄGUNGSFORMEN und HANDLUNGSANSÄTZE moderner 
Sozial-und Freizeitpädagogik aufgreifen (Vielfalt) und 
müssen unbedingt WISSENSCHAFTLICH BEGLEITET werden (Dokumentation, 
UNtersuchung von "exemplarischen" Aspekten, Mitarbeiterberatung,be= 
gleitende Kontrolle, "handlungsorientierte Evaluation", •.• ). 

Als MODELLPROJEKTE , die jeweils von einer "INNOVATIONSAGENTUR" unter Be= 
~ teiligung interessierter Bevölkerungsgruppen aufgebaut werden sollen,bie= 

ten sich an: 

3.4.1.1. Exemplarische Ausprägungsformen von "STATIONÄREN" sozial-bzw.freize:i.t= 
pädagogischen Infrastruktureinrichtungen (unter besonderer Berücksichti= 
gung 11freizeitkultureller" Angebote): 
o Jugend-und Kinderzentren 
o Seniorenzentren 
o Familien-bzw.Eltern-Kind-Zentren 
o Aktivspielplätze; Jugendfarmen 
o Spielotheken/Spielhäuser 
o Biblio-bzw. Mediatheken 
o offene Werkstätten 
o museumspädagogische Einrichtungen 
o Fitness-und Breitensportzentren 
o offene Musikproberäume 
o (kommunikative) Hallen-u.Freibäder 

3. 4 .1. 2. Exemplarische Ausprägungsformen "MOBILER ANIMATION 11 (als Vorbereitung, 
Ergänzung und UnterstUtzung 11 stationärer" Angebote): 

.... ,•, o Stad t(tei]);;rkundungsspiele · · 
o Fahrradwegenetz-Belebung 

, o Wochenend-,Urlaubs-und Ferienservice 
o Sportmobil 
o Medienbus 
o Werk-und Malmobil 
o Stadtteil-und Nachbarschaftsfeste 

3) Die folgenden Seiten des vorliegenden Beitrags basieren auf einem Tagungspapier, 
das ich 1985 gemeinsam mit Marianne Schwab,Salzburg,erarbeitet habe. 
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3.4.1:_.3. Entwicklung von "NETZWERK-SYSTEMEN" mit den Zielen: 
= Koordination sozial-und fr~izeitpädagogischer Dienste 
= Bewohneraktivierung 
= Aufbau von "sozialen Selbsthilfesystemen" (Abkehr von vorwiegend 

"reaktiven",voll professionalisierten 9 zentralistisch und "techno= 
kratisch 11 organisierten Formen sozialer bzw. sozio-kultureller Arbeit; 
allerdings nicht nur unter dem Gesichtspunkt der "Verbilligung" sozialer 
Dienste: Notwendigkeit angemessener Honorierung!). 

3.4.2. Bei der Entwicklung der genannten Modellprojekte muß vor allem auch auf 
die Erarbeitung bedürfnis-und bedarfsgerechter "PLANUNGSINSTRUMENTE" größ= 
ter Wert gelegt werden. _ 
In diesem ZUsammenhang sind u.a. die Kompetenzen,Aufgaben und LEISTUNGS= 
BEREICHE für die "behördlichen" Instanzen einerseits und die "selbstorgani= 
sierten" Trägervereinigungen andererseits genau zu bestimmen. 
Die Entwicklung von "EFFEKTIVITÄTSKRITERIEN" wird ein wichtiger Teilaspekt 
in.diesem Problemkreis sein müssen! 

3.4.3. Besonderer Wert ist auch auf die (möglichst 11 selbstorganisierte")Koordi= 
nation und Kooperation der Trägerorganisationen sozial-bzw. freizeitpäd= 
agogischer Einrichtungen und Angebote zu legen ("VERNETZUNG"). 

3.4.4. Eine problem-und gegenstandsangeme~sene wissenschaftliche Begleitung 
(handlungsorientiertes Forschungsdesign) der jeweiligen innovativen Planungs= 
projekte ist unbedingt zu empfehlen. (Genauer dazu in den Punkten 2.2.3.5. 
und 3.2.9. im vorliegenden Beitrag; ausführlich in Popp,R.: ••. Bd.3 •••• 1985.) 

3.4.5. Die umfassenden Aufgaben wirkungsvoller (sozial-bzw.)freizeitpädagogischer 
Infrastrukturpolitik/-planung sind nur zu erfüllen,wenn PLANUNG und VER~ 
WALTUNG (auf der Ebene staatlicher Administration) Q U E R S C H N I T T ~ 
A R T I G ang~legt sind. 
Herkömmliche Ressort-und Amtsgrenzen sind dafür eher hinderlich! 
In diesem Sinne stellen auch die historisch gewachsenen scharfen Trennungs: 
linien zwischen "Sozialarbeit 11 , 11Kulturarbeit 11 , 11Bildungsarbeit"~"Sportarbeit", 
"Animation", .•. ein schweres Hindernis für die angemessene Bewältigung einer 
nur unter "ganzheitlicher" Betrachtung lösbaren Probleme der Planung und 
"Steuerung" sozial-und freizeitkultureller Infrastruktur eines Gemeinwesens 
dar. 
Diese Trennungslinien führen letztlich dazu , daß das "Pferd" quasi "vom 
Schwanz her aufgezäumt" wird: Die verschiedenen "Sparten" sozialer bzw. 
sozio-kultureller Arbeit werden nämlich nach dem Prinzip der ''methodischen 
Zugänge"(künstlich) "auseinanderdividiert" und die "Zielgruppen" dieser 
fein-säuberlich getrennten "Reviere" , also die problemb'etrof f enen Menschen, 
müssen sich diesem Prinzip unterordnen. 
Sinnvoller und richtiger wäre es , nach der (meist komplexen) "Problemlage" 
zu fragen und die verschiedenen "methodischen Zugänge" als jeweils problern= 
angemessene und zum Teil "substituierbare" "Wege" zum "Ziel" (eben der Problem 
lösung) zu verstehen. 
Diese verschied.ehen "Wege" (z.B. Beratung,Bewegungsanimation,künstlerisch

., kreative Ansätze, Spiel, ••• ) können und müssen dur·chaus von Fachleuten mit 
~ .. jeweils entspr~chenden Fachkenntnissen betreut werden. 

D;iese "Spezialisten" müßten sich aber den Gesamtzielen (sozial-bzw.) frei= 
2eitpädagogischer Arbeit verpflichtet fühlen. 

3.4.6. Vor allem zum Zweck der "Bewußtseinsbildung" im Sinne eines (im vorhergehenden 
UNterpunkt angedeuteten) "METHODENINTEGRATIVEN" Konzepts (sozial-bzw.)frei= 
zeitpädagogischer Arbeit i~t die Bildung einer ''sozial-und freizeitpoliti= 
sehen Kommission'' unter Mitarbeit von ressortzuständigen Politikern sowie 
von Fachbeamten,Fachwissenschaftern und Praktikern aus den verschiedenen 
(bisher meist scharf getrennten) Bereichen sozialpädagogischer,freizeitpäd= 
agogischer,sozialarbeiterischer, ••. Praxis und Forschung zu empfehlen. 
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3. 4. 7-.. UBERBLICK 

Mit Hilfe der folgenden Grap~ik ~ollen die Empfehlungen aus Punkt 3.4. 
des vorliegenden Beitrags überblicksartig zusammengefaßt werden: 

"STATIONÄR" 

- Jugend-u.Kinderzentren 

M 0 D E L L P R 0 J E K T E 
- bedUrfnisgerech~ 

- Realisierungschancen 

- Vielfalt 

wissenschaftl.Begleitung 

"MOBIL" 

~ Spielbus 
- Familien-bzw.Eltern-Kind- - Sportmobil 

Zentren 
- Aktivspielplätze 
- Spielotheken/Spielhäuser 
- Biblio-/Mediatheken 
- offene Werkstätten 
- museumspHd.Einrichtungen 
- Fitneß~u,Breitensportzentren 
- offene Musikproberäume 
~· "off ene 11 Jugendwohngemein"' 

schaf ten 
. Seniorenzentren 
·~ - Frei-b.zw .Hallenbad,, 

- Medienbus 
- Werk-u.Malmobil 
- "Öko"-Mobil 
- Wochenend-,Urlaubs-u. 

Ferienservice 
·q Ausflüge 
-

11 Erlebnispädagogik 11 

- Fahrradwegenetzbelebung 
- Staddteilerkundungsspiele 
- Stadtteil-u. 

Nachbarschaf~s feste 
\ / - "Veranstaltungsservice" 

--~\ ~. -~-

WISSENSCllAFTLIC!IE 
BEGLEITUNG/FORTN 
BILDUNG: 

- Ziele/Konzepte . 
- 'dlrkun3svolle Mctho<l:c1)/ 

"VERNETZUNG" 
(möglichst selbstorgani• 
sierte Koordil.ation und 
Kooperation der Träger ) 

! \ 
Service- bzw. Koordinations"' 

stelle für "FREIZEITKULTUR" 
(Amt): 

- orQuerschni tt:planung" 
- Koordination der "Netzwerke" 
- Service<l1.enste 
- Festlegung der "Leistungsbcreic:he" 

S __ t ra tegien( ''Ef f ek ti vi tti.t 11
) 

D~kumentntion · 
- Fortbqdung 
- begleitende Kontrolle 

W
eratung/Supervis.ion 
ublikat:ion 

:~~=~==-~---· 

sclbstorganisicrter Trtigcr 
- Subventionsrichtlinien - Effektivi• 

tätskriterien ,. 

~-„-- ~-------J 
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Wohnumweltqualität - Denkanstöße für die Raumplanung 



Referat im Rahmen der 4. Internationalen Wohnungswoche 

in Salzburg 

Univ.Ass. Dipl.Ing. Dr. Gerlind WEBER 

Wohnumweltqualität - Denkanstösse für die Raumplanung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Es zeichnet sich ab, dass wir offenbar gerade auch ·in der 

Umweltdiskussion nicht der Versuchung widerstehen können, 

das bewährte und daher seit jeher beliebte Gesellschafts

spiel "Haltet den Dieb" mit besonders grossem Vergnügen 

zu spielen. So konzentriert sich beharrlich unser 11 Volks

zorn11 auf einige wenige umweltbelastende Grossprojekte, 

indem wir zB. den Betreibern einer Grossindustrieanlage 

plötzlich - nach deren irrigen Meinung - ihr angestammtes 

Recht, uns die Luft zu verpesten, gerichtlich streitig 

machen wollen, oder indem wir gegen Grosskraftwerksbauten 

gerade noch rechtzeitig die Barrikaden erklimmen,·um so das 

nächste Umweltdebakel in letzter Sekunde doch noch verhin

dert zu haben. 

Bei jedem dieser Feldzüge für eine gerechte Sache steht 

uns regelmässig die Presse treu zur Seite, die uns vor allem 

schon geholfen hat, den jeweils "wahren" Feind überhaupt 

zu erkennen (was ja Grundvoraussetzung jeder effizienten 

Abwehrstra tf~gie ist!) 

I<:ommen wir dann von einer erfolgreich, im Dienste des Umwelt

schutzes geschlagenen Schlacht nach Hause, lassen wir uns 

erschöpft, aber mit dem zufriedenen Gefühl, verantwortlich 

gehandelt zu haben, nieder und denken. ausnahmsweise einmal 

an unsere pers5nlichen Wünsche: Es sind kleine, kaum 

erwHhnenswerte Träume, wie der von einer gr6sseren Wohnung 
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in periphärer Wohnlage, einem Zweitauto, einem Wochenend

häuschen mitten im Grünen. 

Die Tatsache, dass wir uns mit der Geste, stets nur mit 

dem Finger empört auf einige wenige kapitale "Umweltsünder" 

zu zeigen, vor allem selbst belügen, deckt erst schonungs

los die Statistik auf. Sie führt uns vor Augen, dass eigent

lich jeder von uns konsequent sein Schärflein dazu bei

getragen hat, bzw. dazu beiträgt, dass vielerorts trotz 

unseres hohen Lebensstandards, das verloren gegangen ist, 

was man gemeinhin als "Lebensqualität" bezeichnet. 

Einige wenige Beispiele: 

Eine im Vorjahr von STRAUSS( 1) durchgeführte Analyse der 

Immissionssituation in Wien hat etwa gezeigt, dass im dicht·

verbauten Gebiet eine Immissionsbelastung durch. so2 im 

Winterhalbjahr in erster Linie auf Hausbrand, Handel und 

Kleingewerbe zurückzuführen ist, der Anteil der Grossemittenten 

an der mittleren Immissionskonzentration nur bei 10 bis 

20 % liegt. 

Ein weiteres Beispiel für unser aller grosse Mitschuld 

an der gegenwärtigen schlechten Umweltsituation deckt ferner 

die Statistik auf, wenn sie uns vor Augen führt, dass der 

Zuwachs an Stickstoffoxiden in Österreich allein zwischen 

1965 und 1980 225 % betrug, wobei davon über 65 % zu Lasten 

des Kraftfahrzeugverkehrs zu Buche schlagen. (2 ) Kein Wunder, 

dass sich derzeit zB. 45 % der Wiener, also fast die Hälfte, 

durch Gerüche und Abgase, die ja vornehmlich aus Auspuffen 

stammen, erheblich belästigt fühlen! (J) 

Sind wir zwar auf Grund der derzeit massiv geführten Diskussion 

um das Waldsterben, offensichtlich doch zögernd bereit, 

einzubekennen, dass unsere Leidenschaft, uns per Autci 
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fortzubewegen, erheblichen Anteil an der Luftverschmutzung 

hat, so unterliegen wir hingegen im Zusammenhang Strassen

bau/Landschaftsverbrauch wieder ganz der Versuchung, den 

"schwarzen Peter" auf Infrastrukturgrossprojekte abzu

schieben. Dies brachte eine äusserst interessante Unter

suchung zutage, die TESDORPF( 4 ) für das deutsche Bundesland 

Baden-Würtenberg durchgeführt hatte. Er befragete Experten 

(nicht etwa. Laien) u.a. welche Strassenbaumassnahmen ihrer 

Meinung nach für die erschreckend hohen Kulturflächen

verluste von 1960 - 1978 hauptverantwortlich zeichnen würden. 

Das Ergebnis dieser Umfrage, ~erglichen mit den ein

schlägigen statistischen Unterlagen ergab, dass selbst 

die Fachleute den quantitativen Freiflächenverbrauch, 

hervorgerufen durch Autobahnbau bzw. Bundesfernstrassenbau 

ganz erheblich überschätzten,während sie das Gewicht des 

kommunalen Strassenbaus bzw. den Landfrass durch land-

und forstwirtschaftlichen Wegebau weit unterschätzten. 

So konnte der Autor belegen, dass etwa die gemeindliche 

Innerortserschliessung und der agrarische Wegebau zusammen 

80 % des gesamten Verkehrsflächenwachstums während des 

Untersuchungszeitraumes ausmachten, hingegen der 11 haupt

verdächtigte" Bundesfernstrassenbau tatsächlich nur mit 

vergleichsweise bescheidenen 17 % zu Buche stand. 

TESDORPF führt diese, noch an so manch anderem Beispiel 

belegbare Fehleinschätzung der Gewichtung nachteiliger 

Eingriffe in unsere Umwelt einerseits auf die veröffentlichte 

Meinung, d.h. auf die Berichterstattung in den Massenmedien, 

zurück und anderseits aber auch auf die Themen, die bevor~ 

zugt in wissenschaftlichen Arbeiten behandelt werden. 

Gerade in letzterer Feststellung sehe ich eine Bestätigung, 

dass wir mit der E:,orschungsarbei t "Mindestanforderungen~~ 

die Wohnumwelt 11
(
5), die im Auftrag der Forschungssresellschaft 

"Wohnen, Bauen und Planen" durchgeführt wurde, und·hier 
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nun im weiteren kurz vorgestellt werden soll, grundsätzlich 

nicht falsch gelegen sind. Wie der Titel sc~on verrät, 

wurde hier nämlich kein politisch spektakuläres Umwelt

vorhaben wissenschaftlich unter die Lupe genommen, sondern 

wir gingen vielmehr den Ursachen der Umweltzerstörung nach, 

die tagtäglich im Kleinen also schleichend stattfinden 

und die aber letztlich insgesamt wesentlich zu jener 

unbefriedi~Jenden Umweltsituation beigetragen haben·' die 

uns vielerorts heute gerade das Wohnen 7erleidet. 

Wagt man sich an ein solches Thema heran, so ist es nur 

logisch konsequent, dass man sich dabei nicht mit der 

Ursachenanalyse bescheiden darf, sondern gerade aus dem 

Erkennen der Ursachen für die zukunf t Schlussf ogerungen 

entwickelt, die dazu angetan erscheinen, gegenwärtige Miss

stände zu sanieren, bzw. zukünftige möglichst hintanzuhalten. 

Es war daher unser Bemühen, die Ergebnisse in einen 

Forderungskatalog münden zu lassen. 

Soweit die Grundkonzeption, ·die der Arbeit 11 Mindestanfor

derungen an die Wohnumwelt" zugrunde liegt und die sich -

zugegebenermassen - zwangsläufig aufdrängt und daher auch 

als solche nicht neu ist. Neu ist vielmehr - und das ist 

das, was diesen Forschungsauftrag auszeichnen soll -

dass die "Mindestanforderungen an die Wohnumwelt" -

nicht wie bisher in Österreich üblich von Raumplanern 

bzw. Architekten hinterfragt wurden, sondern dass sich 

der Planer diesmal ausnahmsweise mit der Rolle des "Lernenden" 

beschied, und nur jene Informationen zusammenfassend. 

notierte, die ihm Fachleute zu den einzelnen Segmenten, in 

die diese Fragestellung unschwer unterteilt werden kann, 

lieferten. ·so wurden die "Mindestanforderungen an die 

Wohnumwelt 11 unter folgenden Gesichtswinkeln beleuchtet: 
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1. - unter dem Aspekt der Kulturanthropologie 

2. - unter dem Aspekt der Psychologie 

3. - unter dem Aspekt der Ökologie 

4. - unter dem Aspekt der ~welthygiene, konkret dem der 

Medizin, der Akustik, der Wasser- und der Lufthy9iene. 

Sehr geehrte Damen und Herren, natürlich ist es mir nicht 

möglich, sämtliche Anforderungen, die sich unter den hier 

genannten fachlichen Gesichtspunkten herauskristallisi~rt 

haben, auch nur andeutungsweise zu streifen. Erlauben Sie 

·mir daher, dass ich an zwei bescheidenen Beispielen den 

Zugang zu den im Titel dieses Referates versprochenen 

"Denkanstössen für die Raumplanung" demonstriere: 

Beispiel 1: Eine Einsicht, die sich aus der Untersuchung 

eindeutig abgezeichnet hat, und die gleichsam als "Grund

philosophie" einer 11 menschengerechteren 11 Planung der 

Zukunft gelten sollte, ist die, dass die Wohnzufriedenheit 

in einem Quartier prinzipiell stark von dem Umstand be

stimmt wird, wie sehr dem Betroffenen die Möglichkeit ein

geräumt wird, aktiv an seiner Wohnumgebung mitzugestalten. 

Dieser Erkenntnis in der Wohnsiedelungsplanung Raum zu 

verschaffen, darf jedoch nicht nur einseitig Gewährleistung 

eines hohen Masses an Mitbestimmung in der Planungsphase 

heissen, sondern muss nach heutigem Erkenntniss.tand vor 

allem auch interpretiert werden als "Option'' des einzeln•2!n 

auf eine Wohnumgebung, die m6glichst vielen verhaltensbe

liebigen Nutzungen zugänglich bleibt und so dem Bewohner 

einen m6glichst grossen Spielraum für Gestaltungsfreiheit 

und Kreativität offen lässt. Diese Forderung untermauern 

sowohl empirische wie theoretische Grundlagen: 

So konnte zB. eine von Psychologen( 6 ) in Wien durchgeführte 

Untersuchung nachweisen, dass diejenigen Bewohner, die auf 
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die Planung der Wohnung und der unmittelbaren Wohnumgebung 

mitbestimmend Einfluss nehmen konnten, signifikant öfter 

ihre Wohnsituation auch noch nach 5 Jahren als ihren 

Bedürfnissen entsprechend bezeichnet haben und deshalb 

auch weniger oft die Absicht hatten, aus ihrer Wohnung 

wieder auszuziehen, als jene Leute, denen keine Gelegenheit 

zur Mitbestimmung geboten wurde. 

Wie positiv sich Mitgestaltungsmöglichkeiten auf ihre 

Wohnzufriedenheit auswirken, kann besonders gut im Detail 

der Akustiker belegen. So ist mämlich "Lärm", also der mit 

negativer Erlebnisqualität besetzte Schallreiz, nur zu 

10 bis 35 % durch physikalische Charakteristikazu erklären(?) 

vielmehr hängt er von einer Reihe weiterer Wirkungsmechanismen 

ab, wie u.a. von der allgemeinen psychischen und physischen 

Disposition der Person, aber auch von der Situations

gebundenheit der Person, wenn das Schallereignis auftritt. 

Nun haben Untersuchungen belegen können, dass zB. bei Leuten, 

die auf ihre Wohnumgebung mitgestaltend Einfluss nehmen 

können, und daher der.Stressfaktor "der-Lebenssituation...; 

hilflos-ausgesetzt-zu-sein" wegfällt, weit weniger 

lärmempfindlich sind, als jene Bewohner, denen keine oder 

nur wenige Gestaltungsmöglichkeiten offen stehen. (S) 

Warum dieses Bedürfnis nach Gestaltungsfreiheit heute 

mehr denn je hervorbricht, dies erklärt der Kulturanthro

pologe. (9 ) Rationalisierung, Entqualifizierung der beruf

lichen Fertigkeit, Normierung, Automatisierung, unreflek

tiertes Ge- und verbrauchen und vermehrtes Freizeitangebot 

können hier nur als Stichtworte eingebracht werden, die 

der Raumplanung den endgültigen Abschied von einer "perfektio

nistischen Vorprogrammierung" des Betroffenen erleichtern 

und stattdessen argumentativ den Rücken stärken sollen, 

sich für eine noch entschlossenere Verteidigung verbliebener 
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bzw. filr die Zurilckeroberung neuer Gestaltungs- und 

Nutzungsfreiräume in der Wohnumgebung zu engagieren! 

Beispiel 2: Dieser abstrakteRuf nach mehr Nutzungsspiel

räumen im Wohnumfeld konkretisiert sich etwa in der 

Forderung nach einer verbesserten Grilnflächenausstattung. 

im (vor allem städtischen) Siedlungsraum. Wie sehr - nach 

HAINER( 10) - "die grenzenlose Hybris technokratischer 

Herrschaftsansprüche" hier offenbar lange genug auf falsche 

Pferde gesetzt hat, zeigt eine von Psychologen durchge

geführte Untersuchung in Wien ( 11 ): Sie belegte eindeutig, 

dass der Wohnwert eines Siedlungsgebietes sich heute für 

seine Bewohner nicht vorderhand nach dem Wohnungskomfort, 

auch nicht nach dem baulichen Zustand der Gebäude bemisst, 

sondern sich vielmehr nach dem Vorhandensein bzw. Mangel an 

für Spiel, Erholung und Entspannung nutzbaren Freiflächen. 

Die Betonung auf "nutz}:)ar" soll hier zum Ausdruck bringen, 

dass dieser hohe psycho-soziale Anspruch nicht mehr nur als 

ein quantitatives Problem interpretiert werden darf, sondern 

stets einen qualitativen Anspruch miteinschliessen muss. 

Nämlich abgesehen davon, dass die Ausstattung im Detail 

unterschiedlich sein wird, je nach dem, ob die Nutzung des 

Grünraumes als Bewegungs-, Rückzugs:.. oder I<ommunikations

rarnn im Vordergrund steht, ist prinzipiell zu fordern: 

a) eine grösstmögliche Naturbelassenheit der Grünräume: 

dies nicht nur aus ökologischen, sondern auch aus 

pädagogischen Rücksichten unseren Kindern gegenüber; 

b) ist jedenfalls "funktionsloses Grün 11
, wie es etwa die 

sterilen Abstandsflächen zwischen den Baublöcken in 

den Nachkriegsstadterweiterungsgebieten repräsentieren, 

zu vermeiden bzw. umzugestalten (Stichwort: Mietergärten). 
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Für solche Flächen ist nämlich bezeichnend, dass bei ihnen 

die Grenzen zwischen Privatheit und Öffentlichkeit ver

wischt sind, und daher den Bewohnern weder die Verantwortung 

für die Pflege, noch die Bereitschaft sie als Erholungs

raum - welcher Art auch immer - intensiv zu nutzen, 

gegeben ist. Abgesehen davon, dass jede Möglichkeit, 

Vegetationsflächen zu gestalten stets auch als Chance 

interpretiert werden sollte, damit u.U. sogar Entscheidendes 

zur Ästhetik und Charakteristik des Stadt- bzw. Ortsbildes 

beitragen zu können, so muss die Raumplanung in Zukunft 

vor allem über jeden Zweifel der immensen Bedeutung dieser 

Flächen für die Verbesserung des Kleinklimas erhaben sein. 

Die beeindruckenden Daten zur Untermauerung dieser Fest

stellung liefert uns die Umwelthygiene: Bekanntlich führt 

etwa ein kopflastiges Verhältnis zwischen bebauter und un

bebauter Fläche zu lokalen Klimaveränderungen dem sog. 

"Stadtklima", das sich im Sommer durch geringe Luftfeuchtig

keit und überdurchschnittlich hohe Temperaturen ausweist. 

Diese Veränderungen bewirken schon bei der Allgemeinbe~ 

völkerung eine signifikante Herabsetzung 

grenze, Apathie und Schlafstörungen (von 

Risikogruppen ganz zu schweigen!) ( 1 2) 

der Dauerleistungs

den Belastungen f lir 

Umso raumgreifender nun die Vegetation im Siedlungsgebiet 

ist, desto besser gelingt es, diese negativen Wirkungen 

hintanzuhalten: Es sind schon 50m breite baumbestandene 

Grünstreifen in der Lage, die Temperatur um bis zu 4° 

gegenüber der baumfreien, befestigten Umgebung abzukühlen( 13 ) 

und die Luftfeuchtigkeit entscheidend zu heben. Aber auch 

im Dienst der Luftreinhaltung sind besonders bestockte 

Flächen nicht zu unterschätzen: die Verunreinigungen sedi

mentieren auf den Blättern der Bäume, sodass z.B. in baum

bestandenen Parks Filterwirkungen von 85% im Vergleich zum 
. . ( 1 3) 

angrenzenden Strassenraum gemessen wurden • 
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Der Umwelthygieniker wagt es sogar zu behaupten, dass 

eine konsequente Durchgrünung im Kleinen, wie durch be

grünte Dächer, Hausfassaden, Innenhöfe und Baulilcken 

aus klimatologischer Sicht sogar fehlende grossräumig 

angelegte Grünsysteme in ihrer positiven Wirkung auf das 

Stadtklima ersetzen könnten. 

Sehr qeehrte Damen und Herren, mit dieser "ökologischen 

Utopie" möchte ich schliessen, nicht jedoch ohne Ihnen 

einbekannt zu haben, dass mich ein schlechtes Gewissen 

plagt, das unwahrscheinlich facettenreiche Thema "Mindest~· 

anforderungen an die Wohnumwelt" .in 20 Minuten überhaupt 

angeschnitten zu haben. Um mich-. aus dieser 11 Seelennot 11 

im Bewusstsein, Ihnen nur einen Torso geliefert zu haben, 

zu befreien, erlauben Sie mir daher, S:i:e auf den 270 Seiten 

starken Forschungsbericht "Mindestanforderungen an die 

Wohnumwelt" nochmals aufmerksam zu machen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! 
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HUMANE ASPEKTE 

R. GÄRTNER, Kapelln/NÖ 

Mindestanforderungen an die Wohn- und Wohnumwelt 

aus kulturanthropologischer Sicht 



Dr. Gärtner 

MINDESTANFORDERUNGEN AN DIE WOHN- UND WOHN

UMWELT AUS KULTURPHILOSOPHISCHER SICHT 

Über den technisch-wirtschaftlichen, den biologisch

medizinischen und den psychologischen Erfordernissen 

hinaus muß aus ganzheitlicher, ökologischer Sicht Wohn

und Wohnumwelt so beschaffen sein, daß sie ?_~n- Werth.§.J:::. 

t_uri_gs;n und den daraus entstehenden ~.l?.-1.!:.~EelJ:.e~-B~_.9-~E-~= 

!:1..~~-?~:.n der Bewohner entsprechen. Dieses Erfordernis 

wurde bisher zu wenig beachtet. Die Beziehung zwischen 

Wohn- und Wohnumwelt und deren Beniltzern ist kultur

anthropolog isch ambivalent. Einerseits ist Gestaltung 

Ausdruck von Werthaltungen, anderseits wirkt die Ge

staltung auf die Werthaltung des Einzelnen erzieherisch 

ein und bestimmt Lebensqualität und LebstwertgefUhl mit. 

Die Werthaltungen der gegenwärtigen industriellen Ge

sellschaft sind von einer bisher noch nicht bewältigten 

Ideologie und Technik geprägt. Architektonischer 

Funktionalismus, dessen Wirtschaftlichkeit und Funktions

gerechtigkeit lange Zeit nicht hinterfragt wurde, filhrten 

letzlich zu einer unbefriedigenden Wohnsituation. 

1/ Die industrielle Gesellschaft ist eine Leistungsge

sellschaft, die zur Spezialisierung und zum totalen 
' 

Engagement herausfordert. Dies hat den Verlust des 

rechten Maßes und der ganzheitlichen Wahrnehmung zur 

Folge. Rechte Proportionen der Baukörper an sich, 

zueinander, zur Grundfläche und zum Um- und Freiraum 

sowie die harmonische Abstimmung der einzelnen Ele

mente wirken dem aus dem Leistungsprinzip entstehen

den Unbehagen entgegen. 

2/ Die der Technik innewohnende Überbetonung zweckorien

tierter Niltzlichkeit, die eine immer stärkere Ver

planung des Einzelnen in sekundäre Sozialsysteme mit 

sich bringt, widerspricht sowohl der individuellen 
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als auch sozialen Veranlagung des Menschen mit seinem 

BedUrfnis nach Schutz und frei gewählten sozialen 

Kontakten. Die entsprechend sensible Ausstattung der 

Individual- und Kontaktbereiche sowie der Neutral

zonen der Wohnumwelt mUßte diesen Gegebenheiten Rech

nung tragen. 

3/ Die der derzeit technisch-wirtschaftlichen Entwicklung 

entsprechende räumliche und soziale Mobilität beein

trächtigt das BedUrfnis des Menschen nach Stabilität 

und Integration und fUhrt zu Verunsicherung und Des

or ientierung. Baukörper mUssen daher als raumbilden

de Elemente auch in ihrer Aufgabe als Merkzeichen, 

Orientierungshilfen und Vermittler von Sicherheit ge

sehen werden. Das gilt ebenso fUr die Freiräume und 

Freiflächen der Wohnumwelt und ihrer Vernetzung. 

4/ Rationalisierung, d.h. Arbeitszerlegung, Normierung 

und Automatisierung bewirken ein vermehrtes Frei

zeitangebot und verstärken den Wunsch nach Kreativität 

und Gestaltungsfreiheit. Dies erfordert immer größeren 

Spielraum in der Gestaltung von Wohn- und Wohnumwelt 

seitens des BenUtzers sowie die Akzentuierung der 

Freiflächen der Wohnumwelt als Aktivitätszone. 
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Zur Umsetzung von Lärmbelastungsgrenzwerten in die Praxis 

der Wohnumf eldplanung 

Hans-Günter STIDL *) 

1. Einleitung 

Im Rahmen des Forschungsprojektes "Mindestanforderungen an 

die Wohnumwelt", welches von der Forschungsgesellschaft für 

Wohnen, Bauen und Planen gefördert wurde, hatte sich der Autor 

besonders mit Fragen unerwünschter Schallimmissionen auf das 

Wohnumfeld zu befassen. Der folgende Beitrag kann keineswegs 

auf alle damit zusammenhängenden Aspekte eingehen, er soll 

vielmehr dazu dienen, die Besonderheiten aufzuzeigen, mit 

welchen bei der Planung und Verwirklichung einer befriedigen

den akustischen Umgebung zu rechnen ist. Die Kenntnis schall

technischer Meß- und Beurteilungsgrößen muß dazu vorausgesetzt 

werden. 

Alle Schallpegelangaben sind, soferne nicht anders vermerkt, 

als A-bewertete Schalldruckpegel in.dB zu verstehen. 

Anders als bei Luftschadstoffen (mit Ausnahme von Geruchs

stoffen) ist die Einwirkung von Schallereignissen auf den 

Menschen mit einer Vielzahl situations- und persönlichkeits

bedingter Faktoren verknüpft. Dieser Umstand gewinnt insbeson

dere in Schallpegelbereichen Bedeutung, welche im Wohnumfeld 

anzutreffen sind. Im Gegensatz zur "natürlichen Zusammenset

zung der Luft" kann eine "natürliche Schallumgebung" nicht 

eindeutig definiert werden. Im allgemeinen Sprachgebrauch 

wird darunter am ehesten eine akustische Situation verstanden 

werden, welche frei von Geräuschen technischer Herkunft ist. 

Aber bereits Naturgeräusche wie Gewitter, Wasserfall und auch 

die menschliche Stimme machen deutlich, daß eine "natürliche 

Schallumgebung" nicht unbedingt mit "Ruhe" gleichzusetzen 

ist. 

*)Der Autor ist Leiter des Biotechnischen Labors und Sach

bearbeiter für Lärmfragen am Institut für Umwelthygiene der 

Universität Wien. 
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Andererseits setzen sich viele Menschen starken Schalleinwirkungen 

- vom Symphoniekonzert bis zur Heimwerkermaschine - aus, ohne 

daß sie sich gestört fühlen. In diesem Sinne sind die Begriffe 

Schall und Lärm konsequent zu unterscheiden: Schall stellt 

das rein physikalische Phänomen von Luftschwingungen im Hörbereich 

dar, Lärm beschreibt dagegen die - meist negativ gefärbte -

Erlebnisqualität, welche mit einem bestimmten Schallereignis 

einhergeht. Nach HAWEL (1967) läßt sich definieren: Lärm ist 

ein Schall, der "nicht mit den augenblicklichen Intentionen 

(einer Person) übereinstimmend erlebt wird". GUSKI (1976) 

zeigte, daß die unterschiedliche Auswirkung der gleichen Schall

einwirkung auf verschiedene Menschen nur zu 10-35 % durch 

physikalische Charakteristika der Schallbelastung allein be

schrieben werden kann. Lärm entzieht sich daher einer exakten 

meßtechnischen Beschreibung, lediglich das zugehörige Schall

ereignis läßt sich durch Messung erfassen. 

2. Einige Ergebnisse der Lärmwirkungsforschung 

Auswirkungen von Schallereignissen, die nicht so sehr das 

Gehörorgan selbst, sondern vielmehr den Gesamtorganismus be

treffen, werden als extraaurale Wirkungen bezeichnet. Prinzi

piell sind auch geringste Pegel - etwa in der Größenordnung 

von 20 bis 30 dB - in der Lage, vegetative Reaktionen auszulö

sen, welche sich jedoch meist nicht objektiv erfassen lassen. 

Bei Schallpegeln ab etwa 55 bis 65 dB konnten hingegen eine 

Reihe von Reaktionen objektiv nachgewiesen werden, wie z.B. 

Puls- und Atemfrequenzerhöhung, Hemmung der Magen- Darmperi

staltik, Verminderung der peripheren Durchblutung, Pupillener

weiterung, Ausschüttung von Katecholaminen, etc. Die hier 

angeführten Folgen sind bei kurzer Einwirkungsdauer der Schall

immission meist rasch und voll reversibel und bleiben im allge

meinen im Bereich der normalen physiologischen Streubreite. 

Bei langer Einwirkungsdauer kommt es jedoch immer wieder zu 

einer Durchbrechung des natürlichen Wechsels von Ruhe- und 

Leistungsphasen des Organismus. Damit ist die Möglichkeit 

gegeben, daß sich mit der Zeit zunächst funktionelle, später 

unter Umständen auch organische Störungen einstellen. 
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Bezüglich der Störung der Erholungsfunktion kommt den S f--· 

~~ eine besondere Bedeutung zu. Sie äußern sich vor-

allem durch verzögertes Einschlafen, Verminderung der Sch 

tiefe, Änderungen im Schlafrhythmus und durch Weckwirkungen. 

In einer Feldstudie wurden die aus Laborexperimenten bekannten 

Störwirkungen auch für reale Situationen bestätigt: demnach 

war der Traumschlaf verkürzt, die intermittierende Wachzeit 

verlängert, die subjektiv empfundene Schlafqualität vermindert 

und die Leistungsfähigkeit nach lärmbelasteten Nächten quanti

tativ und qualitativ vermindert (GRIEFAHN, 1985). 

Neben diesen z.T. auch physiologisch nachweisbaren Auswi 

gen lassen sich vor allem noch Belästigungsreaktionen in der 

Bevölkerung beobachten, die eine generelle Beeinträchtigung 

des Wohlbefindens nach sich ziehen. Bei langer Einwirkungsdauer 

können sie für einen Teil der Betroffenen allerdings auch 

gesundheitsgefährdend im Sinne psychosomatischer Reaktionen 

sein. 

Dieser kurze Überblick über extraaurale Lärmwirkungen legt 

die Vermutung nahe, daß sich ein einfacher Reiz- Reaktions 

zusammenhang, oder gar eine Dosis- Wirkungsbeziehung für Scha11~ 

einwirkungen nicht angeben läßt. Neben der Wirkung auf be

stimmte Organe und Organsysteme treten ja auch sehr uns.l?_~if i~ 

sehe Reaktione~ auf, die schwer in direkten kausalen Zusarnmen--

hang mit der Schalleinwirkung zu bringen sind, bzw. auch durch 

andere Umwelteinflüsse ausgelöst werden können, z.B. Ärger 

in Beruf und Familie, tlberforderung am Arbeitsplatz u.ä. Die 

auftretenden Anpassungsreaktionen, Funktionsänderungen oder 

leichten Funktionsbeeinträchtigungen besitzen i.allg. ke 

primären Krankheitswert, können aber durchaus auch an den 

heute so weit verbreiteten Beschwerden wie ''vegetative Labili t 

oder "Dystonie" mit.beteiligt sein. In epidemiologischen_Studieg_ 

wurde festgestellt, daß bei Personen, die lange Zeit Fluglärm 

oder Verkehrslärm ausgesetzt waren, signifikant höhere Beein

trächtigungen des Herz- Kreislaufsystems aber auch Störungen 
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der Nierenfunktion vorlagen (KNIPSCHILD, 1977; v.EIFF u. NEUS, 

1980). Interessant ist dabei, daß die Reaktionsrichtung nicht 

eindeutig ist, d.h., es können unter dem Einfluß von Schall

immissionen z.B. sowohl Blutdruckerniedrigungen wie auch Blut

drucksteigerungen beobachtet werden. Lang andauernde Einwirkun

gen scheinen aber, aus anderen Gründen tendenziell vorgegebene 

Reaktionsrichtungen zu verstärken, also z.B. eine Tendenz 

zu Bluthochdruck zu fördern. 

Zur Frage der Gewöhnung an Lärm liegen widersprüchliche Ergeb

nisse vor, nicht zuletzt deshalb, weil auch in diesem Fall 

persönlichkeitsbedingte Faktoren von großem Einfluß sind. 

So neigen manche Personen bezüglich der Beurteilung ein und 

derselben akustischen Situation eher dazu, zunehmend empfindli

cher zu reagieren, während andere zunehmend unempfindlicher 

reagieren (DONNER et al, 1980). In einigen neueren Feldunter

suchungen konnten inzwischen Hinweise gefunden werden, daß 

Gewöhnungseffekte, wenn überhaupt nachweisbar, eher auf psychi

scher als auf physischer Ebene stattfinden. So konnten BUZZI 

und BÄTTIG (1984) zeigen, daß bei jahrelang dem gleichen Flug

lärm ausgesetzten Personen, noch immer die gleichen physiolo

gischen Aktivierungsphänomene nachweisbar sind: eine Gewöhnung 

auf physiologischer Ebene war also nicht eingetreten. Derzeit 

ist jedenfalls noch nicht ausreichend bekannt, zu welchen 

physischen und psychischen "Kosten" die vom Betroffenen zu 

erbringenden Regelleistungen zur Aufrechterhaltung des physi

schen, psychischen und sozialen Gleichgewichtes führen. 

3. Erarbeitung von Richt- und Grenzwerten 

Nach den vorangehenden Ausführungen erscheint es verständlich, 

daß eine allen Personen und Situationen gerecht werdende Fest

legung von Immissionsgrenzwerten für Lärm nicht denkbar ist. 

Für die Praxis ergibt sich jedoch die Notwendigkeit, ein Schema 

zur Hand zu haben, welches insbesondere für Fragen der Flächen

widmung und Planung von Detailprojekten einen Hinweis gibt, 

wie für einen Großteil der Betroffenen massive Beeinträchti-
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gungen durch Lärm vermieden werden können. Die Festlegung 

von Planungsrichtwerten deutet dabei schon an, daß an eine 

flexible Handhabung derselben gedacht ist. 

Zu.r Auffindung des Zusammenhanges zwischen der Qualität eines 

einwirkenden Schalles und der erlebten Belästigung oder Stö

rung bedient man sich seit langem unterschiedlichster Labor-

und Feldstudien, sowohl auf psychophysiologischer, wie auf 

soziopsychologischer Ebene. Die Übertragung von Ergebnissen 

aus Laborexperimenten auf reale Situationen bedarf allerdings 

besonderer Vorsicht. Selbst in realitätsnahe gestalteten Experi

menten sind die situativen Gegebenheiten der Experimental

situation grundlegend anders als in der gewohnten Umgebung. 

In Felduntersuchungen besteht dagegen die Schwierigkeit, Grup~ 

pen zu finden, für ~elche annähernd gleiche Situationsparameter 

vorausgesetzt werden können. Ein weiteres Problem stellt die 

Auswahl jener Variablen und deren Zusammenfassung zu Faktoren 

dar, welche den untersuchten Reaktionsbereich optimal beschrei

ben. Unterschiedliche theoretische Ansätze dazu machen viele 

Untersuchungsergebnisse schwer vergleichbar. 

Die Vielzahl von Einflußgrößen erfordert im Interesse der 

praktischen Handhabbarkeit mehr oder weniger starke Mittelwert

bildungen 1 sowohl auf der Seite der schalltechnischen Meß

größen, wie auch auf der Seite der Reaktionsvariablen. Dies 

führte zu den zwei für Lärmbeurteilungsfragen herausragenden 

Begriffen, dem "energieäquivalenten Dauerschall:eegel" auf 

der Seite der Meßtechnik und der Fiktion des "_9:.esunden, norrn~ 

empfindenden Menschen'' auf Seite der betroffenen Individuen. 

Dadurch geht im Einzelfall zwangsläufig ein großer Teil an 

Information verloren. Dies trifft insbesondere bei relativ 

niedrigen Umgebungs- und Störpegeln zu, bei welchen außerakus

tische Einflüsse eine wesentlich stärkere Wirkung haben können, 

als bei hohen Pegeln. In diesem Bereich beginnt vorallem auch 

der soziale Bedeutungsgehalt eine Rolle zu spielen, besonders 

bei Störungen durch Kinder, Musikausübung und die meisten 

Freizeitaktivitäten (STIDL, 1986). 
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Nach FRENKING, MARTIN und SCHREIBER (1977) soll ein Beurt~ilungs

verfahren für Lärmstörungen u.a. die Kriterien der Reproduzier

barkeit und Vergleichbarkeit, der Einfachheit in der Darstel

lung der Ergebnisse, der einheitlichen Anwendbarkeit und einer 

hohen Korrelation zwischen der Meßgröße und der Wirkung auf 

den Menschen erfüllen. Für die Festsetzung von Grenzwerten 

tritt auch noch der politische Aspekt hinzu, welcher Prozent

satz an durch Lärm gestörten Personen in einer bestimmten 

Population gesellschaftlich vertretbar erscheint. Dieser Pro~ 

zentsatz kann jedoch nur in beschränktem Rahmen variiert wer

den, da die betroffene Bevölkerung i.allg. mit deutlichen 

Aktionen ihre Reaktion auf die Lärmimmission kundtut. So führt 

bereits eine Überschreitung des Grundgeräuschpegels um 5 dB 

zu vereinzelten Beschwerden, eine Überschreitung um 10 dB 

hat bereits verbreitete Beschwerden zur Folge. 

Prinzipiell haben sich daher - aus hygienischer Sicht Planungs

richtwerte am Grundgeräuschpegel zu orientieren. Im Sinne 

einer "Ruheschutzplanung", wie sie die ÖAL-Richtlinie Nr.21, 

Blatt l vorsieht, ist dieser so wenig wie möglich zu verändern, 

darüber hinaus sind alle Immissionswerte möglichst nahe an 

diesen heran zu führen. Die aus diesen Überlegungen resultieren

den Planungsrichtwerte (Immissionsgrenzwerte) sind in der 

ÖNORM 85021 und in der ÖAL-Richtlinie Nr.21, Blatt 1 festge

legt. Sie orientieren sich darüber hinaus an der Erfahrung, 

welche Pegel in Gebieten mit der jeweils angegebenen Nutzung 

durch die dort normalerweise ausgeübten Aktivitäten anzutref

fen sind, charakterisieren aber auch die unterschiedliche 

Ruheerwartung, welche Bewohner mit Gebieten bestimmter Nutzung 

verknüpfen. Als Beurteilungskriterien für die Beurteilung 

von Lärmstörungen sind sie in der ÖAL-Richtlinie Nr.3, Blatt l 

niedergelegt, welche 1976 als integrierender Bestandteil der 
11 Em12f ehlung über die Begrenzung der Lärmbelastung" vom Bundes

ministerium für Gesundheit und Umweltschutz veröffentlicht 

und damit zur allgemeinen Anwendung empfohlen wurde. 
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4. Zur Diskrepanz zwischen Schallmeßgrößen und erlebter Störung 

Die Festlegung von wissenschaftlich weitgehend abgesicherten 

Planungsrichtwerten läßt oft die Vermutung aufkor.unen, mit 

deren Einhaltung sei sicher gestellt, daß keine Beschwerden 

über Lärmbelästigungen auftreten werden. Leider belehrt uns 

die Praxis oft eines anderen. Einige der Ursachen dafür wurden 

bereits erwähnt. Es soll hier aber noch ein drastisches Bei

spiel aus dem Bereich verkehrsberuhigender Maßnahmen gegeben 

werden, welche heute stark erörtert und verwirklicht werden. 

Es zeigt den bedeutenden und oft nur schwer abschätzbaren 

Einfluß von Moderatorvariablen - also außerakustischen Größen -

wie z.B. die i~dividuelle Lärmempfindlichkeit, den Grad der 

erlebten Hilflosigkeit, den Glauben an die Gesundheitsschäd

lichkeit des Lärms, die erlebte Belastung durch sonstige Alltags

einflüsse, etc. Moderatorvariable entziehen sich sozusagen 

per.def. der Strategie der Mittelungstechnik und können daher 

auch kaum ausreichend in Lärmbeurteilungsverfahren eingebunden 

werden. Ihre Berücksichtigung in der Planung kann jedoch sehr 

zur Entschärfung der einen oder anderen konkreten Lärmbelastungs

situation beitragen. 

Bei einem in Nordrhrein-Westfalen durchgeführten Großversuch 

im Zusammenhang.mit verkehrsberuhigten Zonen wurde in Einzel·-

f ällen festgestellt, daß die durch die getroffenen Maßnahmen 

herbeigeführte positivere Einschätzung der akustischen Situation 

einer objektiven Pegelabsenkung von etwa 6 dB entsprochen 

hätte, während meßtechnisch nur eine Senkung um 0 bis 2 dB 

festgestellt werden konnte. Die Verbesserung des gestörten 

Wohlbefindens hätte einer Pegelabsenkung um 8 dB entsprochen. 

Bei Ausgangspegeln von über 60 dB kam die fiktive Verbesserung 

der Lärmsituation gar Werten zwischen 10 und 14 dB gleich. 

Während vor Einführung der Maßnahmen nur 20 % der Betroffenen 

angaben von Lärm nicht gestört zu sein, waren es nachher 58 % 

(KASTKA, 1981; KASTKA, BUCHTA, 1977). Aus anderen Untersuchun~ 

gen ist dagegen bekannt, daß Schallschutzbauten zwar eine 

meßtechnisch eindeutig nachweisbare Pegelabsenkung bewirkten, 

die Betroffenen jedoch keine deutliche Verbesserung ihrer 



- 8 -

Situation angaben. Im ersten Fall dürfte die Verbesserung 

der Gesamtsituation und die Möglichkeit der Nutzung der Straße 

als neuer Lebensraum, der Wegfall von Geruchs- und Staubbelästi

gungen u.ä. die Aussagen zum erlebten Wohlbefinden modifiziert 

haben, während im zweiten Fall Fakten wie die Zerschneidung 

von Kommunikationseinheiten, das Gefühl des Eingesperrtseins, 

etc. die rein akustische Verbesserung im Urteil der Betrof

fenen aufgehoben haben. 

5. Lärmhygienische Mindestanforderungen 

Die Erfahrungen aus der Begutachtung einer Vielzahl von Lärm

störungen, Forschungsergebnisse aus unserem Institut, und 

eine umfangreiche Literaturdurchsicht - auch im Zusammenhang 

mit dem erwähnten Forschungsprojekt - haben aus lärmhygieni

scher Sicht zur Erkenntnis geführt, daß als absolute Mindest

anforderungen für derzeit stark belastete Wohngebiete folgende 

A-bewertete energieäquivalente Dauerschallpegel anzustreben 

sind: 

55 dB 

35 dB 

tags, im Freien 

nachts, im Schlafraum, möglichst bei geöffnetem Fenster. 

Die erste Forderung entspricht der lärmschutztechnischen Kate

gorie 3, die zweite Forderung, in ihrer schärfsten Form, der 

Kategorie 2 der ÖNORM 85021 und unterstreicht damit die Bedeu

tung der Sicherung eines ungestörten Nachtschlafes. Es ist 

nicht zu bestreiten, daß diese Forderungen derzeit in Ballungs

gebieten und anderen kritischen Zonen nicht erfüllt sind und 

in nächster Zukunft kaum erfüllbar sein werden. Umso wesent

licher erscheint es, Bereiche, in welchen diese Werte derzeit 

erfüllt sind oder gar unterschritten werden, mit allen Mitteln 

vor neuen Lärmbelastungen zu schützen. Derzeit stark überlas

tete Gebiete müssen durch Planungsmaßnahmen, etwa im Bereich 

der Stadterneuerung, Verkehrsberuhigung, etc. schrittweise 

an die Richtwerte der ÖNORM S5021 herangeführt werden. Bei 

Neuplanungen wird es notwendig sein, im Rahmen des gesamten 

Planungskonzeptes, die Werte für die Kategorien 4 und 5 je 

nach Nutzung differenziert zu unterschreiten. 
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Lufthygienische Aspekte der Wohnumwelt 

Gerhard STRAUSS *) 

1. Einleitung 

Die Wohnumfeldverhältnisse haben sich durch die Entwicklung 

der Umweltprobleme in den letzten Jahrzehnten zum Teil deutlich 

verschlechtert. Betroffen sind vor allem die städtischen 

Verdichtungsräume, in denen vielfältige Formen von Umweltbe-· 

lastungen konzentriert auftreten. 

Auch für Gemeinden im weniger verdichteten, ländlichen Raum 

wird der Umweltschutz seit der Nachkriegszeit zunehmend zum 

Problem. Unterstützt durch eine massive regionale Wirtschafts

förderung und den Ausbau der Verkehrswege, nahm mit Erschließ

ung und Industrieansiedlung in den weniger verdichteten Gebie

ten zugleich die Umweltbelastung zu. 

Diese Entwicklung war mit ein Anlaß, daß die Forschungsges. 

für Wohnen, Bauen und Planen ein Forschungsprojekt ''Mindestan

forderungen an die Wohnumwelt" unterstützte, in welchem nach 

einer kritischen Analyse der Ist-Situation maximale Forderungen 

aus der Sicht der jeweiligen Fachrichtung definiert werden 

sollten. Der Autor hatte sich bei den umwelthygienischen 

Mindestanforderungen im besonderen mit Fragen der Lufthygiene 

und dem Einfluß von Klima und Vegetation auf die Luftreinhal

tung zu befassen. 

2. Quellen von Luftverunreinigungen 

Die wesentlichsten Verursacher von Luftverunreinigungen sind 

die Industrie, kalorische Kraftwerke, der Kraftfahrzeugverkehr 

sowie Haushalte und Kleingewerbe. 

*) Der Autor ist Leiter der Arbeitsgruppe für Lufthygiene 

und Umweltschutz am Institut -Fih:- Umwelthygiene de_r _JJniversi--·· 

tät Wien 
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sachern werden eine Vielzahl von Luftverunrei-

iert. Die Gesamtemissionen verteilen sich auf 

von Emissionskomponenten: 

ische Gase und Dämpfe (dazu gehören: Schwefeloxide, 

II 
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3 .. Wirkungen von Luftverunreinigungen auf den Menschen 

Die Wirkung kann von einer Belästigung bis zu einer deut

lichen Beeinträchtigung der Gesundheit reichen, wobei die 

Symptome entweder sofort oder mit zeitlicher Verzögerung 

eintreten können. Jeder Schadstoff kann, für sich genommen, 

einzeln wirken. In den meisten Fällen handelt es sich jedoch 

um Kombinationswirkungen, wobei sowohl das Zusammenwirken 

verschiedener Schadstoffe als auch die Kombination von Schad

stoffen mit meteorologischen sowie berufs- und verhaltensmäßi

gen (Tabakrauchen) Einflüssen von Bedeutung sein können. 

Die in der Wohnumwelt unter ungünstigen Bedingungen auftre·

tenden Immissionen bewirken z.B. bei Reizgasen (Schwefel

oxide, Halogenwasserstoffe, Oxidantien) Reizungen der Schleim

häute (vor allem Bindehautentzündungen der Augen) und des 

Atmungstraktes. In der Literatur werden Erhöhungen der Erkran

kungshäufigkeiten und sogar der Sterberaten (vor allem bei 

vorgeschädigten Personen) durch Erkrankungen des Atmungst s 

beschrieben. 

Die toxische Wirkung des Kohlenmonoxids beruht auf einer 

Verminderung des Sauerstofftransportes durch das Blut. Bereits 

bei einer CO-Konzentration von 30 ppm wird nach 8 Stunden 

leichter körperlicher Arbeit ein Kohlenmonoxid-Hämoglobin(COHb)-Wert 

von ca. 4% erreicht. COHb-Werte von 2,5 bis 5% können beim 

gesunden Menschen Funktionsstörungen des Zentralnervensystems, 

u.a. eine Beeinträchtigung der Daueraufmerksamkeit, eine 

Abnahme der Sehschärfe, eine Beeinträchtigung der Handgeschick

lichkeit bewirken. Bei vorgeschädigten Personen, z.B. Herzkran-

ken, wurde eine verminderte Belastbarkeit gefunden. 

Die gesundheitlichen Auswirkungen der Stäube sind u.a. abhängig 

von Konzentration, Teilchengröße, Teilchenform und der ehe~ 

mischen Zusammensetzung. Durch die Staubeinwirkung wird primär 

das Lungenreinigungssystem (Clearance) gestört, wobei der 

Öbergang zwischen physiologischen Abwehrreaktionen und Krank

heitsprozessen fließend ist. Ihre Wirkungen entfalten sich 

somit in erster Linie in den oberen Atemwegen, wo sie Reizungen 

oder gelegentlich entzündliche Vorgänge auslösen können. 



ub 

vor. Zah 

Stadt 

Be:: 

4 

wie po lische aromatische Kohlenwa -

iko in z an:1rnen--

,4,"Benzpyren, d Art ir t u 

sse darstel in T1.i 

erzeugende) na 

.Ruß dc'!r se 'Ion und Motorf 

halten e 

Werten von 3,4-Ben n 

t: b 

ül das l)S i S J;:cJ 

ft beschriebcmen u spezif is 

eh nachweisbar sind, kennt man uch 

e Be stunsren 

niedriger Des rung. Weiters 

rden. Durch e e 

in t;Je:re 

von Geruchss ff en s 

s.1onen 

ionen. entwi 

d e 

sorna·-

e 

l "Zur Umsetzung von 

e Pra s der e 

n 



5 

4. Zur Immissionssituation 

Die stärksten Belastungen durch Luftverunreinigungen treten 

erfahrungsgemäß in Ballungsgebieten auf, wobei die höchsten 

Tages- und Halbstundenwerte vor allem während sogenannter 

"Smog-Episoden" gemessen werden. 

Die Darstellung der räumlichen Verteilung der Immissionen 

für ein bestimmtes Gebiet wird als Immissionskataster bezeich·-

net; er enthält sowohl die Dau.erbelastung als auch Werte 

über Spitzenbelastungen. 

Derartige Kataster liegen derzeit für kein österreichisches 

Bundesland auf. Eine Übersicht über die Immissionssituation 

kann daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur in Form qualitativer 

Aussagen gegeben werden, etwa im Hinblick auf die Einhal-

tung der von der Österr.Akademie der Wissenschaften empfohlenen 

Grenzwerte für Schwefeldioxid und Staub. 

Grundsätzlich ist eine höhere Schadstoffbelastung für die 

meisten städtischen Ballungsräume und Industrieregionen festzu

stellen, wobei dies u.a. für die alpinen Tal- und Beckenlagen 

sowie für das Wiener Becken gilt. 

Allgemein erfolgten in den letzteren Jahren in vielen größeren 

Städten Österreichs im Winter tlberschreitungen der empfohlenen 

S02-Grenzwerte, während im Sommer die Grenzwerte fast durchwegs 

eingehalten werden. Die erhöhte Überschreitungshäufigkeit 

im Winter ist einerseits auf den erhöhten Wärmebedarf, anderer

seits auf die häufig auftretenden austauscharmen Wetterlagen 

zurückzuführen. 

Als Hauptverursacher von Luftverunreinigungen kann für die 

Wohnumwelt im städtischen Siedlungsraum in Österreich der 

Kfz-Verkehr und der Hausbrand gelten. 

Im ländlichen Siedlungsraum ist primär der Hausbrand und 

im Bereich von Hauptverkehrsstraßen der Verkehr Verursacher 

der Luftverunreinigung. Für Geruchsimmissionen zeichnet vor 

allem die Landwirtschaft verantwortlich. 
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vorgegebener Randbedingungen politischer, wirtschaft 

und sozialer Natur eine optimale Abstimmung zwi 

sions- und Immissionsseite zu treffen. Eine wesent1i 

Punktion konunt dabei der Raumordnung und Raumplanung 

allen Ebenen zu. 

Eine Grundlage für jedwede Planung ist jedoch die a 

der jeweiligen Ist-Situation; daraus leitet sich als 2. 

Forderung· 

. eine Bestandsaufnahme der Umweltsituation ab. 

Dafür ist erforderlich: 

a) Messungen zur Feststellung von Art und Umfang 

und physikalischer Umweltfaktoren, sowohl am Ort s 

hens als auch am Ort der Einwirkung. 

Bei den Immissionsmessungen ist jedenfalls zu bc;achten r 

daß diese von den hygienischen und ökologischen 

gen her bestimmt sein müssen. Daraus ergeben sich a 

unterschiedliche Anforderungen an Meßsysteme bzw. Meßnet 

Speziell für den Umweltfaktor Luft müssen die wesent 

luftverunreinigenden Stoffe im gesamten bewohnten 

biet mit kontinuierlich registrierenden Meßgeräten t 

werden. Für kleinere Gemeinden genügen meist integra 

Meßverfahren, um längerfristige Trends erkennen zu 

b) Erstellung von Emissions- und Immissionskatastern, wei s 

- met~orologische Komponenten bcitreff end - von s 

klimatolog.ien. 

c) Erstellung von Wirkungskatastern 

Die alleinige Durchführung unterschiedlicher Mess 

und die Erstellung von Emissions-, Immissions- und 

Katastern kann die gesundheitlichen Auswirkungen von s 

sionen auf die Bevölkerung nicht gesichert abklären. zu 

sind systematische Erhebungen des Wirkungskatasters, 

z.B. Ergebnisse von medizinisch-epidemiologischen Unter

suchungen von Bevölkerungsteilen, Ergebnisse über Belä 

gungsreaktionen u.ä. notwendig. 
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o Hintanhaltung unzumutbarer Geruchsbelästigungen bei 

der Wohnbevölkerung durch Einhaltung von S z st n 

zwischen der Wohnbebauung und Intensiv- und Mas ent 

haltungen. 

Eine aus lufthygienischer Sicht wirkungsvolle Raumplanung 

muß jedenfalls unter Berllcksichtigung dieser oben 

Forderungen durchgeführt werden. Darüber hinaus muß man 

aber bewußt sein, daß die Belange der Lufthygiene nur einen 

Aspekt der Wohnumfeldqualität darstellen. Dies t 

den hohen Anspruch, welchen die Optimierungsau 

tung einer umwelthygienisch einwandfreien und 

Wohnumwelt an den Planer stellt. 
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1. Forschungsvorhaben "F l ~ichenhafte Verkehrsberuhigung" 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen (BAST), die Bundesforschungs
anstalt für Landeskunde und Raumordnung (BFLR) und das Umweltbun
desamt haben im Jahr 1980 gemeinsam das experimentelle 
Forschungsvorhaben "Flächenhafte Verkehrsberuhigung" 
ausgeschrieben. Hierbei sollen die Maßnahmen nicht mehr - wie 
bisher überwiegend - kleinteilig und linear auf einzelne 
Straßenabschnitte beschränkt werden, sondern grBßere 
innerstädtische Gebiete sollen in ein integriertes 
Maßnahmenkonzept der Ve rsberuhigung einbezogen werden. Von 
110 Bewerbergemeinden wurden schließlich sechs Städte als 
Untersuchungsmodelle au gewählt (Abb. 1). 

Generell werden von flächenhaften Verkehrsberuhigungsmaßnahmen 
auch vor dem Hintergrund der international und national mit 
Fußgängerzonen, Wohnstraßen und Geschwindigkeitsbegrenzungen 
gesammelten Erfahrungen - Auswirkungen erwartet auf: 

- Verkehrsfluß, Verkehrssicherheit und Verkehrsmittelwahl, 

- Immissionssituation, 

tädtebauliche Situation und Nutzung des Stadtgebietes (1). 

Ob, in welchem Umfang und unter welchen Bedingungen diese Effekte 
tatsächlich eintreten und ob die eingetretenen Wirkungen eher 
positiv oder negativ zu beurteilen sind, wird im Rahmen des von 
den drei Bundesbehörden betreuten Begleitforschungsprogramms zu 
den Modellvorhaben wissenschaftlich untersucht. 

Abb. 1 tv:OOE.'LLGEBIETE 

r--···-··-·-··------·--··-----·-------r·-·-··---·-·-·~-------µ, -~----~--- --
GEMEINDE ":BE EINWJHNER LAGE/STRUKTUR 

~---

Berlin-Moabit (B-M) 120 ha. 30.000 Großstadt, Zentrenrand 

Borgentreich (BOR) 250 ha 2.300 Kleinstadt, gemischt 

268 
·---------

Buxte...hude ( BUX) 1 

ländlich 
·-- --
ha 10.800 Mittelstadt, Zentnnn, 

-~-.-.- ---~---

j Zentrenrand 
-·------'··-~ ~--~-~---------··-----

:t<~ss .1 ingen ( ES ) ]_45 h . .::. 11.000 Mittelstadt, Zentren-
rand. gemischt 

. -- --· 
ha 5.500 Mittelstadt, Zentrum 
--- ,..... 

hz1 12.000 Großstadt, gemischt 
- --
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städtebauliche Auswirkungen werden gerade aufgrund der 
großflächigen Anlage der Verkehrsberuhigungskonzepte erwartet, Es 
kann angenommen werden, daß sich die Wohn- und Wohnumfeldqualität 
durch verringerte Immissionsbelastung, größere Verkehrssicherheit 
und die Umgestaltung des Straßenraums erhöht, daß Wohnen und 
Einkaufen in diesen Gebieten attraktiver werden und daß infolge 
einer solchen denkbaren Attraktivitätseteigerung auch das Niveau 
der von Gewerbebetrieben und Haus- und Grundstückseigentümern 
getätigten Investitionen zur Instandhaltung und Modernisierung 
von Wohn- und Geschäftsgebäuden ansteigt. Möglich erscheinen 
jedoch auch negative Auswirkungen der flächenhaften 
Verkehrsberuhigung, wenn durch verschlechterte Erreichbarkeit für 
motorisierte Kunden bei den gebietsansäßigen Gewerbebetrieben 
Umsatzeinbußen eintreten sollten, wenn Betriebe verdrängt würden 
oder wenn eine Attraktivitätssteigerung als Wohngebiet zu 
Mietpreisen führe würde, die von Teilen der ansäßigen 
Wohnbevölkerung nicht getragen werden können. 

Zur Erfassung von Art, Richtung und Ausmaß der eintretenden 
städtebaulichen Wirkungen werden drei Forschungsnehmer 
beauftragt. In einem Projekt werden die Auswirkungen auf die 
Wohnumfeldnutzung untersucht. Das Institut für Stadtforschung und 
Strukturpolitik, Berlin und SOCIALDATA, München befassen sich 
gemeinsam mit den Auswirkungen für Haushalte, Betriebe und Haus-/ 
Grundeigentümer (vgl. Abb. 2). In allen sechs Modellgemeinden 
wurden die Vorheruntersuchungen durchgeführt und in Berichten 
dokumentiert (2). Die hier vorgestellten Ergebnisse entstammen 
den von SOCIALDATA durchgeführten Vorher-Untersuchungen zum 
Akteursbereich Haushalte. Sie basieren auf schriftlich
postalischen Haushaltsbefragungen in allen sechs Modellgemeinden 
und auf mündlichen Vertiefungserhebungen in drei dieser sechs 
Städte, 

In den Modellgebieten erfolgen zur Zeit die Umbaumaßnahmen, deren 
Effekte dann mit Nachheruntersuchungen festgestellt werden 
sollen. Eine Zwischenbilanz vorliegender Ergebnisse aus allen 
Untersuchungsbereichen bietet eine Dokumentation (3). 

3. Wohnumweltbezogene Auswirkungen 

Oie Beurteilung des Wohngebietes durch die Bewohner findet ihren 
Niederschlag sowohl im realisierten Verhalten als auch im Bereich 
d r subj iven Bewertung. Durch die Attraktivierung des 
Wchnumfeldes läßt sich somit eine stärkere lokale Orientierung 
erwarten, die auch zu einer Änderung der Verkehrsmittelwahl und 
Verringerung von Wegedistanzen mit allen damit verbundenen 
Folgewirkungen (z.B. Umweltentlastung, Frequentierung lokaler 
Versorgungseinrichtungen) führen kann. 

Im Bereich der subjektiven Bewertung des Wohnumfeldes ist zu 
erwarten, daß ein Anstieg der Wohnzufriedenheit eintritt. Die 
Wohnzufriedenheit ist dabei als Ergebnis der Wahrnehmung und 
Bewertung unterschiedlicher Einflußfaktoren zu beurteilen. Hierzu 
zählen insbesondere: 



Abb. 2 

KONTEXT I: •1 MASSNAHMEN DER FLÄCHENHAFTEN VERKEHRSBERUHIGUNG ~ 

KONTEXT II: RAHMENBEDINGUNGEN DER BETROFFENEN AKTEURE 

jWOHNBEREICH IMMOBILIENMARKT VERSORGUNG MIT GUTERN UND DIENST 

·- c= .~-· ---------------,,.------
GESAMrGESEIL
SCHAFTLI rnE RAH
MENBEDINGJNGEN 

~ 1 A. Wohnbereich 
(Standortpräfe
re"lZen, Miet
kosten, u.ä.) 

B. Verkehrsbereich 
(Verkehrsmit
telwahl0 räwr 
liehe Orien
tierung) 

C. Konmunikations
bereich 
(f reizei tver
haltene Kon-

. taktkreise 1 Me
diennutzung) 

AKTEURE: 

Wohnbevölkerung in Privat
haushalten 

- Strukturmerkmale der Haus
h.al te 

1
- Standortbedingungen. 

1- StandortJ.Je\vertung 

' 1- Räumliche Verflechtungen 

- 'Wohnstandortwahlverhalten 

- Mietpreisreagibilitäten 

- Räumliche Verhaltensdis
positionen 

... ~:· 1 • ~ r r f : 1 .... r-. 1 

AKTEURE: 

Wirtschafts- und Gewerbebe
triebe 

- Strukturmerkmale von Be
trieben 

- Kundenstruktur 

- Lief erverf l~chtungen 

- Art und Umfang des Quell
verkehrs 

- soziodernJgra~ische Merkma
le der Betriebsleiter 

- geplante betriebswirtschaft 
liehe Veränderungen 

- Neubetriebe: Ansiedlungs
gründe u Struktur · 

GESAMI'GESELL
SCHAFTLICHE 
RAHMENBEDINGUNGEN 

A. Entwicklung 
·der Kaufkraft 
(Arbeitsplätie 
und Einkarmens 
situation, Kon 
S'llffig€Wbhn.1iei ter 

B. .Konkurrenzfä- . 
hi~it von Be- 1 
trieben im Gebiet 
(branchen- und „ 
bet.r,t,ebsgröße.n
~pezifische Zu-/ 
N;gangsraten 

C. Angebot an 
qualif izier
ten Arbeits
kräften 

! J ~ ' ~ 

~ 
+:'- () 

~ 
g 
~ 

EE 



Soc'.aldata 88 
- 5 -

- der visuelle Eindruck der gebauten Umwelt (Häuser, Straßen, 
Freiflächen) 

- die Umweltsituation (Grünversorgung, Luftqualität, Lärmsi
tuation etc.) 

- die Ausstattung mit Infrastruktur für den täglichen und 
aperiodischen Bedarf 

- die Annehmlichkeiten bzw. Behinderungen bei täglichen Ver
richtungen (z.B. Parkplatzsuche, Schulwegsicherheit etc.). 

Die Bewertung von Veränderungen der Wohnzufriedenheit muß auf 
diesem komplexen Beziehungsgeflecht aufbauen und die Beiträge der 
Einflußfaktoren nach Möglichkeit im einzelnen beurteilen. 

Die nachfolgend vorgestellten Ergebnisausschnitte beziehen sich 
auf die Vorhersituation in den Modellgebieten. Sie geben also die 
Ausgangssituation wieder, deren Verbesserung erklärtes Anliegen 
des Demonstrationsvorhabens "Flächenhafte Verkehrsberuhigun9" 
ist. Da die sechs Modellgebiete in ihrer Lage und Struktur 
typische Situationen abdecken, können die Ergebnisse durchaus 
auf vergleichbare Gebiete übertragen werden und liefern in ihrer 
Zusammenschau sicherlich eine allgemeine Beschreibung der Nutzung 
und Bewertung der Wohnumwelt durch die Bewohner. 

4. Aktionsräumliches Verhalten 

Das aktionsräumliche Verhalten einer Person läßt sich durch 
zentrale Kennwerte quantifizieren, die zugleich die 
Einzelkomponenten eines entsprechenden Mobilitätsbegriffes 
darstellen. Bezug ist das an einem Tag realisierte aushäusige 
Verhalten einer Person. Unter Ausgang wird dabei die Wegabfolge 
zwischen Verlassen der Wohnung und Wiedereintreffen in der 
Wohnung verstanden. Auf einem solchen Ausgang wird mindestens 
eine Aktivität erledigt. Um diese Tätigkeiten ausüben zu können, 
entstehen Wege. Im einfachsten Fall umfaßt demnach ein Ausgang 
eine Aktivität und zwei Wege. Durch Koppelung von Aktivitäten auf 
einem Ausgang entstehen demnach komplexere Aktivitätsmuster mit 
entsprechend mehr Wegen (4). 

Der Anteil der Personen, die an einem (durchschnittlichen) Tag 
di verlassen, liegt um die 75%. Von diesen mobilen 
Personen werden rund 1,5 Ausgänge unternommen. Dieser Wert zeigt 
sich über alle Städte hinweg relativ konstant, nur Ingolstadt 
liegt deutlich höher. Die Anzahl der pro Tag unternommenen 
Aktivitäten bewegt sich zwischen 1,8 (Borgentreich) und 2,4 
(Ingolstadt). Diese beiden Städte markieren auch die Pole der 
durchschnittlichen Wegeanzahl pro Tag und mobiler Person (3,30 
bzw. 4,16). Die Anzahl der pro Ausgang zurückgelegten Wege zeigt 
sich hingegen wieder relativ konstant für alle sechs Städte, 
während die pro Ausgang zurückgelegten Entfernungen und 
Verkehrsbeteiligungsdauern wieder deutlichere stadtspezifische 
Unterschiede zeigen. 
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Abb. 3 

Personen außer Haus (%) 

Pro mobiler Person: 
·- Ausgänge 

- Aktivitäten 

- Wege 

Pro Ausgang: 
- Wege 

- Entfernung (km) 

- Verkehrsdauer (min) 

MOBILITÄTSKENNWERTE 

8-M BOR BOX 

72 73 73 

1, 55 1,49 1,52 

2,06 1,81 1,93 

3,61 3,30 3,45 

2,33 2,21 2,27 

14,0 19,4 25,7 

51 44 54 

ES IN 

76 76 

1,56 1,76 

2,08 2,40 

3,64 4,16 

2,33 2,36 

54 47 

Der Anteil wohngebietsbezogener Aktivitäten variiert in den 
einzelnen Städten deutlich. Differenziert man dabei nach 
Aktivitätszwecken ergeben sich noch größere Unterschiede. Hier 
spiegeln sich deutlich Raumstrukturen und 
Gelegenheitsausstattungen wieder. Es wird aber auch erkennbar, 
daß in dem für räumliche Umorientierungen disponiblen Bereich der 
Versorgung bereits heute teilweise eine ausgeprägte lokale 
Orientierung besteht, die unter Umständen durch die 
beabsichtigten Planungsmaßnahmen nur schwer steigerbar erscheint. 
In solchen Fällen kann bereits eine Stabilisierung dieses Vorher
Verhaltens als Erfolg angesehen werden. 

MZ 

78 

1,49 

1,98 

3,47 

2,32 

16,6 

47 
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Abb. 4 
ANTEIL WOHNGEBIETSBEZOGENER AKTIVITÄTEN 

B-M BOR BUX ES IN 
% % % % % 

Arbeit 13 12 21 55 67 

Ausbildung 24 5 81 68 81 

Versorgung 74 55 86 66 64 

Freizeit 34 30 50 58 58 

Sonstiges 30 25 44 55 65 

GESAMT 47 31 58 60 64 

Ähnliches gilt für die Verkehrsmittelwahl bei Wegen, deren Ziel 
im Wohngebiet liegt. Bei weitem dominieren hier die 
nichtmotorisierten Fortbewegungsarten - Zufußgehen und Radfahren. 
Die Sicherung und Förderung dieser Verkehrsmittel durch 
verkehrsberuhigende Maßnahmen erscheint bereits unter diesem 
Aspekt vordringlich. Darüberhinaus zeigen Befunde, daß auch bei 
einem hohen Ausgangsniveau durchaus weitere Potentiale für 
entsprechende Verkehrsmittelsubstitutionen bestehen (5). 

Abb. 5 
MODAL-SPLIT WOHNGEBIETSBEZOGENER WEGE 

B-M BOR BUX ES IN 
% % % % % 

Zu Fuß 82 57 37 69 75 

Fahrrad 1 15 21 8 10 

Kfz 9 28 35 20 14 

ÖPNV 8 0 7 3 1 

GESAMT 100 100 100 100 100 

MZ 
% 

12 

16 

55 

36 

32 

34 

MZ 
% 

53 

13 

lOU 
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5. Wohnumfeldbewertung 

In fünf der sechs Städte äußert knapp die Hälfte der Haushalte 
wohnumfeldbezogene Verbesserungswünsche. Deutlich höher liegt 
dieser Anteil nur im Modellgebiet Mainz. 

Auch wenn diese Verbesserungswünsche in den einzelnen 
Modellgemeinden unterschiedlicher Art sind,so kristallisiert sich 
doch recht deutlich ein Bereich heraus, der als besonders 
verbesserungswürdig erscheint - der Straßenverkehr. Deutliche 
Defizite zeigen sich in allen Städten in zwei weiteren Bereichen, 
nämlich bezüglich der Lärmbelästigung und der Grün- und 
Spielflächenausstattung. In anderen Bereichen sind hingegen eher 
stadtspezifische Schwerpunktsetzungen erkennbar, wie z.B. 
hinsichtlich der Gestaltung der Wohnumgebung in Berlin-Moabit. 

Abb. 6 
WOHNUMFELDBEZOGENE VERBESSERUNGSWONSCHE 

B-M BOR BUX ES IN 
% % % % % 

Ja 44 42 43 47 44 

Nein 56 58 57 53 56 

GESAMT 100 100 100 100 100 

MZ 
% 

55 

45 

100 
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Abb. 7 
ART DER WOHNUMFELDBEZOGENEN VERBESSERUNGSWUNSCHE 

B-M BOR BUX ES IN 
% % % 9' 

0 % 

Wohngrundstück 
-- gebäude 20 9 13 6 7 

Wohnumgebung 46 21 19 3 9 

Grün-/Spielflächen-
ausstattung 17 16 18 19 2 

Straßenverkehr 50 53 48 61 51 

Nichtmotorisierter 
Verkehr 8 8 10 19 6 

Lärmbeeinträchtigung 22 19 10 20 42 

Sonst. TJmweltbeein-
trächtigungen 12 6 5 8 8 

Gelegenheitsausstattung 6 3 5 5 3 

soziale Abläufe 4 4 

Sonstige 4 15 21 5 2 

189*) 150*) 149*) 149*) 134*) 

*) Mehrfachnennungen 

Die Zufriedenheit mit dem Wohnstandort hinsichtlich diverser 
Beurteilungsmerkmale wurde mit einer vierstufigen Skala 
ermittelt. Je mehr sich dabei das ausgewiesene Skalenmittel dem 
Wert "1" nähert, um so größer ist die Zufriedenheit mit dem 
Wohnstandort bezüglich des jeweiligen Punktes. 

MZ 
% 

5 

10 

18 

98 

17 

17 

3 

3 

1 

8 

180*) 
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ZUFRIEDENHEIT WOHNUMFELD (Auswahl) 

B-M OOR BUX ES IN MZ 

Größe der WJhnung 2,0 1,8 1,7 1,6 1,7 1,8 

Höhe der Miete 2,4 2,3 2,2 1,7 2,0 2,4 

Erreichbarkeit 
- Arbeitsplatz 1,8 1,9 2,1 1,7 1,6 1,8 
·- Schule 2,0 1,9 1,7 1,5 1,4 2,0 

Sicherheit des Schulwegs 2,2 2,2 2,2 2,3 2,2 2,5 

Spielni:)g l ichkeiten 3,6 2,9 3,0 4,0 3,4 3,4 

Bauzustand Vibhnhaus 2,6 2,0 2,0 2,0 2,2 1,9 

Anse..hen WJhngegend 2,7 2,0 2,2 2,3 2,2 2,0 

Grünanlagen 2,6 2,0 2,2 2,8 2,2 2,3 

Einkaufsmöglichkeiten 1,7 2,2 1,8 1,8 1,3 2,1 

Straßenverkehrslärm 2,6 2,2 2,2 3,2 2,9 2,4 

Abgasbelästigung 2,9 2,2 2,2 3,2 3,0 2,5 

Störung durch Straßenverkehr 2,8 2,3 2,3 3,2 2,9 2,5 

Erscheinungsbild der Straße 2,6 2,2 2,1 2,6 2,6 2,3 

Auch hier zeigen sich, abgesehen von einzelnen stadttypischen 
Abweichungen, doch gewisse Bewertungstendenzen. Eher positive 
Bewertungen sind bei den folgenden Punkten vorzufinden: 

- Größe der Wohnung 
- Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen 
- Erreichbarkeit von Schulen 
- Bauzustand des Wohnhauses 
- Einkaufsmöglichkeiten. 

Deutliche 
verzeichnen: 

negative 

- Spielmöglichkeiten 
- Straßenverkehrslärm 
- Abgasbelästigung 

Bewertungstrends 

- Störung durch Straßenverkehr. 

haben hingegen zu 
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Verkehrsberuhigungsmaßnahmen haben gerade auch eine Verbesserung 
dieser Bereiche zum erklärten Zielanliegen. Eine Steigerung der 
Wohnzufriedenheit erscheint also dann möglich, wenn es gelingt 
durch die Planungsmaßnahmen hier zu tatsächlichen Verbesserungen 
zu gelangen. 

6. Verkehrsberuhigung im Bewohnerurteil 

In den in den drei Städten durchgeführten mündlichen 
Vertiefungserhebungen wurden die vorgesehenen Verkehrsberuhi
gungskonzepte thematisiert. So findet sich in allen diesen drei 
Städten eine Mehrheit der Haushalte, die positive Veränderungen 
erwarten. Dabei darf aber nicht übersehen werden, daß auch ein 
nennenswerter Anteil den Verkehrsberuhigungsmaßnahmen eher 
negativ gegenübersteht. 

Die erwarteten positiven Auswirkungen der Verkehrsberuhigungsmaß
nahmen erfahren fast durchwegs relativ hohe Zustimmungsraten. 
Insbesondere sind hier folgende Erwartungen zu nennen: 

- Verbesserung der Sicherheit für Fußgänger 

- Verbesserung der Sicherheit für Kinder 

- mehr Rücksicht des Kfz-Verkehrs 

- angenehmeres Wohnen 

- Verbesserung der Aufenthaltsqualität der Straße 

- Attraktivierung des Erscheinungsbildes der Straße. 

Ein Steigen der Mieten wird hingegen 
zentralen Modellgebiet von Ingolstadt 
Befürchtungen auf. 

kaum erwartet. 
scheinen hier 

Nur im 
gewisse 
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EINSTELLUNG ZUR VERKEHRSBERUHIGUNG 

B-M ES IN 
% % % 

Positiv 61 78 56 

Negativ 30 15 39 

"Weiß nicht" 9 7 5 

100 100 100 

Abb. 10 
BEWERTUNG ERWARTETER VERÄNDERUNGEN INFOLGE VERKEHRSBERUHIGUNG 

Zustirn:nungsrate Zustirrmungsgrad 
Veränderung 

B-M ES IN B-M ES IN 

Sicherheit für Fußgänger 68 64 58 1,9 1,9 1,3 

Sicherheit für Kinder 67 76 61 1,8 1,7 1,3 

Abnahme Kfz-Verkehr 39 48 38 2,2 2,0 1,3 

Vorsicht Kfz-Verkehr 75 68 54 1,7 1,8 1,3 

Gefahren für Kfz-Verkehr 44 71 73 2,0 1,7 1,2 

Sicherheit für Radfahrer 32 66 37 2,2 2,0 1,3 

Verbesserung für Fußgänger 40 51 61 2,1 2,2 1,3 

Aufenthalt auf Straße 45 57 67 2,0 2,0 1,2 

Angenehmeres Wohnen 63 67 70 1,8 1,8 1,2 

Steigen der Mieten ,,13 ~1.1 8 2,0 3,6 l,7 

Erscheinungsbild der Straße 62 48 54 1,9 2,2 1,3 

Abnahme Lärm/Abgas 37 52 62 2,1 2,0 1,2 
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Die Wohnumwelt erfährt durch die ansässigen Bewohner eine 
Bewertung, die sich sowohl in konkretem Verhalten als auch in der 
Wohnzufriedenheit äußert. Die Nutzungsfrequenz und -intensität 
des eigenen Wohnviertels als konkrete Verhaltensumwelt ist 
bereits vor dem Eingriff entsprechender Planungen hoch. 
Ein bedeutender Teil der Alltagsmobilität spielt sich in kleinem 
Radius um die eigene Wohnung ab. Verkehrsberuhigung erscheint als 
ein geeignetes Planungskonzept, um hier stabilisierend und 
fördernd inzugreifen. 

Die zufriedenheit erscheint in den Bereichen Wohnungsversor-
gung und Erreichbarkeiten allgemein relativ hoch, während in den 
Punkten Straßenverkehr, Immissionsbelastung und Grünversorgung 
deutliche Ansprüche erkennbar werden. Hier bietet es sich an, 
Verkehrsberuhigung als ein j_ntegriertes Maßnahmenkonzept zu 
begreifen, das durch ordnende Eingriffe in das Kfz
Verkehrsgesehehen zu einer Wohnumfeldverbesserung führt. 

(1) Kanzlerski, D. et al.: Zielsetzung und Ablauf des For
schungsvorhabens "Flächenhafte Verkehrsberuhigung", in: 
Informationen zur Raumentwicklung, Heft 8/9.1983, p 559ff 

(2) IfS Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik, 
SOCIALDATA, Institut ftir Verkehrs- und Infrastruktur
forschung: Städtebauliche Begleit- und Wirkungsforschung 
zum Modellvorhaben "Flächenhafte Verkehrsberuhigung". 
Auswirkungen auf Entwicklung der Boden- und Meitpreise, 
Investitionsverhalten und Modernisierungstätigkeiten 
sowie auf Standortverhalten von Haushalten und Betrieben, 
sechs Berichte zu den Vorher-Untersuchungen in den sechs 
Modellgemeinden, Berlin/München 1985/1986 

(3) Bundes rschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, 
sanstalt für Straßenwesen und Umweltbundesamt (Hrsg.): 

Forschungsvorhaben ''Flächenhafte Verkehrsberuhigung". Erste 
Erfahrungen aus der Praxis: Tagungsband zum 3. Kolloquium, 
Berlin 1985 

(4) , W., Erl. E.: Application of a Model of Individual 
iour (Situational Approach) to Explain Household 

Activity Patterns in an Urban Area and to Forecast 
Behavioural Changes. In: Recent Advances in Travel 
Dernand Analysis, Edited by Susan Carpenter und Peter 
Jones, Gower Publishing Co. Ltd., 1963, ISBN 0-566-00601-4 

(5) nstituut voor Toegepaste Sociologie, Sozialforschung 
B : Evaluatie fietsroutennetwerk Delft. Marges voor het 
fietsgebruik, Nijmegen 1985. 
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STÄDTISCHE WOHNUMWELT 

R. LEHMKUHL, Düren 

Wohnung und Umfeld - Probleme und Chancen 

für Kinder und Heranwachsende 



a1,,.o;,Z; AHCH. DIPL. ING. ADOLF WOCELf(/\ 
~~~~~ STAATLICH BEFUGTER UND BEEIDETEH ZIVILTECHNIKEH 

,/!tf'· 2340 MÖDLING, WEYPRECHTGASSE 33 · TEL. 02236/824% 

der Nutzer 
::::::::.::::::::::::::::;::::;;=:::::: 

Be c:md: 

. \ ' 

Meist wurde und wird das Wohnumfeld in Siedlungen nach 

14. Forderungen geplant: 

·· naeh geringen Erstellungskosten 

·- nach geringem Pflegeaufwand 

nach nplanästb.etischen 11 Gesichtspunkten 

- zur nNichtbenutzung 0 dw::'ch die .Bewohner 

Dieses 11 Abstandsgrün 11 wird darm vom Hausmeister bewaeht,., 

rspielplätze wurden und werden vom Grün distanz:,i. 

Bewegungsspielgeräten ausgestattet und mit Bänken für die 

Aufsichtspersonen wngebene 
Benutzeralter und Benutzungszei tl)n werden durch Vorschriften 
geregelt. 
Kinderspiel ist separiert vom Alltag~. von der Umwelt un.d v·om 
r: ., ,xrun„ 

"Betreten der Grünanlagen verboten!! läßt' sowohl Kinder als auch 
°'"' h II G " II 1 ' lf ' d- . 1 1 b l:.rwac sene run a s spie. ei.n l.1.cü er e en. 

Das Wohnurnf eld .ist für die Be1?rnhner eintönig gesta.l tete flun.be

nutzbare Dekoration"„ 

Auch. als unvoreingenommener Besucher empfindet man in der1 · 

meisten dieser Anlagen "Unbehagen"e Die nunwohnlichkeitri ist 

spü.rbar0 Sie läßt sich mit Worten wie ri1eer, trostlos, 
hervorrufend~ sic.;h nicht ~'jurecht 

usw beschreiben„ Dies läßt sich auch mit 11 inhuman 11 zusammen-

.A ~~?~:i rki.g~ 
Der l'.:influß der "inhumanen" Wohnumwelt auf die Bewohner~ insbe~-

sondere au:f die Persc5nlichkei tsentwicklung der Kinder, wird 

meist nicht bemerkt bzw„ unterschätzt„ 

Die ntmbemerkten 11 w·irkungsweisen Yerdeutlicht die anschließende 

Bildfolge: 
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These: 
"Wohnen läßt sich in Siedlungen, wie sie eingangs beschrie
ben wurden, nicht vollziehen 11 „ 
Eine solche Wohnumwelt läßt nur wenige Wohnfunktionen zu; 
sie läßt da.her auch nur ein "beschriinktes Leben 11 zu. Aber 

' ' W o h n e n i s t L e b e n s v o 1 1 z u g - mehr als 
Schlafen, Essen, Körperreinigen uswa 
Daher ergeben die F e h 1 b e s t ä n d e des Wohnumfeldes 
(der nwohnsitaution der einzelnen Bewohner") Inhalte und 
Kriterien für die Umgestaltung (bzwe Neugestaltung)„ 

Gestaltungsinh~lt und -krite~ 
Es gibt zwei Arten von Fehlbeständen: 

Fehlende Möglichkeiten zur Ausübung von A k t i v i t ä t e n, 
die zum "vollständigen Lebensvollzug 11 gehören„ Möglichkeiten „„ 
für Aktivitäten aus den Bereichen Hobby, Sport, Kommunikation, 
Kunst, Bildung, Naturkontakt usw„ Kurzum "Freizeitaktivitäten" 
- Wohnung und Wohnumfeld sind die wichtigsten "Freizeitorte" 
des Menschen„ 

Fehlende G e s t a 1 t u n g s q a 1 i t ä t 

Ambiente)„ 
(menschliches 

Wie eingangs beschrieben, läßt die Gestaltung von Neubauge
bieten beim Besucher.negative Gefühle (Trostlosigkeit, alles 
sieht gleich aus usw.) entstehen„ Wie stark muß diese Archi
tektur dann erst auf die dort Wohnenden wirken. Diese sind 
diesem Einfluß schutzlos ausgeliefert, denn die Wirkung er

folgt für die Betroffenen unbewußt, daher können sie sich auch 
nicht wehren„ Zerstörungsakte (z„Be Sprayaktionen usw.) Jugend
licher haben vielleicht darin ihren Ursprung„ 
Der negative Einfluß verursacht "gestörtes Verhalten = Verhaltens~ 
störungen"; bei vielen Menschen auch Krankheit. 

Daher sollen Art und Weise der Gestaltung der Wohnung und ihrer 
Umgebung so sein, daß sich der Bewohner: 
- wohlfüblt, 

- Geborgenheit empfindet, 
- Anregungen zur Weiterentwicklung erhält und 
~ sich damit identifizieren kanne 

Dies ist vor allem für die Kinder sehr wichtig. 
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Aus dem zuvor gesagten ergeben sich die Forderungen nach 
p-eborgenhei~, Sicherheit und Einmalj.gkeit - das bedeutet 

Kleinteiligkei t der Räume u.nd Elemente, gute. Orientierbar~· 

keit~ Überschaubarkeit und die Mögliehkeit zu individueller 

Ausgestaltung„ 
. \ \ 

Als zweite wesentliche Forderun.g ist der Anregungsgehalt 

der Umwelt zu nennen„ 

Das bedeutet: verschiedene Materialien, Elemente, Formen, 

Farben. 

Das ermöglicht: Erfahrungen machen, Entdeckungen zulassen, 

Neugierde wecken, selbstständiges Handeln anregen. 

Die Erfüllung dieser Forderung bringt vor allem den Kindern 

Vorteile„ 

Die dritte Forderung ist die nach nbiol_o__g_ischem De§.t.m" „ 
·15· -

Der Menschliche Körper, das Gesicht sind nicht exakt regel-

mäßig, symmetrisch, streng geometrisch gestaltet. Daher em
pfindet der Mensch bei starr und stereoty-p gestalteter Umge~ 

bung Unbehagen„ Gestaltungen, die kleine Unregelmäßigkeiten 

aufweisen - wie z.Bs ein Blatt, das symmetrisch scheint, aber 
nieht ist - lassen beim Beobachter eine Hesonanz antstehen, 
ein Geborgenhei tsgefühl, ein sich Wohlfiihlen„ Man denke dabei 

auch an die Gefühle bei einem Aui'enthalt in einer italieni

schen Kleinstadt oder einem 11 urigen 11 Bauernhof .. 

Bei der Gestaltung von Bauteilen sollte immer der Aspekt der 

~ehrfacpnutz~ bzw. der yer~~~} für Spiel mitbedacht 

werden„ Zum.Beispiel kann eine Mauer begrenzen, aber auch zum 

Sitzen, Klettern, Balancieren~ Bemalen, Ballprellen, Abstellen 
einer Tasche usw„ verwendet werden„ E:ine Teppichklopfsta:nge 

kann? wenn sie phantasievoller gestaltet wird und auf Fall

schutzplatten aufgestellt wird, Turngerät und Kletterstange 
sein„ 

Die Forderung lautet daher, bei der Gestaltfindung von Wohnum

welt bzwe deren Bauteilen eine Vielfalt der Nutzung rnitzube

denken~ Sei es, wie schon erwähnt, Bespielbarkeit oder sei es 

der Anregungsgehalt und Erlebnisinhalt .für Auge, Ohr, Ge
ruchs-· oder TastsinnG 

Diese n e u e Gestaltungsqualität käme a 1 1 e n Be-
wohnern zugute. 
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Eine letzte Forderung an die Gestaltung ist die nach Veränder
barkeit„ Die Wohnwelt muß "flexibel gestaltat" bzw. "gestaltbar 11 

sein, damit sie mit den sich ändern~en Nutzerbedürfnissen mit
verändert werden kann, saber auch von den Nutzern (innerhalb 
eines vorgegebenen Rahmens) umgestaltet werden kann. 

pie positiven Voraussetzungen 

Die seit März 1986 gültige neu bearbeitete Ö-Norm B 2607 "Spiel
plätze - Planungsrichtlinien" räumt der Gestaltung von Spiel
orten im Wohnumfeld unter Beteiligung der Nutzer große Bedeutung 
ein„ 
Die Norm empfiehlt ein Spielplatzsystem für das ganze Gemeinde
gebiet 0 Die Spielplatztypen des Systems definieren sich nach 
ihrer Lage zur Wohnung. 
Bewußt verwendet die Norm nicht mehr den Titel "Kinderspiel
plätze", weil sie Spielplätze als wohnungsnahe Erholungsflächen 
für a 1 1 e A 1 t e r s g r u p p e n versteht. 
Die folgendan Zitate zeigen wie vielfältig die Art der Gestaltung 
des Wohnumfeldes dem Planer nahegebracht wird: 

Vorbemerkung 
Entsprechend den geänderten Lebensbedingungen und aufgrund 
neuer Erkenntnisse aus Medizin, Pädagogik, Psychologie und 
Soziologie wird in dieser ÖNORM Spielen für alle Altersstufen 
als erforderlich angesehen. N;cht funktionierende bzw. fehlen
de Spielplätze hemmen eine gesunde Entwicklung der K;nder, 
beschränken die Freizeitaktivität der Familie und bedeuten 
letztlich großen volksgesundheitlichen und damit volkswirt
schaftlichen Schaden„ Funktionsgemäße Spielplätze hingegen 
tragen zur Sozialisierung des Ktndes und zur Rehumanisierung 
unserer Städte und Gemeinden bei. 
Daraus ergeben sich folgende Forderungen: 
- Spielplätze für alle Einwohner - nicht nur für KTnder -

sowie Differenzierung der Spielflächen nach dem Alter der 
Benützer,.den örtlichen Gegebenheiten und der Lage zu den 
Wohnungen, 

- Spielplätze mit vielfältigem Spielangebot, sowohl hinsieht 

lieh Bewegung als auch hinsichtlich sonstiger Aktivität, 

Kommunikation und Kreativität, 
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- Gemeinschaftsanlagen, also Spielplätze, die aus K0 sten
ersparnisgründen von Öffentlicher H~nd und, privaten Bau
trägern gemeinsam errichtet werden, 

- Vorsorge für nutzbare Spielplätze, und zwar für ein Spiel-· . 
platzsystem, das in den Flächenwidmungs- und Bebauung8·-
plänen festgelegt wird. 

' ' 
Spielplätze sollten zu einem wichtigen Ort der Freizeitge
staltung für alle Alt0rsstufen und für die ganze Fa m ilie 
werden„ Es sollte aber - im Rahmen der gegebenen räumliehen 
Voraussetzungen - das ganze Wohnumfeld so gestaltet sein, 
daß Spielen nicht nur auf eigens lhiefür ausgewiesene Flächen 
beschränkt bleiben muß, sondern sich auch auf andere Bereiche 
(Wohnstraßen, Höfe, Öffentlichd Griinflächen usw„) ausdehen 
kann„ Auf diese Weise sollten Begegnung und gemeinsame Akti= 
vitäten aller Bewohner unterschiedlicher Alters- und Gesell
schaftsgruppen - auch die Integratidn'von Ausländern und 
Behinderten - gefördert werden@ 
Die gesamte gebaute Umwelt sollte dem Bedürfnis nach Spiel 
im weitesten Sinn Rechnung tragen9 

Um die Qualität von Spielplatz-Planungen zu verbessern~ wird 

eine Zusammenarbeit der P~aner mit auf diesem Fachgebiet 
tätigen Pädagogen, Psychologen, Soziologen, Medizinernt Be
ratungsstellen sowie Elternvertretern dringend empfohlen, wo -
bei die Wünsche, Bedürfnisse und Ihteressen der Benutzer, vor 

allem der Kinder, beachtet werden sollteno 
Die Planung von Spielplätzen sollte - nixht nur aus Öko:no·

mischen GRünden (Erhaltungskosten und Effektivität der Nutzung 

des Platzes) - alle Möglichkeiten der Mitarbeit der Ni.itzer 
an der Spielbetreuung und der Platzpflege berücksichtigen@ 

Der Einsatz eines Betreue:es auf dem Spielplatz - günstiger
weise unter Mitwirklmg der Eltern (allenfalls orgänisiert 
als 11 Bewohnerverein 11

), des Hausmeisters oder engagierter Se
nioren - trägt dazu bei, daß die angebotenen Spielmög
lichkeiten voll ausgeschöpft werden„ 

Die Norm versteht unter "Spiel" alle Aktivitäten in der Freizeit„ 
Sie definiert 11 Spielen 11 als "Lernen" des Kindes.im Wohnumfeld 
und gibt daher ausführliche Informationen über Spielarten: 
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Spielart: Aktivität, die durch die Ausstattung und allfällige 
Betreuung von Spielplätzen ermöglicht und angeregt wird. 
Die Vielzahl von Spielarten auf Spielplätzen kann nach drei 
Schwerpunkten geordnet werden. 

Bewegen 
Gestalten 
Begegnen · ' 
.§.Eielart "Bewegen"=~ Bewegungsspiele zur Förderung von 
Körperbewegung, Körperbeherrschung und Körpererfahrung. 
SJ2ielart 11 Gestalten 11

: spielerischer Umgang mit verschie
denen Materialien sowie handwerkliche und schöpferische 
Aktivitäten„ 
SI?ielart "Begegnen": alle Spiele, die sowohl den Kontakt 
von Menschen untereinander als auch des. einzelnen mit der 
Umwelt - Natur und Kultur - umfassene 

ym den unterschiedlichen Nutzerbedürfnissen gerecht zu wer
den und das Wohnfeld systematisch abzudecken empfiehlt die 
Norm ein Spielplatzsystem: 
pas SEielplatzsyst~m der Gemeinde 
Die Ausweisung von Spielplatzstandorten durch örtliche Raum
planung soll auf der Grundlage eines unter Beteiligung aller 
relevanten Fachrichtungen(also der mit Verkehrs-, Grünflächen

Sportstätten- und Spielplatzplanung sowie der mit Kinder-, 
Jugend- und Erwachsenenbetreuung und -Bildung befaßten 
Öffentlichen und privaten Stellen)erarbeiteten Spielplatz
systems erfolgen. 

r 

Das aut· einer umfassenden Analyse und Bedarfsplanung für 
das ganze Gemeindegebiet beruhende Spielplatzsystem muß ins
besondere die Einzugsgebiete der einzelnen Spielplätze sowie 
die Nutzungsmerkmale und die Verbindungswege zwischen den· 

einzelnen Einrichtungen berücksichtigen„ 
Das Spielplatzsystem ist auf die Bedürfnisse der Gesamtbe
völkerung des Einzugsbereiches abzustimmen und dem Fuß
und Radwegen zuzuordnen. 
In der Regel soll sich das Spielplatzsystem aus den im fol
geµden beschriebenen Spielplatztypen A, B und C zusammensetzen. 
,?Pi.elplatztyp A 

Dieser Spielplatztyp soll Treffpunkt und Begegnungsstätte 
für die Bewohner einer Gemeinde bzw. eines Stadtteiles sein. 
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Er soll ein umfassendes Spielangebot aufweisen und betreut 
werdens Er hat eine zentrale Funktion für eine~ Ort bzwe 

für einen Stadtteil und dient allen Altersstufen. Auf ihm 
sollen möglichst vielfältige Spielbetätigungen - auch für 
Erwachsene - möglich seine 
Er soll in der Regel nicht mehr als 1000m(E.inzugsbereich 
etwa 15 min) von den zugehörigen Wohngebie'ten entfernt sein„ 

Auf die Spielplätze des rryps A sollen etwa 30% bis 50% der 
gesamten Spielplatzflächen des Einzugsgebietes entfallene 

§12ielplat3!tYP B 

Dieser Spielplatztyp hat Versorg:tmgsfunktion für den Nah-

1 bereich der Wohmµ1gen„ Er ist vorzugsweise für schulpflicht
.. ige Kinder und Jugendliche bestimmt und auf deren Erleb"~ 
:nis- und Betätigungsdrang ausgerichtet„ 

• Er soll in der Regel nicht mehr als 500 m( Einzugsbereich 
etwa 7 min) von den:zugehörigen Wohnblöcken und/oder 

Hausgruppen entfernt sein. Etwa 20% bis 40% der Gesamtspiel
platzflächen des Einzugsgebietes sollen auf die Spielplätze 
des Typs B entfalleu. 

Spie 112Jat ztYP_Q 
Dieser wohl häufigste Spielplatztyp ist Treffpunkt der An
wohner und soll als wohnungsnahes Spielangebot schwerpurlk't-

mäßig Spielmöglichkeiten für Kleinkinder, Begleitpersonen 
und ältere Menschen bieten„ Bei diesem Spielplatztyp :i.st 
die Abstimmung auf die Bedü„:rf'nisse der Anwohner besonders 

wichtig(Bedarfsanaiyse, Planungsbeteiligung). 
Er soll spontanes Spiel in unmittelbarer Nähe der Haus
zugänge ermöglichen„ Der Spielplatz kann auch als platz
artige Erweiterung von :B1 ußwegen angelegt werden„ 
Er soll in der Regel nicht mehr als 200 m(Einzugsbereich 

etwa 3 min) von den zugehörigen Wohnungen entfernt se:i.n0 

Etwa 20& bis 40% der Gesamtspielplatzfläche des Einzugs
gebietes sollen auf Spielplätze des Typs C entfallen. 

Entsprechend der Funktionen sollen die Spielplatztypen so 
ar1geordnet werden, daß deren Einzugsbereiche im wesentlichen 
alle Wohngebiete Uberdecken und keine für die Benützer 
unzumutbare Entfernung zu den Wohnungen entsteht. Es is·t an-
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zustreben, sie in ein Grünflächensystem einzubeziehen tmd 
untereinander weitgehend durch Fuß- und Radweg~ zu verbin
den, so daß ein gefahrloses Überwechseln zu anderen Spiel
plätzen ermBglicht wird$ 
Die Norm empfiehlt das Spielplatzsystem planungsgesetzlich 
zu verankern und gibt städtebauliche Richtwerte: 

' ' ' 
Spi~~~tz- EntwicklungsQ_l~n, Flächewiq._~_1:-l_ngsplan, A_ebauun~lan 

Das Spielplatzsystem der Gemeinde ist der Erstellung bzw„ 
Überarbeitung der Flächenwidmings- und der Bebauungspläne 
zugrundezulegen. Ausgedehnte Spielplätze, insbesondere 

solche außerhalb des Baulandes, sollen im Flächenwidmungs
plan, säntliche im Bauland befindliche Spielplätze im Be
bauungsplan berücksichtigt werden„ 
Insbesondere für grBßere Städte und für dichtbebaute Stadt
gebiete sollen Spielplatzentwicklungspläne erstellt werden, 

~ welche die Spielplatzsysteme und deren Merkmale enthalten„ 
Diese Spielplatz - Entwicklungspläne stellen einen inte
grierenden Bestandteil der kommunalen Entwickllillgsplanung 
dar„ 

Städtebauliche Richtwerte zur Bere~pnung des Spielplat~-
i flächenbedarf 

Der Gesamtbedarf an Spielplatz:flächen einer Gemeinde ist 
abhängig von deren Größe und J<:inwohnerdichte. In städtischen .„ 
Bereichen ist für die erforderliche Spielplatzfläche ein 
Mindestwert von 4m2/ Einwohner anzunehmen; hievon sollen 
entsprechend Tabelle.1 auf die im Wohnnahbereich vorzu
sehenden Spielplatztypen B und C zusammen mindestens 
50% entfallen„ 

. . . . . - .. . . . ~ . . .. 

Die positiven. Ansätze in der ~ ....... . 
Auf einzzelnen. Spielplätzen in Deutschland, Österreich, der 
Schweiz, Dänemark,. Schweden und England sind die Empfehltm
gen der ÖNORM bereits Wirklichkeit geworden. 
In Kopenhagen gibt es die.Wohnbaugesellschaft SBBU(Nähere . 
Informationen bei.Mr„ Jorgen Andersen, SBBU, Langhusvej 89, 
DK-2700 Bronshoj~. Sie baut Wohnungen für die untere Ein
kommensgruppe der Bevölkerung„ Seit den 50-er Jahren Be-



schäftigt die Gesellschaft Wohnhausanlagenbetreuer„ Diese 
kümmern s:Lch um alte Leute, J-ugendliche mit Schwierigkeiten 
in der Familie, Mängel in den Wohnungen, um. den SiedJ.ungEE
freiraum und die Spielplätze0 
Die Spielplätze sind als Freizeiteinrichtung für alle Alters
stufen kozipiert und umfassen Hüttendörfer~·, Ställe mit 
Tieren , Felder zur Futtergewinnung, Werkstätten zum 
parieren und Basteln und Treffs, wo Jung und Alt gerne am 
ihre Freizeit verbringen@ Den Betreuern ist es gelungeni 
das Wissen und die Erfahrung der s·enioren, _die Kraft r 

Erwachsenen und die Hilsbereitschaft der K~nder für 
Selbstbau der Spielanlagen zu vereinen„ In den Wohnsied··· 
lungen wurden fast alle Arbeiten in "Eigenleistung" mit ge= 
schenkten un "erbettelten" Materialien durchgefÜhrt„ 
uGru:ndstruktur 11

, wie Geländemodellie:r;·ung, Wegebau und h-

·bauten, wurden von der Gesellschaft errichtet" Ausge tung 

und Ausstattung erfolgten durch die Bewohner selbst.Dieses 
gemeinsame Tun bidete aus den EinzelD}ietern der Anlage edne 
11 Bewohnergemeinschaft "· und viele FrEnfX1dscha.ften zwi 
Alt und ,Jung entstanden„ In der Siedlung Tjindberg zum 

1 

Beispiel liegt das integrierte Seniorenheim bewußt nebc,u1. 
dem Spielplatz und dem Kindergarten, um die Entwicklur.i.g zu 
begünstigen und den Weiterbestand der Beziehungen zu 
währleisten0 Das Ergebnis des gemeinsamen Tuns ist eine 
individuell gestaltete Wohnnahumwelt, mit der sich 
identifizieren, in der es daher keine Vandalismusakte 
Die Kriminalität in Wohngebieten der SBBU ist sehr gering. 
Spielplätze, Jugendclubs und Altenheime der Gesellschaft 
sind sehr beliebt und auch flir Gäste zugänglich„ 
In England führt die APA(Adventure Playground Associ on), 
in Schweden der Lekmilj öra.det( Spielmilieu~.eat) und in 
Schweiz Pro Juventute ärmliche Pro,jekte durch„ In der 
de.srepublik und Österreich sind es Bürgerinitiativen~ die 
Ähnliches realisieren~ 

In Graz, der Landeshauptstadt der Steiermark, gelang e dem 
Architekten Janos Koppandy einen Öffentlichen Park an 
Straßenbahnendstelle gemeinsam mit den Bürgern zu pla.ner1 
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und zu realisieren. Die groben Arbeiten(Arbeiten mit Maschi
neneinsatz) wurden von der Stadt durchgeflihrt.· 
In Steyr, einer Industriestadt in Oberösterreich, gelang es 
mir, für den nachträglichen Einba~ von Spielplätzen in einer 
Stadtrandsiedlung, die Mitarbeit der Bewohner zu gewinnen. 
Das Pr.oblem der Standortfrage motiviert <;'.l.ie·, Bürger, bereits 
in diesem Stadium mitzumachen„ Aus diesem ersten Kontakt 
entwickelte sich eine Zusp_mmenarbeit, die bis zur Mitarbeit 
bei der Bepflanzung,der Aufstellung der Geräte, Zäune usw„ 
reichte. Das Hauptmotiv für die Eigenleistung war, daß 
durch die Mitarbeit Kosten gespart wurden und daher bei 
gleichem Budget mehr Spielplatz geschaffen werden konnte. 
Für die Siedlungsbewohner waren diese Aktionen sicher das 
erste gemeinschaftliche Handeln, ein erstes eigenes Gestal
ten und ein erstes eigenes Auseinandersetzen mit ihrer 
Wohnnahumwelt. Die Kinder haben die Entstehung der Sp:iil.plätze 
miterlebt bzw„ mitgeholfen und ihre Eltern als für sie 
tätige Menschen gesehen. Die Plätze haben daher für Alt und 
Jung ganz andere Bedeutung, als herkömmliche Kinderspiel
plätze. Dies bestätigt auch das Aussehen und die Benützung 
der Anlagen noch heute - nach 7 Jahren. 
Durch diese Erfahrung ermutigt, wurde bei drei Wohnhausan
lagen in Wien, Die in Zusammenarbeit mit den Wiener Archi
tekten Wafler entstanden, neue Wege beschritten. 
Die Spiel- und Freizeiteinrichtungen, sie umfassen Räume 
in den Häusern und die Freibereiche, wurden nicht voll
kommen fertig ausgeführt. Die zukünftigen Bewohner wurden 
noch vor dem Einziehen verständigt, daß sie noch Wünsche 
zur Ausgestaltung und Möblierung der Freizeitbereiche 
einbringen können„ Gleichzeitig wurde eine laienverständ
liche gestaltete Liste aller möglichen Freizeitaktivitäten 
in Form von Fragebögen verschickt und die zukünftigen Be
Wohner ersucht, persönliche Wünschen anzugeben. 
Mit Zustimmung der Baugenossenschaft wurde ein Betreuer 
eingesetzt, der vorerst die Fragebögen auswertete. Die 

Ergebnisse dieser Auswertung wurden in die Gestaltung der 
Freizeitbereiche eingearbeitet. Ab der Scplüsselübergabe 
an die einziehenden Bewohner stand der Betreuer ein bis 



zweimal pro Woche abends für Auskünfte? Beschwerden und zur 
Organisation von Versammlungen, i:L'reffs und Spielalctionen, 
mit Kindern zur Verfligung. Ein Termin wurde festgelegt~ 
bis zu dem die Bewohner idung über die Let 
stattung der Freizei..tberc-3iche zu f' len hattene Die Be 
ungsmaßnahmen und der Druek zur Entseheidung bewirkte d:ir'.1 . . ·. \ 

Entstehung eines "Bewohnervereins"~ der die Entscheidungen 
traf und die Organisationen für die Indoor-J!'reizeitberE:de 
übernahm. 

Der Betreuer konnte eh nach ca. drei Monaten zurückziehen@ 
Die Anlagen, die Angebote für alle Altersstufen umfassen, 
sind noc.h heute, nach ea $ sechs Jahren i fast unverändert 
Betrieb, trotz räumlicher Enge. Was sonst zu Streitigke en 
wegen n Störungen" gefUhrt hättE:i, wird als intimes Zusammen'~' 
leben empfunden0 In der Zwischenzeit wurden von den BewolJ.„ 
·nern nem~ Funktionen flir die Spielbereiche gefunden t so 

z eB„ die Abhaltung eines 1tI1'eldgottesdi 

des Kinderspielbereichese 

estt in der 

In einer am Stadtrand von Wien gelegenen Siedlung~ bei df.n:> 

ich.' die Gestaltung der Freiräume durchzuführen hatte, konnte 
der Bauträger motiviert werden~ den Erdgeschoßwohnungen 
Mietergärten zuzuordnen® 
Das hatte mehrere Vorteile: 
- Es müssen weniger nöffentliche 11 Freiflächen gestaltet 

werden„ Daher stehen für die restlichen öffentlichen 
Flächen mehr Geldmittel zur Verfügung"' Dies kommt der 

Ausstattungsqualität zu Gute,,, 
~ Das Bedürfnis der Menschen nach 11 Grün 11

, das selbst gestal·,~ 
tet werden darf, ist befriedigt. 

- Eine Wohnform,.. die das Wohnen im Freien erlaubt, ist 
schaffene Vor allem Familien mit Kindern bevorzugen 
diese Wohnungen@ 

~ Ein abwechslungsre und vielfältig gErntalteter JJ'rei.raum 
entstand durch die :i.ndi.vid:uelle Gestaltung der einzelnen 

Gärten durch die 

- Das Wohnen im "Fre:b'aum 11 stimuliert zu rascheren und 
mehr Kontakten(Ei:nladrrng der Bewohner untereinander)" 

Die Wolnnmgsgrenzen s:Lnd· 11 fließendff@ 11 Über den Zaun 11 . 

wird leichter gesprochen, als von Wohnung zu Wohnung„ 
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- Der "öffentliche" Freiraum steht unter "Sozialkontrolle". 
Es gibt mehr Ansätze zu Gesprachen zwischen Kindern und 
Erwachsenen. 

Schlußfolgerungen - Ideen 
Die zuvor beschriebenen Wohnanlagen lassen' schließen, daß 
Bewohner von Mehrfamilienhäuserri in Städten: 
- den Wunsch nach "Wohnen· auch außerhalb ihrer Wohnungen" 

haben; 
- mit·Nachbarn und anderen Bewohnern der Siedlung gerne 

"Freizeitaktivitäten" gemeinsam durchfÜhren wollen; 
- gemeinsam mit ihren Kindern bzwe denen der Nachbarn 

spielen möchten (die Aktivitäten reichen von sport
lichen Tun bis hin zu Basteln, Musizieren usw.); 

- Jugendliche und alte Menschen sehr gut in der Gesellschaft 
gebrauchen können - bzw. daß die Altersgruppen sich im 
Tun und Hilfestellunggeben gut ergänzen (Senioren betreuen 
Kinder; Jugendliche unterstützen alte Menschen); 

- in ihrer ~ng~n::Wohnumgebung voll Freude gestalten und 
schaffen und daß sie die Arbeitskraft der Jugendlichen 
urid das Wissen der älteren Maschen benötigen; 

- große Sehnsucht nach Grün~ nach Pflanzen und Tieren 
haben, nach Natur, die lebt, der Pflege bedarf und die 
nach den sich ändernden Wünschen und Bedürfnissen ver
ändert werden kann. 

Daraus ergibt sich-die Forderung nach einer neuen Form 
der Wohnnahumwelt und einer neuen Form der Planung und 
Gestaltung derselben, zusammen mit den Bewohnern„ Sonst 
wird die immer. größer werdende· ]'reizei t zum gesellschaft
lichen Problem: Vandalismus, als letzte Form der Kreativi
tät, aus Nichtidentifikation mit der Wohnumgebung und den 

Mitbewohnern; Flucht ins Grüne am Wochenende usw. 
Weil unsere Gesellschaft über immer mehr"Freizeit" verfügt, 

muß es in Wohnungsnähe viele Möglichkeiten für "Freizeit
aktivitäten" für alle geben„ D~e Angebote sollen im Haus 
und-im Freiraum sein, Jahreszeiten und Witterungsverhält
nisse berücksichtigen und die Bereiche Spiel, Sport, Hobby, 

Kunst und Weiterbildung abdecken„ 



Dadurch entsteht eine neue Wohnsituation- - eine bessere 

Lebensqualität: "Wohnen wird IJebensvollzug" w 

Alle :Entwicklungsmöglichkeiten die mensqhlichen Fähig-~ 
keiten sind offen. Dies bringt vot allem Kindern Vorteile 
und gibt die Chance auf eine positive kulturelle Entwick
lung" Die flFreizei tangebote II sind ein Netz' von Räumlichkei
ten und Flächen. Es umfaßt, gegliedert nach den Entfernun
gen von der Wohnung: 
- Räume im Haus (Kaffeeküche, Spiel- Hobbyräume, Sauna etc„) 
- gestaltete Bereiche am Hauseingang (Sitz- u„ Spielnischen) 
- Mietergärten (als Vorgärten bei Erdgeschoßwohnungen, 

als Schrebergärten für Stockwohnungen) 
- Sport~ und Spielbereiche in der Wohnhausanlage 
- Zentrale, betreute Freizeitanlagen 

mit Kinderbauernhof (Pflanzen und Tiere) 
~it Bauspielbereich 
mit Bastel-, Werk- und Übungsräwnen 
mit einer Cafeteria mit Mehrzweckraum 

usw„ 
Diese Anlage.hat Angebote für alle Altersstufen. 

Anlagen der vorbeschriebenen Art "provozieren" die Zusammen
arbeit aller Bewohner„ Hausfrauen b0:itri~dben die Cafeteria, 

Jugendliebe r'bewäl tigen 11 die schwere Arbeit, Kinder spielen 
und werden von Senioren betreuti die wiederum auch leichte 
Arbeiten verrichtene 

Es kommt zu einer Symbiose zwischen Mensehen mit viel Frei
zeit und viel Wissen und Lebenserfahrung und jüngeren Men
schen mit viel Neugier, Lust am nrr.un 11

, am "Lernen". und, 
..,; 

11 Exper1.mentieren"" So wird Spiel Kinder und J~gend-
lichen zum "Lernen" am Leben 7 an der Tätigkeit& 
Das Lernen durch 11 be••Agreif en n, im wahren Sinn das Wortes „ 

Ein IA:3rnen auf dem Spielplatz, das das L-ernen in der Schule 

ergänzt0 Alles was schulisches Lernen -~as ist Wissen 

spei.ch<;i:rn - nicht .f Ördert, also die Entwicklung von Lf;;bens
freude, Initiative, Krativität, soziale Verhalten usw. 
fördert der Spielplatz. Das ; yers'cändnis .für kausale Zusammen
hänge, für KreisläQfe der Natur, für Probleme des Zusammen

lebens und -arbeiten usw,, wird zu einem neuen Verständnis 
fü.r die Umwelt - Aufbruch zu einer neuen Geistehaltung„ 
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Neue Aufgaben für den Plane~ 
Bauträger und Planer - im Bereich der Stadterneuerung, auch 
die Verwaltungsleute - müssen ihre '11ätigkei t: neu überdenken. 
Planen muß zu einem gemeinsamen Planen und Realisieren 
werden - gemeinsam mit den Betroffenen. Der Fachmann muß 
Animatnr, Lehrer und Mitarbeiter seine Er muß mit Beteilig
ten die Zielvorstellung.erarbeiten iind als Helfender so 
lange zur Verfügung stehen, bis das neu Geschaffene selbst
ständig weiter lebt. 
Am Beispiel einer Plnungsarbeit für die Verbesserung eines 
bestehenden Siedlungsfreiraumes sei dies dargestellt: 
Der bei der Sanierungsplanm1g übliche Vorgang - ich möchte 
ihn als lineare Planungsstrategie bezeichnen - fÜhrt meist 
zu ~rgebnissen, die sich kurzfristig bereits wieder als 
~anierungsbedÜrftig erweisene 
In der linearen Planungsstrategie wird der Bestand analy
siert, Fehlbestände ermittelt.und danach werden korrigieren
de Maßnahmen gesetzt. Die erwartete "Funktionstüchtigkeit" 
bleibt meist aus„ Es wird bei dieser Vorgangsweise nicht 
bedacht, daß alle diese Maßnahmen einen Eingriff in einen 
Zustand des Zusammenlebens von Menschen und Dingen - in 
ein "vernetztes System" - in ein funktionierentes - wenn 
auch schlecht funktionierentes - System und nicht eine 
Veränderung des System?, hin zu einem "positiveren Funktio
nieren„ 

\ 

Der erfolgreichere Weg bedarf daher der Mitarbeit und somit 
auch der Mitveränderung der "Bestandteile" des Systems„ 
Der Planer muß zusammen mit den (zukünftigen) Nutzern, den 
Verwaltern und Betreue~n sowie dem Bauträger die Bestands
analyse durchfÜhren und eine Z;_elvorstellung entwickeln„ 
Danach kann ein "partizipativer Planungsprozess" einsetzen, 
der von A L L E N Beteiligten mitvollzogen wird - bei dem 
sich alle Beteiligten "mitverändern"„ Das bedeutet, es ent
steht ein neues System, das selbstständig funktionieren 
kari.n8 Während dieses Vorgangs bilden sich auch die Interes
sensgruppen, die sich mit den Produkten der Planung identi
fizierent sich dafür verantwortlich fühlen und so deren 
Funktionstauglichkeit garantieren„ Mißverständnisse zwischen 
Nutzern, Verwaltern und Betreuern und dem Bauträger (letzt
lich. auch_ mit. dem I?laner) können bei dieser Vorgangsweise 

'· 



\ 

nicht so leicht auftreten bzw 0 körmen jeweils rechtzeitig 

korrigiert werden. Letztlich können dem Bauträger durch 
tätige Mitarbeit der Nutzer (die sich oft aus der Planungs
mitarbeit entwickelt) Kosten erspart werden~ 
Be::L dieser Planungsstrategie hat der Architekt vielleicht 

. . 
weniger Gestaltungsfreiheit und muß viele ihm 11 fremde 11 

. ' ~ 

Tä.tigkei ten übernehmen, aber die Chance eine " lebendige 
funktionierende Wohnwelt 11 .zu schaffen ist groß„ 

Bei einer Neuplanung muß, wie bei Projekten der Wiener 

Wohnsiedlungen beschrieben? eine ähnliche Vorgangswi::.dse 
gewählt werden„ Im folgenden Anhang sind die PlanungsvE-:rläufe 
bzwe die Zusammeh~nge nochmals verdeutlicht~ 

Schema der Vernetzung 
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LINEARES PLANUNGSSCHEMA ======================= 

PROBLEM 

i 
ANALYSE 

i 
VERBESSERUNGSVORSCHLAG 

i 
PiiANBESPRECHUNG 
(Bautr~ger, Architekt) 

i 
EVENTUELLE PLANÄNDERUNGEN 

i 
PI1ANBESCHLUSS 

i 
AUSFÜHRUNGSPLANUNG 
KOS1l1EN EINHOLEN 

l 
AUFTRAGSVEHGABE 
REALISIERUNG 

! 
11 KATAfYrROPFfE" 

("Die da" haben uns 

diesen Unsinn 
11 hergebaut") 



ANALYSE DES BES'rANDES 

(gebaut / gelebt) 

AUSF'ÜHHUNGSPLANUNG 

(Nutzung ·'lorhandener Kräfte) 

G1rn1m:rnEE 

BEWOHNERINFORMATION 
-BEFRAGUNG 9 - MOTIVATION 

VOR'I::RAG DER ANA.LYS:E::ERGEBNISSE 

GEMEINSAMES EN'I.'WICKEH-i VON 

ZIEJ_,VORST:F.::.1~LUNGEN 

DISKUSSION 
AUSWAffl:i D1~R. HEAI,ISib""RBAEEN IDEEN 

(StreH; auf Nutzerebene, 

vc:n:handener Kräfte "" 

KOß'I-:':E:NBESPRECH1JNG: 

' HiickElichtnahme j 

Mi tax·be:U; der ert en) 

NUTZUNG 

BILDUNG EINER GRUPPE VON 

BETREIBERN, HELFERN UND 
MITARBEITERN 
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STÄDTISCHE WOHNUMWELT 

K. LEMBERG, Kopenhagen 

Soziale und humane Asoekte der Wohnumwelt 

in Kopenhagen 



Planungsdirektor Prof .Kai LEMBERG, Ko~enhagen 

SOZIALE UND HUMANE ASPEKTE DER WOHNUMWELT IN KOPENHAGEN 

Die S ädtische Umweltqualität umfaßt eine Vielfalt von Aspekten, wie den phy
ikal ischen, wirtschaftlichen, sozialen, sensorischen, psychologischen usw. 

verschiedener Weise klassifiziert werden, eine m5gliche Klassifi-
z ist die folgende: 

~.·y K1in1a.tiscl1e 
und Natur 

<.w .E:Lr1J.counner1serv1ar 
Aussicht und Berufswahl 

1cht auf Wahl des Bildungsweges 
Anssicht auf Wohnungswahl 

sbnliche Sicherheit, Verkehrssicherheit 
Ge:c;undh(~:L t s becl 

- Soziale Dienstleistungen 
ichkeiten und andere Konsumbedingungen 

, Zugänglichkeit 
Dü: dLrekt verbaute Umwelt: Die Wohnanlage 

"' Garcenanlagcn nnd ·· Freiflächen, die zum Haus oder dem Wohnblock gehören 
- Anzahl, te und Zugänglichkeit von Spielplätzen, Grünflächen, Parks, 

öffentlichen Flächen und städtischen Erholungs- und Unterhaltungsmöglich
keiten 

- Architektonische, ästhetische und historische Werte, Wahrzeichen usw. 
Visuelle und andere sensorische positive Eindriicke 

- Das Fehlen sensorischer Belästigungen: Lärm, Luftverunreinigung, schlechter 
Geruch,. Stbrcffektc usw. 

·' Beschaffenheit bzw" Widmung der Grundstücke im Stadtbereich 
Grad Viel al und Verschiedenheit der städtischen Umwelt 

lichkeiten der teiligung und der Selbstverwaltung im Wohn-
bereich bei den Dienstleistungen und in der Planung. 

Im Hinblick darauf, daß die Menschen verschi,edene persBnliche, ethnische, kul
turelle und bildungsmäßige Lebenserfahrungen und verschiedene gesellschaftli
che Stellungen besitzen, empfinden sie die verschiedenen Elemente der städti
schen Lebensqualität nicht in derselben Weise und haben daher nicht dieselben 
Prioritäten. Daher werden einige Leute z.B. eine dicht verbaute.Stadtumwelt 
mit vielen lschaftlichen Kontakten und kurzen Entfernungen zum Arbeits-
platz, den Einkaufsmöglichkeiten u.a. vorziehen, während andere Nachdruck 

Einf amil ienhfürner mit eigenem Garten, Grünumwelt usw. 

Im fo halw :Lc:h nur wenige dieser Aspekte städtischer Lebensqua
lität, beruhend auf den Erfahrungen der Stadtplanung in Kopenhagen, zur Dis
kussion gestellt. 

2. Charakteristische Wohnformen in 

Das Wohnen in Kopenhagen unterscheidet sich fühlbar in den verschiedenen Tei
len der Stad , vgl. Beilage 1. 



In Kopertl1agen haben wir einen alten Innenstadtbezirk mit vielen historischen 
und architektonischen Denkmälern u nd Häusern sowie einer Anhäufung von Ge
schäften, Unterhaltungsm5glichkeiten, Fremdenverkehrs- und kulturellen Ein
richtungen und Veranstaltungen - jedoch ziemlich dicht verbaute Gebiete mit 
alten unmodernen Wohnungen sowie nur wenigen Einrichtungen fUr Kinder. 

Der zentrale Innenstadtbereich wird von einem Ring von Parkanlagen, ein
schließli.ch Tivoli, 11mgeben, wo die früheren Befestigungsanlagen der Stadt 
gelegen waren, 

Stadtauswärts gelegen befinden sich dicht verbaute Wohnanlagen, meist fünf
bis sechsstBckiger Häuser filr die Ober- und Mittelschicht, in der Nähe des 

der Parkanlagen, während für die Fabriksarbeiterklassen das Wohnge
biet in den dicht verba11ten Gebieten von Vesterbro, N~rrebro, 0sterbro und 

gelegen ist. Die meisten dieser Wohnanlagen stammen aus der 2, 
des 19. Jahrhunderts; es handelt sich hiebei um Spekulationsobjekte 

mit die tiber sehr wenige moderne Einrichtungen verfügen. 
Sie sind durch einen allgemeinen Mangel an Freiflächen, Sonne und Licht in 
den Höfen, für Kinder verwendbaren HBfen, Spielplätzen u.a. charakterisiert. 

äußeren Teil Kopenhagens werden von zwei Wohntypen beherrscht: Im ei
nen Fal handelt es sich um SozialwohnblBcke eher hoher Qualität a11s den 
verschiedenen Jahrzehnten dieses Jahrhunderts, aber mit verhältnismäßig 
kleinen 2 bis 2 1/2 Zi~merwohnungen, die etwas unmodern sind und oft durch 
Belästigungen auf Grund des Schwerverkehrs und teilweise Gewerbebetriebe 
und Werkstätten, die sich in Streulage mit den Wohngegenden befinden, ge
kennzeichnet sind. Die andere weit verbreitete Wohntype ist das private 
Einfamilienhaus, in der Regel mit einem kleinen Garten i~ einem weit ver
zweigten Brtlichen Straßennetz gelegen. Hier ist nur ein geringes Verkehrs
aufkommen gegeben, wobei größere Entfernungen zu den Einkaufsmöglichke1ten 
und zu privaten und öffentlichen Dienstleistungen in Kauf genommen werden 
müssen, 

In einigen äußeren Bezirken wurden neue moderne Hochwohnbauten zumeist von 
gemeinnützigen Wohnbaugesellschaften während der letzten Jahrzehnte in in
dustrialisierter Bautechnik errichtet, die mit allen modernen Einrichtun
gen versehen wurden und die in großen freien Flächen stehen. Einige von ih
nen leiden an technischen und sozialen Problemen großer indsutrialisierter 
Bauprojekte: Baumängel, Eintönigkeit, unmenschlich große Ausdehnungen~ Ju
gendkriminalität und Vandalismus. Diese Probleme sind jedoch in einigen 
Stadtrandgemeinden mit großdimensionierten Wohnprojekten und einer Konzen
tration von Familien niedriger Einkommensverhältnisse um vieles gravieren
der" 

versch:Ledenen Wohntypen und die unmittelbare Außenumwelt werden durch 
rbd:i.cts i 11l1strj_e1·t „ 

likte in 

Kopenhagen schon durch einige Jahrzhente, insbeson
dere aber seit den 70er Jahren betrieben. Im Innenstadtbezirk und teilweise 
in Christianshavn bezog sich der Stadterneuerungsprozeß in erster Linie auf 
alte Hänser - oft wurden sie von ihren Eigentümern selbst als Teil eines 
Prozesses zur Anhebung der Wohnqualität des betreffenden Viertels moderni
siert, 
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war der Erneuerungsprozeß in den im 19. Jahrhundert errichteten Ar
beiterbezirken viel radikaler: Es wurden nicht nur Elendsviertel und veral-

te , sondern auch so manche Häuser, die einfach nur alt und un-
modern waren, niedergerissen. 

Dies hat einen Konflikt betreffend die Stadterneuerungspolitik ausgelBst. 
das von der politischen Mehrheit des städtischen Gemeinderates 
wurde, ist die Politik der sogenannten vollständigen Abreißung 

teln, wo also ganze alte Wohnblocks niedergerissen werden, um 
großangelegter neuer, mit allen modernen Einrichtungen verse

zu beträchtlich hBheren Mieten Plat zu machen - wobei Frei-
zwischen den Gebäuden, Bäume und Gras angel bzw. gepflanzt wer-

den, aber Geschäfte und Wirtshäuser bestehen Das andere Extrem, das 
von vü:.len Bewohnern aus den niederen Einkommensklassen und von der politi
schen Minderheit favorisiert wird, sieht eine sanfte Erneuerungspolitik vor, 
bei der mehr alter Wohnraum nach einer nur mäßigen Modernisierung und bei 

Mieterh5bungen vergeben wird. Dies betrifft nicht nur die Art und 
der Wohnugnserneuerung, sondern auch das Fluktuieren der Bewohner 

:Lrn Vierte 

Farbdias erläutern diese Stadterneuerungsprozesse in Kopenhagen. Dar
hinaus weist Beilage 2 auf die Probleme und LBsungsarten bei der Stadt-

~f~:-~_!:Ii,11~1~:L~L~.:1:.i::!.1t}_:.erte Ve_E_kehrspoli tik. in Kopenhagen 

lieh zielten die Verkehrspolitik und die Investitionspläne in Kopen-
haben in ter Linie auf die Anpassung des Verkehrsnetzes an das Zeitalter 
der ab, das durch den stets zunehmenden PKW-Verkehr und das 
Abnehmen der Radfahrer und des öffentlichen Verkehrs gekennzeichnet war. 

Plline für Stadtautobahnen, Parkhäsuer und Garagen, unterirdische 
Eisenbalmlinien, Brücken und Tunnels nach Malm5 in Schweden und die Verle

von Kastrup auf die Insel Saltholm im 0resund wurden 
und politisch angenommen - einige von ihnen sollten zur Gänze 

vom dänischen Staat bezahlt werden. 

lm al sind diese Pläne während der frühen 70er Jahre im Hinblick 
auf 3 unerwartete Entwicklungen zu Fall gekommen: Weitverbreitete Proteste 
der Bevölkerung aus Umweltgründen und zur Vermeidung des Abreißens von Häu

im großen Stil, das Zurückziehen der Versprechen des dänischen Staates 
hinsich lieh von Subventionen und die allgemeine Wirtschaftsrezesison etwa 
ab dem Jahr 1973. 

Drei ganz verschiedene Aspekte der städtischen Verkehrspolitik sind mit gr5-
ßerem Erfolg durchgezogen worden: Einer ist die Verlängerung des elektrifi-

Vororte-Eisenbahnsystems außerhalb Kopenhagens, das den Südwesten, 
und Nordwesten der Großstadtregion mit Kopenhagen verbindet. Der an

die Schaffung von Fußgängerstraßen und Fußgängerzonen im Herzen 
- insbesondere, aber nicht ausschließlich Geschäftsstraßen 

eine (noch kleine) Anzahl örtlicher Wohnstraßen mit integriertem Ver
einscl1ließlich von PKWs, wobei Fußgänger und Radfahrer bei maximaler 

F von 1.5 kmh Vorrang genießen" (Spiel·- und Aufent~ 
traßc::n); bei maximal 30 kmh spricht man von 11 Ruhestraßen". In beiden 
bestehen physische Beschränkungen des Autova!kehrs; Parken z.B., ist 

jedocl:t gc:::~3tatt 
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Drittens wurde eine Anzahl von neuen Radwegen entlang wichtiger Straßen ge
schaffen, wobei der notwendige Platz von der Straße genommen wurde, d.h. auf 
Kosten der Kapazität des Autoverkehrs. 

Farbdias illustrieren diesen Wandel in der Verkehrspolitik - besonders 
die neue Attraktivität der Hauptgeschäftsstraße "Str~get" und anderer Fußgän
gerstraßen in der Innenstadt, die zu einer Wiederbelebung der Geschäftstätig
keit und Popularität des zentralen Geschäftsviertels gefUhrt haben, ganz im 

zu den Befürchtungen der Geschäftsleute und den von der Polizeit 
befürchteten Verkehrsproblemen, den Erwartungen der StraßenbehBrden und der 
Beh0rden filr Bffentlichen Verkehr. 

~X~~~L~~<2R_b:,~sche Grundlage der Entwicklung der Umweltqualit!!!: 

Sollte es die Zeit gestatten, so wird Beilage 3 unter einem philosophischeren 
ßLLckw:i.nkel der Bedürfnisse und Ansprüche der Bürger an die städtische Lebens-

ität kommentiert werden. 

1 - 3. 

S:i.eherheitswerte 

Menschliches Wohlbefinden 

Freiheitswerte 

Dialektische WidersprUche 

Überleben 
Lohnarbeit 
Isolierung, Privatheit 
E:Lmvegs"~Inf orma tion 
Vormenschaft 
Keine Verantwortlichkeit 

1 
Ästhetische Konzepte 
Geschlossener Raum 
Grien tie:rnng 
Harmonie 
Symmetrie 
Tradition 
Wohlbekannte Formen und Symbole 
Niedrige Impulsintensität 
Rechte (gerade) Linien 

E~tC, 

Grenzen abprüfen 
Kreatives Schaffen, Spiel 
Menschliche Kontakte 
Bürgerbeteiligung, Dialog 
Selbstverwaltung 
Wahlfreiheit 

Offener Raum 
Überraschung 
Kontrast 
Asymmetrie 
Innovation 
Neue Formen und Symbole 
Hohe Impulsintensität 
Gebogene und komplizierte Linien 

etc. 

* * 
* 
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STÄDTISCHE WOHNUMWELT 

M. van ROOIJEN, Utrecht/NL 

~ohnungsorientierte Parkanlagen in den Niederlanden 



DrEJ, Maurits van ROOI.JEN, Utrecht 

WOHNUNGSORIENTIERTE PARKANLAGEN IN DEN NIEDERLANDEN 

Bei le will ich Ihnen einen Eindruck geben von rezenten 
im niederländischen städtischen Grlinsektor. Ich will versuchen, 

einige neue, bemerkenswerte Formen der Grüngestaltung in einen sozialen und 
wirtschaf liehen Zusammenhang zu setzen. Dazu m6chte ich zuerst einen Augen
blick um Ihre A11fmerksamkeit bitten für das sogenannte Lewenborgprojekt in 

. Vielleicht wundert Sie das. Die Ideen von Le Roy 
in den Niederlanden - nicht mehr zum Allerneuesten auf die

sem Gebiet. Das Lewenborgprojekt selbst stammt aus den 70er Jahren. Ich bin 
aber der , daß Elemente, die in diesem Experiment nachdrücklich vertre-
ten waren, in der rezenten, bahnbrechenden Gestaltung von städtischem Grün 
als Faktoren wiedererkannt werden kBnnen, wenn auch das Experiment 
selbst als mißlungen betrachtet werden muß, 

Um in Ihr Gedächtnis zurückzurufen: Im Jahre 1973 bekam Le Roy die Gelegen
heit, Grilnbild in ei.nem 6 Ha großen Gebiet bei einem Groninger Neubau
viertel zu verwirklichen. Die Grundsätze davon mBchte ich mit 2 Hauptsachen 
zcrnarnmenfasE3en: 

·- die Anlieger dürfen in Fceihe:d.t ihren eigenen Park anlegen und pflegen; 

- die Natur soll nicht geleitet werden, sondern begleitet, also statt Ersatz-
5kologie wahrhafte Ökologie mit Respekt vor dem Existierenden. 

Die Frage, ob Le Roy als Erfinder dieser Ideen oder eher als Dolmetscher be
trachtet werden soll, ist in diesem Zusammenhang nicht relevant. W:Lchtiger 
ist, daß diese Ideen, es sei denn in einer milderen Form, überlebt haben, ob
wohl das Groninger Experiment selbst nach einigen Jahren als mißlungen be
trachtet wurde. Vielleicht hegte man in Groningen übertriebene Erwarttu1gen. 
Vielleicht waren auch die politische Widerwilligkeit und der amtliche Wider
stand zu groß. Tatsache ist außerdem, daß am Ende der 70er Jahre derartige 
Experimente, basiert auf den, vor einem Jahrzehnt in den Niederlanden mit 
viel Aufhebens introduzierten Begriffen wie Bewohnerpartizipation und Ökolo
gie, in Verwal als längst überholt betrachtet wurden. Dies bedeu
tet aber nicht, daß damit auch die untenliegenden Ideen Vergangenheit wurden. 
Im Gegenteil: Im Prinz sind die Grundgedanken weniger radikal, aber des-
halb noch nicht r tiefgreifend die Aktualität noch immer beherrschen. 

Ich will auf 2 le , die auch verdeutlichen, warum diese Erneue-
rungen ohne weiteres Bedenken in den verwaltungstätigkeit machenden Kreisen 

werden, 

Der ktuin 11 

Die Stadterweiterung Nieuw-Waldeck in der Gemeinde Den Haag umfaßt insgesamt 
ein Gebiet von 63 Fia, von denen 26 Ha zu Neubauwohnungen verfügbar sind. Im 
Jahre 1974 wurde ein Entwurfs-Bestimmungsplan aufgestellt, bei dem man auf 
2.500 Wohnungen zielte, zum gr5ßeren Teil im sozialen Sektor, gebaut in ho
hen Dichtheiten und bei dem durch bescheidenen Umfang und 40 % Einfamilien
und Reihenhäuser eine kleinstädtische Struktur angestrebt wurde. 



Ein zentral gelegener Pa.rk wurde nicht in den Plänen aufgenommemn. Man bevor 0 „ 

zugte reihenförmige Grünzonen. Diese Grünzonen mit Rad- und Wanderwegen - in 
Wirkl:Lchke:Lt eine Art "Parkw.:iys" -- bilden eine Verbindung mit den größeren 
Grünanlagen des Wohnviertels, Die Bebauungsdichte des Viertels wurde schließ
lich noch hina11fgetrieben, weil wegen der finanziellen Erreichbarkeit gut 200 
Wohnungen mehr geba11t wurden. Dies aber bedeutet unter anderem einen extra 
Druck auf den öffentlichen Freiflächen, Die entstandene Lage bot einen frucht
baren Nährboden, um eine Initiative des Bewohners zu verwirklichen, die hoch
wertiges öffentliches Grün versprach zu minimalen Kosten: einen Wohnviertel-

Schon im Jahre 1978 entstand die Idee, um einen sogenannten Wohnviertelgarten 
- eine Kreuzung zwischen einem Park und einem Freizeitcenter - zu bauen. Ge
dacht wurde in erster Instanz an ein Stück Bffentliches Grün, das ein Kollek-
t ten werden sollte, in dem jeder Viertelbewohner in organisierter Zu-
simnnenarbeit nern kbnnt . Die Bewohner könnten den Garten anlagen, verwal-

legen. Gedacht wurde an einen Verein mit etwa 200 Mitgliedern. Die
se Idee wurde näher ausgearbeitet. So ist ein Garten entstanden, der stufen-
weise worden ist mit als zentralem Punkt ein Treibhaus mit Werk~ 
statt, zwölf zu zwölf Meter und zur Hälfte beheizbar. Weiter wurde ein abge~ 
härteter Treffpunkt im Freien gebaut, sowohl wie einige Vorkehrungen wie eine 
Toilette und von einem der Mitglieder wurde außerdem ein Bienenstall gebaut. 
Das ganze Gebiet ist frei zugänglich geblieben, Durch dieses Gebiet führt ein 
Fußweg, während Klappgitter di.e Hunde fernhalten. Die Eröffnung fand im Jah
re 1981 statt, Der Bau forderte einen relativ kleinen Betrag, der zum grBße
ren Teil auf dem Kredit "Grünanlagen' 1 drückt. Der Bau des Treibhauses wurde 
subventioniert. Die Pflege wird bezahlt mit Mitgliederbeiträgen und dadurch, 
daß man das Treibhaus teilweise vermietet. Zugunsten neuer Geräte findet 
jährlich eine Versteigerung von selbst gezogenen Geranien statt, Der Gemein
de bezahlt man eine Pacht auf Schrebergartenniveau, Der Wohnviertelgarten 
kann eine organisierte Bewohnerpartizipation genannt werden. Dank der finan
ziell gtinsti.gen Regelung ftir die Gemeinde ließ sich das Projekt ziemlich 
leicht verwirklichen in einer Zeit wirtschaftlichen Rückgangs. Der Erfolg 
ist groß~ obwohl da.s Risiko eines dann und wann abnehmenden Interesses im 

s da :Lst. 

Breda: Beemden 

Vor der Stadterweiterung von Breda wurde in den Jahren '75 und 1 75 ein Struk
an aufgestellt 11nter der Leitung von Dipl.-Ing.Van Beusekom, mit Dipl.-

.L.Tummers als Stlidtepla11er und mit Prof. Dr. Dipl.-Ing.F.M.Mass als Land
schaftsberater. Flir das etwa 1.525 ha große Gebiet, Haagse Beemden genannt, 
versnchte man e.:Lm~n LeLc:nskreis mit einem werbenden Charakter zu schaffen. 
Indem man auf die llestehende Landschaft einspielte und den Verkehr im Wohn
viertel selbst beschränkte, sollte eine derart attraktive Wohnwelt entste
hen, daß d:Le Suburbanisation naeh den kleinen herumliegenden Gemeinden ge
bremst werden konnte zugunsten von Breda und zu gleicher Zeit die Suburbani
sation aus der Randstadt Holland - namentlich aus Rotterdam, Delft und Den 
Haag - nach dieser Gemeinde zu führen. 

Der Entwurf aus dem JAhre 1975 bedeutete einen Bruch mit der zu jener Zeit 
noch üblichen Behandlungsweise, bei der ein neuer Stadtteil entworfen wur-
de und ohne nachdrücklich Rücksicht zu nehmen und Werte der bestehenden Land
schaft. Im Entwurf von 1975 kann aber ein derartiger Respekt signalisiert 
werden. 
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Die a1te Landschaft bestimmt in hohem Maße die endgültige Form des neuen 
Stadtteils. In dieser Beziehung sehen wir eine unverkennbare Verwandtschaft 
mit dem Respekt zu der bestehenden, in gewissem Maße autonomen Natur, wie Le 
Roy das befürwortete und als einer der Ausgangspunkte im Projekt Lewenborg 
:Lntroduzierte, Im Strukturplan für die Haagse Beemden begegnen wir diesem 
Aspekt ganz konkret in der Form von 2 Landgätern, mit den Namen Burgst en 
Ijzeren Hek, die das grüne Herz des entstehenden Wohnviertels bilden. Um 
diese 130 ha großen Landgüterzonen herum sind schlanke Wohngebiete entwor
fen worden und darum herum liegt ein agrarisches Gebiet. So entsteht eine 
zwischenform von Wohnen in der Stadt und Wohnen auf dem Lande. Um verwund
bare Gebiete im grünen Raum vor Erholungssuchenden aus den naheliegenden 
Wo~1gebieten zu schützen, sind ringsherum Wasserläufe gebaut worden, aber 
weiter sind diese Gebiete frei zugänglich .. 

Die wichtige Bedeutung besonders der Landgüt~rzone wird erst recht klar, wenn 
das Zustandekommen des Wohnviertels anhand der Betriebskosten näher betrach
tet wii:d, Im Jahre 1975 hatte man noch als Ausgangspunkt: 145,9 ha oder 27 % 
Bffentliche Grünanlagen des zu bebauenden Gebietes (also ausschließlich Land
güterzonen und Nachbargebiete, die im Privatbesitz sind und also die Betriebs
planw1g unberührt lassen). Im Jahre 1982 waren nur noch 24,8 % öffentliche 
Grünanlagen geplant. Damit stieg die Bruttowohnungsdichte der Haags Beemden 
nach der Betriebsplanung von 18,3 auf 24,5 Wohnungen. Für die geplante Quariti
tät Grün beziehen sich 28 % auf reines Verkehrsgrün und 38,4 % auf sogenann
tes Raingriln (an Straßen, Radwegen und Wasserläufen entlang). Man soll außer
dem erkennen, daß die Prozentsätze Grün günstiger scheinen als sie in Wirk
lichkeit sind, weil im ersten Wohngebiet schon relativ viele Grün- und Er
holungsversorgungen verwirklicht worden waren. 

Den Gr11nd dieses Rückganges sollte man beim Rückstand einer beträchtlichen 
Menge von teureren Wohnungen suchen. Trotz des ursprünglichen Zieles der 
Haagse Beemden ·- ein werbender Lebenskreis der höheren Einkommenskategorien 
- konnten die naheliegenden Gemeinden den sogenannten freien Sektor, also 
den nicht-sozialen Wohnungsbau, mühelos behalten, während der Uberlauf aus 
der Randstadt Holland weit weniger war, als man erwartete. Es finden ia in 
den Niederlanden Stadterweiterungen auf Grund rentabler Betriebskosten statt, 
was heißt, daß im Prinzip von einem nicht überschrittenen Etat pro Projekt 
die Rede ist. Die Bewohner bezahlen in diesem System durch Kaufpreis und 
Miete für den Bau ihrer eigenen Wohnumgebung. Obwohl die Behörden u.a. durch 
Subventionen sozial-korrigierend auftreten, bildet doch der freie Markt die 
Grundlage zur Stadterweiterung, einschließlich deren Infrastruktur. Da es in 
den Haagse Beemden in Breda sich herausstellte, daß das ursprüngliche Ziel 
von 30 % sozialen Mietwohnungen, 15 % subventionierten Mietwohnungen, 15 % 
subventionierten Kaufwohnungen und 30 % nicht subventionierten Wohnungen kei
neswegs erreichbar war, hat dies einen negativen Effekt auf die Dichten 
(niedrige Bebauungsdichten sind finanziell unerreichbar geworden) und also 
auf den grünen Charakter dieses entstehenden Wohnviertels. Die geplanten 
40 m2 Grün pro Wohnung hat man schon gesenkt auf 21 m2 und wird noch weiter 
sinken. Dessen tmgeachtet, haben die Haags Beemden ihr werbendes grünes Image 
noch nicht verloren, so zeigt sich das wenigstens z.B. aus Makler-Anzeigen. 
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Das kommt, weil die Landgüterzone und das agrarische NAchbargebiet nicht in 
der. Betriebsplanung vorkommen, also keinen Zusammenhang haben mit Marktent
wicklungen und Sparmaßnahmen, wohl aber dem Gebiet ständig eine grüne Ansicht 
geben. Im Tausch für Steuerbegünstigungen und einen gratis Verwaltungsplan 
haben die Landgutbesitzer ihre Gelände für das Publikum frei zugänglich ge
macht. Die Wohnungen im sogenannten freien Sektor, die tatsächlich gebaut 
wurden oder werden, sind in der Regel auf diese Grüngebiete orientiert. Eine 
wichtige Schlußfolgerung ist, daß der Ausgangspunkt - Respekt vor der beste
henden Landschaft - schließlich verhindert, daß diese Stadterweiterung ein 
großer Fehlschlag wird. Man kann diese Schlußfolgerungen auch auf eine ande
re Weise formulieren, nämlich, daß die ungünstigen Entwicklunglen auf dem 
Wohnungsmarkt und in den Behördenfinanzen (Sparmaßnahmen) ein derartiges Vor
haben unterstützen. 

Den Haag und Breda bieten zwei Beispiele - und man könnte noch viele andere 
hinzufügen - eine Entwicklung, bei der erneuernde Ideen akzeptiert werden, 
weil sie zu einer finanziellen Ersparnis beitragen. Ich glaube deswegen fest
stellen zu können, daß in den Niederlanden zwei wichtige Ideen in den städti
schen Grünanlagen - Partizipation der Anlieger und Respekt vor der Natur -
wie in den 70er Jahren explizit introduziert, trotz des heutigen Widerwillens 
in führenden Kreisen vor fortschrittlichen Experimenten wie bei dem Groninger 
Lewenborg, zwar in nuancierter Form sich als lebensfähig herausstellten. Der 
Grund dazu kommt wahrscheinlich vor allem aus den Finanzierungsproblemen her
vor, mit denen die Gemeinden momentan bei der Entwicklung neuer Stadtteile 
konfrontiert werden. Es zeigt sich, daß gerade finanzielle Beschränkung~n~ 
ein guter Nährboden sind, der je mit Argwohn betrachteten Auffassungen hin
sichtlich der Gestaltung des grünen Raumes in einer städtischen Umgebung. 
Die Konzeptionen in Bezug auf die wohnungsorientierten Parkanlagen werden 
langsam aber sicher von theoretischem Versuch in den 70er Jahren zur All
tagsp:raxis in den 80er Jahren insofern sie übereinstimmen, mit was man den 
Wahlspruch nennen könnte der Gestalter städtischen Grüns in den Niederlan
den in diesem Moment: besser mit weniger Mitteln! 

* 



A 2 

STÄDTISCHE WOHNUMWELT 

K. SCHÄFER-BREEDE, Bremen 

Verkehrsberuhigung - wünschenswerte Entwicklung 

Kritik - Thesen - Beispiele 



4. Internationale Wohnungswoche 

Wohnumwelt in Stadt und Land 

(22. bis 26. September 1986 in Salzburg) 

Diskussionsbeitrag zum Arbeitskreis 

"Städtische Wohnumwelt": 

Kritik • Thesen • Beispiele 

von: 

Klaus Schäfer-Breede 

Büro für Verkehrs6kologie, Bremen 



1. zusammenfassendes Vorwort 

Vorträge zur Verkehrsberuhigung tendieren immer häufiger zur Muster
schau besonders phantasievoller, kostengUnstiger oder ästhetischer Bau
und Gestaltungsvarianten im Straßenraum. Das Repertoire entsprechender 
Maßnahmen ist inzwischen ja auch erheblich - wesentliche Entwicklungs
impulse gaben nicht zuletzt umfängliche Modell0orhaben und FHrderungs
programme in Bund und Ländern. 

Damit wird jedoch nur die eine Seite der "Medaille" gezeigt. Die andere 
Seite ist weniger schHn, heftiger umstritten und vor allem nur noch zum 
Teil eine Kompetenzangelegenheit der Tiefbau-, Gartenbau- und Verkehrs
ingenieure. Gemeint sind die nach wie vor nur wenig veränderten Verkehrs
gewohnheiten und die (an der Praxis gemessen) fast unverändert auto
freundliche Ausrichtung der globalen Verkehrspolitik. 

Nach gut 10 Jahren des Herumexperimentierens an und mit Verkehrsberuhi
gung, wird der Mangel an integrierten Konzepten zur aktiven Stadt- und 
Verkel1rsentwicklungsplanung evident. Wünschenswert ist die Einbindung 
der Verkehrsberuhigung in umfassende (gesamtgesellschaftliche) Strate
gien zur Schaffung Hkologisch und sozial verträglicher Stadtverkehrs
strukturen. Integrierte Konzepte hätten sich mit hHchster Priorität da
rauf zu konzentrieren, akzeptable Alternativen zur privaten Autonutzung 
anzubieten und das Volumen des motorisierten Individualverkehrs deutlich 
und nachhaltig zu reduzieren. Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung wären 
dann daran zu messen, ob sie mit dieser Zielsetzung harmonisieren. 

D i e E i n 1 e i t u n g " U b e r Beg r i f f l i c h k e i t " f ij h r t z u de r F rage , ob V e r k eh r s -
beruhigung heute nicht an einem Scheidepunkt steht. Stichworte wie 
"ßesitzstandsvrnhrung" versus "wohlfahrtsstaatliches Engagement" könnten 
Perspektiven bzw. Leitmotive verschiedener künftiger Entwicklungsstränge 
markieren. Während ersteres die mehr oder weniger gradlinige Fortschrei
bung des Status Quo meint (Schaffung kleinräumiger "Idylle"), bezieht 
sich letzteres auf gesamtstädtische Konzepte "Prinzipieller Verkehrsbe
ruhigung", die auch auf den Ausgleich räumlicher und sozialer Dispari
täten orientiert sind. Beispiele sollen die mögliche und nötige Inter
dependenz und Komplementarität von Restriktion (fUr den motorisierten 
Individualverkehr) und Anreiz/Angebot (für Alternativen und Entwöhnungs
hilfen vom Auto) verdeutlichen. 



2. Einleitung über ~~,~~~!1~~e2:! 

Verkehrsberuhigung - wohl nur wenige Begriffe stehen so 

typisch für die Auto-Ära. Verkehr wird mit Autoverkehr 

gleichgesetzt - denn die "Beruhigung" von Fußgäng·ern, Rad

fahrern, Bussen oder Bahnen ist ja nicht gemeint (auch 

wenn einige Varianten moderner Verkehrsraumgestaltung oder 

Verkehrsregelung durchaus entsprechende Nebeneffekte er

zielen) . 

Um die semantische Spielerei auf die Spitze zu treiben fra= 

gen wir, wer eigentlich und inwieweit "beruhigt" werden 

soll. Ist "ruhender Verkehr" (der deutsche Fachterminuns 

für abgestellte Autos) Ziel der Verkehrsberuhigung? 

Der Chronist des vergangenen Jahrzehnts k6nnte dies viel

leicht vorschnell bestätigen, würde er der Versuchung er

liegen, den zuwachs an (legaler und illegaler) Stellfläche 

für Kraftfahrzeuge in unseren Städten zu quantifizieren 

- und daraufhin die Wirkung mit dem Ziel verwechseln. Ge

zielte Stellplatzordnung und spezielle Varianten von Park

raummanagement sind ja längst als probate Mittel erkannt, 

dem fließenden Verkehr Fläche streitig zu machen (Stich

wort: Öffentlich gefBrderte Selbstbehinderungseffekte) , 

haben aber allzuoft eben auch genau den Effekt einer Er

höhung von Stellplatzkapazitäten Bffentlicher Räume - wo

mit dann fatalerweise wieder ein Faktor weiterer Verkehrs

erzeugung stimuliert wird. (Von der Aufstockung innerstäd

tischer Parkhochhäuser, zumeist mit der Behauptung einer 

Innenstadtentlastung begründet, einmal ganz abgesehen.) 

Sofern es also darum geht, aus fließendem {Auto-)Verkehr 

"ruhenden Verkehr" zu mehren, scheinen wir durchaus auf 

dem richtigen Weg zu sein; erst recht, wenn man den Aspekt 

hinzuzieht, daß heute in manchen großstgdtischen City- und 

ci tynahen Bereichen bereits bis zu 7 09<s des Aufkommens im 

fl~eßenden Verkehr (z.T. schrittempofahrende~ "Parkplatz

suchverkehr" ist, der zwar erst einmal durch die städti= 

sehen Quartiere hindurch muß 1 aber in den City- und Ci tyrand

gebieten dann auf "nichts weiter" als auf möglichst rasche 



(a11erding-s zie1nahe) "Huhestellung" hin motiviert ist. In 

den meisten Ballungsräumen der entwickelten Industrienatio·,· 

n sind in etwa ähnliche Ph5nomene zu beobachten. 

Gleichzeitig ergibt sich aus der Statistik der jährlichen 

Gesamtfahrleistungen im motorisierten Individualverkehr in 

der Bundesrepublik, setzt man sie ins Verhältnis zu den Kfz 

standsdaten, zumindest im lanc;fri.stigen 'I'rend ein al 1-· 

111 eher Rückgang der durchschni tlJchen jährlichen Fahrt

kilometer pro Fahrzeug. Daß hierfür v.a. der wachsende Be

stand an zweit- und Drittwagen, die zusätzliche Motori

sierung jüngerer Familienmitgliede sowie (wenngleich auch 

mi Unterbrechungen) der Benz is verantwortlich ist, 

kann als unzweifelhaft gelten. Aber auch die Hypothese, daß 

ie vielen Öffentlichen Aufrufe zu e ner rationellen Auto·„ 

rn1 zung oder auch manche Ans2itze der Verkehrslenkung in

zwischen eine gewisse Wirkung erzielt haben, erscheint nicht 

llig unwahrscheinlich. 

Nun ist der Durchschnitts- PkW ja aber ohnehin schon im Grunde 

mehr ein S t e h zeug als ein F a h r zeug : 97 Prozent 

seiner Zeit steht das Auto im bundesdeutschen Durchschnitt, 

nur etwa 3 Prozent seiner Zeit ist e unterwegs! Ganz unbe

schadet hiervon braucht bekanntlich jedes Auto trotzdem min

destens 2, im Grunde eher 3 oder 4 Parkplätze im 6ffent

lichen Raum (zu Hause, am Arbeits- bzw. Ausbildungsplatz, 

im Grünen, am Einkaufs-Center) . Der Umgang mit diesem immen

sen Fl~chenbedarf entscheidet damit zweifellos über Wohl 

und Wehe s motorisierten Individua ve zumal in 

dicht besiedelten Räumen wie aer Bundesrepublik Deutsch

land wo jede Fl~chennutzung in sc r ster Konkurrenz zu 

ren Nutzungen steht. Verkehrsbe igung verh~lt sich 

hie gegenüber dem Status Qua, der du kaum irgendetwas 

als durch die katastrophale Allgegenwart des Blechs 

ge zeichnet wird, bislang im wesentlichen neutral bis 

autofreundlich. Verkehrsberuhigung ruhender Verkehr: Ein 

symbiotisches Begriffspaar? Oder einfach nur zwei Begriffe 

aus einer Phase, die noch stark von der Windschutzscheiben

perspektive im verkehrsplanerischen Denken geprägt wurden? 



Zwischen individueller und kollektiver Perzeption des Kon

zepts Verkehrsberuhigung gibt es einen auffäl 1 igen Wider

spruch. Verkehrsberuhigung vor der eigenen Tür wird anders 

wahrgenommen als Verkehrsberuhigung anderswo. In den Köpfen 

ist der Begriff wohl zumeist und allgemein positiv besetzt. 

In Räten, Bürgerversammlungen, Ausschüssen, Parlamenten und 

Verwaltungen ist Verkehrsberuhigung regelmäßig ein gefürch

teter Zankapfel, wenn konkrete Maßnahmen zur Entscheidung 

stehen. Daß es dabei meist (in offener Konkurrenz) viel 

mehr um die Verteilung des Mangels und um selektive Zutei

lung von Privilegien (oder Wählergunst) als um sachkompeten

te Auseinandersetzung über das Für und Wider unterschied

licher Maßnahmen geht, ist offensichtlich. 

Dies braucht auch nicht zu verwundern - wird doch im ~llge

rneinen nicht um gesamt.städtische, kollektive Lösungen ge

rungen, sondern um kleinteilige Idylle, um verkehrsberuhig

te Enklaven inmitten "freier Wildbahn". Oder wir finden, wo 

Verkehrsberuhigung endlich großflächiger konzipiert wird, 

die Tendenz zur Neuauflage einer alten Idylle: Der zwar ver

kehrsberuhigten, aber eben doch autogerechten Stadt. (Wo 

findet man schon Ansätze, die der "heiligen Kuh der Nation" 

- dem Autoverkehr - tatsächlich und ausdrücklich an die 

Substanz gehen?) 

Was berechtigt zu solch harter Beurteilung? Gibt es nicht 

sehr viele verschiedene Ansätze von Verkehrsberuhigung, die 

durchaus nicht alle in das "Negativ~I\lischee" passen? 

3. :ß.f~ tj,sche Aspekte zur •:ye:i;:~rsbe:r;:l!Jll8l!l!g'_' _aus ges~J:.= 
städtischer Sich~ 

Die gesamtst§dtische Sicht (das Makroskap) führt zu ganz 

anderen Beurteilungskriterien als eine auf Einzelmaßnahmen 

oder einzelne Straßen, Straßenabschnitte oder Wohngebiete 

bezogene Sichtweise (Mikroskop) der Verkehrsberuhigung. 

zweifellos haben wir im Verlauf der vergangenen Jahre be

achtliche Kunstfertigkeiten entwickelt, wo es um die L5sung 

klar umrissener Aufgabenstellungen auf der "mikroskopischen" 



Ebene geht. Entwürfe opt.ischer, baulicher und sonsbd.e ge~· 

taltete "Geschwindigkeitsbremsen" im Straßenraum wie 

Schwel en, Aufpflasterungen, Tore, Fahrbahnversätze, Ein-

en en, Markierungen, Mittelinseln, Bepflan? ungen usw. 

llen technischer Anleitungswerk~. Neue Verkehrs-

schilder oder Schilderkombinationen, Knotenpunktgestaltung, 

(multifunktionale) Straßenm6blierung, Fußg§ngerbereiche, 

Pol er, Pf§hle, Steinkl6tze u.§. sind Elemente,die Üblicher

weise und selbstverst§ndlich mit dem Begriff Verkehrsberuhi

gung assoziiert werden. Weiterblickende Geister zählen auch 

noch ge rte Ampelphasen, bestimmte Radverkehrsanlagen 

und Busspuren zur Verkehrsberuhigung. Die genannten Einzel 

Elemente sind dem verkehrs-und stadt5kologisch motivierten 

rqc.:or wie Planer inzwischen verhäl tni ßig vertraut und 

rc~r1 zu.r1ehrnend auch zu1n gewohnt.er1 Ir1strument.arit1m ( nh.err„,.,~ 

Haben wi jedoch bei allen Anstrengungen im Detail auch das 

dtische Belastungsniveau spürbar absenken, die allgemein 

verbreitete Verkehrsunsicherheit nennenswert abbauen und 

ein stadtvertr~gliches Verkehrsverhalten auf breiter Ebene 

stimulieren k6nnen? 

0{) rna.11 F~Q ren will oder nicht, die Antwort lautet: Nein! 

In der ~3umrne ·- so schwer sie sich im einzelnen auch manch

mal feststellen läßt - sind wir wohl nur wenig weiter gekom

men, im Gegenteil häufig sogar zurückgeworfen worden. 

\/iel u se ist die Problernl6sung n Tiefbauingenieuren 

u Architekten überlassen, die ihre Sache auch noch so gut 

machen en: Nichts kann darüber hinwegtäuschen, daß sich 

hinte ihrem breiten Rücken die politischen Entscheidungs-

t r, Ju isten, Ordnungshüter Bildun - und Sozialplaner, 

listen, PR-Abteilungen und Versicherungen verstecken, 

die ei tlich jeweils auf ihrer Ebene den Nährboden für 

Verhaltens- und Strukturänderungen im Personenverkehr mit-

reiten lfen müßten. In der Bundesrepublik gibt es heute 

Planungsspezialisten für Verkehrsberuhigung, die ihren gan

zen Ehrgeiz darin erschBpfen, solche bau-technischen (Trick-) 
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Lösungen z.B. für die Geschwindigkeitsdämpfung zu kreieren, 

die auch ohne Veränderungen an der Straßenverkehrsordnung 

(StVO), wie die generelle Herabsetzung der Innerortsgeschwin

digkei t oder die Einführung neuer Straßenkategorien oder 

-nutzungsregeln, funktionieren sollen, nur weil man ihnen 

immer wieder diese politische Vorgabe macht. Da der Inge

nieur oder Architekt solchermaßen von vorne herein eines 

äußerst wichtigen back-grounds beraubt ist, den ein allge

meines und auch "von oben" gefördertes Klima gegen Raserei 

und Autofixiertheit für die Maßnahmekonzeption bilden würde 

(Stichworte: gesetzliche Grenzwertverschärfungen, Förderung 

von Unrechtsbewußtsein, mehr Überwachung und schärfere Ahn-

dung, Anreize und Angebotspolitik für geändertes Verhalten) 

müssen zwangsläufig örtlich begrenzte - bzw. nur punktuell 

wirksame - Lösungen herauskommen, die immer den Charakter 

der Regelausnahme tragen und sich dadurch auszeichnen, daß 

sie sich mit den bestehenden (Problem-) Strukturen arrangie

ren, statt sie aktiv und substantiell anzugehen (passive 

Schadensregulierung statt aktiver Schadensvermeidung). 

Und sobald der "sichere Pfad" der bautechnischen Gestaltung 

verlassen wird (häufig aber auch parallel und zusätzlich), 

zeigt sich die ganze Unsicherheit und Unfähigkeit bei der 

Problemlösung in Form bizzarrer Kunstwerke unserer "Förster 

im Schilderwald". Wo bis zu 10 und 20 Verkehrsschilder eine 

einzige Zufahrt zu einem auf neue Weise 11 beruhigten 11 Straßen

abschnitt zieren, wird klar, daß es hier ausschließlich nur 

noch um Vorfeldverteidigung beteiligter Ämter und um die 

Schaffung von Rechtslage, nicht aber um die nutzbringende 

und um Verständnis bemühte Information des Verkehrsteilneh

mers geht. Schnell ist der Beweis - oder die Abstimmung per 

Gaspedal - herbeigeführt, daß Verkehrsberuhigung ohne Umbau 

nichts bringt und der kreative Straßenraumgestalter ist wie

der gefragt. 

Was wir dann an Einfällen zur Geschwindigkeitsbekämpfung 

oder zur Abwehr des "ruhenden Verkehrs" realisiert sehen, 

erinnert häufig, sieht man einmal vom modischen Design ab, 

in den Grundprinzipien an ein Instrumentarium, daß bereits 

6 



die R6mer kannten, die schon vor etwa 2000 Jahren per Stein

brocken, Pfählen und Kanten ihre Häuser, Mauern und Wegeecken vor 

den R§dern der Fuhrwerke schützten. Die Klarheit der Lösung 

überzeugt, nicht jedoch die Hypothese, daß entsprechende 

Maßnahmen eine nachhaltige Ve nderung des Verkehrsverhal-

tens wom6glich auch dort, wo kein Stein im Weg liegt -

bewirken können, 

Um Mißverst~ndnissen vorzubeugen: Die Ingenieurs-Leistun

gen und -Erfolge im Bereich der Straßentechnik sollen hier 

keinesfalls etwa pauschal geschm§lert oder geleugnet werden. 

Viel geht es um ihre Entrnystifizierung. Peter Müller, 

de im Rahmen dieses Arbeitskreises ursprünglich auch refe

rieren sollte, hat den Stellenwert u icher Maßnahmen zur 

der Verkehssicherheit im Straßenraum einmal sehr 

chtern, ohne Pathos und damit rn.E," sehr treffend beschrie·-· 

ben: 

"Die Gemeinden sind für die Verkehrssicherung und 

r die Verkehrssicherheit auf den Gemeindestras

sen verantwortlich. Dabei sind die allgerne.tn "an-

erkannten Regeln der Baukunstn zu beachten bzw. zu 

berücksichtigen. Diese "ResJeln der Baukunst" ent-

ckeln sich ständig fort, müssen daher auch die 

inzwischen anerkannten allgemeingültigen Erkennt

nisse und Erfahrungen aus der Verkehrsberuhigung 

einbeziehen. Diesen neu zu definierenden Regeln 

der Baukunst entsprechen die meisten Straßen in 

den überkommenden gemeindlichen Straßennetzen 

nicht. Dies betrifft insbesondere die vorn Geschwin

di itsverhalten der Kraftfahrer ausgehende Ge-

rdung für nicht-motorisierte Verkehrsteilneh

mer und Straßennutzer - und die dagegen inzwischen 

entwickelten, bekannten und erprobten Maßnahmen. 

Daraus könnte abgelejtet werden, daß die Gemein

de - als Träger der Baulast für die Gemeinde

straßen - ihrer gesetzlich vorgeschriebenen Ver-

hrssicherungspf licht dann nicht mehr nachkommen 1, 

wenn sie die Straßenr~ume nicht im Sinne der Ver-

ke sberuhigung umgestalten ( lle:r/Stete/Topp, 



1983). Denn sie tragen den neuen, "allgemein an

erkannten Regeln der Baukunst" dann nicht Rechnung, 

wenn sie beim Bau und der Unterhaltung ihrer Stras

sen Erkenntnisse nicht anwenden, die aufgrund 

praktischer Erfahrungen mit der Ve~kehrsberuhi

gung die Verkehrssicherheit nachweisbar erhöhen. 

Die Gemeinden laufen somit nach NEU-SUß (1980) 

u.U. Gefahr, "die ihnen als Straßenbaulastträger 

obliegende Sicherungspflicht auf Öffentlichen 

Straßen zu verletzen, wenn sie ihre Möglichkeiten 

zum Umbau ihrer Straßen im Sinne der Verkehrsbe

ruhigung nicht nutzen."" l) 

Nicht mehr und nicht weniger! Und gleichzeitig fügt Müller 

hinzu, daß es derzeit überhaupt nicht in Aussicht steht, 

die finanziellen Resourcen bereitzustellen, die für einen 

wirksamen flächendeckenden Umbau der gesamten - in den vergan

genen Jahrzehnten für die Leichtigkeit und Flüssigkeit ei

nes schnellen Kfz-Verkehrs ausgebauten - Stadt-Straßennetze 

erforderlich wären; ganz abgesehen von den immensen Real is ie

rungszeiträumen, in denen man hier zu denken hätte. (Dabei 

ist davon auszugehen, daß nach heutigen Erkenntnissen bau

lich-gestalterische Geschwindigkeits-Bremsen auf langer ge

rader Strecke einer typischen Stadtstraße etwa im 50-80-Me

ter-Abstand für erforderlich gehalten werden, wenn die Fahr

geschwindigkeit auf der gesamten Strecke 30 km/h nicht Über

schreiten soll.) Und folgerichtig fordert er parallele Ansät

ze für umfassende gesamtstädtische Konzepte, die sich z~ 

B. auf ein generelles inner5rtliches Tempo-Limit deutlich 

unterhalb von 50 km/h stützen und v.a. auf eine "Verkehrs

beruhigung im Kopf 11 der Verkehrsteilnehmer abzielen (wozu 

u.a. auch ein angemessenes Tempo-Limit für den Außerortsbe

bereich, Überwachung und stärkere Sanktionen für Regelüber

tretungen usw. gehören) . 

1) Peter Müller, Tempobegrenzungen sind kurzfristig der 
sinnvollste Weg, in: Frankfurter Rundschau 15. September 
1984, s. lOf 



Die wichtigsten Aspekte einer kritischen Betrachtung von 

Verkehrsberuhigung im konventionellen Sinne sollen in eini

gen '.l'hesen zusarnrnengef aßt werden: 

1) Die meisten Maßnahmeans~tze zur Verkehrsberuhigung basie

ren heute auf dem Bündelungsprinzip (Bilndelung des Ver

kehrs auf funktionalen Hauptstraßen) . Da in unseren Städ

ten jedoch i.d.R. l§ngst keine Spielr§ume für vertretba

re Problemverlagerungen (räumlich, sektoral, sozial) mehr 

gegeben sind, erscheinen entsprechende Konzepte aus ge

samtstädtischer und volkswirtschaftlicher Sicht als au

ßerst fragwürdig. Abgesehen von den mangelnden Spielräu

men bewirkt effektive Bündelung zudem eine weitere Auf

bl ~hung des künstlichen Kreislaufs von Motorisierung, 

Auflösung gewachsener Strukturen, Zwangsmob.il i tät, Engpaß~ 

seitigung, Verkehrsentmischung und -beschleunigung usw. 

usw., was dem Ziel einer stadt6kologisch sinnvollen Ver

kehrsberuhigung diamtral entgegenwirkt. 

2) Die deutliche Dominanz von Verkehrssicherheitsargumenten 

bei der Begründung verkehrsberuhigender Maßnahmen steht 

im krassen Widerspruch zur ggngigen räumlichen Konzen

tration auf Wohngebiete, die gegenüber den Verkehrs- und 

Hauptstraßen vergleichsweise eher nur schwach belastet 

sind (etwa Dreiviertel aller inner6rtlicher Unfälle mit 

Personenschaden ereignen sich auf den Hauptstraßen, die 

auch hinsichtlich der Lärm- und Abgasimmissionslage ex

trem belastet sind). 

3) In einem gesellschaftlichen (und von bestimmten Medien 
s dig weiter angeheizten) Klima das weitgehend davon 

gekennzeichnet ist, daß Geschwindigkeitsbeschränkung als 

Freiheitsberaubung, die Anwendung des Verursacherprinzips 

bei der Gebühren- und Steuerbemessung als staatliche Raff

gier, nichtangepaßte Geschwindigkeit als Kavaliersdelikt 

aber Oberwachung und Ahndung als polizeistaatlicher Ter

ror gesehen wird, läuft die z.Zt. gängige Verkehrsberuhi

gung Gefahr, zur Spielwiese staatlich verordneter Klein

geistigkeit zu vverden, auf der sich die ewigen Nörgler und 



Besserwisser in einem eng begrenzten und übersichtlichen 

Rahmen austoben dürfen, bis das kritische Potential zwi

schen Pflanzkübeln und Senkrechtparkplätzen versickert 

ist. 

4) Im einzelnen erscheinen viele derzeit propagierte Maßnah

men zur Verkehrsberuhigung zwar intelligent und imposant, 

allerdings dürfte ihre massenhafte und wom5glich schema

tische Anwendung städtebaulich äußerst bedenklich sein. 

5) Auch dort, wo man nicht der Faszination der Bündelungs

idee erlegen ist, wird allzuoft noch die : Zersplitterung 

der Stadt in kleine Einzelteile betrieben, weil tiefsit

zende Berührungsängste an der Schnittstelle von Verkehrs

beruhigung und Öffentlichem Verkehr bestehen und eine 

großflächige Geschwindigkeitsrestriktion für den motori

sierten Individualverkehr mit einem leistungsfähigen ÖV 

nicht kompatibel erscheint. Diese - zugegebenermaßen auch 

nicht leicht und v.a. nicht durch kosmetische Eingriffe 

15sbare - Problematik gibt dann letztlich oft den Aus

schlag für Planungskonzepte, die die Wohnumwelt von Hun

derttausenden von Stadtbewohnern an den angebauten Haupt

straßen endgültig zur Wohnumwelt zweiter Klasse abstem

peln. (Was sich sehr eindrucksvoll an der räumlich unter

schiedlichen Entwicklung der Mietpreise ablesen läßt.) 

6) Im Spannungsfeld zwischen Cityattraktivierung für den 

Stadtbesucher (Stichwort: Kaufkraftanziehung) und dem 

Kampf gegen die Ver5dung innerstädtischen Lebens (für 

die Stadtbewohner) hat die gängige Verkehrsberuhigung 

bisher nur wenig eigenständige Impulse zum Positiven ge

ben k5nnen. Auch trägt die Anlage zu kleiner verkehrsbe

ruhigter Bereiche nicht zur Erreichung des allgemein an

erkannten Z:i.els der kleinteiligen Durchmischung von Wohn

quartieren mit wohnungsnah gelegenen Dienstleistungs und 

Nahversorgungsbetrieben bei, da sich diese tendenziell 

eher an der "nahen" Hauptverkehrsstraße ansiedeln. 
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7) Im Detail sind viele Probleme, die sich im Zusammenhang 

mit der Verkehrsberuhigung ergeben,ungel5st. Zu nennen 

sind v.a. die Parkplatzprobleme (entweder in der betref

fenden Straße oder aber in den benachbarten Randbereichen) 

oder Maßnahmebernessungerr, die sich an den Fahrzeugen der 

Rettungsdienste orientieren müssen und damit - bei Stan

dar~· bzw. Billigausführung - meist auch wieder unange

paßte Geschwindigkeiten für PKW zulassen u.v.a.m. Am 

schwerwiegensten ist jedoch vermutlich die h~ufig ge

n§hrte Illussion, der Bürger k5nnte seine st§dtische Wohn

umwelt in eine 5kologisch wertvolle Schutzzone verwandeln 

ohne selbst in nennenswertem Umfang Verkehrsgewohnheiten 

§ndern zu müssen. Diese Rechnung geht nur auf, solange 

mit einvernehmlicher Problemverlagerung spekuliert und 

der Aspekt der generellen, 5kologischen Uberlastung der 

Fläche außer Acht gelassen wird. 

4. yerkehrsberu1!igung am Sch~idepunkt? 
- 21 Beispiele zu wunschenswerten Konzeptansätzen ,,\:,. - 1-

Um es gleich vorweg zu nehmen: Nach meiner persönlichen Ein

schätzung bewegen wir uns heute nach reichlich 10 Jahren 

des Experimentierens mit Möglichkeiten der Verkehrsberuhi

gung auf eine wichtige Wegscheide zu. "Besitzstandswahrung" 

(oder Schadensregulierung) versus "wohlfahrsstaatliches En

gagement'' (oder Schadensvermeidung) könnten vielleicht Stich

worte sein, die in plakativer Form zwei grundsätzlich ver

schiedene Entwicklungsstrtinge künftiger Stadtverkehrspoli

tik markieren. Beide Richtungen sind heute in ihren Grund

rissen parallel zu erkennen, dürften aber vermutlich auf 

Dauer nicht ohne weiteres kompatibel sein. 

Folgende Stichworte zu möglichen Maßnahmen oder konzeptio

nellen Ansätzen sollen die zweite gegenüber der ersten Rich

tung beispielhaft verdeutlichen: 

(1) Nach den bestehenden Landesbauordnungen in der Bundes--republik sind Gebäudenutzungen i.d.R. an die Bereitstellung 

einer Mindestanzahl von PKW-Stellpl§tzen mit Mindeststan

dard, nicht jedoch an die Bereitstellung ausreichender Fahr-
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radeinstellplätze gekoppelt. Die Umkehrung des Prinzips, 

nämlich die Koppelung der PKW-Zulassung an den Nachweis ei

nes Stellplatzes für das Fahrzeug (vgl. Japan) wäre sicher

lich im Sinne integrierter Ansätze in der Stadt- und Ver

kehrsentwicklungsplanung) sinnvoller. Wenigstens die gleich

rangige Forderung zur Bereitstellung von attraktiven Stell

plätzen für umweltschonende und sozialverträgliche Alterna

tiven zum konventionellen PKW (Stichwort: Verringerung der 

Reiseantrittswiderstände im Bereich der Alternativen) wäre 

schon ein wesentlicher Fortschritt, auf den man bei der No

vellierung der Landesbauordnungen ·keinesfalls verzichten 

sollte. 

~ Da die nachträgliche Installierung von leichtzugängli

chen, wettergeschützten und diebstahlsicheren Fahrradab

stel lanl agen im häuslichen Bereich häufig nicht oder nur 

mit großem Aufwand möglich ist, haben Hamburger Architekten 

in Zusammenarbeit mit einer Anwohnergemeinschaft sogenannte 

"Fahrrad-Häuschen" entwickelt, die in ihren Grundmaßen da

rauf orientiert sind, den Platz von Straßenrandparkern (PKW) 

einzunehmen. Diese Häuschen sind verschließbar und beher

bergen 10 Fahrräder. Die Investitionskosten werden teilweise 

auf die Nutzer umgelegt (Anteilsscheine) und werden teilwei

se von der Stadt getragen. Die Mitglieder der Nutzergemein

schaft können bei Wegzug den Anteilsschein am Fahrrad-Häus

chen an den Nachmieter weitergeben und sich die Kosten da

für ersetzten lassen. Das Konzept der Hamburger Architekten 

sieht vor, daß die Häuschen mit Dachbegrünung versehen wer

den können, aber auch andere Möglichkeiten einer Anpassung 

an das jeweilige Wohnumfeld sind vorgesehen. 

Die Maßnahme ist deshalb besonders interessant, weil sie 

gleichzeitig "zwei Fliegen mit einer Klappe schlägt": Auf 

den Platz von ein oder zwei PKW werden attraktive Einstell

möglichkeiten für 10 Fahrräder installiert. Die Wegnahme 

von PKW-Stellfläche wird durch das Angebot attraktiver Zu

gangsmöglichkeiten für Alternativen zum Auto "kompensiert". 

Die rechtliche Seite bedarf noch der Klärung, jedoch bestehen 

durchaus Möglichkeiten der Realisierung. Natürlich eignet sich die 
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Maßnahme nicht zur schematischen und massenhaften Anwen-

dung, eine VerschBnerung des Wohnumfeldes bilden die Fahr

rad·-l·Ibiuschen gegenüber dem "ruhenden Verkehr" jedoch alle

rnal. Außerdem setzt das I\onzept ·- einmal als kommunalpol.i

tischer Programmpunkt akzeptiert -· wichtige Signale in 

Richtung einer verkehrsökologisch verträglichen Verkehrs

beruhigung. 

(3) Auch mit dem dritten Beispiel greifen wir wieder die 

Problematik der Abstellm5glichkeiten und Parkgelegenheiten 

f Fahrzeuge im Wohnquartier auf. Dabei geht es jedoch 

nicht in erster Linie darum, die Anzahl von Stellmöglichkei

ten zu vermehrc::n, sondern räumliche Omverlagerungen .i.n Zusammen

hang mit neuartigen Organisationsformen vorzunehmen. Ver

kehrshöfe (auch "Quartiers~verkehrszentren" oder "Gemein

schaftsgaragen'') sind Elemente einer kollektiv genutzten 

Infrastruktur im Wohnquartier. vorausgesetzt wird die Be

rejtschaft der Anwohner, ihre jeweiligen individuellen 

"Fahrzeugflotten" abzuspecken und vermehrt Gemeinschafts

einrichtungen zu benutzen. Im Zentrum der Überlegungen steht 

die Herausbildung von nachbarschaftlichen Halter- und/oder 

Fahrgemeinschaften. Der Verkehr'°;hof kann der rnorgendl iche 

Treffpunkt der Fahrgemeinschaft filr den Berufsweg sein, 

er ist der Ort, wo die Mitglieder der Haltergerneinschaft 

das Fahrzeug finden, er ist genauso Anlaufpunkt für Anwohner, 

die eine spontane Mitfahrgelegenheit suchen, am "Schwarzen 

Brett" können transportorganisatorische Projekte bekannt 

gemacht oder vermittelt werden. Gleichzeitig bietet der Ver

kehrshof die Möglichkeit, leicht zug§nglich, diebstahlsi

cher und wettergeschützt Fahr der abzustellen. Eine ausrei

chende Anzahl von Mietrgdern w§re die logische Ergänzung 

des Infrastruktur-Angebotes. Dazu gehören auch Lastenräder, 

Anh r für verschiedene Zwecke, aber auch Handkarren für 

den st tischen Einkauf - eventuell als kombinierte M5glich

keit von Handkarren und Fahrradanhänger (entsprechende Mo

delle sind inzwischen entwickelt und auf dem Markt). Ein 

weiteres Element des Verkehrshofes ist d.i.e Haltestelle für 

den Bus oder die Straßenbahn. Sinnvoll .i.st die Ergänzung 



des Verkehrshofes um einen Taxistand; auch Mietwagen ver

schiedener Art - nicht zuletzt ein Kleintransporter - sowie 

'I'ransporthilfen für mobilitätsbehinderte Menschen gehören dazu. 

Die genannten Elemente zielen sämtlich darauf ab, die Erzeu

gung von unnötigem Individualverkehr zu vermeiden. Ein gut 

funktionierender und gut organisierter Verkehrshof wirkt 

der gewohnheitsmäßigen Vorhaltung von Kraftfahrzeugen bei 

den einzelnen Haushalten entgegen, die Herausbildung von 

Halter- und Fahrgemeinschaften reduziert das Aufkommen im 

motorisierten Individualverkehr (einfach besetzte PKW-Fahr

ten) und wirkt der Tendenz zur Diversifizierung der indivi

duellen Fuhrparks entgegen (Zweit- und Drittwagen, Fahrräder, 

Anhänger, Motorräder). Die notwendig herzustellende nachbar

schaftliche Kommunikation ist ein unbedingt positiv zu be

wertender Aspekt des Konzepts. Ideen werden ermöglicht, die 

inzwischen bereits in vielen Köpfen vorhanden sind, aber meist 

an der Realisierung scheitern (wer schon einmal ein Fahrge

meinschafts-Projekt mitgemacht oder mitgeplant hat weiß, 

mit welchen Schwierigkeiten dies in der Regel behaftet ist) . 

Das Konzept ist natürlich nur für verhältnismäßig kleine 

Quartiere vorstellbar. Möglich wird die weitgehende Heraus

nahme des "ruhenden Verkehrs" aus dem unmittelbaren Wohnstraßen

bereich. Besucherparkplätze an markierten Orten des Quar

tiers ergänzen das Angebot, da vermutlich nicht alle Akti

vit§ten am Verkehrshof zu konzentrieren sind. 

Ein weiteres Angebot des Verkehrshofes können Serviceleis

tungen sein, z.B. hinsichtlich Reparaturen an Fahrzeugen, 

Vorhaltung eines kleinen Lagers von Ersatzteilen, Treibstof

fen oder Ähnliches. In einer städtebaulich angepaßten und 

gartenbaulich attraktiven Gestaltung ist der Verkehrshof 

ein Ansatz von aktiver Verkehrsberuhigung. 



(4) Ein anderer Ansatz zur Förderung von Fahrgemeinschaften 

ist das sogenannte Car-Pooling. Ansatzpunkt ist die Samm

lung und Vermittlung von Adressen der Interessenten für 

F inschaften (Fahrer und Mitfahrer) unter Berücksich-

tigung der Herkunftsadressen und Zielgebiete für regelmäßige 

Fahrten (z.B. Berufswege). Car-Pooling-Projekte sind in 

Großs ten erst ab einer Größenordnung von mehreren Tausend 

registrierten Adressen interessant. Die Vermittlungszentra

le benötigt für ihre Arbeit moderne Informations- und Daten

verarbeitungstechnologie, Am Anfang des Projektes stehen 

umfangreiche PR-Maßnahmen zur Einwerbung der Interessenten. 

Gegen geringe Gebühren werden Fahrgemeinschaften zusammen

gestellt, Routen optimiert und Zusteigepunkte vorgeschlagen. 

In den Niederlanden ist zur Zeit ein größeres Car-Pooling

Projekt in Erprobung. In der Bundesrepublik hat bereits An

fang der 80er Jahre der Zweckverband Großraum Hannover einen ent

sprechenden Ansatz entworfen. Als nahezu ideales Erpro

bungsfeld für Fahrgemeinschafts-Projekte sind die St~dte 

des Ruhrgebietes zu sehen. Experten diskutieren z.Zt. Mög

lichkeiten und Grenzen dort anwendbarer Konzepte. 

Eine vleitere Möglichkeit der Förderung von Fahrgemein-

aften ist in deren steuerlicher Begünstigung zu sehen. 

Bislang können in der Bundesrepublik Berufsfahrten nur mit 

dem eigenen Kfz von der Steuer abgesetzt werden. Das über

kommene Steuerrecht fördert entgegen allen verkehrspoliti

schen Zielsetzungen prim§r die Kfz-Nutzung und kennt die 

Kate rie des Mitfahrers überhaupt nicht. So wie die steuer

li Gleichstellung von Radfahrern und ÖPNV-Benutzern eine 

inzwischen schon weit verbreitete Forderung ist (Stichwort: 

verkehrsnüttelunabhänqiqe I\ilometerpauschale), ist auch die Aner

kennung der Mitfahrer von Fahrgemeinschaften durch eine an

gemessene Steuerabzugspauschale überf~llig. Im Sinne ver

kehrs6kologischer Zielsetzungen wäre auch die grundsätz

liche Reform des Steuerbegünstigungswesens zu überlegen. 

Monitäre Steuerungsinstrumente sind in ihrer Wirkung nicht 

zu unterschtitze~deshalb sind Anreizinstrumente, die noch 

aus einer Zeit der Motorisierungs-Euphorie stammen, ggfs. 



abzuschaffen. Um so deutlicher können Anreize für volks-

wirtschaftlich günstige,ökologisch und sozial verträgliche 

Alternativen zum motorisierten Individualverkehr akzentuiert 

werden. Der Gesetzgeber könnte damit wichtige Signale zur 

Unterstützung der verkehrspolitischen Zielvorgaben setzen 

und damit auf der globalen Ebene die Bemühungen der Gemein

den um Verkehrsberuhigung unterstützen. 

(6) Eine sehr einfache Form der Förderung von Fahrgemein

schaften besteht im Angebot von Sammelparkplätzen vor der 

Stadt. Entsprechende Modelle sind aus den Niederlanden 

und Nordrhein-Westfalen· bekannt. Sammelparkplätze bieten 

für einzeln mit dem Pkw anreisende Personen die Möglichkeit, 

das Fahrzeug abzustellen und nach Zustieg in ein anderes 

Fahrzeug in gemeinsamer Fahrt das innerstädtische Ziel zu 

erreichen. "schwarze Bretter" können Adressen, Zeitpunkte 

usw. vermitteln. Der Sammelparkplatz (oder auch Zusteige

parkplatz) kann auch als Konzept-Variante des Park + Ride 

bezeichnet werden. 

International sind noch verschiedene andere Konzepte zur 

Förderung der Fahrgemeinschaft Über spezielle Parkplatzange

bote bekannt, z.B. innerstädtische Parkplätze, die für Fahr

gemeinschaften reserviert sind. Weitergehende Ansätze sehen 

die Ausnahme von Fahrgemeinschaften von verschiedenen Ver

und Geboten, die für einzeln besetzte Pkw gelten, vor. Sämt

liche Ansätze zielen auf eine Reduzierung des motorisierten 

Individualverkehuund entsprechen damit vo1 l und ganz dem Ziel 

der Schadensvermeidung. 

(7) Mehr oder weniger bekannt und Standard-Repertoire sind 

die verschiedenen Varianten von Park + Ride. Häufig jedoch 

werden -die vorhandenen Park + Ride-Angebote von den Kraft

fahrern nicht genügend angenommen, so daß eine Ent

lastung der Innenstadt nicht im gewünschten Umfang erfolgt. 

'I'eilweise liegt dies an der Lage und Anordnung der Plätze, oftmals 

ist aber auch das "Marketing" ungeeignet. Anzustreben ist 

ein Angebot von Park + Ride-Plätzen in einem entfernungsmäs

sig abgestuften System von etwa 10 bis zu 2 km an die City 
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heran. Unsinning sind dagegen Park + Ride-Plätze mitten in 

der Stadt, weil der Autoverkehr erst einmal durch die Stadt

gebiete hindurchgeschickt wird. Vieles was heute als P + R

Angebot deklariert wird, ist eher zum "Park + Walk" geeig

net und wird entsprechend genutzt, so nah ist der Parkplatz 

an den innerstädtischen Zielen plaziert (nur für Klein

st5dte kann dies sinnvoll sein, sofern attraktive Fußwege 

vom Parkdeck in den Kernbereich angeboten werden) . 

P + R 15ßt sich im übrigen nicht nur als Verbindung von in

dividueller Anreise mit dem Pkw und Bffentlchem Zubringer

verkehr konzipieren, sondern gleichzeitig auch als Verbin

dung von Parken und Fahrradmiete bzw. Fahrradunterstand. 

Das Fahrrad im Zubringerverkehr weist viele Vorzüge auf. 

In jedem Fall bietet sich die Verknüpfung des P + R mit der 

Vermietung bzw. Bereitstellung von leichtgängigen Einkaufs

handkarren an, die auch in Bussen und Bahnen mitgenommen 

werden kBnnen, in den Kaufhausfahrstuhl mit hineinpassen 

und trotzdem genügend Fassungsverm6gen und Stabilität haben 

(z.B. das Modell "Donkey" des dänischen Herstellers Winther). 

Im Verbund mit innerstädtischen Vermiet- bzw. Rückgabesta

tionen kann auch eine attraktive "one-way-Miete" (in beiden 

Richtungen) u.a. angeboten werden. 

Schließlich kann ein Waren-Zubringerdienst von der Innen

stadt (z.B. Fußgängerzone) zum P+R-Platz erhebliche Anreize 

für den Innenstadtkunden bieten, den Wagen im Randbereich 

stehen zu lassen und auf die Mühsal der Parkplatzsuche im 

Kernbereich zu verzichten. Dabei ist davon auszugehen, daß 

einer der wesentlichsten Gründe für die Bemühungen vieler 

Verkehrsteilnehmer um ein zielnahes Parken (möglichst di

rekt vor dem Laden) neben der Vemeidung von Fußwegen die 

Nutzung des Autos als (regensicheres) Zwischendepot für ein

gekaufte Waren ist. Unbequemes 11 Taschenschleppen" entfällt 

weitgehend, wenn der Wagen jeweils in der Nähe ist. Zubrin

gerdienste zum "Ausgabeschalter" am P+R-Platz könnten hier 

vergleichbare Entlastung und zudem meist äußerst attrak

tive Einkaufsbedingungen schaffen. Außerdem entfällt der 

Parkplatzsuchverkehr. 
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Ohne Zubringerservice per Fahrradboten, Kleintransporter o. 

Rohrpost kann das "autofreie" Einkaufen im übrigen auch 

durch das Angebot von Zwischendepots im Citybereich - mög

lichst nahe an den Haltestellen des 6ffentlichen Zubringer

verkehrs - attraktiviert werden. Entsprechende Ansätze sind 

in der Bundesrepublik in manchen Großstädten bereits Routi

ne, leider jedoch nur in der Weihnachtszeit und mit Hilfe 

von fragwürdigen Provisorien wie Bereitstellung eines lee

ren Busses als Depot o.ä. 

Sämtliche Ansätze dienen der Innenstadtentlastung (Verkehrs

und Umweltentlastung) und sind voll mit den Zielen der Stadt

entwicklungspolitik sowie den Handelskanuner- und Einzelhänd-

lerinteressen wie City-Attraktivierung, Kaufkraftanzie-

hung usw. vereinbar, ja im Grunde erst die Voraussetzung 

für deren Realisierung, denn die für den "automobilen" Kun

den optimals erschlossene Innenstadt ist ja - wie viele Bei

spiele in aller Deutlichkeit zeigen - Über kurz oder lang 

von der vollständigen Verödung bedroht, wodurch sich die 

weitere Fixierung auf den motorisierten Kunden ''an der La

dentür" als äußerst kurzsichtiger Weg erweist. 

Der Bedarf an Angeboten von attraktiven "Entwöhnungshilfen" 

vorn Pkw für den zentrumsbezogenen Einkaufs- und Berufsver

kehr leitet sich aus der Erkenntnis ab, daß heute auf einen 

Stadtbewohner bereits ein Vielfaches an Stadtbenutzern 

(Verh§ltnis 1:20?) kommt und dies zu einer unerträglichen 

Bkologischen Überlastung der Fl§che führt, wenn auch nur 

ein grBßerer Teil hiervon mit dem eigenen Pkw in die Stadt 

hineinf§hrt. 

Ohne effektive Gegensteuerung im "Vorfeld" werden viele 

wohlmeinende kommunale Ansätze baulich-technischer Verkehrs

beruhigung und Verkehrsstromlenkung das Schicksal aller pas

siven Abwehrstrategien erleiden: Sie bleiben wirkungslos 

oder sie müssen eine solche Massivität annehmen, daß die 

unerwünschten Nebeneffekte alle positiven Wirkungen überla

gern werden (Einengung der Routenwahl von Anwohnern, Er

zwingung von Umwegen im Binnen-, Quell- und Zielverkehr, 



st~dtebaulich unerwünschte Effekte, Behinderung von 6ffent

lichem Verkehr und Radverkehr usw.). 

(8) Von der Parkraumfrage war schon viel die Rede. Auch von 

ihrer Bedeutung für das gesamte System.des motorisierten 

Individualverkehrs in seiner heutigen Ausprägung. Parkraum

management und v.a. Parkraum-Preispolitik gehBren zweifel

los zu den wirksamsten Instrumentarien der Nachfragesteue

rung. Angesichts der Tatsache, daß wir heute mit Milliarden

summen stillschweigend die ungeheuren Parkflächen für Pkw 

im 5ffentlichen Raum subventionieren (während Über das De

fizit der Bundesbahn ständig lamentiert wird) müssen wir 

feststellen, daß das in der Bundesrepublik anerkannte Ver

ursacherprinzip an dieser Stelle v5llig außer Kraft bleibt. 

Logisches Element von Verkehrsberuhigung muß also die Akti

vierung des monetären Steuerungsinstruments "Parkgebühren" 

sein. Dabei würde ein vorhandenes Handlungsinstrument ge

nutzt und effektiviert, was in Anbetracht der auch im inter

nationalen Vergleich äußerst geringen Gebühren in der Bun

desrepublik Deutschland längst überfällig ist. 

In diesem Zusammenhang braucht kaum erwähnt zu werden, daß 

eine Aufstockung oder ein Neubau innerstädtischer Parkhoch

h§user - sofern als zusätzliches Parkraumangebot konzipiert -

nicht mit den zuvor genannten Ansätzen kompatibel ist. 

Wo Parkraumrestriktionen oder Gebührenanhebungen nicht ge

nere 11 greifen sollen, k6nnen z.B. Anwohnerparkzonen o.ä. 

installiert werden. Sofern hierdurch KapazitätserhBhungen 

für den fließenden Verkehr entstehen, kann mit baulichen 

Maßnahmen entgegengewirkt werden. 

(9) "Bike and ride" ist das Schlagwort 1 das für die Kombina

tion zweier umweltschonender und sozialverträglicher Ver

kehrssysteme steht. Dahinter verbergen sich verschiedenste 

Formen der Kombination nämlich: 
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Vor- und/oder Nachtransport mit dem eigenen Fahr

rad (Fahrradparken am Bahnhof) 

- Nachtransport mit dem Mietrad am Zielbahnhof 

- Huckepack (Fahrradmitnahme) . 

Die Schnittstellen k5nnen Bahnh5fe de~ Nah-/Fernverkehrs 

aber auch Haltepunkte von Bus oder Straßenbahn sein. Voraus

setzung ist eine attraktive Infrastrukturausstattung (geeig

nete Abstellanlagen im unmittelbaren Bahnhofszugangsbereich, 

Mietr~der, Service, Information) der Schnittstellen aber 

natürlich auch die Gew§hrleistung einer sicheren und beque

men Zuwegung (Stichwort: Erreichbarkeit des Bahnhofs). Das 

Fahrrad ist ein unverzichtbarer Zubringer für den 5ffent

lichen Verkehr und hat in dieser Funktion eine bedeuten-

de Tradition und eine hoffnungsvolle Zukunft. Es erschließt 

im Vergleich zum zufußgehen zeitbezogen den 12-16fachen Ein

zugsbereich des Bahnhofs. 

In den Niederlanden wurde das B+R-System (Stichwort: Fahr

radstationen) in vorbildlicher Weise wiederbelebt. Auch in 

anderen L§ndern wie Japan, Schweiz usw. sind diesbezüglich 

h6chst interessante Entwicklungen im Gange. In der Bundes

republik steckt das B+R-System noch in den "Kinderschuhen", 

obwohl der "gebrochene Verkehr" im Alltag hunderttausender 

Pendler lange Tradition hat und auch heute eine (wieder 

stark zunehmende) Rolle spielt - wenngleich auch nur in den 

wenigsten St§dten eine auch nur einigermaßen akzeptable In

frastruktur zur Verfügung steht. (Unser Büro hat im März 

1986 in Essen eine international besuchte Tagung zum B+R 

durchgeführt, deren Ergebnisse demn~chst zur Ver5ffent-

1 i chung kommen so 11 en.) 

Im Kombinationsverkehr steckt ein großes Potential für eine 

verkehrs6kologisch wünschenswerte Substitution von städti

schem Autoverkehr. Durch die unterschiedliche Charakteris

tik der beiden Verkehrs-Systeme ist der Einsatzbereich von 

B+R fast unbegrenzt. Kombinationsverkehr eignet sich beson

ders auch für die Anbindung von mit 6ffentlichen Verkehrs

mitteln unterversorgten Räumen an das ÖV-Netz, eine große 

Bedeutung hat er schon heute im ein- und/oder auspendelnden 
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Berufsverkehr. Von erheblichen, noch nicht ausgeschöpften 

Potentialen ist auszugehen. 

(10) Der besseren Anbindung unterversorgter R~ume an den 

innerstädtischen Bereich dient der Bürgerbus (buurt-bus, 

siehe Niederlande). Er kann dort, wo sich der öffentliche 

Linienverkehr aus der Fl§che zurückgezogen hat als linienun

abhängiger Selbstfahrer-Sammelbus (Größe: VW-Bus oder Mer

cedes-Bus o.ä.) der Erzeugung vemeidbarer Verkehrsarbeit 

im (schwach ausgelasteten Pkw-Verkehr) entgegenwirken. Nach 

probaten niederländischen Modellen, die inzwischen auch 

schon in einigen bundesdeutschen Regionen adaptiert werden, 

wird der Bus teilweise oder ganz von korrununalen Verkehrs

betrieben bereitgestellt. Voraussetzung ist eine funktio

nierende Nutzergemeinschaft von (abwechselnden) Selbst-

fahrern, die ihre Touren in Eigenregie organisieren. 

(11) Es ist eine Binsenweisheit, daß attraktive Infrastruk-

tur Verkehr anzieht. Die Hauptverkehrsstraßennetze unserer 

Städte mit ihren Uberkapazitäten und einem Ausbauzustand 

für hohe Geschwindigkeiten sind ein Element verkehrserzeu

gender Infrastruktur. Abgesehen von den wenigen Tagesstun

den der Spitzenbildung (rush-our) bilden sie nutzlose Renn

bahnen für den Kraftfahrzeugverkehr. 

Rückbau und/oder Verkehrsberuhigung von Hauptverkehrsstras

s en war bislang eine Art Tabu-Thema. Inzwischen haben ver

schiedene Städte Möglichkeiten des Umbaus von Hauptver

kehrsstraßen erfolgreich demonstriert. 

Angebaute Hauptstraßen sind unmittelbare Wohnumwelt im engs

ten Sinne für Hunderttausende. Darüberhinaus beeinflussen 

und beeinträchtigen sie die städtische Wohnumwelt auch im 

großen Maßstab. Der Abbau allerorten vorhandener Uberkapa

zi ten und primär Kfz-orientierter Verkehrsregelung, 

die Fl§chenrückgewinnung zugunsten 6kologisch und sozial 

wertvoller Nutzungen, Verkehrssicherung und -entsch§rfung 

sind Elemente direkter Wohnumweltverbesserung aber auch 

der Domestizierung des Autoverkehrs (H.Monheim) und tragen zur 



Wiederinkraftsetzung elementarer Engpaßfunktionen bei, die 

als Ventile im "Überdrucksystem Verkehr" wirken. 

Im Sinne ganzheitlicher Ansätze ist di.e "Verkehrsberuhi

gung" von Hauptstraßen - bei gleichzeitiger Bevorzugung 

von alternativen Systemen im Personenverkehr - sehr viel 

wirkungsvoller und effektiver, als Ansätze, die sich al

lein auf die Wohnstraßen konzentrieren. An der Frage, wie 

wir mit den Hauptstraßen in unseren Straßen umgehen, wird 

sich letztlich entscheiden, ob wir die Autoflut mit all 

ihren Folgen in den Griff bekommen werden oder nicht. Um

gekehrt erscheint der Rückbau der "Pulsadern" des Autover

kehrs im Kontext der in den vorigen Punkten skizzierten 

Maßnahmeansätze zur "Prinzipiellen Verkehrsberuhigung" lo

gisch, notwendig und machbar. 

(12) In letzter Zeit verstärkt im Gespräch sind "verhal

tensunterstützende Technologien" zur Geschwindigkeitsdämp

fung. Gemeint sind damit microelektronisch gesteuerte Be

schleunigungsbegrenzer in konventionellen Kraftfahrzeugen, 

die als "City-Automatik" konzipiert sind, d.h., sie werden 

bei E:Lnf ahrt in das tempobegrenzte Gebiet über Induktions

schleifen, Radar o.ä. ausgelöst oder sie werden vorn Fahrer 

manuell eingeschaltet. Ein Vorteil der City-Automatik ist 

u.a., daß sie eine relativ gleichmäßige und defensive Fahr

weise fördert bzw. in einem bestimmten Rahmen garantiert. 

Ferner scheint die Möglichkeit der "technischen" Kompensa

tion menschlicher Unzulänglichkeit reizvoll - wenn auch 

etwas suspekt. 

(13) Eine weitere interessante Zusatzausstattung für kon--ventionelle Kfz ist - bei gesetzlich vorgeschriebenem Ein-

bau - der sogenannte Restwegschreiber. Dies ist ein Fahr

tenschreiber, der laufend eine Reihe wichtiger Grundinfor

mationen ilber den Fahrtverlauf speichert, diese jedoch 

auch laufend wieder löscht ("Kurzzeitgedächtnis") und nur 

im Falle eines Unfalls die letzten (entscheidenden) Sekun

den in einem Standard-Datensatz festhält. 9ie entspre

chende Technologie ist entwickelt. Eine gesetzgeberische 



Iniative zur Restwegschreiber-Pflichteinführung würde im 

Zusammenhang mit der dann immens verbesserten Beweissiche

rungslage mit großer Wahrscheinlichkeit ein wirkungsvoller 

Meilenstein aktiver Geschwindigkeitsd5mpfung und Verkehrs

beruhigung sein. 

(14) Auch die Entwicklung und Verbreitung von kleinen, ge-

schwindigkeitsbegrenzten (' 30 km/h), emissionsarmen und 

antriebsm5ßig sowie energetisch optimierten (Kraft-) Fahr

zeugen ist ein Beitrag zur Verkehrsberuhigung, sofern kon

zeptione 11 nicht primär auf Konkurrenz zum Bffentlichen -

und/oder Radverkehr, sondern auf Substutition von konven

tionellem Kfz-Verkehr gesetzt wird. Das Stichwort lautet: 

Stadtauto. Gesetzgeberisch sind diesbezüglich viele (Zu

lassungs-) Barrieren zu überwinden; die baulich-gestalte

rische Verkehrsberuhigung hätte die Charakteristik innova

tiver Fahrzeuge als potentielle Tranportsalternativen für 

den Niedergeschwindigkeitsbereich konzeptionell zu berück

sichtigen. In steuerlicher Hinsicht wären Anreize zu schaf

fen; im Rahmen der Verkehrs- und Stadtplanung könnten Be

nutzervorteile (z.B. AGsnahme von räumlichen und/oder zeit

lichen Restriktionen für konventionelle Kfz) installiert 

werden. Die technologische Seite ist bereits weit ent

wickelt, zur Markteinführung und Verbreitung ist jedoch 

Öffent1iche "Entwicklungshilfe" notwendig. 

(15) Verkehrsberuhigung und die Frage der Geschwindig-
,-~JWi:J:P 

keitsbekämpfung hängen untrennbar zusammen. Derzeit werden 

in vielen Städten sogenannte Tempo 30-Zonen in Wohngebieten 

eingerichtet (vgl. Niederlande und versuchsweise in der 

Bundesrepublik Deutschland). Die z.Zt. in der Bundesrepu

blik g~ngigen Konzepte weisen viele Schwächen auf. Günsti

ger und im Sinne einer integrierten Stadt- und Verkehrs-

entwicklungsplanung logischer wäre die generelle 

Herabsetzung des inner6rtlichen Geschwindigkeits-Limits. 

Nicht angebaute, wichtige Verkehrsadern k5nnten - sofern 

sachlich begründet - als "Tempo 50·-Straßen" (also als 

Regelausnahme) ausgeschildert werden. Für die"Verkehrsbe-



ruhigung im Kopf" ware die generelle Herabsetzung des in~ 

nerörtlichen Tempo-Limits - wie übrigens auch die Herab

setzung der Limits für den Außerortsbereich - von zentra

ler Bedeutung. 

Klar ist natürlich, daß die Grenzwertverschärfung allein 

keine nennenswerte Wirkung haben wird. Diese ist erst durch 

gezielte Maßnahmen zu erreichen. Jedoch dürfte eine ent

schiedene Änderung der Straßenverkehrsordnung Über kurz 

oder lang unverzichtbar sein, sollen die Bemühungen um Ver

kerhsberuhigung nicht an Glaubwürdigkeit verlieren. (Bei 

Verfolgung von Tempo 30-Zonenkonzepten wäre die niederlän

dische "Planungsphilosophie" zu empfehlen.) 

Gegen entsprechende Initiativen stehen bislang im wesent-

liehen wirtschaftliche Parktikularinteressen sowie eine 

starke - fast übermächtige - Lobby. Die Beispiele aus Ja

pan und USA, wo z.T. drastische Geschwindigkeitsbeschrän

kungen Üblich und verbreitet sind zeigen jedoch, daß durch 

Tempo 30 o,ä. weder wirtschaftlich noch verkehrlich oder sozial un

vertretbare Effekte eintreten. 

(16) In den Versuchen zur Einführung von Tempo 30-Zonen 

spiegeln sich die Bemühungen, zwischen dem "Verkehrsbe

ruhigten Bereich" nach Zeichen 325/326 StVO (mit seinem 

strengen Reglement) und der "normalen" Tempo 50-Straße ein 

Mittelmaß zu finden. Ansätze wie rechts-vor-links anstelle 

von Vorfahrtszeichen oder Ampeln, Wegnahme von Mittelmar

kierungen usw. sind richtige und wichtige Ansätze der Ver

kehrsberuhigung. Jedoch bleiben viele Probleme ungelöst. 

Deshalb ist die Konzipierung neuer Straßenkategorien 

(Gleichrangstraße, Radfahrerzone u.ä.) notwendig, und zwar 

insbesondere mit Blick auf MBglichkeiten der FBrderung und 

Bevorzugung umwelt- und sozialverträglicher Verkehrsarten. 

Kommunale Vorreiterprojekte zeigen interessante Modellan

sätze (z.B. Bremen). 



~ Ein zentrales Element der Verkehrsberuhigung ist die 

Förderung des Fahrradverkehrs zulasten des motorisierten 

Individualverkehrs. Im rechtlichen Bereich sind diesbezüg

lich eine Vielzahl von Änderungen zu reklamieren. Stellver

tretend sei die Abschaffung der allgemeinen Radwegebenut

zungspflicht genannt, die den Radler von der leicht befahr

baren Asphaltdecke undifferenziert auf häufig unzumutbare 

Radwege verbannt. Entmischung erweist sich im Grund-

prinzip als ein Element Kfz-fördernder Verkehrsplanung. Viel

gestaltiger Mischverkehr dagegen belebt das städtische Wohn

umfeld, weil er von Langsamfahrern "moderiert" wird und 

der Tendenz zur Herausbildung von sterilen und lebensfeind-

1 ichen Monostrukturen eines maschinisierten Verkehrs ent

gegen wirkt. Die Verknüpfung mit der Frage der Innerorts

geschwindigkeit liegt auf der Hand. 

Das Ideen- und Maßnahme-Repertoire zu einer radverkehrs-

f reundl ichen Politik und Planung ist in den letzten Jahren 

international wieder erheblich erweitert worden. Die Renais

sance des Fahrrades ab Mitte der 70er Jahre wurde von ei

ner zunehmenden Zahl engagierter Planer begleitet, die in 

den 80er Jahren im Rahmen von umfangreichen Modellvorhaben 

des Bundes viele positive Akzente für eine umwelt- und so

zialverträgliche Stadt- und Verkehrsplanung setzen konnten. 

Auch nur einen Ausschnitt hieraus im einzelnen zur refe

rieren würde den Rahmen des Statements sprengen. Die Ver

knüpfung mit der Verkehrsberuhigung besteht darin, daß 

a) eine auf Substitution von Autoverkehr gerichtete Radver

kehrsförderung untrennbar mit der Notwendigkeit von Res

triktionen für den motorisierten Individualverkehr ver-

bunden ist; 

b) Radverkehrsbelange bei baulich-gestalterischer Verkehrs

beruhigung immer berücksichtigt werden müssen (ausrei

chende Durchlgsse bei Sperrungen, Öffnung von Sackgas

sen und Einbahnstraßen, Fahrradschleusen bei Schwellen 

usw.), sofern Radverkehrsanlagen (Radspuren und -wege, 

Abstellanlagen und Fahrradhäuschen - siehe Pkt. 2 usw.) 

nicht selbst direkt Mittel des Rückbaus sind; 



c) das Fahrrad sich mit seinen vielfältigen Erschei-

nungsformen und Einsatzmöglichkeiten und mit seiner 

volkswirtschaftlich und sozial unschlagbar positiv zu 

bewertenden Charakteristik des stadtökologisch ideal 

angepaßten Transportmittels als nut~bringender Maßstab 

für eine auf den Ausgleich räumlicher und sozialer Dis

paritäten bedachten Stadt- und Regionalplanung erweist, 

und zwar im Großen wie im Kleinen. 

(18) Für den Bereich des Öffentlichen Verkehrs gilt im 

Prinzip dasselbe wie für den Radverkehr: Zu seiner Förde

rung stehen vielfältige und unterschiedlichste Maßnahmen 

zur Verfügung, die jedoch in enger Wechselbeziehung mit 

der "komplemetären" Behandlung des motorisierten Individu

alverkehrs stehen. Die heute - entgegen allen verkehrspo

litischen Zielaussagen - immer noch vorherrschende Paral

lelförderung der konkurrierenden Systeme erlaubt dem ÖPNV 

kaum breitere Entfaltung. Prognosen sagen den extremen 

Rückgang der ÖPNV-Nachfrage voraus, wenn nicht ein mas

siver Ausbau der Öffentlichen Verkehrsversorgung betrieben 

wird. Fahrradverkehr und ÖV sind gut miteinander verträg

lich, die vermeindliche Konkurrenzsituation im Nahbereich 

wird häufig nur aus der Not der kommunalen Verkehrsbetriebe 

heraus hochstilisiert. Beide müssen aber - wenn ihnen 

schon in Ergänzung des Zufußgehens die Hauptrolle im städ

tischen Personenverkehr zugedacht wird - auch tatsächlich 

die Mitte der Bühne erhalten, sonst wird alle Mühe voll

korrunen umsonst sein. 

Besonders delikat ist die Situation, daß heute die Bffent

lichen Verkehrsbetriebe ganz besonders viele Probleme und 

Berührungsängste hinsichtlich einer Temporeduzierung und 

Verkehrsberuhigung in der Stadt äußern. Die Sorge, daß die 

ohnehin nur schwer einzuhaltenden Fahrpl§ne z.B. durch 

Tempo 30 v6llig durcheinandergeraten macht viele ÖV-Betrei

ber in der Bundesrepublik Deutschland zu hartnäckigen Geg

nern von großflächigen Tempobeschränkungen. 



Die L6sung dieses Problems ist nicht einfach und nur im 

Rahmen eines komplex vernetzten Maßnahmebündels denkbar. 

Gesamtst§dtische Verkehrsberuhigung steht jedoch sicher 

auf verlorenem Posten, wenn die vorhandenen M5glichkeiten 

wie Installierung separater Busspuren~ spezieller Bus

schlcu:~en, Lichtsignalansteuerung durch Busse und Bahnen so

wie ggfs. rechtliche Änderungen bezüglich der ÖPNV-Vorfahrt 

im rechts-vor-links-System usw. nicht voll ausgeschBpft 

werden und die Kfz-Dichte im Straßennetz nicht spürbar re

duziert werden kann. 

Auch andersherum gibt es Probleme: Verkehrsberuhigunq durch 

baulich-gestalterische Maßnahmen im Straßenraum muß sich 

in ihren Bemessungen an den notwendigen Man5vrierraum von 

Linienbussen anpassen. Dadurch werden oft wieder hBhere 

Geschwindigkeiten im Pkw-Verkehr ermBglicht. Insofern hat 

flächenhafte Verkehrsberuhigung ohne eine deutliche Verän

derung des Verkehrsverhaltens der Kraftfahrer keine Aus

sicht auf durchschlagenden Erfolg. 

Im übrigen kann ein offensiv für sich werbender ÖV einen 

wichtigen Beitrag zur Verkehrsberuhigung leisten. Wenn Bus

und Bahnfahren "chic" oder "in" ist, wäre viel gegen die 

verbreiteten schlechten Angewohnheiten - wozu das Auto

fahren in der Stadt großteils z§hlt - gewonnen. 

( 19) Verkehrsberuhigung, die sich nicht nur a 1 s mechanistische 

Autoabwehr definiert, muß sich konzeptionell auch den 

Strukturen und Faktoren der Verkehrserzeugung zuwenden. 

So spielen z.B. Entfernungsstrukturen für Verkehrsmittel

wahl und Verkehrsverhalten eine entscheidende Rolle. Eine 

M5glichkeit zur Verbesserung der Quartiersversorgung (Nah

verkehrsversorgung, m5glichst im fußl§ufigen Bereich ) 

bilden 6ffentliche Zuschüsse und Steuervorteile für dezen

trale Kleinbetriebe (vgl. Niederlande). Solche Niederlas

sungsbeihilfen und Zuschüsse für Einzelhandels- und Dienst

leistungsbetriebe (auch: Dezentralit§tsbonus) kBnnen 

wlrklmgsvoll Standortnachteile und mittelstandsfeindliche 

BUrokratiekosten und -auflagen ausgleichen, 



d.h. die wirtschaftlichen Sachzw§nge mildern, 

aus denen die Zentralisierung und "erzwungenge Mobilität" 

entspringen. Eine ausreichende Nahversorgung mit Gütern 

und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs zu gewährleis

ten muß ein Hauptziel Bkologisch orientierter Stadtentwick

lungspolitik sein (dazu geh6rt auch ggfs. die Verhinderung 

von Großmärkten) und bildet sozusagen das Rückgrat umfassen

der Verkehrsberuhigungskonzepte. 

(20) Kaum extra betont zu werden braucht im Gesamtzusammen

hang der Beispielliste das Erfordernis steuerpolitischer 

Entscheidungen im Sinne des Verursacherprinzips. Im Vorder

grund stehen dabei die Kfz- und Mineral6lsteuer,_die hin

sichtlich ihres Bernessufigssystems,~ihres· Niveaus und ihrer 

Zweckbindung vollständig überdacht werden sollten, 

(21} Sicherlich unpopulär aber m.E. sehr dringend wäre ei-
_,.,,.. 

ne Öffentlichkeits-, Kultur- und Bildungsarbeit, die ver-

sucht, dem Auto- und Geschwindigkeitskult in Film und Fern

sehen etwas entgegenzusetzen. Die Auswirkungen der ständi

gen "Gehirnwäsche" sind nicht zu unterschätzen. Ganze Ge

nerationen wachsen inzwischen mit ihr auf. Gleichzeitig 

brauchen wir Vorbilder, die glaubwürdig Kontrapunkte set

zen. Der Oberbürgermeister von Erlangen, Dr. Hahlweg,den 

seine Mitbürger im alltäglichen Ablauf auf dem Fahrrad er

leben, ist dafür ein beredtes Beispiel: Wieviel Prozent 

des hohen Radverkehrsanteils seiner Stadt diesern aktiven Vorbild 

geschuldet sind, wird niemand genau ausrechnen, aber sicher 

ist es nicht weniger, als manche Gemeindeverwaltung mit 

einem halbherzigen Radwegeprogramm insgesamt nur er.reichen 

konnte. 



5. Schlußbemerkungen zur Skizze des Wünschenswerten 

Die vorstehend angefÜhrten Beispiele sind nur schlaglichtar

tige Ausschnitte aus dem breiten Spektrum von möglichen Maß

nahmen mit - im weitesten Sinne - verkehrsberuhigender Wir

kung. Jeweils für sich setzen sie deutliche Akzente für ei

ne stadt- und verkehrsökologische Planung, erst ihre Ver

netzung ergibt jedoch die Umrisse eines richtungsweisenden 

alternativen Zukunftsentwurfs. 

Die konseguente Umsetzung der genannten Maßnahmen erfordert 

ein vielschichtiges und teilweise koordiniertes Engagement 

unterschiedlichster Aktorengruppen und so etwas wie ein be

herztes politisches "Projektmanagement". 

Die meisten genannten Ansätze untersch~iden sich in ihrem 

Charakter deutlich vom herkömmlichen M~ßnahmerepertoire der 

kommunalen Verkehrsberuhigungspraxis: 

- Vieles erscheint bzw. ist 1heute noch unpopulär. 

- Eine größere Anzahl von A~sätzen liegt auf ge-
1 

setzgeberischer oder fiskdlpolitischer Ebene 
i 

und damit außerhalb des direkten Zuständigkeits
: 

bereichs der Kommunalpoli~ik. 
! 

- Das ganze erscheint kompl~zierter und schwieri-
' 

ger als die verhältnismäßig "gradlinige" Ver-

kehrsplanung, wie sie Gen~rationen von Planungs-, 
ingenieuren in den 50er/6~er und 70er Jahren 

' 
an der Universität gelern0 haben. 

- Der formulierte Bedarf an ~egelung und (Trans

port-) Organisation entspri~ht nicht der ver
breiteten Neigung zu eineri prim§r investitions-

; 

orientierten Verkehrsplanung; trotzdem werden 
' 

die Kosten vieler Maßnahmeh einer der dominie

renden Problemfaktoren der Durchsetzung sein· 

Chancen zu einer sukzessiven Umsetzung ("von-klein-zu-groß") 

setzen 

- Mut zur aktiven Werbung und Öffentlichkeitsar

beit auch im Bereich (noch) unpopulärer Maß~ 

nahmen, 



- Bereitschaft zur Schaffung gesetzlicher und 

fiskalischer Rahmenbedingungen, 

- Bereitschaft zur interdisziplinären (integrier

ten) Planung und Koordination, 

- eine eindeutige und zielgerichtete politische 

Programmatik unabhänqig von kurzfristigen In

teressen der politischen Parteien, wirtschaft

lichen Gruppierungen und Interessenverb§nden 

- sowie eine Bewußtmachung von volkswirtschaft

lichen Kosten- Nutzenverläufen unter voller 

Berilcksichitgung der Schadens- und sozialen 

Folgekosten des Autoverkehrs 

voraus. 

In der Gesamtschau der gängigen Ve ehrsberuhigungskonzepte 

stellt sich die Frage, ob nicht ein großer Teil der "aner

kannten'' Maßnahmeansätze - insbesondere im baulich-gestal

terischen Sektor - nichts weiter als ein Substitut für not

wendige, jedoch z.Zt. nicht durchsetzbare Veränderungen der 

Straßenverkehrsordnung darstellen. So mag auch der Komposi

teur von Maßnahme-Szenarien der o.q. Art 1 ) sich leicht dem 

Vorwurf des Illusionismus aussetzen, jedoch war die Themen

stellung das "Wünschenswerte" _, und das ist, bei aller Nüch

ternheit, etwas ganz anderes, als das vorhandene und derzeit 

Absehbare. 

1) 
Der Autor arbeitet zur Zeit im Rahmen eines Forschungs-
vorhabens im Auftrag des Umweltbundesamtes an Entwürfen 
und Szenarien zur Umweltbedeutsamkeit m5glicher inner5rt
licher Tempo-Limits. Im Rahmen dieses Vorhabens wird u.a. 
auch ein umfangreicher Katalog von Maßnahmeansätzen ent
stehen, die im Zusammenhang mit der Geschwindigkeits
senkung stehen. Gleichzeitig werden verschiedene Szena
rien an den Fallbeispielen (Verkehrsmodellen) von vier 
beteiligten St~dten modellhaft simuliert. Die Ergeb
nisse werden für Anfang 1987 erwartet. 

..JV 



Andererseits ist übertriebenes Understatement nicht ange

bracht: Dem Argument, grundsätzliche Sanierungs- und Erneu

erungsstrategien im Bereich des Stadtverkehrs seien wirt

schaftlich nicht vertretbar, muß entgegengehalten werden, 

daß die Ausgestaltung 6kologisch und sozial verträglicher 

Konzept~men viele neue Arbeitsplätze schaffen wird und auch 

im illJrigen eine Reihe positiver Impulse für die Gesamtwirt

schaft setzen kann. Außerdem ist die Qualität der städti

schen Wohnumwelt ein viel zu kostbares Gut, als daß sie so 

einfach gegen wirtschaftliche (Partikular-) Interessen ''ver

rechnet'' werden kann. Im Schutz der Wohnumwelt und der Wie

derbelebung der Aufenthaltsfunktion städtischer Quartiere 

ist eine zentrale Aufgabe künftiger Stadtpolitik zu sehen. 
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GRUNDZÜGE DER DORFERNEUERUNG IN ÖSTERREICH 

Dorferneuerung hat in den letzten Jahren einen guten Klang 

in der wissenschaftlichen Diskussion und einen Vorrang in 

der Tagespolitik bekommen. Zum Beweis dafür darf ich bei

speilsweise auf die Untersuchungen der österreichischen 

Raumordnungskonferenz (ÖROK) , des österreichischen Kura

toriums für Landtechnik, auf die Aktivitäten der Bundes

länder sowie des Bundesminsiteruims für Bauten und Technik 

und schließlich auf die Europäische Campagne für den länd

lichen Raum in den Jahren 1986 und 1987 hinweisen. 

1) Ursprung und Entwicklung des Dorferneuerungsgedankens 

Die Forschungsgesellschaft für Wohnen, Bauen und.Planen 

(FGW) stand an der Wiege des Dorferneuerungsgedankens 

und war mit ihren Untersuchungen ein Wegbereiter der 

Dorferneuerung in Österreich. Ich erinnere mich hiezu 

an FGW-Tagungen über die Erneuerung unserer Städte, 

Märkte und Dörfer in den Jahren 1966 und 1970 sowie 

an die Gründung des Gesprächskreises ''Die Erneuerung 

unserer Städte, Märkte und Dörfer'' im Jahre 1966, 

weiters an die grundlegenden FGW-Arbeiten von BLAHA 

über Dorferneuerung in Österreich und an meine Grund

satzvorstel lungen über die Ziele der Dorferneuerung, 

die ich zusammen mit LOIDOLT im Jahre 1960 niederge

schrieben habe. 
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Ein ständiger Rufer für die Dorferneuerung und ins

gesamt für die Erneuerung des ländlichen Raumes war 
der österr. Gemeindebund.Seit der Gründung der ÖROK 

im Jahre 1971 hat der öster. Gemeindebund immer wie

der de Notwendigkeit einer Erneuerung des ländlichen 

Rames aufgezeigt und auch auf europäischer Ebene hat 

der Gemeindebund 1 Jahrzehnt Freunde für die Europä

ische Campagne für den ländlichen Raum gesucht und 

gefunden. 

Besonders hinzuweisen ist auf die eingehende wis

senschaftliche Bearbeitung von Detailproblemen, zB. 
der Projektgruppe "Raumordnung" unter Leitung von 

Dipl.Ing.JESCHKE über die Erhaltung von Kleindenkmä

lern und Bauernhöfen. 

Es ist natürlich nicht so, daß in den letzten 4 Jahr

zehnten für die Erneuerung des ländlichen Raumes nichts 

geschehen wäre, doch waren diese Dorferneuerungsmaßnahmen 

men örtlich und finanzielle beschränkte Einzelaktionen, 

die insbesondere von den Bundesländern gesetzt wurden. 

Was bisher gefehlt hat, war die Gesamtschau für die 

Notwendigkeiten und Möglichkeiten zur Erneuerung des 

ländlichen Raumes. Gefehlt haben gezielte Planungen, 

die intensive Motivation der Bürger und der koordinierte 

Einsatz von Förderungsmitteln. Beispiele filr ein Gesamt

konzept "Dorferneuerung'' finden wir aus den letzten Jah

ren in der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere in 

Bayern, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz. 

2) Dorferneuerungsmaßnahmen der letzten 30 Jahre 

Welche Dorferneuerungsmaßnahmen wurden in den letzten 

3 Jahrzehnten gesetzt? Ohne Anspruch auf Vollständig

keit darf ich aus meiner mehr als 30-jährigen Erfah

rung als Mitarbeiter im oö Gemeindebund, in Ausschlis

sen des österr. Gemeindebundes und der FGW sowie unter 

Berücksichtigung des Berichtes der Verbindungsstelle 

der Bundesländer über die Länderaktionen die Dorfer

neuerungsmaßnahmen der letzten 3 Jahrzehnte auf listen 

und hier zur Kenntnis bringen. 
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Ort,sbildI;?f leg:~ 

Am Anfang der Dorferneuerungsmaßnahmen stand die Orts

bildpflege, die bereits in den SOer Jahren einsetzte. 

Hiezu sind zunächst die Blumenschmuckaktionen der Land

wirtschaftskammern und der örtlichen Vereine zu nennen. 
Hand ind Hand damit gehen die von Landesregierungen 

initiierten und unterstützten Fassadenaktionen, die im 

Laufe der Jahre zu einer koordinierten Ortsplatzgestaltung 

mit der Errichtung oder Restaurierun eines Ortsbrunnens 

oder von Kleindenkmalen oder Grünanlagen führten; nicht 

zu vergessen sind in diesem Zusammenahng- die Restaurie

rungen der Dorfkirchen und die Gestaltung des Kirchen

umfeldes. 

Ein Ansporn für die Gemeinden zur Durchführung von Orts

bildverbesserungen waren sicherlich auch dievom österr. 

Gemeindebund seit vielen Jahren eingeführten Ortsbild
wettbewerbe. Diese Ortsbildwettbewerbe des österr. Ge

meindebundes ,die in Zusammenarbeit mit dem Bundesmini

sterium für Handel, Gewerbe und Industrie und der Bun
deshandelskammer durchgeführt werden, haben in den letzten 

.Jahren eine Erweiterung. dadurch erfahrenf daß nicht nur 
das Ortsbild, sondern auch die Umweltbedingungen mit be

wertet werden. Die vom österr. Gemeindebund ausgearbei

teten Richtlinien für die Umwet- und Ortsbildpflege der 

österreichischen Gemeinden (1985) geben einen Einblick 

in die hohen Anforderungen an das Ortsbild und an gute 

Umweltbedingungen. 

In einigen Bundesländern standen und stehen bei der 

Ortsbildaktion Ortssanierungen (zB. in Kärnten), die 
Erhaltung historischer Bausubstanzen (zB. in Salzburg), 

und die Erhaltung und Modernisierung alter Bausubstan

zen (zB. in der Steiermark) im Vordergrund. Hervorzu-
-- 1 

heben ist auch der von der FGW mit Unterstützung des 

Bundesministeriums für Bauten und Technik durchge

führte Wettbewerb "Die Gemeinde als Lebensraum" im 
Jahre 1981. 
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Ausbau der kulturellen Infrastrukltur 

Der Mensch lebt nicht vom Brot allein, er braucht auch 
eine geistige Nahrung. Die Nachkriegsgeneration hat sich 
zu einer Bildungsgesellschaft entwickelt, in der das Wis
sen immer rascher umgeschlagen wird, sodaß die Ausbildung 
und Weiterbildung einen sehr hohen Stellenwert in unserer 
Gesellschaft einnehmen. 

Obwohl in den letzten 3 Jahrzehnten in jeder Gemeinde 
Schulen saniert, erweitert und neu gebaut wurden, zeigt 
sich noch immer kein Ende des Schulbaues. Dies ist zum 

Teil auch auf die relativ rasche Änderung der Auffassun
gen von Lehrplänen und Schulorganisation zurückzufüh
ren. 

Eine wichtige Vorstufe zur Volksschule sind die Kinder

gärten. Man ist Ende der 70er- und in den ersten 80er 
Jahren darangegangen, das Kindergartennetz im ganzen 
Land großzügig auszubauen. 
Als Heimstätten der kulturellen Betätigung wurden in 
vielen Orten Musikheime, Veranstaltungszentren uä kul
turelle Zweckbauten errichtet. 

greizeiteinrichtung~ 

Bei der ständigen Verkürzung der Arbeitszeit von seiner
zeit 48 Stunden auf 40 Stunden in der Woche, ist das 
Bedürfnis nach Freizeiteinrichtungen wesentlich gestiegen. 

fu.diesem Zwecke wurden da und dort bereits große Freizeit
zentren oder Freizeitanlagen geschaffen, insbesondere für 
die sportliche Betätigung , wie Sportplatzanlagen, Schwimm·· 

bäderr Hallenbäder ua. 

Grundzusamme11Jegy.pg:eJ.l. .. ~-ynd OrJ:sgestaltung 

Anläßlich von Grundzusammenlegungen für Zwecke der bes
seren landwirtschaftlichen Bewirtchaftung haben sich be

reits gute Ansätze für eine koordinierte Erneuerung des 
ländlichen Raumes ergeben, insbesondere durch die teil
weise Neugestaltung des Wegenetzes und durch die Aus-



- 6 -

siedlung von Bauernhöfen und die Neugestaltung von 
Ortskernen. 

3) Q~~llS!§ätze der künftigen D_,9rferne~q~un~ 

Wichtig erscheint mir zunächst die Feststellung, daß 

sich die Dorferneuerung nicht auf die Ortsgestaltung 

und nicht nur auf die Erneuerung der baulichen Substanz 

beschränken kann, sondern daß die Dorferneuerung im länd

lichen Raum als eine umfassende Aufgabe zu betrachten ist. 

Sehr wesentlich ist mE auch, daß die Menschen im ländli

chen Raum an Hand von Leitbildern und Grundsätzen selbst 

die dörfliche Entwicklung in ihrer Gemeinde bestimmen, 

und daß wir nicht nach einem österreichischen Einheitsdorf 

Ausschau halten, sondern die individuelle Note der Dörfer 

erhalten und gestalten sollen. 

Im Laufe der Jahre haben sich für die Dorferneuerung Grund

sätze entwickelt, die weitgehend in ganz Österreich Aner

kennung finden und in der ÖROK-Studie ihren Niederschlag ge~ 

funden haben. Auch die Zielsetzungen der Europäischen Cam

pagne für den ländlichen Raum übernehmen diese Dorf erneue

rungsgrundsä tze Österreichs sehr weitgehend. 

Auf dieser Grundlage möchte ich folgende Dorferneuerungs

grundsätze für Österreich herausstellen: 

Bereitstellung und Sicherung der Arbeitsplätze in an

gemessener Entfernung 

- Bereitstellung von Kindergärten in zumutbarer Entfer

nung 

~ Bereitstellung von Volksschulen in jeder Gemeinde sowie 

die Bereitstellung von Hauptschulen und Höheren Schulen 

in zentralen Orten mit leichter Erreichbarkeit mit öf

fentlichen Verkehrsmitteln 

- Ausbau und Erhaltung des Kleinstraßennetzes mit der zweck

mäßigen Anbindung an das überörtliche Straßennetz des Lan

des und des Bundes 

- Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs unter mögl 

ster Erhaltung bestehender Nebenbahnen 
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~ Ausbau und Erhaltung der zentralen Wasserversorgung 

unf Abwasserbeseitigung 

- Ausbau und Sicherung des Telefonanschlusses für je

den Haushalt 

- Erhaltung und Erneuerung des alten, insbesonders hi

storisch wertvollen Baubestandes 

- Wahrung und Gestaltung eines individuellen Ortsbildes 

- Ortsgestaltung unter Beachtung des herkömmlichen Orts-

bildes und Erhaltung von Denkmälern sowie die Schaf

fung von Grünanlagen und Kommunikationsflächen- und 

räumen 

- Vorsorge für eine ausreichende ärztliche Versorgung, 

auch mit Fachärzten 

- Errichtung und Erhaltung von kulturellen Einrichtun

gen und Bereitstellung eines zeitgemäßen Bildungs- und 

Unterhaltungsangebotes 

- Bereitstellung von Freizeiteinrichtungen 

Diese Zielvorstellungen für die Dorferneuerung mögen auf 

den ersten Blick zu umfangreich erscheinen, ich halte sie 

jedoch alle für wichtig und insbesondere im Hinblick auf 

die Weiterentwicklung des menschlichen Zusammenlebens nicht 

für vollständig. 

4) ~~e Dorferneuerungs~aßnahmen 

Bei der umfassenden Aufgabenstellung der Dorferneuerung 

scheinen mir folgende Maßnahmen notwendig und sinnvoll: 

- Entwicklungsplanung für die Erneuerung des ländlichen 

Raumes im Rahmen der örtlichen und überörtlichen Raum

ordnung 

- Bürgerbeteiligung zur Erstellung von Entwicklungsplä

nen für den ländlichen Raum 

- Bedachtnahme der Bundes-, Landes- und Gemeindeorgane 

auf bestehende oder im Entstehen begriffene Dorfent

wicklungspläne 
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- Information und Förderung der Eigeninitiative für 

die Durchführung von Erneuerungsmaßnahmen 

- finanzielle Förderung von Entwicklungsmaßnahmen 

- finanzielle Förderung der Gemeinden für den Ausbau 

der technischen Infrastruktur, insbesondere für Straßen, 

Wasser- und Abwasservorhaben 

- finanzielle Förderung der Erhaltung, Erneuerung und Re

vitalisierung von Altbauten 
- Einrichtung von Dorferneuerungsgeschäftsstellen bei den 

Ämtern der Landesregierungen für die Beratung der Gemein

den und erneuerungswilliger Privatpersonen 

- Herausgabe von Informationsschriften über Möglichkeiten 

von Dorferneuerungsmaßnahmen, insbesondere über die För

derung und Durchführung dieser Maßnahmen 

- Koordinierung von Förderungsmaßnahmen für die Dorfer

neuerung 

- Einbindung des agrarischen Grundzusammenlegungsver

f ahrens in Dorf erneuerungsmaßnahmen 

- Durchführung von Pilotprojekten für bestimmte Formen 

von Dorf erneuerungsmaßnahmen 

- Bereitstellung ausreichender Mittel für den ländlichen 

Raum durch den Finanzausgleich. 

Ich habe mich bemüht, in kurzer Zeit einen überblick 

über die Grundsätze der Dorferneuerung in Österreich 

zu geben. Diese Dorferneuerungsgrundsätze werden in den 

Veranstaltungen zur Europäischen Campagne für den länd-

1 ichen Raum in den Jahren 1987 und 1988 sicherlich eine 

weitere und · vertiefende Diskussion erfahren. Letzt

lich geht es bei der Dorferneuerung, die mit der Erneu

erung des ländlichen Raumes gleichzusetzen ist, darum, 

den Menschen im ländlichen Raum gleiche Chancen wie den 
Bewohnern in den großen Städten einzuräumen und die dörf

liche Gemeinschaft zu erneuern und mit Leben zu erfüllen• 
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Praktisch ist Dorferneuerung aber keine Antwort auf die große Stadt, vielmehr 

ne sinngemäße Erweiterung des Anliegens "Stadterneuerung" auf den ländli

chen Raum. 

Dorferneuerung ist auch der Versuch einer Antwort auf eme "Entwicklungspla

nung ohne Seele 11 (ABT, 1978), auf die Auskämmung örtlicher Strukturen, 

auf den unzureichend koordinierten Mitteleinsatz der Gebietskörperschaften und 

auf die psychische Distanz der örtlichen Bevölkerung zur Autorität der profes.c. 

sionellen Planer. 

Vielfalt der Gemeinden - Vielfalt der Probleme 

ist nicht gleich Dorf. Hinter der Zahl von über 2.100 österreichischen 

Gemeinden bis 5.000 Einwohnern, mit einem Anteil an der österreichischen 

Bevölkerung von über 45 %, hinter der Zahl von fast 1.500 Gemeinden bis 

5"000 Einwohnern in "Landgebieten", mit immer noch einem Anteil von fast 

30 % der österreichischen Bevölkerung, verbirgt sich eine weit höhere Anzahl 
11 rflicher Einheiten", verbirgt sich letztendlich die Individualität jedes ein·

zelnen Dorf es. 

lm Auftrag der ÖROK hatten wir die Aufgabe, den 11 aktuellen Stand und 

ausgewi:'Hllte Rahmenbedingungen" der "Dorferneuerung in Österreich 11 (IRUBi 

1986) aufzuarbeiten. In dieser Studie, die in den nächsten Monaten publiziert 

werden soll, zeigte es sich, daß "Dorferneuerung" wohl weniger eine Antwort 

a.uf die mangelnde Entwicklungsdynamik der Dörfer, paradoxerweise oft viel

mehr eine Antwort auf die Folgen dieser Entwicklungsdynamik sein muß. 

Gerade die ländlichen Gemeinden haben sich - gesamtösterreichisch betrachteti 

wenn auch mit starken regionalen Unterschieden - rem von der Einwohnerzahl 

her als recht "lebensfähig" erwiesen. Ähnlich, wie sieb die Schlüsselfragen 

der Stadterneuerung von der "baulichen Erneuerungsbedürftigkeit'' auf die 

Beseitigung städtebauiicher Mißstände, auf strukturelle Rahmenbedingungen 

und Unnveltprobleme verschoben haben (vgl. ÖROK, 1984), verhält es sich auch 

mit r Dorferneuerung, wenn neben den Auf gaben der baulichen Erneuerung 

planerischen Steuerung die Notwendigkeit der integralen Verknüpfung aller 

raurrivv.irksamen Maßnahmen tritt. 

Angesichts der Heterogenität der dörflichen Bevölkerung - LICHTENBERGER 

(1981) unterscheidet die drei großen Gruppen der. ortsständigen 11 traditio-· 

mJlen Agrargesellschaft", der sozioökonomischen 11 Doppelexistenzen 11 mit 
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starkem Außenbezug und der Angehörigen der 11 städtischen Gesellschaft 11
, die 

temporär oder ständig einen Wohnsitz im Dorf haben - wird die integrative 

Wirkung der Dorferneuerungsplanung, die Aktivierung der dörflichen Gemein

schaft, noch deutlicher als in der 11 Stadtteilplanung" zu einem Schlüsselproblem. 

In unserer Studie haben wir auch festgestellt, daß selbst eine differenzierte 

Herausarbeitung dörflicher Problemtypen nicht mehr als ein Einstieg zur Klärung 

der Zusammenhänge zwischen ortsspezifischen und mitbestimmenden "exogenen" 

Faktoren sein kann. Dies bedeutet, daß vor einer unbesehenen Übertragung 

spezifischer Programme und Maßnahmenbündel von einem Dorf auf ein anderes 

gewarnt werden muß. 

Andererseits muß auch davor gewarnt werden, durch einen verengten Blick auf 

das Dorf die Region - ich habe sie einmal überspitzt als "Gemeinde der Zu

kunft" bezeichnet (REITH, 1983) - aus den Augen zu verlieren. Bei der Aufgabe, 

in einem "zonalen Entwicklungskonzept 11 für das "Mittlere Kamptal" (REITH, 

1986) nach ergänzenden "endogenen 11 Entwicklungsmöglichkeiten zu suchen, zeig

te sich: 

- daß einerseits die höchst unterschiedlichen Ausgangslagen in diesem relativ 

kleinen Gebiet nicht nur in den statistischen Auswertungen, sondern auch 

in sehr unterschiedlichen Einschätzungen des 11 Selbstbilds 11 der jeweiligen Ge

meinden ihren Niederschlag fanden, 

- daß aber andererseits trotz dieser Unterschiede gerade die zwischenörtliche 

Zusammenarbeit in einem gemeinsamen Raum zu einem Abbau sich oft 

antagonistisch gegenüberstehenden Einschätzungen und Interessen beitragen 

kann. 

3. Aufgaben der Dorferneuerung 

In unserer Studie für die ÖROK zeigten sich bei emer vergleichenden Darstel

lung der "Diskussions- und Aktionsansätze" in den einzelnen Bundesländern 

unterschiedliche Schwerpunkte im Rahmen der folgenden, allgemein akzeptierten 

Zielrichtungen: 

-- Dorferneuerung wird als Mittel der Regionalpolitik betrachtet (entwicklungs

orientierter Ansatz, Hoffnung auf strukturelle Effekte). 

- Dorferneuerung wird als Mittel zur (qualitativ erweiterten) Durchsetzung von 

Raumplanung und Bodenordnung betrachtet (Erweiterung des ordnungs

politischen Ansatzes). 

- Dorferneuerung wird als Mittel zur Lösung Ö!tlicher Probleme betrachtet 

(problem- und ortsbezogene Verknüpfung aller orts- und raumwirksamer 

Maßnahmen). 
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- Dorferneuerung wird als Mittel zur Identitätsförderung betrachtet (Erweiterung 

des herkömmlichen Planungsgedanken um eine 11 soziokulturelle Dimension 11
). 

bstverständlich stehen diese Zielrichtungen nicht in einer Konkurrenz zuei

nander, sie sind vielmehr mit unterschiedlicher Gewichtung miteinander verbunden. 

So werden beispielsweise in Niederösterreich, bei grundsätzlich im Vordergrund 

stehenden (regional-)entwicklungsorientierten und identitätsfördernden Zielen, 

recht umfassende Erwartungen auch in die wirtschaftlichen Effekte gesetzt, die 

erner realistischen Einschätzung wohl oft nicht standhalten. 

Bei einer stärkeren Betonung der qualitativen Ziele und deren Verwirklichung 

in einer "Dorferneuerung der kleinen Schritte 11 stellt sich die Frage, wie eine 

aktionistische Begeisterung ( 11 0rtsidee 11
) in einen nachhaltigen Beitrag übergeführt 

werden kann, oder, beispielhaft dargestellt, wie etwa eine dauerhaft verbesserte 

Einbindung verschiedener Bevölkerungsgruppen in die Dorfgemeinschaft zu einer 

Aufrechterhaltung einer funktionalen und "sozialen Mindesausstattung 11 des Dorf es 

beitragen kann. Das breite Spektrum möglicher ortsspezifischer Ziele, die teilweise 

wegen des begrenzten Spielraums nur in einem regionalen Zusammenhang erreich·· 

bar sind, geht - um nur einige zu nennen - von einer Verbesserung der räum liehen 

Strukturen, einer Stabilisierung der Erwerbsmöglichkeiten, einer Aufrechterhaltung 

der Versorgungsstrukturen, der Einrichtung regionaler Märkte, einer Sicherung 

ökologisch bedeutsamer Strukturen, der Pflege der landschaftlichen Besonder

heiten und der ortstypischen Baussubstanz bis zur Entwicklung örtlicher Energie

konzepte und Selbsthilfestrukturen sowie kultureller Aktivitäten. 

In mehreren Bundesländern wird die Aufgabenerfüllung bei der Lösung örtlicher 

Probleme in engem Zusammenhang mit der Raumplanung, als Erweiterung des 

an sich vorhandenen (Gesamt-) "Gestaltungsauftrages" der Raumplanung, gesehen. 

Dies umfaßt neben den Aufgaben des Ortsbildschutzes, der Ortsbildpflege und 

der Ortsplanung, die Einbindung verschiedenster Fachplanungen (z.B. Flurpla-

1rnng, Wasserbau, Verkehrsplanung, Landschaftsplanung) und ··· beispielswei:,;e 

im Sinne einer Fortsetzung der Aktionen 11 0rtsbild 11 und 11 0rtsidee 11 in der Steier

.. organisatorische Modelle mit 11 animatorischem 11 Charakter. 

Hinter den Konzepten der Dorferneuerung steht die Idee, aus dem Konzept der 
11 Plammg durch die Autoritäten" ein "Hilfe zur Selbsthilfe-Konzept" zu machen. 

Dies stellt hohe Anforderungen an die Planer und setzt eine Offenheit gegenüber 
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neuen Ideen voraus (z.B. zur Aufrechterhaltung öffentlicher und privater Dienst

leistungen, Mitbenützung von Verkehrsträgern für den Berufs- und Schulverkehr, 
11 fahrende Musikschule 11 im Bregenzerwald, usw.). 

4. Schlußfolgerungen zur Diskussion 

Abschließend sollen einige kurze Schlußfolgerungen zur Diskussion gestellt werden: 

- Wenn Dorferneuerung sich nicht darauf beschränkt, als 11 Behübschungsakt 11 die 

Dörfer dem Vorstellungsbild der städtischen Bevölkerung anzupassen, muß sie zu 

einem Anliegen der im Dorf lebenden Bevölkerung werden. 

- Der Ruf nach Dorferneuerung ist auch ein Ruf nach mehr Gemeinschaft im 

Dorf. Echte Gemeinschaft setzt aber die Möglichkeit der Mitwirkung an Ent-

scheidungen voraus. 

- Die angestrebte Verbesserung örtlicher Lebens- und Umweltverhältnisse setzt 

einerseits einen von der örtlichen Bevölkerung gewünschten Gestaltungsvorgang vor 

aus, andererseits ist die örtliche Entwicklung von äußeren ( 11 exogenen") Faktoren 

abhängig, die eine Übereinstimmung aller Planungsträger mit den jeweils örtli·· 

eben Zielen erfordert. 

Dorferneuerung ist "gebündelter" Mitteleinsatz, wobei insbesondere ein enger 

Zusammenhang mit dem "Gestaltungsauftrag" der örtlichen Raumplanung be

steht. 

Dorf und Gemeinde sind die Blätter an den Zweigen emer Pflanze, die sich 

"Region" nennt. Eine Übereinstimmung der Menschen mit ihrer örtlichen Um-

welt erfordert auch das Vertrauen in die Lebensfähigkeit der nächstgrößeren 
11 Umwelten 11

• 

Hinweise: 

ABT Th. (1978): Entwicklungsplanung. ohne Seele? - Sozio-ökonomische und psycho· 

logische Aspekte der Entwicklungsplanung im Berggebiet, Bern 

AIGINGER K./TICHY G. (1984): Die Größe der Kleinen. Die überraschenden Erfo\ .. 

ge kleiner und mittlerer Unternehmungen in den achtziger Jahren, Wien 

IRUB (Institut für Raumplanung und Agrarische Operationen an der Universität 

für Bodenkultur Wien, 1986): Expertise 11 Dorferneuerung in Österreich". Aktueller 

Stand und ausgewählte Rahmenbedingungen, 'N.J. REITH, H. DÖRR, et.al., im 

Auftrag der ÖROK) Wien, im Mai 1986, unveröffentlicht 
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KOHF<. L (1986): Das Ende der Großen, Wien 
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schaft für Land·- und Forstwirtschaftspolitik: Das Dorf als Lebens·- und Wirt

schaftsraum, Internationales Symposium in Mieders 

OK (Österreichische Raumordnungskonferenz, 1984 ): Vierter Raumordnungs
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7 - 22 

REITH \V.J. (1985): Dorferweiterung Kirchbühel in 
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VERNETZTES DENKEN, PLANEN UND HANDELN BEI DER DORFERNEUEI<ONC 

DISKUSSIONSBEITRAG ZUR 4. INTERNATIONALEN WOHNUNGSWOCHE IN 
SALZBURG v. 22. - 26. IX. 1986. WOHNUMWELT IN STADT UND LAND 

Am Übergang vom Industrie- zum Informationszeitalter zeigen 

sich Anzeichen einer Revitalisierung des ländlichen Raumes. 

John Naisbitt erläutert in seinem Buch "Megatrends" die 

Phänomene dieser Entwicklung: 11 Die Agrargesellschaft war 

Wesen nach dezentral gewesen, die Industriegesellschaft zentrali-· 

stisch, die Informationsgesellschaft erlaubt hingegen wiede 

eine weitgehende Dezentralisierung. Dies erklärt aber ... ,warum 

vieles wie ein Rückschritt in die alte Agrargesellschaft auss eht, 

was in Wirklichkeit ein vorwärts in eine neue Ära darstellt . (6) 

Dieses Phänomen der Dezentralisierung (Leopold Kohr, E.F. S 

macher u.a.) soll nun am Beispiel der Dorferneuerung näher 

leuchtet werden. 

Die Dorferneuerung erlebt seit einigen Jahren eine Renna:i.c.;sance, 

vor allem in kultureller, sozialer, wirtschaftlicher und politischer 

Hinsicht. (15, 1, 7, 11, 13) 

Es erhebt sich die Frage wie es zu diesem Bewußtseinswandel vor1 

seiten der Betroffenen, als auch von den Politikern gekommen is . 

Einen wesentlichen Beitrag dazu haben vor allem die PROBLEME 

im ländlichen Raum ausgelöst. (15, S. 3) 

+ ein Arbeitsplatzdefizit im sekundären und tertiären Sektor 
+ Hohe Zeit-, Kosten- und Mtihebelastung der Bewohner a 

Befriedigung sämtlicher Grunddaseinsfunktionen 
+ Kommunalpolitische Belastung mit der ernormen Bürde der Wohn~ 

funktion. 

Zu diesen grundsätzlichen Problc.rnbereicben h.::i.rr.en· in den letzten 

Jahrzehnten noch strukturelle Veränderungen im Dorf dazu. (15, S. 27) 

+ Die Betriebe finden in den Agglomerationen größere S 
ortvorteile vor als im ländlichen Raum 

+ Strukturwandel in der Landwirtschaft. Es kommt zu e em 
Bedeutungsverlust der menschlichen Arbeitskraft in 
Landwirtschaft (Abb. 1). Parallel dazu wird die Mechanis 
dieses Produktionszweiges stark vorangetrieben (Abb. 2) 
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Zu diesen wirtschaftlichen und sozialen Problemen kommen nun 

noch die wahrnehmbaren ästhetischen Veränderungen in Dorf und 

Flur und sämtliche sogenannten Umweltprobleme. 

Der Schweizer Umweltforscher SALZMANN schreibt, daß "die Umwelt

verschlechterung in ihren vielen Erscheinungsformen fast 100%ig auf 

das Fehlverhalten von Menschen zurückzuführen ist. Wenn wir nun 

das übel an seiner Wurzel bekämpfen wollen, ist es darum auch logisch 

VERHALTENSÄNDERUNGEN zu bewirken. Diese führen nach Salzmann über 

einen Weg mit 5 Stufen. 

+ MOTIVATION: Um für etwas Sorge zu tragen, es schützen zu 
wollen, (die Liebe zur Natur z.B.) müssen wir es zuerst 
einmal schätzen. 

+ BEOBACHTUNG: Eine positive Beziehung zu seiner Umwelt stellt 
sich bei dem am schnellsten ein, der gelernt hat genau 
zu beobachten 

+ ZUSAMMENHÄNGE: Um gegen Umweltgefährdung wirksam etwas unter·· 
l' :-

µehmen zu können, müssen ihre Ursachen bekannt sein. 
+ MASSNAHMEN: Dazu braucht es Fantasie, Modelle, Versuche, 

Erfahrungen 
+ HANDELN: Die schönste Theorie bewirkt nichts, wenn sie nicht 

angewendet wird. Diese Feststellung tönt sehr simpel. 

Wenn wir aber die Entwicklung der letzten Jahrzehnte beobachten, 

müssen wir feststellen, daß die meisten Änderungen im ländlichen 

Raum einen Anpassungsprozeß aufgrund der sozio-ökonomischen 

Gegebenheiten darstellen. 

Es soll nun versucht werden diesen komplexen Bereich des Dorfes 

zu beleuchten. Wir glauben, daß durch eine Änderung des Verhaltens 

und der Denkmuster bei den Betroffenen im ländlichen Raum eine 

Erneuerung stattfinden kann. 

+ Das DENKEN muß geprägt sein von einer starken Motivation 
und der Fähigkeit komplexe Systeme erfassen und beschreiben 
zu können 

+ Die PLANUNG ist schließlich nicht nur eine gedankliche Vorweg
nahme künftigen Handelns (Maßnahme) , sondern auch eine spezi
fische Art des Handelns. Entweder ist Planungshandeln eine 
individuelle Tätigkeit (blue-print-planner) oder eine 
gesellschaftliche Tätigkeit (Fähigkeit zur Teamarbeit, 
partizipatorische Planung, Konfliktfähigkeit gegenüber 
konkurrierenden Planungsinteressen). (3, S. 43ff) 

Snlriob~ 
1.700.000 --,------,---.----~ 

'/00000 -·+--------l---+--~ 
1949 1960 1970 1980 

Rückgang der landwirtschaftlichen 
Betriebe (ab 1 ha) von 1949 bis 1980J. 

BR.P 

Ae>t?>.1 
(12' I S.2..S) 
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1 . MOTIVATION 

"Hat ein Mensch in seiner frühen 
Kindheit nie die Harmonien der 
N~tur erlebt, müssen sie ihm als 
sinnlos und chaotisch, ja sogar 
fremd und erschreckend erscheinen. 

KONRAD I„ORENZ 

Die wichtigste Vorraussetzung für eine erfolgreiche Dorferneuerungs 

aktion ist sicher die Motivation der betroffenen Bevölkerung. 

Kirlinger schreibt dazu: "Die Realisierung der Dorferneuerung 

hängt erheblich von der Bereitschaft·der Bürger ab, seinen Inhalt 

realisieren zu helfen. Diese Bereitschaft wird erfahrungsgemäß 

umso größer, je stärker die Möglichkeit zur Mitarbeit bei der 

PROBLEMSTELLUNG ist".("15, S.79) 

POSCH nennt diese Anforderung, komplexe Themenstellungen zu be

arbeiten, dynamische Fähigkeiten (20). Damit sind Fähigkeiten 

gemeint, sich selbst Ziele zu setzen und dafür Energie einzusetzen. 

Zu diesen Fähigkeiten gehören Initiative und Unternehmungsgeist, 

aber auch Selbständigkeit und Selbstvertrauen. Bereits 1971 hat 

Alvin Ta ler (in: 20, S.3) darauf hingewiesen, daß Fähigkeiten, 

die in der Industriegesellschaft der Vergangenheit als "normal" 

angesehen wurden, nämlich die Bereitschaft, monotone, mechanische 

Arbeit zu verrichten und die unkritische Unterwerfung unter 

Autoritäten, nun zu Hindernissen werden können. Auch auf der Gemein

deebene gibt es ähnliche Entwicklungen. Die rasche Zunahme von 

Bürgerinitiativen und ihr wachsender Erfolg sind Beispiele dafür 

(Mitbestimmung, Dezentralisierung der Entscheidung etc.). 

Ein erster Ansatz hiezu ist das Beispiel der "Dorfwerkstatt" in 

Nieder5sterreich .. 

I . Aufwendungen der Landwirt-
h sclu(t von 1950 bis 1980 in Millionen DM'. 

h 
,•' 

/ ~f'3$flEI( . . .... 

.•..•......... „ .. „ .. „ ..... . 
+-+-+-+-+-+-t-+-l-+-+·+++-+-+ 

1i~o ~} s' u ~ 'o e1 ~' u u 10 n n n a eo 

('13,S.27) 
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2. BEOBACHTUNG 

Die vordringlichsten Probleme des ländlichen Raumes sind heute 

Bevölkerungsabnahme, Arbeitsplatzdefizit, kommunalpolitische 

Belastungen, Zersiedelung, keine ausgewogene Einkommensentwicklung 

in der Land- und Forstwirtschaft, fehlende Infrastruktur, der 

Strukturwandel in der Landwirtschaft, Umweltprobleme (Waldsterben, 

Luftverschmutzung, Gewässerverschmutzung, Landschaftszerstörung,u.v.a.; 

Aber auch im Fremdenverkehr sind Entwicklungskrisen zu erkennen 

(DORNER et al., 9) 

+ Niedrige Auslastung und niedrige Arbeitsproduktivität in 
den Einsaisongebieten. 

+ 11 Vergreisung 11 des Sommerfremdenverkehrs 
+ Schnell wachsender Wintertourismus mit überproportionalem 

Anwachsen der Umweltprobleme (Verkehr, Lärm, Emmissionen, 
Landschaftsverbrauch und hohen Bodenpreise) 

Auf die Frage, ob :ihnen URSACHEN bekannt sind, die der gegenwärtigen 

Umweltzerstörung zugrunde liegen, wurden von Lehrern und Studenten 

im landwirtschaftlichen Bildungswesen folgende Inhalte nach 

Kategorien genonnt (18): 

1. Mangelndes Bewußtsein, Gedanken
losigkeit, Gleichgültigkeit 

2. Wirtschaftsinteressen 
Gewinndenken 

3. Steigende Insustrialisierung 
4. Materieller Konsum, Egoismus 
5. Politische Unfähigkeit 
6. Mangelndes Wissen 
7. Fortschrittsgläubigkeit 
8. Bürokratismus 

Diese Kategorien zeigen sehr deutliche, daß wir auf Grund einer 

mangelhaften Zielbeschreibung wohl viele Probleme erkennen und 

vielleicht auch korrigieren können (Reparaturdienstverhalten) , 

aber oft die eigentlichen Ursachen unbeachtet lassen. 

In diesem Zusammenhang ist es aber sehr aufschlußreich, daß gerade die 

oben genannten Ursachen in Überlegungen von Erich FROMM genannt werden; 

Fromm versucht Wesensmerkmale zu beschreiben, die es beim Aufbau einer 

neuen Gesellschaft zu überwinden gilt (10, S. 166): 

+ Wie kann die industrielle Produktionsweise beibehalten 
werden, ohne in totaler Zentralisierung zu enden 

+ Die gesamtwirtschaftliche Rahmenplanung. müßte mit einem hohen M8 
an Dezentralisierung verbunden werden 

+ Das Ziel unbegrenzter wirtschaftlichen Wachstums müßte aufgegel 
werden 

+ Es gälte entsprechende Arbeitsbedingungen zu schaffen 
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sodaß nicht mehr der materielle Gewinn sondern psychische 
Befriedigung als Motivation wirksam werden können 

+ Wissenschaftlicher Fortschritt darf nicht zur Gefahr für 
die Menschheit werden 

+ Existenzgrundlage des Einzelnen sichern, ohne ihn von der 
Bürokratie abhängig zu machen 

3. ZUSA.MMENHÄNGE ERKENNEN 

Im Sinne eines ganzheitlichen Denkens müssen wir lernen die eigent

lichen Ursachen zu erkennen und versuchen zusammenhänge zu erfaBsun, 

Wenn wir das Dorf als nlebendiges System" auffassen, dann können 

wir dabei die Prinzipien der "SELBSTORGANISATION" anwenden. 

Die innere Gestaltbarkeit und Flexibilität "lebender Systeme 11 

kann man 6ls dynamisches Prinzip ansehen - als Prinzip der 

"Selbstorganisation". Die wichtigsten Phänomene der Selbstorgani-

sation nach CAPRA (8) sind; 

1. "SELBS'l'ERNEUERUNG" -- die Fähigkeit lebender Systeme, 1hr0:: 
Komponenten ständig zu erneuern, wieder in Gang zu bringen 
und dabei die Integrität ihrer Gesamtstruktur zu bewahren, 

2. "SELBST-TRANSZENDENZ II f also die Fähigkeit' durch die Vor·~ 
gänge des Lernens, der Entwicklung und der Evolution, 
über die eigenen physischen und geistigen Grenzen hinaus
zugreif en. 

Wir glauben, daß die Prinzipien der Selbsterneuerung sehr wohl 

sind, aber noch zuwenig in unsere Planungs- und Gestaltungsüber

legungen einfließen. 

Die Natur ist keine starre Maschine. Natur bedeutet fließen, wachs 

reifen, altern, sterben und geboren werden. 

Wenn man nun von der Natur lernen m6chte, so kann man feststellen, 

daß viele Vorgänge nach· ähnlichen Mustern ablaufen und daß es 

wichtige Grundprinzipien gibt, die zum Leben und Uberleben nötig 

sind. Frederic VESTER (25) nennt diese die biokybernetischen 

Prinzipien. Prinzip der Vielfalt, Jiu Jitsu Prinzip, Mehrfachnutzung, 

Prinzip der Symbiose, des "Recycling 11
, Reqelkreisprinzip und 

Vernetzung, um nur die wesentlichsten zu nennen. 

Um nun diese zusammenhänge der belebten und unbelebten Natur zu 

0.orkennen und zu interpretieren, bedarf es eines NEUEN LERNENS. Im 

Sinne der Selbsttranszendenz muß der Mensch versuchen, sein Uber 

ben zu sichern. 

v.Jir k.önnen sehen, daß "innovatives Lernen" Individuum und Gesellsc 

auf gemeinsames Handeln in neuen Situationen vorbereiten kann. 
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Zwei Merkamle prägen dieses Lernen: Antizipation und Partizipation. 

ANTIZIPATION impliziert eine Orientierung, die auf das mögliche 

Eintreffen von Ereignissen vorbereitet und langfristig Alternativen 

für die Zukunft in Betracht zieht. 

PARTIZIPATION muß die Forderung nach Rechten mit der Ubernahme 

von Verpflichtungen verknüpfen. (19, S. 34ff) 

Ei nen Versuch antizipatives und partizipatives Lernen zu verbinden 

hat Frederic VESTER in seinem PAPIERCOMPUTER dargestellt. 

4. PLANEN UND MASZNAHMEN ENTWICKELN 

Wir wollen nun versuchen ökologische Planungskriterien anzuführen, 

die auch umweltpolitischen Prinzipien entsprechen. 

Zu den umweltpolitischen Prinzipien zählen: 

+ Kooperationsprinzip im Sinne einer Umweltethik 
+ Vorsorge~rinzip. Künftige Schäden sollten vop vornherein 

vermieden werden; · · 
+ Verursacherprinzip. Schäden bei der Produktion und/oder 

Konsumtion dürfen nicht auf die Allgemeinheit umgewälzt 
werden. ; •· 

+ Gemeinlastprinzip. Die Allgemeinheit kommt für d~e Sanierung 
von Umweltschäden auf (kommunale Massnahmen) 

Zu den ökologischen Planungskriterien zählen: 

Gestaltung und Bauanpassung, Nutzung des Naturpotentials, Okologi = 
sehe Kreisläufe, Vernetzung, Eigenständigkeit un& Dezentralisation. 

4.1 GESTALTUNG UND BAUANPASSUNG 

Wir müssen versuchen unsere Siedlungsstrukturen an die Gegebenheiten 

des Standortes anzupassen. Das heißt wir müssen dabei di"e jeweilige 

bauliche Struktur mit der Natur in Harmonisierung b~ingen. Dabei 

müssen die Faktoren der Topographie, des Bodens, von Wasser, Luft 

Vegetation, Tierwelt und Klima in Einklang gebracht werden. 

Im Laufe der Entwicklung haben sich zum Beispiel Tiere an ihre Um= 

weltbedingungen angepasst. Unsere Häuser wurden früher vielmehr nach 

den klimatischen und topographischen Gegebenheiten gebaut. Wir haben 

aber heute vieles verlernt. Die Gestaltung der Häuser und der Land= 

schaft im Sinne von "vernacular values", einer Anpassung an die 

natürlichen / einheimischen Faktoren des Standortes, schafft einen 

bestmöglichen Kompromiß zwischen Nutzung und Naturbelassenheit. 
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Zwei Prinzipien kann man hier erkennen: 

+ Die Funktion darf nicht auf Wachstum angewiesen sein. 

Denn Lebensqualität und Attraktivität einer Gemeinde werden 

nicht durch die Menge ihrer Häuser, sondern durch deren 

Funktion, Gestaltung und Anordnung im Gesamtsystem bestimmt 

(25,S.69) 

+ Gleichgewicht durch Vielfalt. 

Vielfalt und vielschichtige Vernetzung bewirken nicht nur in 

natürlichen Ökosystemen, sondern auch in künstlichen im Haus= 

und Siedlungsbereich eine hohe Effizienz und Stabilität. 

Vielfältigkeit in der Gestaltung,Versorgung und Entsorgung, 

der sozialen Struktur, Artenreichtum einer Lebensgemeinschaft 

etc. schafft Stabilität. (16,S.23) 

4.2 NUTZUNG DES NATURPOTENTIALS AN ENERGIE UND MATERIE 

Architektur nach ökologischen Prinzipien gibt die Chance der lang= 

fristigen Versorgung mit Energie, Materialien und Nahrung. Wenn 

das Haus sich nahtlos in das örtliche Ökosystem einfügen soll, darf: 

es nicht mehr Energie benötigen als die örtlichen Natursysteme 

bieten können. ( 16, S. 2 0) 

Ein ausgezeichnetes Beispiel dafür, wie wir auf kybernetische, das 

heißt steuernde Weise vorhandene Kräfte nutzen und die eigenen sinn= 

voll einsetzen können, bietet die Kombination einer kybernetischen 

Bauweise mit neuen Recycling- und Biotechnologien. Die erstere nutzt 

die Naturkräfte von Wind und Sonne, die letzteren nutzen die Leist= 

ung lebender Organismen und das Prinzip der SYMBIOSE. (25,S.127) 

Dies geschieht durch das enge Zusammenleben artfremder 
Organismen (Hecken, Vögel, Insekten, Kleintiere etc.) zum 
gegenseitigen Nutzen. 

Die Energiegewinnung erfolgt über passive Massnahmen (Glashaus -

effekt, Gebäudeform, -ausrichtung. (16,S.20) 

Das Prinzip der MEHRFACHNUTZUNG hilft uns bei allem was wir tun 

und produzieren, mehrere 11 Fliegen 11 mit einer Klappe zu schlagen. 

+ Raumfunktion, Bauteile, Baustoffe etc. können mehrfach 
genutzt werden 

+ eine ökologische Landwirtschaft lässt den Raum vielfach nutzen 
+ der Baum als Schattenspender, Obstlieferant, und gleichzeitig 

Gerüst für Ranken von Weinreben 
+ der Bau von Windschutzanlagen erlaubt eine Durchmischung 

der agrarischen Ökosysteme mit naturnahen oder halbnatür= 
liehen Ökosystemen (Biotopverbundsystem). (21) 
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Schließlich ermöglicht das "JIU JI'l'SU PRINZIP" eine optimale 

Energienutzung. Anstatt behindernde Kräfte zu zerstören, sollte man 

sie nutzen oder lediglich durch Anwendung geringfügiger Steuer= 

energie umlenken. (Energiekaskaden, naturnaher Wasserbau, Poren= 

lüftungssystem etc.) 

Am Beispiel der Ökologie von Fließgewässern haben wir gesehen 
daß durch ingenieurbiologische Sicherungsmaßnahmen durchaus 
ökonomische und gestalterisch gute Lösungen gefunden werden 
können. Die natürliche Verbauung des Ufer- und Vorlaufbereiches 
von Flüssen durch Weiden kann Einsparungen von 25 bis zu 95% 
der veranschlagten Kosten gegenüber Hartbaumethoden bringen. 
Weiden und Gräser begünstigen unter gewissen Bedingungen die 
Abflußgeschwindigkeit, es tritt eine Art Umkehreffekt ein. 
Nach dem "Jiu Jitsu Prinzip" wird der Energiefluß minimal ge= 
halten und gleichzeitig wird der für das Gesamtsystem 
harmonischste Ordnungszustand erreicht. (17) 

4.3 ÖKOLOGISCHE KREISLÄUFE MIT INTERN AUSGEGLICHENEN BILANZEN 

Wie in der Natur die vorhandenen Quellen für Energie und Materie 

hocheffizient ausgenutzt werden, kann auch für menschliche Lebens= 

bereiche ein Gefüge entstehen, das das gegebene Potential v~ll 

ausschöpft und nutzt, so daß keine andere Systeme belastende Schad= 

stoffe anfallen. Eine ausgeglichene Energie- und Materialbilanz 

verhindert gleichzeitig Luft-, Boden- und Gewässerbelastungen (16~S.21; 

Kreislaufprinzipien sind das sogenannte, 

+ 11 REGELKREISPRINZIP 11 (Selbstregulat.ion eines Systems) 

- Regelung des Wasserstandes in einem Kanalsystem(25) 
- Wärme Kraft Kopplungen bei Energieversorgungssystemen (1) 
- Wasserrückgewinnung (1) Wurzelraumentsorgung 

+ "RECYCLINGPRINZIP" 

Ein altes Prinzip niederentroper Systeme ist die Mehr= 
fachnutzung und Wiederverwertung von Produkten (recycling) 
Biogas, Müll, Humus Toilette 

4.4 VIELFALT UND VERNETZUNG DES LÄNDLICHEN RAUMES ZUR STABILISIE:EUNC 
DES SYS'rEMS 

Bauen bedeutet die Ein~eitung einer Sukzession in einem neuen 
l 

Biotop. Je ökologischer die Planung ist, umso eher wird der End -

zustand (Klimax) erreicht, der die optimale Ausnutzung der Gegeben= 

heiten und damit die ~aximale Dichte darstellt. (16,S.26) 
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Das Prinzip des BIOLOGISCHEN GRUNDDESIGNS müsste folgende 

Kriterien erfüllen 

+ Produktive, selbstbestimmte Beschäftigung (2) mittels 
Nutzung der Ressourcen in ökologisch begrenzten Land = 
scha:Eten (14,23) 

+ Nicht funktionale Trennung, sondern Vermischung von Land~ 
und Forstwirtschaft und Siedlungsraum, sowie Bewirtschaft= 
ung der selben mittels "angepasster Technologien" (5,12) 

+ Ebenso Verflechtung aller Daseinsgrundfunktionen (Wohnen, 
Arbeiten, Kommunikation und Erholung etc.) in sozial 
undökonomisch überschaubaren Strukturen. 

Somit könnte man durch eine wohlgegliederte Durchmischung und '' 

Vernetzung ursprünglich 11 städtischer 11 und 11 ländlicher 11 Elemente, 

die erwünschte lebensräumliche Vielfalt erreichen (22) 

4.5 EIGENSTÄNDIGKEIT UND DEZENTRALISIERUNG 

Das Dorf der Zukunft könnte bezüglich der Arbeitsteilung eine Ver= 

flechtung zwischen Primär-, Sekundär- und Tertiärbereich hervor = 

bringen. Wirtschaft und Versorgung sind dann nicht kapitalintensiv 

sondern arbeits- und personalintensiv (13,S.210) 

Die modernen Wirtschaftswissenschaften sehen vielfach Arbeit als 

notwendiges tlbel an, und betrachten den Verbrauch von Gütern als den 

einzigen Zweck und das einzige Ziel alles wirtschaftlichen Handelns 

verbunden mit einem Höchstmaß an Produktionsanstrengungen. Demgegen= 

über steht eine Lebensweise, die günstigste Verbrauchsmuster anstrebt, 

bei geringerem Aufwanrl und einem Höchstmaß an Zufriedenheit. 

Angesichts der unmittelbaren Erfahrungen in unserer Industriegesell= 

schaft und deren langfristigen Auswirkungen (Umweltzerstörung) , 

könntesich die Beschäftigung mit den Thesen E.F. Schumachers selbst 

für jene empfehlen, die Wirtschaftswachstum für wichtiger als irgend= 

welche geistig - seelischen oder religiösen Werte halten (24) 

5. VERWIRKLICHEN UND HANDELN 

"Eine solche Tendenzwende hin zu dezentralen Siedlungen ist selbst 

verständlich nicht in wenigen Jahren zu erreichen. Sie wäre Auf = 
gabe einer, wenn nicht sogar mehrerer Generationen. 

Durchsetzbar ist sie nur, wenn allmählich ein tiefgreifender 

Prozeß des Umdenkens die Mehrheit der Bevölkerung ergreift und die 
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Menschen sowohl in den Industrieländern wie in den noch vorwiegend 

landwirtschaftlich geprägten Regionen des Planeten einsehen, daß 

ein solcher Kurs der Weiterentwicklung des Menschengeschlechts 

der Allgemeinheit und auch ihren eigensten Interessen bekömmlicher 

wäre, als die bisherige Richtung" (JUNGK, in:13, S.210). 

Wenn wir aber diese Änderungen herbeiführen wollen, wird eine 

Umstellung unseres Verhaltens und unserer Gewohnheiten unumgäng~ 

lieh sein (Verkehrsgewohnheiten, Energievergeudung, Konsumverhalten 

Wegwerfkultur, Ernährungsgewohnheiten u.v.a.) 

schließlich wird die Umstellung unserer Volkswirtschaft und Gesell= 

schaft auch einen entsprechenden Wandel unserer Wertvorstellungen 

erfordern 

+ eine Verlagerung der Schwerpunkte von der Selbstbehauptung 
und dem Konkurrenzdenken zur Zusammenarbeit und sozialen 
Gerechtigkeit 

+ vorn Erwerb materieller Güter hin zu innerem Wachstum (4,S.86) 
vorn Habenorientierten "homo oeconomicus 11 (Normopath) hin 
zum Seinorientierten (10) 

Die. neue Gesellschaft und der neue Mensch werden nur Wirklichkeit 

werden,wenn die alten .Motivationen - Profit und Macht - durch 

neue ersetzt werden: s e i n t e i 1 e n v e r s t e h e n. 

Worte können aber nur einen Bruchteil von dem vermitteln, was 

in den Visionen eines ökologischen Zusammenlebens sich abzeichnet. 

Zum Abschluß ein Vers von TAO TE KING, elfter Vers (in:R~BOLITS} 

Dreissig Speichenteile teilen sich die Nabe des Rades; 

Das Loch in der Mitte macht es brauchbar. 

Forme Ton zu einem Gefäß: 

Der leere Raum darin macht es brauchbar. 

Brich Türen und Fenster in ein Zimmer: 

Die Öffnungen machen es brauchbar. 

Daher kommt Vorteil aus dem, was ist; 

Brauchbarkeit aus dem, was nicht ist. 
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Dipl.-Ing.Hans Peter JESCHKE 
Projektgruppe Raumordnung 

Q.E~mds~~~~.~nd überörtliche Strategien zur Gemeindeentwicklung und Dorfer-

Rahmen der En des ländlichen Raum - Hinweise zur Si-

tuation terreich und auswahl 

Zeit war der ländliche Raum in Politik und Gesellschaft trotz vie

ler verdj_enstvol ler Bemühungen um eine umfassende Sicht im "Schatten" der 

Städte. Zudem hat ein tiefgreifender Strukturwandel sowohl den ständtischen 

als auch den ländlichen Raum mit schwerwiegenden Auswirkungen erfaßt, des

sen Folgeerscheinungen nunmehr überdeutlich werden. Dieser viel zitierte 

Wandel der Verhäl nisse ist jedoch nicht erst ein Phänomen der vergange

nen Jahre, sondern hat sich besonders stark während der letzten Jahrzehn-

te in mehreren Schilben vollzogen. 

l, Hinweise zu Instrumenten der Dorf 

Mit der der Dörfer ist ein komplexer Prozeß angesprochen, der 

nicht allein durch Gesetze und Verordnungen in Gang gebracht oder durchge

führt werden kann. Vielmehr ist es ein auf den jeweiligen Dorftyp - das 

Dorf im Stadt-Umland, das weitgehend zum Wohnstandort geworden ist, das 

Dorf mit gemischten Funktionen, landwirtschaftlich strukturierte Dörfer, 

Dörfer mit dem Schwerpunkt Fremdenverkehr - abgestimmtes vernetztes System 

von Instrumenten notwendig, um die Dorferneuerung "anzukurbeln", zu lenken 

und zu rr:0al:is] .. eren. Diese Instrumente können unter anderem 

- Mo ivat1on der Dorfbewohner, sich für Dorfverbesserungsmaßnahmen und 

taJ einzusetzen, 

··· Bera.t und Planungsempfehlungen ohne rechtliche Verpf lich-

- planungs- und baurechtliche Festlegungen bzw. Konzepte, Flurbereinigungs-

maßnahmen usw. und 

ent icber Förderungsmittel 

sein . 

. ~.'...-~::?.1:.':'..~.1:.P2:'..:'1_l.s-_!_ ... S~L.~'.: ... ~.t~i.::_~p:'.1Eat§'..E>._für eine Kampagne für den ländlichen Raum 

von würdigen Existenzbehandlungen im ländlichen Raum durch ziel-

gerichtete und Nutzung der wirtschaftlichen Ressourcen. 

- Neuorientierung der Land- und Forstwirtschaft. 
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Neuorientierung der Wirtschaftspolitik auf eine breitere Auffächerung der 

wirtschaftlichen Lebensgrundlagen. 

- Schut der Umwelt. 

Schutz der Kulturlandschaft und des Kulturellen sowie architektonischen 

Erbes. 

- Verbesserung der sozialen Probleme im ländlichen Raum (Existenzbedingung 

der Frau, Probleme mit Jugendlichen und Älteren). 

3. Fol für Österreich - Leitziele für eine Politik der umfassenden 

verschiedenen Dorftypen, einem vernetzten System von unter

schiedlichen Instrumenten muß als weiterer Ausgangspunkt die Integration 

der Dorferncmerung bei der örtlichen (örtliches Entwicklungsprogramm) und 

überörtlichen Raumordn11ng (Regional- und Landesplanung) sowie bei raumpla-

zept) 

staatlichen Konzeptionen (österreichisches Raumordnungskon

werden. Der damit ersichtliche Wille zum Wirksamwerden von 

räumlicher Planung als Instrument einer Neuorientierung einer umfassenden 

Politik filr den ländlichen Raum sollte auch seine Berücksichtigung bei all

fälligen Leitzielen (Grundsätzen) fUr die Dorferneuerung haben. In knapp

ster Form skizzenhaft angeführt, k5nnen dies unter anderem sein: 

a) Liindliche Sozialforschung, Umweltpsychologie, Bewußtseinsbildung im Rah

men der Dorferneuerung: 

Gesellschaftspolitische Neuorientierung im ländlichen Raum, Stärkung der 

, der Eigeninitiative, der kulturellen Eigenart sowie der 

spezifischen sozialen Beziehungen in der Dorfgemeinschaft. 

b) Naturraum und Umweltschutz im ländlichen Raum: 

Nachhaltige Sicherung der naturräumlichen Voraussetzungen für die land

und forstwirtschaftli.che Produktion sowie der Einzelelemente des gesam-

ten Naturhaushaltes tential); Verbesserung der Agrarstruk-

tur und der Landschafts~ bzw. Grünraumgestaltung bei der Dorf-

erneuerung (Sicherung der Naturraumpotentiale durch die Instrumente der 

Landschaftsplanung auf 5rt1icher und überörtlicher Ebene); Konzept zum 

Schutz des Bodens und des 

c) Örtliche Raumplanung, Entwicklungsplanung der Gemeinden, Ortsgestaltung 

im Zusammertl1ang mit Dorferneuerung: 

Int der Dorferneuerung in der Gemeindeentwicklungsplanung zusam-

men mit umfassende11 Ortsgestaltungskozepten; Verbesserte Partizipation 



der Dorfbewohner und Vermittlung der Planungsergebnisse flir die Betreffe-

nen; Hof euerung als Schwerpunkt einer differenzierten Politik der Dorf

erneu te finanzielle F5rderung flir die Erstellung der 

läne bzw. -programn~ und Dorferneuerungskonzepte. 

d) Länd1 , Grundlagenforschung, Inventarisation und 

bewahrende der Dorfarchitektur sowie der Hofar-

Cii nne einer 

schaf ichen Funktionsf 

der zeitgemäßen Wohnqualität, wirt

t der Betriebe und ihrer baulichen Ele-

Baukultur im regionalen Kontext flir 

neu 

) R.E1111nfor:B , Raumplanung und umfassende Regional- bzw. 

l Jk für den ländlichen Raum: 

und Verbesserung der LEbensverhältnisse in den D5rfe:n durch 

snmrktpol tik (BeschäftigungsrnBglichkeiten im nichtlandwirtschaft-

liehen ), GewerbefBrderung; Innovation und Belebung von regio

nalen örtlich Wirtschaftskreisläufen; Besserstellung des ländlichen 

4 .. 1 

4, 2. 

4 .. 2. 2 

eich, Integration der Dorferneuerung in der Re-

Jplanung und Landesraumordnung; Ausrichtung einer umfassenden 

auf die S de.s Einkommens, der landwirtschaftlichen 

tion :i.m nachhal Sinne und Bewältigung des Problems der Über-

lon.„ 

(z.ß. NÖ., Tjrol) 

) t au:m 

b) Kt:tl 

c) Kult les Erbe 

(z .JL ., OÖ., Steiermark) 

lplanung (Tirol, NÖ., Steiermark) 

NÖ., OÖ., Steiermark, Tirol) 

Grundlagenforschung (z.B. OÖ., Tirol) 

chutzgesetzgebung (Salzburg, Steiermark, Tirol) 
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Diskussiom;bei t rDO: fvlL:nk.to rte 

Dipl, Ing, ~-Jtcfnn Lur'"o:i.nur"r 1 Linz 

Das Wesen des Lla0<tort8s 1 wie er als neuer Siedlungstyp im 13, und 

clc~:ci.n 1 cJal3 er eins EJ:Lncir::"<:Jl:i.c-id zvdscrit:;n [.Jtadt und Dorf, zv.,iscllen den 

r;iroßon Hanclulsverl::ünc!u110cn und der Lanc!wirt!':>chsft darstellt. Der 

lvk1rkto rt \/0JrsCTmnml t 1 intcDriE)Y't cülr; lJerufE-:nruppcn und sozialen 

fichichtcn in möc;lichst lli:U'mcm:i.~:;cher Weise, ciir-is: stellt sich r::1uch 

in EHSiner Liul1eren r.:onni :Ln ~ocinr.~r Gcstultun(:j clcu:'o Die l/:arld:orte 

waren Zentz~lorte fDr genau zuac~iesone lilndlichc Regionen und 

hatten auch die-:: 1~.ufgab8 1 , die ßtmJtquoJitt.it sozusagr::n in die Fli:lcho 

lünuw3zutrngt:o11, br::i f.Jlcüchzcit:Locr Jrrtcorr:rtion im liindl:Lchcm Fiaum. 

Das Dec1lirfi1:i.[; nach dir;isern EJinciegli8d 11 f<'icui<:tort 11 vmr umso grl:ißor, 

1 

je [Jröflor, dynaE:Jtü;ch oe~ichlossenor und wi rt5d1aftlich ontv.1icl!:!eltor 

ein C:Jr~hict 1·1ci:r. In r:liosen Gdd.ctr)n ist CüJCh ein rn·stnun:U.c-;h dj cl1to~J 

uncl z:icrnlich rco.oelrntißigc:~s f-JC?tz von l\\orktortcr1 anzub·offcn, mit einer 
11 Mo~>chcnvmitcn 1_1cn eo, l-3 l<m ocli:::r Z\'IC:i. rnul f3 km, Omnit v:co.r der Lie.ri<.tort 

als zcmtrn1cr (Jr-t von der :i.l1rn ZUDctcd 1tcr1 Hcqicrn fl.lr drnno.lirJB Beuriffe 

z.u Fuß bec,tmm und problemlos erx·eichbar-. 

[~s ~3LJ llouch ku:cz annernerkt v.·cr'dcn $ deß dur\ f/1ar{<::to rt und sDine Region 

wirt eh 

Lk::J \'msentl::Lclm C·)c:::.teJ.tnlen~ent cfos Uarkl:orte~3 iE:d: cic:r Fllatz, seine 

Fonn finde::t sich uucll irn Uriid.8 cJcc:i CJrtt::s 1~1ier:1or, erEit im Flo.hmon von 

Erwei turu1·1(}er1 eriiält dor Marktort •. wenige .„ ~'Jt:i.benstraßc:m, Baublücl<:e, 

dccs \'.!tJsc:mtli chr:0 c-JcE:>tcü telernr:::nt dEJr Stac1t 1 dc-d;:Lenm 1 v.:cmn t.lherho.upt 

vo rhuncll';n 1 nu '' clmn spi:iten 19. und ous dem 2D. ,.Johrhunclert, auch bei 

l1ißrkto rtcm i d:i.e zu ~:itfüJttm erhoben wurden i wie zB. Fliecl irn Innkreit:->, 

Pcru 1 l<Lcchclurf 1 L.cübnitz, Or:;utschlondsberg, Gleisdorf, Weiz usw. 

Dc~r i'/ictrkuJrt i~ri.: 1 vcm 9onz \'/eni~J(31l /\wJnt:ihrnen a!J~Jesehen, in cl:i.e Flur 

eingc::IJLmcicm 1 c~:tE3 kann nuch heute noch, trotz Zcn"sindc:~lung, fof>ton~ 

sbült v,ic::rden 1 cm Hemd clur :.itJurEünstirnrmmo zwi,~chen den Parzellen om 

Marktplatz und den m1sdü:Lc-iBcmdon Flu:rgrunclstückcn. 

/\uf der lJusiB ciDr vier :~rur1cJ100Fmden lJrdnung~>r:;y~:;tcrnL::r von Siedlungen 

clc;rn Li.nc:wrun, cJc:rn1 rnc!ielon 1 dr::;rn zcntrn.lcm uncl rforn fH'.tchigen System 

rühm '<'IFH'don 1 ciuFl cl:Le iJ\r-:nl<to:cte ''" und dis From ihrer Plcitzo 

in :Lh 
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erheblicher Teil cJem zontralen, cler Flost verteilt sich auf die Cibr:Lgen 

5Y,;stomo und kl:i~chtypcn, sovd.e die \3runcfrißgestal t clor unregolrni:lBiot-m 

ßrnrnnels:imJJ.uno 1 hior bosondors die orl10bennn f/1i:hi<te ab dem 16. Jahrhun

dert bis in unsere Zeit, 

Die Intogrot:Lon clor lJerufo und schichten brachto ouch die Si tuiorung 

von landv1irtschaftlichon f3etriobon am f,;orktplatz ( i\!o.ch IH:iutj gern 

Vokabular alsci Vollorv,1c::rbsbotriobe und nicht nur die - htiufio miß

deuteten - f\ckerb~411}orhöuser ) • Do.s tilischungsvorhi.Utnis c.!er [3f.:,rufs

gruppen untereinander v:ar unter lJerücksichU.ot.mg dGr orv..ii.ihnton t'\utarkio

bedinoungen regional sohr unterschiedlich. 

(Bsp.: in 11oumo.r,(t in der Gteir:mnark V·'urclcJ 19ßfl dor letzte Vollerwcffbs

betrieb ausgesiedelt) 

Gestal tnrundsi'üze: 

die Verv:cmdung von Ordnungssystornen, dio Möglichke:L t der 0 riDntieruno 

die l3eschlossenhei t der Uc:ibauung 

die Geschlossenheit des Ma~~tplatzes 

das dircikte EinfJ.ieDcn1 der Topogrnphio in diG Gesb:ütung, damit v!i rd 

die Strengo des 0 rdnungssystem s c1uch im Grundriß ein wenig gelockert 

die 11 ~3cilwellber8iche 11 zwischen Heus und Plstz 

die lntc"~Jrai::ion ciGr r-unktionen A1~boi t, 'i,'ohnen, Ertiolen in jedem f,1arkt·

bürgerhaus und im gesamten Ort 

die gesteit8rische 88tonung d8r ürt;seingtlnge ( Verengung) 

Grüße und Form des Morktplatzes korrespondieren mj.t doO !/:aßen der 

13ürgerhäuser 

2. Entwicklung der Marktorts 

Zu Oeginn des 16, Jahrhunderts erreichen clie il'iarl<torte den Höhepunl<t 

ihn;r Entvdckluna, der drciDigjöhr· ue l<d.ea, rleformo.tion und Gegen

reformation vorhindern eino weitere Aufwärtsentwicklung, die Sti~uktur 

stal.:rniETt. Seit dieser Zoi t haben sic!1 bis etwa 1900 nuch die Grund

risse der Häuser nicht rnehr vmsentlich vor2indert 1 v10hl aber d:i.e 

Fassoden. 

zwoite HHlftBdes 19, Jah~1uncierls. Erst durch cien Zerfall der klein

teiligon 1 homooenen Wirtschaftsstruktur im Gefolge clor industriellen 

f-i8volution, clurch die ncuGn Verkehrsmittel usw. verl:i.oren sie ihre 

znntraHirtl:i.che 8ocleutung, . 
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f,JUr jone t"·:orktr.i 1~to 1 cl:Lo f:JfJZi rksheupto rte \'IU Y'ciCm 1 SOWi 8 die 1 \''Glche 
. 

an wicht:Loen Vcrl<:ohrslinü.m oc!or Vorkchrsl<:noten lauen, konnten von 

der Jnclustrialisierungswelle profitieren, 

Houto sind cl:i.eso 0 rte feist allr: zu Utildten erhoben 1 die Marktorte in den 

Ballungsgebieten sind cntvJGcler [JBhobenere V.'ohnstcmdorte fDr Pi:mdler 

oder aber indie vnrschiodencm Industrie-, C1owerbe- und/ oder Wohnzonen 

des Gallungsraumos eingewachsen, in entlegeneren Gebieten entwickelten 

sich einige zu Fremdenvt:irl<:d1rsgomoinden, eJnige zu ~:Jchul- bzw. Ausbil

clungsstondorten fLlr den l~ndlichon Rsum, 

Versti.lrkt v1urde d(-3r Verfo.11 der zcntrcllörl:lichen Funktion dor oeoriindoten 

Marktorto durch die Tatssacho, daß otlichto ULirfer, meist aufgrund stark 

gestieoenor Gevcilkr;nmgszohl oder dErn Vo rhondenseins eines ori::ißoren 

Ciewerbooobiete[> , zu !.\e:irkten erhoben v1unJen. 

Vorgesehene zentralürtlichB Bindungnn unrJ Funktionen sov.rie regionale 

Zuordnungen wordon durch di8 vorl1andene hOhe indivjduolle Mobilit§t 

selten konsoquont n=ialisiert. Deshalb sinrJ auch gehobene Boclo.rfsdockungs

dienste nur 2.chwor an den Drt zu binden. 

3. Zukünftige Drn:loutung dos Typs f.J;nrkto rt 

Von seiner ldee her j st ein gut strukturierter und gestalteter 1~:arkt

ort als t'ILir> weo c.;us der Uipoloritfü; zdschnn Stadt und Dorf gut go

eignet, denn or kann die Vorstellungen und Wünsche aus dem Oereich 

Wohnen und UmweJ.tqualittlt mit den hohen Anforderungen an lnfrastruktur 

Dienstleistung und Arbeitsplatzangobot vmi tgehend kombinieren, Außerdem 

ist ein Marktort kostengDnstig und Uborschaubar zu administrieren 1 noch 

klein genug für DC1ruernd.he, abor doch schon so groO, daß unerwünschte 

Nähe vennieclen wc:irden kann, Oa.s eru:i.bt übrioens 8ine Gri:.iOe von f'/.ari<t

o rt und zugeordneter l<loinreaion von ca, 5000 bis 6000 Einwohnern 1 

Gine Zahl, die gleichzeitig der w:i_rtschaftlichen Lebensfähigkeit der 

meL::d.;on Gotricbo bzw. Dienste fiir zentrale Oi~te der nangstufe 6. 

(noch Bob ok) und innerhalb des l·io.rkto rl:cs cJen r(ri terien dor fuB

läufj.oen Err8:i.chbm;k.ei t (nach Breitling) iJOnügt, 

Ein sntsprechend strukturierter und gestalteter ivlari<:to rt bindet die 

Bewohner c:tuch sti:irker, ormijglicht bem;ore I clenti fikation mit dem eigenen 

Wohnort und vorringert darni t lfotwendigkei t und l:3edürfnis zum Pendoln 

oder Abwandern, 



Daraus do.rf geschlossen worden, cJaD_ ein i•:etz. cliesor t,~arkto rte mit 

genau zugewiesenen Kleinregianon die l··allungszentren, die Agglomera

tionon entloston kann, die Attraktivit~t des 10ndlichen Raumes 

5 

steigert, diD Prübleme und Ko stcm aus dem Verkehr (Individual- und l:iffent

licher Vorkel1r) vmsontlich vcrrnincie1~t werden. 

Mit einer VerbessGnmo und Förderung der i„1arktorte wird olso nicht nur 

der Zuzug in clio StlidtD reduziert, sondern aud1 den Stt.idten die lösung 

ihrer eigonon Probleme erleichtert. 

4. Vom Dorf zum Liarldort 

[·l:liche Dörfer wurden im LGuf der Zoi t zu tdLlrkten erhoben. Fast allen 

ist nicht nur die strukturelle undraumorclncrische Problmno.til<: t:ler 

Marktorte im f\llaerneinon zu eigen, sondern sie besitzen kein w:i.rk

liches, auch gostaltorisch definiertem Zentrum. 

lm flahrnon einiger - ollerdings erst weniger und darum auch noch l<:ri tisch 
zu betrachtender - tkmierungs- und E3tnikturverbcsserunosmaDnohmon von 

lJndlichem Zentralorten in der Stcionnn~< wurde festgestellt, doD auch 

groBzligige finanzielle Förderung solange ziemlich wirl<ungslorr bleibt, 

solange nicht auch dio Gestalt des betreffenden ürtes entsprechende 

Qualitgt aufwoist. 

An Hand eines Beispieles sollen die wesentlichen Planungs- und Entschei

dungsschritte dargestDlJ.t \"mrden, 

Zunächst die theoretisch vorgesehene Vonymuswr:d.se: 

Festlegung der l<lej_nrc~g:i.on und ihres zentrolen Ortes, unter Berück

sichtigung der verschiedenen l<ri terien 

Festlegen des Dienstekatalogos des zentralen Ortes 

- Planung uncl Flealis:Lerung eimJs optimalen Ven<:ehrsnotzes aus dor l<lein

rocrion in den zentroJ.en CJrt 

Planungsrnaßnahmen fUr den zentralen Urt: 

ErhrJbung und /~nalyse cles IJestandns, Tor:iogrephie, llaumossen, Fluren, 

Wegenotz, Fassadl:in, Uoc:!enquali ttiten, bestehonde Struk.turen usw, 

,l\bleiten von Gestaltsinmc.isti.tzen, Vergleich rn:i.t dnn allgemeinen Ge

stal tgrundslltzcm von l/.arkto rten, Erstellen einer lvfüngelliste 

Erstellen eines Bebauunusplenes, Meßstab 1:500 oder Maßstab 1: 10UO 

kritische Detailpunk:te 1:200 samt Grundriß uncl Fassaden 

Disl<:ussiorjsphase rni t dor l3evölkerung, Behörden usw. 

InterEJssentenJ.iste für geplante Dienste, Cletriebo usw. r~rstollen 
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endgültine Plo.nuno, rnj_t vcrbj_nc!lichen Hichtlirüon über F:eo.lisierung~,-

spielrtiume 

örtliches f::ntwicklungskonzept und Oebauungsplrn1 

Finanzierungsplan 

Flealisir~ rung sphosci 

Es wird aufgefnllen sein, cJaD diese Dchri tto nicht in clor bisher 

Llblichen floih(~nfoloo und teilweiso in onclorer Form nbgowickelt wordon 

Zum konkret8n Beispiel: 

Im Zuge der Gebietsreform und der Erstellung der l<onzopte der über

örtlichen Raumordnung wurde im Uezirk Vleiz, Steierrnark, ein du:rch

c'chnittliches Dorf zur 11\m~l-<:tgemeinde erhoben und als kloinregionaler 

Zentrnlo rt bestimmt, vmil es ungeftUrrr in de1~ f/i tto der Kleinregion 

liegt. Der Dinstekatelog wurde festgelegt, 

Die Planungsmaßnahmen 1'1urden nach der vorher fEistgolegten Vorgangsweise 

durchgoführt, das ErrJebnis v1urdo von Bevölkerung, Behörden und Pali tikern 

angenommen , uncl pos:i.tiv kom1xmt:Lurt;, 

Versgumt wurde seitens der Gehördon eine entsprechende Ve~~ehrsplanung, 

Unterschätzt wurde auch, doß die an den zu erstellenden Diensten 

Intere[:-:;sierton dm> wirtsci1Gftlich(~ 11isiko, trDtz opt:i.rno.ler Fürclorung 

als zu hoch einschätzten, weil der Nachholbedarf an Diensten und Infra

struktur relativ hoch war. 

Durch einen neuen Autobahnanschluß im Ortsgebiet verringerte sicr1 die 

Fahrzc')i t nach Graz auf etv1a 20 Minuten. 

Die Llarktgmneinde wurde zum Wohnstandort orklürt, bleibt eine Pendler

gemeindc0, Oie jüngr;rr~ Bevölkerung wandert weiterhin ab. 

Daraus können für zukünftige Planungen folgende Schlüsse gezogen 

werden: 

Die Diskrepanz zwischen clor pr;;ndelnden ßevC.ilkeruno, aufgrund mangeln

der Ausstattung uncl gc::ringer Attraktivität des ArtJGi tsmar'i<tes, und des 

wirtschffltlichcn f~:Lsikos fi.ir Detriebsgruncler, vJegon der hohem Pomller

zaöl konn offensicl1tlich nur durch den ständig aufrecht erhaltenen 

l(ontakt z.wiscl1en brdden !]ruppon wilhr8nd der gcisamten Planungsphase 

ausgeglichcm \'mrden. Mtigliche kleine Schritte rnUBten wahrschetimlich 

aucl-1 im Verlauf der Planung:;;phase bereits oestzt werden, um alle Be

teiligten "bei dr:;r Stanue zu ho.l ten". 
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I·' ,.,r··1r1 ·l;r:;1·1 \.'!e. '~trJ ,;„j 8· lJr'11' 1Blt ('I '"' J i t·'.;;_ u'"i L"J· C0 r1e• ""i-·1 ·">UIJ" r'< c~·i t '-.Li. '--• ,, _,,.1.. :.::,. ;.,,...... 1i.~-' j-~'-.1--..- 1,.,.,l_., „..__..__11..~ C~ ..-.L~ !"·"- ' lll.irgernehe, \'Jirt-

Eine fWndic rto und ~issensci1aftlichon AnsrrOchsn gsnUgende Destands-

crhclxmg und /\nulyso, deren E::1'1]clJniE3se nc.cl11•n::LsU. eh in die fJJ.snung ein-· 

CJ1xlli tiitsvolle PlenunD 1 auch wenn ~;:Lc m1s den nrv12ihnten \Jrünclcn nicht 

zum qc:1·1iir1E0.chtcn l::::crolg fDllrto, v1ird vc:n der hcd:roff'oncn Uevölkorung 

nicht nur orn.st 001101111nen, [30ndorn erzielt euch ursteunlich hohe 
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Werner BÄTZING, Berlin 

Gasteinertal - zwischen ökol und Tourismus 

Die Probleme der Wohnumwelt eines ländlichen 

Fremdenverkehrszentrums 

Das Gasteiner Tal ist mit 2,6 Mio. Obernachtungen im Jahre 1984 
eines der amt stärksten für den Fremdenverkehr erschlossenen Al
pentäler. Dabei ballen sich 93 % der Obernachtungen in den bei
den Gemeinden Bad Hofgastein und Badgastein, deren Ortskerne nur 
6 km voneinander entfernt liegen. Dies stellt eine im gesamten 
Alpenraum außergeöhnlich hohe Fremdenverkehrsintensität dar. 

Daß eine solche Situation im Bereich der Siedlungs- und Land
schaftsgestaltung mit zahlreichen ökonomischen, ökologischen 
und ästhetischen Problemen verbunden ist, liegt auf der Hand. 
Die Analyse dieser Probleme sowie die Haltung der Gemeinde Bad 
hofgastein zur Lösung dieser Probleme dürfte auch für unsere 
Gemeinden aufschlußreich sein. 

Der vorliegende Beitrag basiert auf einer umfassenden Untersu
chung der Gemeinde Bad Hofgastein unter ökonomischen, ökologi
schen und Landschaftsästhetischen Gesichtspunkten (1), unter 
dem Aspekte der "Wohnumwelt 11 beschr~inke ich mich hier aller
dings auf den Bereich des Dauersiedlungsraumes und seiner Ge
staltung. 

L 

Der Dauersiedlungsraum besteht im Gasteiner Tal aus dem relativ 
breiten und ebenen Talboden in 800 m Höhe und den beiden unteren 
Berghängen auf beiden Seiten der Gasteiner Ache bis in etwa 
1.250 m Höhe. In diesem Raum gab es im Laufe der Geschichte sig
nifikante Veränderungen: 

1. In der Zeit vor der menschlichen Besiedlung waren die Berg
hänge dicht bewaldet, der Talboden war mit Auwald bestanden, 
überschwemmungsgefährdet und teilweise versumpft. 

2. Mit der bajuwarischen Landnahme ab 600 n.Chr. wurden die 
Berghänge teilweise gerodet und es entstanden darf Siedlun
gen, entweder auf Hangverflachungen (Terrassen, Leisten) 
oder auf den Schwemmkegeln der Seitenbäche. Der Talboden 
wurde dabei nicht angetastet. 

3. Aus den ursprünglichen Streusiedlungen (Einzelhöfen) entstan
den im Laufe des Mittelalters im Zuge der Binnenkolonisation 
teilweise Geh5ftgruppen und kleinere Weileri Kristallisati
onskern~ für größere Siedlungen gab es aber im gesamten Tal 
nur drei, nämlich Hofgastein als Zentrum des Tals und als 
Sied der Bergwerksgesel1schaften {"Gewerken 11

) o Badgastein 
als Badeort und - in sehr viel geringerem Maße allerdings -
Dorfgastein als lokales Zentrum des vorderen Talteils. Der 
Talboden wurde dabei immer noch nicht angetastet, er diente 
lediglich als extensive Weide (Pferde) bei Niedrigwasser. 



4. 1820 - 1850 wurde der Talboden melioriert, die Ache wurde be
gradigt und tiefer gelegt, der Auwald gerodet und Feuchtgebie
te trockengelegt. Dadurch entstand ertragreiches Wiesland, 
wobei die Parzellen durch Hecken, Baumreihen und Zäune abge
trennt wurden. Auf vielen Parzellen wurde ein kleiner dezen
traler Heustadel errichtet. 

5. Mit Beginn des Tourismuszeitalters (Bad Hofgastein: Eröffnung 
der Tauernbahn 1906) wuchs die Zahl der Gebäude deutlich, aber 
sie beschränkten sich noch auf die traditionellen Siedlungs
standorte. 

6. Erst ab etwa 1955 verlassen die Neubauten die Schwemmkegel und 
besiedeln direkt den Talboden. Da die Siedlungserweiterungen 
dabei den Leitlinien der Straßen folgen, entsteht langsam ein 
Siedlungsband, das die Tendenz besitzt,alle Siedlungen im Tal
boden miteinander zu verbinden und tendenziell den gesamten 
ebenen Talboden flächenbedeckend zu überbauen. Im Bereich 
zwischen Bad Hofgastein und Badgastein ist diese Entwicklung 
am weitesten fortgeschritten. 

Auf diese Weise hat also eine Umwertung stattgefunden: das frü
her wertloseste Land der gesamten Gemeindefläche im Talboden 
ist heute das gesuchteste und wertvollste Land geworden, weil 
es zentral gelegen und billiger zu erschließen und zu bebauen 
ist als die Hangbereiche. Die Siedlungserweiterungen spielen 
sich daher heute zu etwa 95 % in diesem Bereich ab, die Berg
hänge verzeichnen dagegen eine vergleichsweise geringe bauliche 
Entwicklung. 

II. 

Diese Siedlungsentwicklung im Talboden macht erhebliche Probleme: 

1. Die vor allem in den 60er und 70er Jahren entstandenen Bau
ten haben weder Bezug zur umgebenden Landschaft, noch zur 
traditionellen Gasteiner Architektur und stellen im Land
schaftsbild störende Fremdkörper dar. 

2. Der starke Flächenanspruch durch diese Bauten, der durch 
zahlreiche touristische Infrastrukturanlagen (sehr große 
Parkplätze, Tennisplätze, Sporthallen usw., aber auch der 
in Form eines großstädtischen PArks angelegte Kurpark) noch 
unterstrichen wird, führt dazu, daß dieser Raum einen ano
nymen Charakter erhält, der s dem Charakter von Randge
b ten großstädtischer Agglomerationen immer mehr annähert. 

3. Dabei ist zu bemerken, daß dieser anonyme Charakter in er
ster Linie durch zahllose, an sich allein jeweils unspekta
kuläre Einzelhäuser geprägt wird. Es gibt nur ganz wenige 
überdimensionierte Bauwerke, d allerdings auch besonders 
negativ auffallen, und diese wurden von auswärtigen Kapital
gesellschaften erstellt. 



4. Durch die Raumansprüche der Tourismus- und Freizeitgesell
schaft wird die Landwirtschaft immer stärker aus dem Talboden 
verdrängt. Das ist für die noch verbliebenen Landwirte ein 
zentrales Problem, denn die hier liegenden Flächen sind we
gen ihrer schnellen Erreichbarkeit und der Möglichkeit der 
Maschinenbearbeitung heute fUr einen landwirtschaftlichen 
Betrieb unverzichtbar. 

Djese Veränderung des Talbodens stellt fUr einen Fremdenverkehrs
ort ein sehr schwerwiegendes Problem dar, da jeder Gast diesem 
Raum im Rahmen seines Aufenthalts am längsten und intensivsten 
v.JEthrnimmt. 

untersucht man den Talboden innerhalb der Gemeinde Bad Hofga
stein unter diesem Gesichtspunkt eingehender, dann fällt auf, 
daß alle nicht überbauten Flächen heute noch landwirtschaftlich 
genutzt werden. Landwirtschaftliche Nutzung bedeutet dabei zu
gleich kleinräumige Gliederung dieses eigentlich großflächigen 
und monotonen Geländes durch Zäune, Hecken und die zahllosen 
Heustadel. Dadurch wird die optische Entfernung von einer Sied
lung zur anderen für das Auge verlängert - und dadurch erschei
nen d Bausünden im Gasteiner Tal weniger deutlich, als man 
dies von der Analyse der Luftbilder her eigentlich erwarten 
würde. 

Daß die Bauern mit ihrer sog. 11 Rückständigkeit 11 (rein betriebs
wirtschaftlich gesehen wäre ihre Arbeit längst völlig unsinnig) 
für das Landschaftsbild von heute also zentral wichtig sind -
das war vor Ort völlig unbewußt, weil es zu selbstverständlich 
war. zugleich läßt dieses Ergebnis erahnen, welche Konsequen
zen es hätte, wenn die derzeitige landwirtschaftliche Nutzung 
des Talbodens noch weiter zurückgedrängt würde. 

III. 

Fragen wir jetzt nach den Ursachen dieser Siedlungsausweitungen 
im Einzelnen, um Ansatzpunkte für eine Gegensteuerung zu gewin
nen: 

Ganz allgemein gründet dieser Bauboom auf den Tourismusboom. 
Aber es ist wichtig, dabei genauer zu unterscheiden: Mit ganz 
weniger Ausnahmen finden sich im Talboden keine Hotels, Gast
häuser u.ä., sondern diese liegen an den traditionellen Sied
J un9splici.tzen (Schwemmkegeln) . Das gründet sich hier auf die 
Bedeutung des Kurtourismus, der einen zentralen Hotelstandort 
erfordert. Die Ortszentren von Bad Hofgastein und Badgastein 
sind inzwischen vollständig auf ihre Fremdenverkehrsfunktion 
hin ausgerichtet und haben alle anderen Nutzungen (Wohnen, 
nicht-touristisches Gewerbe) daraus verdrängt. 

Auch die andernorts so f lächenintensiven Zweitwohnungen spielen 
h keine bedeutende Rolle: Südlich von Bad Hofgastein wurde zu 
Beginn der 70er Jahre ein großer Zweitwohnungsappartement-Kom
plex errichtet, der als Einzelobjekt viel Platz beansprucht, 
aber er ist der einzige d ser Art, und weitere Zweitwohnungs
objekte sind nicht bedeutend. 



Auch dies hängt mit der traditionellen Ausrichtung auf den Kur
tourismus und den ihm korrespondierenden Beherbergungsformen 
Hsotel und Pension zusammen. 

Hauptursache für die Siedlungsausweitungen ist dAHer die steigen
de Bevölkerungszahl, denn die Einwohner haben sich in den letz
ten 80 Jahren fast verdreifacht: 

Bad Hof9astein 1900 -- 2.065 Einwohner :::: 100 % 
1923 ·- 2.433 Einwohner :::: 118 % 
1951 -- 4.000 Einwohner :::: 194 % 
1971 - 5.525 Einwohner :::: 268 % 
1981 -- 5.960 Einwohner :::; 289 % 

Hinzu kommen die notwendigen vergrößerten kommunalen Infrastruk
ture ichtungen sowie die touristischen Infrastrbktureinrichtun
gen, und all dies bringt zusammen mit dem steigenden Wohnflächen
bedarf pro Kopf diesen großen Siedlungsdruck und Flächenverbrauch 
hervor. 

Dieses Bevölkerungswachstum geht direkt auf das Wachstum des Frem
denverkehrs zurück, wobei sich Bevölkerungsanstieg und Anstieg der 
Obernachtungszahlen gut parallelisieren lassen. 

IV. Gegenmaßnahmen 

D mit den aufgezeigten Verhältnissen verbundenen Probleme sind 
inzwischen so groß geworden, daß die Gemeinde sich zum Handeln 
gesehen hat. Gefördert wurde dies durch die Stagnation der Ober
nachtungszahlen seit 1981 sowie durch die Tradition eines Kuror
tes, der sich in den 30er Jahren noch vehement gegen technische 
Großprojekte {Straße über Tauernkann, Skilifte) gewehrt hatte. 
Der Flächenwidmungsplan Bad Hofgasteins wurde kürzlich folgender
maßen geändert: 

1. Reduzierung der noch zur Bebauung vorgesehenen Fläche im Tal
boden von 90 ha auf 40 ha durch Rückwidmungen in landwirt
schaftliche Nutzfläche. 

2. Ersatzlose Streichung eines zweiten vorgesehenen Zweitwoh
nungsprojektes, u. zw. auf Grund der schlechten Erfahrungen, 
die man damit gemacht hat (wenig Ertrag fUr die Gemeinde und 
die Gasteiner Betriebe) . 

Bei der Reduzierung des Baulandes bemühte man sich zentral darum, 
die Siedlungsexpansion entlang den Straßen absolut zu unterbin
den, damit die Weiler, die heute noch nicht miteinander zusam
mengewachsen sind, als isolierte Siedlungsgruppen erhalten blei
ben. Inzwischen werden auch Ausnahmegenehmigungen an solch neu
ralgischen Stellen immer öfter negativ beschieden - eine Positi
on, die Politikern bei Wahlen leicht Stimmen kosten kann. Der 
zweite Schwerpunkt liegt darin, das gesichtslose Ausfransen Bad 
Hofgasteins in die Umgebung einzudämmen, indem man versucht, den 
Ortsbereich, der noch zahlreiche Baulücken aufweist, zu verdich
ten ( 11 flächensparender Flachbau"), um ihn auf diese Weise gegen 
seine Umgebung abzusetzen. Ebenso wird eine behutsame Verdich
tung im Weilerbereich als Alternative zur baulichen Expansion 
ins freie Land bevorzugt. 



- 5 -

Mitangeregt durch meine Studie ''Bad Hofgastein - Gemeindeent
wicklung zwischen Ökologie und Tourismus'' ging die Gemeinde 
dann allerdings noch einen Schritt weiter, indem sie öffent
lich folgendes erklärte: 

1. Keine weitere Ausweitung der tourisitschen Infrastruktur: 
Während fast alle großen Fremdenverkehrsgemeinden die Lö
sung ihrer zentralen Probleme in der Ausweitung der tou
ristischen Infrastruktur und dem Ausbau von sog. ''land
schaftsunabhängigen'' Tourismusforrnen (Kongresse, Tagun
gen, Seminare, Festivals, Sportveranstaltungen u.ä.) se
hen, sahen die Verantwortlichen in Bad Hofgastein, daß 
durch eine solche Entwicklung die aufgezeigten Probleme 
nur noch größer und noch schwerer lösbar würden. Jede 
neue Seilbahn - abgelehnt wurde jetzt das Projekt einer 
Skischaukel mit dem Rairiser Tal - schädigt zwar auch 
das Berggebiet, aber die gravierendsten Änderungen tre
ten im Dauersiedlungsbereich auf, wo solche Kapazitäts
erweiterungen sofort einen Betten-, Hotel-, Restaurant-, 
Straßen- usw. Ausbau nach sich ziehen, was zahlreiche 
neue Flächen in Beschlag nimmt und die Bauern noch weiter 
aus diesem Bereich verdrängt. 

2. Bessere Unterstützung der örtlichen Landwirtschaft: Daß 
die Bauern mit ihrer Arbeit in entscheidender Weise das 
Landschaftsbild prägen, gestalten und erhalten (2) und 
gerade im Talboden unter landschaftsästhetischen Ge
sichtspunkten ganz besonders wichtig sind, wurde lange 
Zeit übersehen, weil es zu selbstverständlich war. Haupt
anlaß für Gemeindeaktivitäten in diese Richtung hin sind 
zahlreiche nach Brachfallen aufgetretene Erosions- und 
Denudationsprozesse auf Steilflächen von ehemaligen Al
men und Bergmähdern, die eine latene ökologische Gefähr
dung darstellen. Insgesamt beginnt man vor Ort jetzt zu 
merken, daß die Bewirtschaftung des Kulturlandes durch 
die Bauern aus ökologischen und ästhetischen Gründen un
verzichtbar ist, und daß eine intakte Landwirtschaft 
eine Voraussetzung für einen intakten Tourismus ist. Für 
den Talboden bedeutet dies, die landwirtschaftliche Nut
zung vor der Verdrängung zu schützen und den Bestand der 
zahlreichen dezentralen Heustadel, die inzwischen begin
nen, ein Anachronismus zu werden, landfristig zu sichern. 

Grundlage für eine solche Gemeindepolitik ist die Ein
sicht, daß die ständige Ausweitung der kommunalen und 
touristischen Infrastruktur nicht einfach unbegrenzt 
weitergehen kann wie bisher und daß ohne eine gesicherte 
landwirtschaftliche Bearbeitung und Pflege der Land
schaft ein Fremdenverkehr in einer alpinen Gemeinde kei
ne Zukunft besitzt. 

* * 
* 
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(1) Werner Bätzing: Bad Hofgastein - Gemeindeentwicklung zwi
schen Ökologie und Tourismus. Perspektiven für eine Ge
meinde im Brennpunkt des alpinen Fremdenverkehrs. 
202 Seiten, Berlin 1985, Institut für Stadt- und Regio
nalpolitik der TU = ISR Diskussionsbeitrag Nr. 20. 

(2) Diesen Gesichtspunkte habe ich entfaltet in: 
Werner Bätzing: Die Alpen - Naturbearbeitung und Umweltzer~ 

störung. Eine ökologisch-geographische Untersuchung. . - . 3 . 
180 Seiten, Frankfurt 1986., Sendler Verlag. 

-o-
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Statt Metropolis oder Technopolis gilt es, Ökopolis 
aufzubauen, die gesunde Stadt mit einem intakten 
Ökosystem. Dieses Leitbild ist nicht nur eine 
Jebensnotv;endigc Neuorientierung in unserer von 
Umweltgefahren erfüllten Welt, sondern auch eine 
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o,Univ.Prof. Dr. A"lfred Pauser 

Technische Aspekte der Wohnumwelt 

Das private Wohnumfeld, besonders im innerstädtischen Bereich, ist ein 
wesentlicher Faktor der Milieubildung. Das Gebiet zwischen der Wohnung und 
dem öffentlichen Raum gliedert sich in den Schwellenbereich (Eingangs-
hallen, Freizeiträume, 
Terrassen usw.), also 

Laubengänge, Etagenflure, gemeinsam zugängliche 
jene Zone, die dem Sichkennenlernen sowie der 

Intensivierung nachbarschaftlicher Kontakte dient und den Nahbereich, in 

welchem Höfe, Spielplätze, Sitzplätze, Gartenanlagen bzw. Mietergärten, 
Stellplätze f. KFZ situiert sind. Letzterer dient als Pufferzone zwischen 
der erweHerten Privatsphäre und der Öff entl i chkei t. Um diesen Frei raum 
auszudehnen werden Mehrfachfunktionen angestrebt. Eine solche ist auch dann 
ü1 hohem Maße gegeben, vienn rizontale Dachflächen für Terrassen und 

GrUndächer Verwendung finden. Man gibt dadurch der Natur wieder die Flächen 
zurUck, die bei der Erstellung durch Objekte verloren gehen (Dachflächen, 
Loggien, Terrassen, Balkone, Decken über Garagen, Abb. 1 u. 2). Besonders 

die Höfe werden zukünftig mehr Funktionen zu übernehmen haben, u.U. erst 
durch einen Zusammenschluß mehrerer aneinandergrenzender Höfe. Die Nutzung 

als Garagen würde auf der Ebene des Keller- u. Erdgeschosses eine sinnvolle 
Verwertung sonst nicht sehr wertvoller und geschätzter Flächen bringen. Der 
Hof, zur Garten- u. Terrassenflä.che umfunktioniert, wird im Niveau gehoben 
und dadurch auch eine bessere Besonnung und geringere Schachtwi rkung er
zielt.· 

Im letzten Dezennium haben sieh eine Reihe von Konstruktionsformen für 
begeh-, begrün- und befahrbare Decken herausgebildet. Das Wissen um die 

vielen zusammenhänge technologischer und bauphysikalischer Art ist jedoch 
noch nicht allgemeines Wissensgut geworden und manche Veröffentlichung 

trägt eher zur Verwirrung als zur Aufklärung bei. Es wird daher versucht, 

e'ine Übersicht über die verschiedenen Anwendungsformen und Konstrukt i ans·„ 
arten zu geben. 

Der Wunsch nach Grünanlagen auf Dächern ist uralt. Schon Nebukadnezar hat 
im 6. Jhdt.v.Chr. in Babylon für Semiramis die 11 hängenden Gärten", eines 

der sieben vJeltv1Under erbaut und im Barock viaren Dachgärten für Paläste 
keine Seltenheit. Mit dem Wunsch nach Naturnähe wird nun wieder mit einer 
Intensivierung dieser Art des Bauens gerechnet werden müssen. Die Vielfalt 
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der heute zur Verf Ugung stehenden Baustoffe und Techno 1 ogi en sowie die 
hohen Anforderungen an die Bauphysik setzen allerdings eine tiefere Kennt
nis der Gesamtproblematik voraus, um späteren Schäden vorzubeugen, die 
gerade bei dieser Dachform eine sehr aufv1endi ge ·und teure Sanierung nach 
sich ziehen wurden. 

Wie in Abb. 3 dargestellt, sind vom Prinzip her alle drei Konstruktions
arten eines Flachdaches aus statischer, konstruktiver und bauphysikalischer 
Sicht für die Auflage einer Gründecke geeignet. Die hier gewählten 
Schichtungen stellen allerdings bereits die optimale Ausführung dar, welche 
unter bestimmten Voraussetzungen auch gemindert 
wird das Warmdach überwiegen, da dieses die 
Schutzschicht (zement- oder bitumengebunden) 
wurzelfeste und gegen mechanische Beschädigungen 

werden kann. In der Praxis 
Vorkehrung einer starren 
über der Isolierung als 
sichere Decke gestattet. 

Aber auch das Umkehrdach ist unter bestimmten Voraussetzungen eine sinn
vol l e Basiskonstruktion. Das Kaltdach dUrfte hingegen wegen der Notwendig
keit zweier voneinander unabhängig auszuführenden Tragschichten weniger oft 
Verwendung finden. Es kann jedoch in Fällen mangelnder Tragfähigkeit - also 
beispielsweise bei Umbauten - gleichzeitig eine Verbesserung der Dämmwir
kung einer Decke (k""' 0,3) erreicht und eine neue Funktionsebene (neue 
Widmung der Dachfläche) geschaffen werden. 

Zur Ermöglichung einer Pflanzendecke ist ein dreistufiger Aufbau des Bodens 
notwendig (Abb. 3): 

Die Vegetationsschicht als oberste Lage (Substratschicht) dient der 

- Wurzelbildung und Nährstoffversorgung, 
- Wasserspeicherung, 
- Durchlüftung, 

Diesen Ansprüchen genügt bspw. ein 

- Humusaufbau, 

- Boden-Torfgemisch 
- Boden-Partikelschaumgemisch oder 

- Vegetationsplatten (gebundener Schaumstoff mit eingelagerten Wachs-

tumsstoffen in Dicken von 3 - 15 cm). 
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Wenn Sträucher und niederwüchsige Bäume dem Wind besonders ausgesetzt sind 
(hochgelegene Dachgärten), bewährt sich zur Einbeziehung größerer Erdvolu
mina und zur besseren Wurzelhaftung ein Wirkgewebe (Verwurzelungsgewebe aus 
Polypropylen mit 5 cm Maschenweite) 

Unter der Vegetationsschicht ist eine Filterschicht vorzusehen, die das 
Abwandern der Bodenfeinteile in die Dränsch i cht verhindert. Dafür eignet 
sich besonders Mineralwolle (Steinwolle oder Glasfasermatten d rv 2 cm), 
welche sich durch die Erdauflast auf das gewünschte Maß zusammendrückt. Der 
Dränschi cht kommt die Aufgabe zu, das Überschußwasser aus den Nieder
sch lägen und der künstlichen Bewässerung abzuleiten. Eine gewisse Speicher
wirkung ist jedoch erwünscht (Haftwasser). Um diese Rückha 1 tewi rkung zu 
erreichen (das Filtervlies soll den kap"illaren Wasseraufstieg nicht 
behindern), ist ein ausgewogener Filteraufbau notwendig. Die Dicke dies er 
Schicht liegt zwischen 5 und 15 cm. Es gibt aber auch Polystyroldränplatten 
(d < 5 cm), welche in Kombination mit Dränrohren die gleiche Wirkung 
bieten. 

Welcher Bodenaufbau der unterschiedlichen Bewuchshöhe zugeordnet wird, geht 
aus Abb. 4 hervor. Die Gesamthöhe schwankt zwischen 10 und 70 cm, wobei die 
kleinste Höhe aus der Kombination von Vegetations- mit Dränplatten 
( Extensi vbegrünung) erreicht werden kann. Bei größeren Dicken der Vegeta
tionsschicht ist auf deren entsprechende Auflockerung zu achten (Torf oder 
Partikelschaum als Beimengung), um die Auflast nicht zu hoch werden zu 

lassen. Die große Auflast wird auch (da nur für Sträucher und Bäume 

erforderlich) i.d.R. nur für Bereiche des Daches, welche sich mit 
Terrassenflächen abwechseln, erforderlich sein. Die Differenz in der 
Be 1 astung erfordert jedenfa 11 s eine Decken.,konstrukti on mit guter Verteil -

wirkun am besten Ortbetondecken (Rippen-, sser noch Platten- bis hin zu 
Flachdecken). 

1-Ji rd keine automatisch regelbare Dauerentv1ässerung vorgesehen, wird a 1 so 
nach Bedarf mit dem Schlauch bewässert, so ist die Vegetationsschicht bis 
zu 100 % zu erhöhen. 

Die hohe Belastung von Gründecken in Kombination mit dem Temperatureinfluß 
und den plastischen Verformungen des Betons (Schwinden und Kriechen) 
bedingt eine sorgfältige Beachtung.der konstruktiven Randbedingungen, wie 
dies auch Abb. 5 schematisch wiedergibt. Die Beschränkung auf Betondecken 



(und hier wieder eingeschränkt auf Ortbetondecken) wird bewußt gemacht. 
Wenn auch verschiedentlich in der Literatur Beispiele fUr Holzdächer 
gebracht werden, so soll doch aus einsichtigen GrUnden in diesem 
Zusammenhang von der Wahl einer Holzkonstruktion abgesehen werden. 

Bei den Überlegungen wird von einer Verschieblichkeit der Decken gegenUber 
einem steifen (kastenförmigen) Wandsystem ausgegangen. Nur ein Beispiel 
bezieht sich auf eine biegesteife tenbauweise in Ortbeton. Diese 
exakte Gleitlagerung wird konstruktiv durch die Vorkehrung von Teflongleit
lagerstreifen zwischen Trennlagen ermöglicht. Ganz gleich welche Ausbildung 
man wählt, es ist immer darauf zu achten, daß keine KältebrUcken entstehen, 
die Isolierung auf den Aufbau abgestimmt ist und die Beweglichkeit wie auch 
die Verankerungen der einzelnen Elemente sichergestellt sind. 
Unvermeidliche Fugen mLlssen aus ästhetischen GrLlnden abgedeckt werden. 
Dort, wo Temperaturdifferenzen in größerem Ausmaß wirksam werden, ist 
entweder durch eine verstärkte Bewehrung die Aufnahme der Spannungen 
sicherzustellen oder es ist durch eine gezielte Fugenteilung das Auftreten 
höherer Spannungswerte zu unterbinden. Weiters sollen Deckenkonstruktionen 
mit wenig Kerben (wenig Gliederung) gewählt werden, am besten Platten 
(d = 18 - 30 cm), die entweder einseitig gespannt sind oder aber als 
Flächentragwerk (Flachdecke) wirken. Neben der guten Verteilwirkung bieten 

diese Decken auch ohne Nachweis den erforderlichen Schallschutz. 
Wie ein Konstruktionsaufbau bei bereichsweise unterschiedlicher Widmung 
(Dachgarten, Terrassen) erfolgen kann, geht aus Abb. 6 hervor. Man sollte, 
soweit möglich, die G·leichartigkeit Aufbaues beibehalten, zumal auch 
von der Dämmung her - setzt man den k-vfort 0,3 (vJ/m 2 K) - durch den Erdpol
ster kaum eine nennenswerte Ersparnis gegeben ist (Abminderung von 12 auf 

11, max. 10 cm Polystyrol). Eine thermische sserung ist vielmehr durch 
die Wirkung des chses im Sommer (Redu ion der Oberflächentemperatur), 

die Speicherung und eine dadurch bewirkte Vergleichmäßigung der Temperatur
schwankungen gegeben, also bei instationären Vorgängen. o·ieses Bild soll 
nun näher diskutiert werden: 

Die Flexibilität in der Flächenauftei1ung ist weitgehend gegeben, voraus

gesetzt man hat in der Tragkonstruktion auch die entsprechenden Reserven 
vorgesehen. Die Isolierung ist die letzte über die ganze Fläche durchge
hende Schicht. Der Schutzbeton sollie bereits auf die belasteten Bereiche 
eingegrenzt werden, da er bei WeiterfLlhrung im Terrassenbereich eine 
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Fugentrennung mit einer unter Terrassen engeren Fugenteilung erhalten muß 
( Temp. -Spitzen). Der Schutzbeton unter dem Erdpo 1 ster hat fo 1 gende 
Funktionen zu erfüllen: 

o) Schutz vor mechanischer Beschädigung bei nachträglichen Arbeiten, 
o) Schutz vor Durchwurzelung und Zerstörung der Isolierschicht sowie 
o) Lastverteilung. 

ZvJi sehen der Schutzschicht und der Isolierung wird auch bei Gründächern 
- obwohl dies dort nicht· in demselben Maße erforderlich wäre wie bei Ter
rassendächern - eine Trennschicht zur Gewährleistung der Verschieblichkeit 
vorgesehen. Als solche dienen eine Lage rundkörnigen Sandes, gegen einen 
Estri eh mit Folien abgedeckt. um das Eindringen der Zementsch 1 ämme 
hintanzuhalten oder aber eine Doppellage von Kunststoffolien. Bei letzteren 
ist auf die Verträglichkeit mit Bitumenbahnen zu achten (Weichmacherwande
rung, Schutz davor durch neutralisierende Zwischenlage, wie z.B. Glas
vlies). 
Hinsichtlich der vJurzelfestigkeit ist Vorsicht bei der Pflanzenwahl am 
Platze. Es gibt Wurzeln, für die ist selbst Beton, vor allem wenn aus ihm 
noch nicht das Überschußwasser abgewandert ist, also im 1. Jahr, kein 
Hindernis (z.B. Sprosse von Schnürgras oder Quecke). Bewährt haben sich als 
Durchwurzelungssperre PVC-Schutzfolien (0,5 mm) oder bituminöse Dichtungs
bahnen mit Metallfolieneinlage. 
Bei Umkehrdächern ist selbst bei Überlappung oder Falzung der Dämmplatten 
eine örtliche Durchwurzelung möglich, weshalb auch diese Dächer zumindest 
eine dampfdiffusionsoffene Schutzfolie benötigen. Als Dämmplatten kommen 
dafür i.d.R. extrudierte Polystyrolplatten in Frage. 

Durch die nivellierende thermische Wirkung des Erdkörpers ist bei begrünten 

Dächern ein besserer Schutz der Isolierung gegeben. Dies er liegt in der 

geringeren Schubkraft zufolge Temperaturbewegung der auflastenden Schutz
schicht, der Vergleichmäßigung der Temperaturdehnungen und der Dämpfung der 
UV-Strahlung, somit Erhöhung der Alterungsbeständigkeit der Isolierung. 

Wie bereits festgestellt, fUhrt die Dränschicht das Wasser ab und leitet es 
einem tiefliegenden Ablauf zu. Das .hierfür notwendige Gefälle liegt bei 
mindestens 1,5 % und wird entweder durch einen Gefällebeton oder durch die 
Neigung der Decke erreicht. Auch die Möglichkeit einer Deckenplatte 



veränderlicher Dicke ist gegeben. Wird ein Gefällebeton verwendet, so darf 
dieser nicht, z.B. aus Gewichts2insparungs Linden, aus Leichtbeton be
stehen, da si dadurch im Bere;ch g eren D'icken eine Verschlech-

terung der Wasserdampfdiffusionsverhältnisse ibt. 
Die Entwässerung erfordert bei Erddächern eine schachtartige Ausbildung mit 
einem Einlaufrost in Höhe Niveau und einem Sehachtzulauf Uber der 
I so 1 i erung mit einem auf dem Abf 1 ußrohr auf gesetzten Fangkorb. Nicht zu 
vergessen ist der Ans eh 1 uß der Dampf sperre sowie einer Dampf ausgl ei chs
schi cht unterhalb des Einlauftrichters. Der Ab-laufstutzen selbst soll auf 
eine Höhe von 80 - 100 cm gedämmt werden oder es sind Vorkehrungen fUr eine 
Heizung der Einlaufzone zu treffen. Manchmal erhält der Schacht eine 
SchotterfUllung, welche das Ableiten der niveaugefUhrten Oberflächenwässer 
gestattet und darUber hinaus die Vereisung des Fangkorbes verhindert oder 
verzögert. 

Ein anderes Konstruktionsdetai1 f'lndet man in Abb. 8, welche eine Ausfüh-
rungsform mit vorgehängter Sand1t:ichfäss0de d lL Hier ist vor allem 
darauf zu achten, daß die Dämmschicht nie unterbrochen wird und die 
darLiber befindliche Isolierung (Warmdach) einen eindeutigen Anschluß an die 

Schutzschichte der Sandwichplatten ält. s Dach ragende ungedämmte 
Betonelemente sind natürlich der Gefahr bei Transport und 
Montage ausgesetzt und sollten, wenn sie nicht mit (architektonisch 
wirksamen) Rippen ausgestattet s"ind, in dem ich oberhalb der Verble

chung durch ein aufgesetztes Geländer ersetzt werden. 

Ein weiteres Konstruktionsbeispiel b·ietet die l\bb. 9. Diese Skizze stellt 

eine Möglichkeit dar, z.B. eine Tragkonstruktfon für höherwüchsige 
Sträucher vor einer Glasfassade (Sonnenschutz). Der ans eh 1 i eßende Erd

polster hat in diesem Falle nur mehr di Grasnarbe und niederwUchsige 
Sträucher zu tragen. Es wird auf diese Art ct·ie optische vJirkung einer 

Begrenzung des Erddaches, also eine Art natUrliche BrUstung erhalten. Diese 
Problematik zählt zu den konstruktiv schwierigeren Lösungen. Eine Möglich
keit der Bewältigung mit Fertigteilen für den Pflanztrog ist dargestellt. 

Wegen des oft beträchtlichen Gewichtes des Pflanztroges werden Betonkon
solen in Forts ung der Endscheiben als zweckmäßig erachtet. Diese sollten 

{der Pflanztrog muß während der Montage u erstUtzt werden) in eine durch 

Ortbeton ergänzte Längsschwelle einbetoniert und verankert werden. 
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Nun werden anhand von zv1ei Darstel "lungen die Verhältnisse bei erdberührten 
Dächern für den Fa 11 beheizter und unbehei zter Räume dargeste 11 t (Abb. 11 

u. 12). Im ersten Fa.11 wird der Unterscfried herausgestrichen, der bei ober

und unterseitiger Dämmung der Tragkonstruktion erkennbar wird. Hier können 

die gleichen Überlegungen angestellt v;erden wie bei Terrassendächern, da 

der Erdpolster nur speichernde Wirkung aber einen relativ geringen Einfluß 

auf die Dämmung im Winter besitzt. Resultat: Über ·längere Zeiträume 

wirkende, über dem Mittelwert liegende Temperaturen bringen bei oberseiti

ger Dämmung nur eine geringere Längenänderung (oder bei best. Randbedingun

gen geringere Spannungen aus Zwängen), v.iährend eine untersei ti ge Dämmung 

beträchtliche Längenänderungen der kenkonstruktion nach sich zieht. 

Außerdem ist die Verteilung des Dampfdruckes bei ersterem um ein Vielfaches 
günstiger a1 s bei e'inem unterseit ·j g ged 

Werden Räume nicht geheizt (z.B. bei Gar 
DadL 

) so ist eine wesentlich andere 

J-\usgangssi tuati on vorhanden. Die Raurnt raturen passen sieh etwas den 

Lufttemperaturen an (vorausgesetzt es ·j st eine entsprechende Durch 1 üftung 

vorgesehen), schwanken somit vom Winter zum Sommer hin und bringen dadurch 

eine geringere notwendige Dämmwirkung. Es kann hier in der Regel auf eine 

zusätzliche Dämmung verzichtet v1erden. Der Erdpolster erreicht je nach 

dessen Aufbau wahrschei n 1 i eh e'il1en ;\, -Wert um 1, 5, ein Wert, der doch um 

e1n1ges unter jenem des Betons l·iegt, jedoch keinesfalls ausreicht, 

Wohnräume thermisch optimal gegen außen abzuschließen. Der in der Literatur 

fUr leichte Substratmischungen manchmal ausgewiesene Wert von (0,5 -

0,6) W/m,K scheint mir jedoch zu optimistisch. 

In solchen Fällen werden oft Sperrbetondächer angeboten. Diese sollten 

jedoch trotz der Tatsache, daß Stahlbeton der bei begrUnten Dächern bestge

ei gnete Baustoff ist, nicht unbedingt oder nur unter bestimmten Voraus-

setzungen Verwendung finden. Wegen der an u sich hohen Gesamtkosten 

fä11t d·ie Isolierung gegen Feuchtigkeit s s'lcherste Maßnahme für d·ie 

Dauerhaftigkeit eines Daches kaum ins ic 

Der Unterschied zvd sehen einem ungedämmten Preßki esdach und einem Erddach 

liegt vor anern darin, daß die saisonale Temperaturbeanspruchung fast auf 

die Hälfte gesenkt wird, vvas kleinere Zwänge oder aber Verschiebungen nach 

sich zieht. Dies liegt nicht nur in der dämmenden Wirkung des Erdpolsters 

begründet, sondern vor a 11 em darin, daß bei entsprechend, dichtem Bewuchs 

(Bodendeck er) die Erdoberfläche kaum auf über +40°C erwärmt wird, während 

bei Preßki esdächern Oberflächentemperaturen von rni ndestens +60°C, aber auch 

darüber, auftreten können. 
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Sperrbetondächer so 1 lten daher, wenn überhaupt in Betracht gezogen, nur 
verwendet werden, wenn 

o) eindeutige Lagerungsverhältnisse gegeben sind, 
o) die Decke keine wesentlichen Unstetigkeiten aufweist (Kerben) und 
o) mindestens in der Hauptbeanspruchungsrichtung vorgespannt wird. 

Obige Darstellungen sollen dazu beitragen, die in zunehmendem Maße Verwen
dung findenden begrünten Dächer so zu planen und technologiegerecht auszu

führen, daß eine v1eitestgehende Sicherheit gegenüber dem Auftreten von 
Schäden - wegen des dann beträchtlichen finanz·iellen Aufwandes - erreicht 
werden kann. 
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DR."ING WAl'.IER ANDERLE 
STADTBAURAT 

6450HANAU, September 19EJS 
RATHAUS· TELEFON (06l81) 295-355 

l'R!VAT: AN Di:OR WALKMÜHLE 10 ·TELEFON (061:.: !) i:'.00 3·1 

LEBENSRAUM RUHRGEBIET - BEITRAGE ZUR 

GESTALTUNG DER WOHNUMWELT 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

die Gestaltung der Wohnumwelt wird mittel- oder un

mittelbar durch vielf~ltige Interessen und Akti

vitäten bestimmt. 

Sie dUrfen nach meiner Auffassung nicht ausschließ

lich auf jene reduziert werden, die sich im engsten 

Bereich der Wohnung, sozusagen 1 vor der HaustUr', 

ausprägen. 

Aus der umfangreichen Palette maglicher Aktivitäten 

machte ich mich auf einige Maßnahmen konzentrieren, 

mit denen der Kommunalverband Ruhrgebiet im Revier 

zur Gestaltung der Wohnumwelt beitr~gt. 

Gestatten Sie mir aber vorher ein paar kurze Bemerkungen 

zu den globalen Rahmenbedingungen, die es dabei zu beach

ten gilt 

1 In der Kernzone des Ruhrgebietes liegt der Sied

lungsfl~chenanteil zwischen 52 und 77 % (ohne 

Bottrop und Hamm). 

Die Bevalkerungsdichte ist mit 2100 Einwohnern 

oro km 2 4 mal so groß wie in Nordrhein West

falen (490 EW/km 2 ) und acht mal so groß wie 

in der Bundesrepublik (25o EW/km 2 ). 
- 2 ~ 
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et u t ~3 mt ges fl n 

Ljbe e ne herv r1f astruktur~ 

1. n i tlicher S 

ist in n mit dem f • « 

Ll21, 

diP tra it onell b b n e AusrJ.chtung 

auf den Mont n rei h u Uberwinden. 

1S36) iegt die Arbe5_t 

losenquote deutl eh Ob r dem Bundesdurch 

f3 c h n i t t m }. t 1 iJ , l+ 01 
/0"' 

5. Trotz der stagnierenden und teilweise rDc -

l ä u f i g e n 8 e v ö 1 k e r u n s 2 n LLI c k u n g i s t i n d r1 

letzt n Jah 211 so g serregender V 

brauch an Fr i um est u tellen, beson 

in der Bal ungs nd cn . 

6. L~rm, Luftverunre nigung, Altlasten, Liber-

belastung na ü he Ress urcen, Gemenge 

lagen usw. als olgen industrieller Ballun 

beeinträch zw. be nträchtigen stell 

weis Haut noc d W h - und Erholungs-

Aktivitäten zur Verbe rung er Wohnumwelt im 

Ruhrgebiet mUssen von diesen globalen Rahmenbe

dingungen ausgehen und einen B zur Lasung 

der Gesamtproblem t k, d. h. strukturierun 

des Gesamtraumes leisten. n s eifen sie zu ku z. 



Nun zu den Aktivit~ten 

1. S eher n und E we t 5 

Qualit§tsvolles Wohnen wird durch Gr~ße, Stan

daciund Lage der Wohnung selbst bestimmt, 

aber auch dadurch·r ob vor der Haustor und im 

Anschluß daran genDgend gebrauchsf~higer Frei-

raum quasi al 'e weit rte Wohnung' zcr Ver 

fDgung steht- Raum fUr soortliche Bet§tigung, 

zur Kommunikation, a s Voraussetzung gUnstige 

kleinklimatischer Verh~ltnisse, als beruhigende 

optische Kulisse usw. 

Der Kommunalverband Ruhrgebiet bemDht sich 

seit 1920 regional bedeutsame Freir§ume, 

die bis in die Siedlungen des Kerngebietes 

hineinreichen, zu sichern und zu erweitern. 

Mittlerweile sind 2/3 der Gesamtfläche des 

Ruhrgebietes in sein 1 Verbandsverzeichnis 

GrUnfl§chen 1 eingetragen. Dieses Verzeichnis 

garantiert dem Ve band Mitspracherecht an 

allen raumrelevanten Planungen bis ins Bau

genehmigungsverfahren inein, um im Sinne 

seiner GrOnpolitik wirken zu 1 •• Konnen. 
Wissend, daß Eig ntum an Grund und Boaen 

die beste Garantie zur Durchsetzung einer 

beabsichtigten Nutzung bietet, setzt der 

Verband betr§chtliche Finanzmittel ein, um 

Freiflächen, d. h. GrLlnflächen, Flächen fLlr 

die Landwirtschaft, Waldfl~chen, Brachfl~chen, 

also unversiegelten Boden, zu erwerben. 

- 4 -
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Heute nennt der Verband 5000 ha sein Eigentum. 

Er ist damit auch g ößt r kommunaler Waldbe~ 

sitzer de Bundesre u k geuJorden~ 

lankierend dazu invest ert der Verband seit 

Jahren bereits Gel u l nungsarbeit in das 

Programm 1 Begrünungsakticn Ruhrgebiet', legt 

Feuchtgebiete an nd pflegt sie, erarbeitet 

für die Großst§dte und Kreise seines Gebietes 

die Landschaftspläne nach § 16 des Landschaft 

gesetzes und betreibt mit eigenem Personal ein 

der natürlichen Umwelt verpflichtete und nicht 

auf optimalen Holzeinschlag ausgerichtete For 

t11irtschaft. 

In jDngster Zeit konzentrieren sich seine dies-

bezUglichen Aktivitäten esonders auch auf 

Bewertung, Sicherung und Gestaltung der inner 

st~dtischen RestgrUn lächen, die die Qualität 

des Wohnumfeldes unmittelbar mit bestimmen. 

2: Flächenrecyclii:l9_ 

Im Zuge des wirtschaftlichen Umstrukturierungs 

prozesses sind durch Aufgabe und Verlagerung 

von Produktionsbetrieben, Zechen und Verkehrs-

einrichtun en Brach 

halb der Siedlungen ode 

Näi1e li2g2n. lJJa 

n standen, die oft inn 

in ihrer unmittelbar n 

er als diese Fläche 
1 

fUr eine geordnete Nutzung wieder herzurichten 

und damit eine Chance zur Verbesserung der Wohn 

umwelt zu nutzen. 
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Vo ereitung auf die 

RuhrgeiJi_ets-l~Dnf renz '197S festgestellt, 

_ chliegende Zechen-

und Indus n t?r Gesarnt~1röße 

von 2 oo ha gi t. M t dem runrJs tUcks fond 

Ruhr 1 f rdr~rt cJ ~:1 n den Erwerb und die 

Herric t no brach allen r Fl~chen, damit 

sie s l1 r ndu t iestandorte, als 

für reizt:~it .... 

rn de in21~ sinn\;olle 

utzunrJ ~ e kcinnen. Im Sinne 

iner u rtl c en und ressource 

kclogisch wichtig 

Der V dieser Far e mi to 

rben und sie im R hm 

t::x.tensive Er 1 Ur! 

2 lagen urno2Lur3n 1 ( 1 Esst~n) ~ 

rilal un \J vo handener Sied-
1 un F.?. 

tun 

und soziokulturelle 

zu bewerten sind. 

intakten Nachbar-

nteressante Architektur, 

\J r a le'n 2b d ragenden Wohnurnfeldver-

!1 lt e r1 1 l ng erst nach und nach 

VIJ l J. 



Noch bis P.:1 

einen oder 

fiJr mancl1e u r' 

eine besse F: 

kalkulier ~ 

Der Kommun 

zeitige Th 

beitersied 

Meinungst.uan 

folgend -

r:::sen st 

Mit einer Lu 

eine Tagung 

7o-er Jahre ging es der 

iedlung 1 an den 1-lragen 1 un 

A r ß schon vorbereitet, 

we tung' des Bodens bereits 

nd uhrgebiet hat durch frOh-

e u des Gesamtproblems 1 Ar-

mi dazu beigetragen, daß ein 

de Bewertung und - daraus 

rek ur der Einstellung zu 

erfolgte. 

ha tlichen Untersuchung, der 

e, mit der Herausgabe einer 

Inventarisi unq der Siedlungen aus dem Re-

gierungsbe 

Publikation n 

Stadium d 

besserung d 

kornmunalp l 

einem land 

k D(J seldorf und mit weiteren 

g der Verband in einem frühen 

, daß die Erhaltung und Ver-

eitersiedlungen von einem 

h n Thema unter anderen zu 

t sehen Politikfeld wurde, 

entsprechend itiven Konsequenzen. 

Durch güns i Finanzielle FBrdermBglichkeiten 

konnten nun b v elen Siedlungen bauliche 

M2nge1 br:2s 

\./Org2nom 

die sicl1 i 

Erschl"ie 

e enfalls 

und graßere Modernisierungen 

2 ·liehe Mißst~nde, 

llen durch Änderungen der 

er eb n hatten, konnten 
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nahm und nimmt \I 
V 

2 

euf die Erha t ng und V 

he Dienstleistungen 

d sweiteren Ein lu 

2 se ung dieser Sied-

lungen. Sei es dur h ie 

bauungspl~nen und S tzu gen FUr besonders be-

drohte Siedlungen, durch vorbereitende Unter-

suchungen usw. oder ar du eh einen Wettbewe_b 

zur Farbgestaltung. 

Der engagierte Eins des Verbandes in dieser 

Sache entwickel e sich esonders auch aus der 

Erkenntnis, daß m rh ltung und Ver-

ess2rui1g dj_2s r llem t12 v ---------r a·-

1 •• Kannen. 

4 ,~ V e r b 2 s s e r u 11 

Rahm n l il 2 s Ern von E nr 

tungen fü h2112ndr:! holun t 

ichen n n X ve. ~Jut u11 

p ante, a derte und baute der Verband Rev 

parks, Fre zeitzent n ' ize tschwerpunkte 

u d Freizeitst tt n. l\fi ~ 
'··'-- diesen Ein ichtungen, 

cl 1 <3 u t r 1j n cJ n .i rn nze en nicht weit 

ist im Ruhrgebiet e n 

ic , der sowohl regionalen 

als CJUCh n e s f3 t:L Uchen gerecht wird. 



Die Revierparks mit ihren vielfältigen Einrich

tungen und Anl.agen als auch die kleineren 

Freizeitst~ en bes immen aufgrund ihrer Lage 

innerhalb oder am Rande der Siedlungen die 

Wohnumwel mit. Ihr posititiver funktioneller 

Einfluß und ih positiver gestalterischer Bei

trag sind Heute unbestritten. 

Durch Modernisierung, Erweiterung und Programm

, verbesserung soll der positive Einfluß auf 

Wohnumweltqualität weiter verbessert werden. 

Darüber hinaus oll d unmittelbare Wohnum-

eld als F eizeitr um kDnftig stärker beach

tet werden, da der BLlrger den größten Teil 

seiner freien Zeit in der Wohnung oder in deren 

unmittelbarer Nähe verbringt und nicht wenige 

Bürger aufgrund mangelnder Mobilität auf die 

Erholung im unm ttelbaren Wohnumfeld angewiesen 

sind. 

Mit folgenden Maßnahmen kann man dem Rechnung 

tragen : 

- Verkehrsberuhigung, M6blierung des Straßenraumes 

- N u t z u n g d e r 1 r e ine n 1 A b s t a n d s f l ä c h e n f ü r 

Sport und Spiel 

Um~unkt onierung von sterilen Blackinnen-

bere chEn z. 8. in Mietergärten, Spiel- unri 

Kommunik ti nsbereiche 

~f nu g u zug§nglicher Freir§ume wie vereins

geb den Sportspätze, Kleingartenanlagen, 
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Die dafOr aufzubringenden Finanzmittel halten sich 

in Grenzen. 

5. Gestaltun barmach den 

Die F6rderung von Kohle ist mit der Förderung von 

tauben Gestein verb~nden. Nach dem heutigen Stand 

der Technik kann nur ein geringer Teil des tauben 

Gesteins wieder unter Tage verbracht werden. 

Der größte Teil des 8erc,enaterials - etwa 92 % 

wird aufgehaldet. Die sogenannten Bergfialden er~" 

hielten nichtsett~n ihren Standort in unmittelbar 

Nachbarschaft der Wohnsiedlungen. Belastungen er

geben sich durch den mehrj§hrigen Antransport 

des 8 er g:tn at er i als , oft durch Geruchs b e 1 ästig u r1 g t:: n 

und schließlich nach Abschluß der Schüttungen durch 

die mondlandschafts~hnl chen, der natLlrlichen Land

schaft widersprechenden Kunstberge. Seit 1952 ver

sucht der Verband im Rahmen seiner 1 BegrUnungs

aktian Ruhrkohlenbezirk 1 Althalden zu bepflanzen 

um sie damit besser in die Umwelt einzufügen. 

Dazu bedurfte es vieler Experimente. Schließlich 

ging es darum, der Natur, d. h. Bäumen, Sträuchern, 

Kr~utern und Gräsern auf diesen Pionierbbden 

Entwicklungschancen zu ermöglichen. 

Das Ergebnis ka11n ich Heute sehen lassen. 

Viele Althalden zeigen mittlerweile ein grOnes 

Bild. 
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Heute geht man noch einen Schritt weiter. 

1\1 a 11 t ü r m t das gmaterial nicht mehr in 

Kegel- oder Tafelformen auf, sondern ver-

sucht durch entsprechende Gestaltung (Form

gebung) eine bessere Integration in die 

natürliche oder gebaute Umwelt zu erreichen. 

Mit Formgebung und Bepflanzung verbindet 

man auch MBglichkeiten unterschiedlicher 

Nutzung. "" 1 :::io 1<ann alde. im Endzu-

stand durchaus ein begrünter Berg mit einem 

Netz von Spazierwegen sein ode durch 

entsprechen e Ausf .idealer Weise 

Sport- und Freizeitanlagen aufnehmen. 

Sogar Ober Hangbebauungen wird nachgedacht. 

Damit kann an vielen Standorten im Ruhrgebiet 

ein deutlicher Beitrag zur Verbesserung der 

Wohnumwelt geleistet werden. 

'Meine Damen und Herren, 

selbstverständlich versucht man in den 

St~dten des Reviers auch die Wohnumwelt 

durch 0ielfältige Maßnahmen der Verkehrs-

beruhigung, Wohnu~feldgestaltung, Mo

dernisierung und Stadte neuerung zu ver~ 

b e.E3 s ern. 

Die dabei gewonnenen Erfahrungen unterscheiden 
sich nach meiner Auffassung aber nicht so sehr 

von denern 



die in anderen Gemeinden gesammelt wurden 

und die in v rs h ad nan 2F2raten dieser f 

bereits verm t lt wa ~an konnten oder no ver 

h m1c;1 in meinem Referat u 

einige ruhrge iet typische Aktivit§ten zur Ver-

besserung Wohnum alt konzentrieren, um 

nicht berr?. c:o es qte n eh inmal - wenn u h 

variiert LtJ 2 hol n zu mussen. 
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A 4: WOHNUMWELT - ÖKOLOGIE UND ECHNIK 

(Referate 7 bis 9) 

Th. ÖSTERREICHER, Wien: 

Die Gestaltung der Wohnumwelt durch di gemeinnützigen Bau-

vereinigungen 

Bei der Bedeutung, die der gemeinnützi en Wohnungswirtschaft 

im österreichischen Wohnungswe n ukommt, werden Probleme 

der Gestaltung der Wohnumwelt n t mäß einen besonderen 

Stellenwert einnehmen müssen, 

In der öffentlichen Meinung werde d e emeinnützigen Bauver-

n gungen al di primären Baut ö te reich auch 

m g eichen Maße für die Ge t n de Wo numwe t verantwo t 

lieh gemacht. Diese Verantwortung h t hre Grenzen in einge 

schränkten rechtlichen und wirtschaft chen Möglichkeiten, 

die den gemeinnützigen Bauvereinigungen in diesem Bereich 

eingeräumt werden, Diese Beschränkungen im Detail darzustellen 

aber Thema des Ar bei tskreise,s A 5 •. Sie sollen daher hier 

nur angedeutet werden. 

gemeinnützige Wohnungswirtschaft fühlt sich aber für 

die Gestaltung der Wohnumwelt s lb t mehr verantwortlich, 

als dies dem gesetzlichen Auftrag nts richt, Im Zuge einer 

nunmehr schon dreijährigen Diskus on in er gemeinnützigen 

Wohnungswirtschaft über eine zukunft orientierte Leitlinie 

gemeinnützigen Wirkens wurde diesem Thema bemerkenswert viel 

Raum gegeben, So hat sich einer von sieben eingesetzten Arbeits 

kreisen mit Problemen der 11 Tecbnik und Umwe1t 11 befaßt und 

'/ 
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ein umfangreiches Papier mit Vorschlägen zur Verbesserung 

der Wohnumwelt erstellt, Die darin enthaltenen Grundsätze 

sollen im folgenden kurz dargestellt werden, 

Auf der Basis der Ergebnisse dieses Arbeitskreises sind die 

Vorschläge zur Gestaltung der Wohnumwelt auch in das heuer 

fertiggestellte neue Grundsatzprogramm der gemeinnützigen 

Wohnungswirtschaft eingeflossen, Dieses Programm wird anläßlich 

des 40jährigen Jubliäums des Verbandes im Oktober der Öffent

lichkeit vorgestellt werden, Die gemeinnützige Wohnungswirtschaft 

bekennt sich darin als Träger und Realisator aller wesentlichen 

Innovationen im Wohnbau auch zu ihrer Verantwortung zur Ge

staltung der Wohnumwelt, 

11 Die wichtigste Entscheidung über die künftige Wohnqualität 

fällt schon beim Erwerb eines Grundstückes, Sorgsam geprüft 

muß deshalb werden, ob die allgemeine Infrastruktur für Einkauf, 

Bildung, Gesundheit, Sport und Kommunikation der Bewohner 

gesichert und die Umweltbelastung durch Verkehr und Betriebs

stätten zumutbar ist, Neben der gegebenen Situation sind 

längerfristige Veränderungen zu beachten bzw. sind mögliche 

und anzustrebende Veränderungen zu berücksichtigen, 

Besonders wichtig bei der Objektplanung sind die äußere Form 

und die Gestaltung der inneren Funktionen; denn sie sind 

Ausdruck kulturellen Selbstverständnisses. Mit der sorgfältigen 

Gestaltung neuer Häuser, mit der einfühlsamen Sanierung alter 

Bausubstanz entsprechen die gemeinnützigen Bauvereinigungen 

ihrer kulturellen Verantwortung für das Ambiente unserer 

Städte und Dörfer, 11 

.13 



Und weiter heißt es: 

11 Nicht zuletzt sind auch die wohnmedizinischen Aspekte anzu 

fUhren: Viel Licht und Sonne 1 dauerhafte und pflegeleichte 

Ausstattung und Einrichtung sowie ein flexibles Raumprogramm 

sind wesentliche Voraussetzungen für ein angenehmes Wohnen. 

Alle diese qualitativen Kriterien gelten sowohl für den Neubau 

sektor als auch für die Maßnahmen zur Erneuerung unserer 

Städte und Dörfer, Die gemeinnützigen Bauvereinigungen stellen 

sich dieser neuen Aufgabe, betrachten sie jedoch in ihrem 

umfassenden Sinn, Neben der Sanierung einzelner Häuser muß 

s zu einer tiefgreifenden Reform der Infrastruktur kommen, 

urUckdrängen des Verkehrs und ande er Faktoren, welche 

die Stadt unwirtlich gemacht haben, bei gleichzeitiger Wieder-

herstellung einer vernünftigen Versorgungsinfrastruktur, 

ind die Voraussetzungen für eine wirkungsvolle Stadterneueru (f• fl 
Co• 

Wie aber bereits erwähnt wurde 1 stehen diesen zukunftsorientier 

Gedanken beachtliche rechtliche und wirtschaftliche Hemmniss 

entgegen. Aber auch die Abgrenzung des Begriffsinhaltes 11 Wohn 

umweltgestaltung 11 und die Relation zu den Trägern der Wohnumw lt-

gestaltung bedarf einer Darstellung, Durch die in den Wohnrechts 

gesetzen (MRG 1 WGG, WEG etc,) normierte Objektsbezogenheit 

bt sich eine Unterscheidung in n innere 11 und 11 äußere 11 

W hnumwelt, Im Bereich der inne en Wohnumwelt ist grob zu 

differenzieren zwischen der Gestaltung in der Wohnung, im 

Hause und auf der Liegenschaft, Die äußere Wohnumwelt betrifft 

die Bereiche Infrastruktur, V~rkehr, Natur und Immissionen, 
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Als Träger der Wohnumweltgestaltung treten teils konkurrenzierend 

die öffentlichen Hände - Bund, Land 1 Gemeinden, zweckgebundene 

Einrichtungen - 1 gemeinwirtschaftliche Unternehmen - gemein

nützige Bauträger, Fonds ~ und natürlich auch private Hauseigen

tümer auf, Die Zuordnung dieser Träger der Wohnumweltgestaltung 

zu den einzelnen Bereichen bzw, Elementen ergibt sich aus 

gesetzlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen, Die gemein

nützige Wohnungswirtschaft ist daher primär zur Gestaltung 

der inneren Wohnumwelt berufen, da sie weder nach ihrem gesetz

lich vorgegebenem Geschäftskreis, noch auf Grund der streng 

objektsbezogenen Preisgestaltung nach dem Kostendeckungsprinzip 

in ausreichendem Maße an der Gestaltung der äußeren Wohnumwelt 

mitwirken kann, Sieht man davon ab, daß die Errichtung von 

Wohnbauten bzw. deren Ausgestaltung auch in der Verwaltungsphase 

an sich schon ein Gestaltungselement äußerer Wohnumwelt ist, 

bleibt den gemeinnützigen Bauvereinigungen sonst fast nur 

die Tätigkeit im Auftrag anderer Träger. Beispielsweise seien 

hier angeführt Stadterneuerungsmaßnahmen, Gebietsbetreuungen, 

aber auch Betreuungen für Gebietskörperschaften, wie etwa 

die Errichtung von Gemeindezentren, Schulen, Sportanlagen etc, 

Die Praxis der Wohnumweltgestaltung ergibt sich - vereinfacht 

dargestellt - durch Vorgaben von außen, wie Flächenwidmungs

und Bebauungspläne, baubehördliche Vorschriften, Auflagen 

von Fondsgebern etc, oder autonom durch den Wohnbauträger, 

Im letzteren Bereich kommt der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft 

eine Rolle zu, die sich wesentlich von anderen Bauträgern 

bzw, Hauseigentümern unterscheidet, Nicht umsonst kommen Begriffe 

./5 
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wie 11 vollwertiges Wohnen" aus Eigeninitiativen gemeinnütziger 

Bauvereinigungen1 die zwar nicht zur generellen Norm werden 

können, aber für die Entwicklung des Wohnens eine richtungs

weisende Neuorientierung darstellen, 

Die Einflüsse der Tätigkeit gemeinnütziger Bauvereinigungen 

auf die natürliche und bebaute Umwelt sind sicherlich von 

ihrem Stellenwert geringer als jene anderer Zweige der Bauwirt

schaft, Autobahnen die natürliche Lebensräume brutal durch~ 

schneiden, Kraftwerke über deren Umwelteinfluß genügend diskutiert 

wurde oder emitierende Industrieanlagen spielen hier sicherlich 

eine weit größere Rolle, Dennoch ist im Bewußtsein der Menschen 

die Wohnungswirtschaft überproportional für die Umweltgestaltung 

verantwortlich gemacht worden, da für den Wohnenden die tägliche 

Konfrontation mit der "Umwelt vor der Haustür 11 gegeben ist. 

Die Einflüsse auf die natürliche Umwelt durch die Wohnbauträger 

können positiv und negativ sein. Zu den positiven zählen 

sicher die Integration von Wohnhausanlagen in die natürliche 

Umwelt (Vermeidung von Zersiedelung, Schonung wertvoller 

Pflanzenbestände, Bedachtnahme auf charakteristische Landschafts= 

formen), die Gestaltung von Außenanlagen (Grün- und Erholungs

flächen in Wohnanlagen, Pflanzen am Bau - BegrUnung von Loggien, 

Dächern und Mauern) sowie die Installation emissionsarmer 

Anlagen, speziell für Heizung und Warmwasserversorgung, Diese 

positiven Einflüsse werden aber - berechtigter Weise - als 

selbstverständlich empfunden, Bei ihrem Nichtvorhandensein 

aber als negativ und damit als imageschädigend besonders 

,/6 
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herausgestellt, Ähnlich stellen sich die Einflüsse der Bau

träger positiv und negativ im Bereich der bebauten !Jmwelt 

dar. Dies gilt insbesondere für die Stadterneuerung, die 

in der öffentlichen Meinung - noch mehr aber in der veröffent

lichten Meinung - 1 primär mit Erhaltung bestehender Bausubstanz 

assoziiert wird. Es wird dabei übersehen, daß durchaus auch 

etwa Lückenverbauungen mit entsprechender Integration in 

bestehende bauliche Ensembles Stadterneuerungsmaßnahmen darstellen, 

die immer notwendig waren und es auch künftig sein werden. 

Siedlungsgebiete wachsen organisch und es wäre sicher undenkbar, 

wenn nicht für eine zeitgemäße organische Erneuerung Sorge 

getragen wird. 

Zusammenfassend kann daher gesagt werden, daß die gemeinnützige 

Wohnungswirtschaft als Träger der Wohnumweltgestaltung eine 

sehr bedeutende Rolle spielt, die jedoch mehr in das Bewußtsein 

der Bevölkerung getragen werden müßte, Kein anderer Wirtschafts= 

zweig ist freiwillig bereit, seine Produkte auch in ein qualitativ 

adäquates Umfeld zu stellen. Diesem Verantwortungsbewußtsein, 

daß sich aus dem sozialen Auftrag der gemeinnützigen Wohnungs

wirtschaft ableitet, sollte aber auch der Gesetzgeber durch 

die Schaffung effizienter rechtlicher und wirtschaftlicher 

Rahmenbedingungen Rechnung tragen. 
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ÖKOLOGIE UND TECHNIK - PROBLEME UND LÖSUNGSANSÄTZE AM 

BEISPIEL DER WOHNUMWELT 

Dr.H.M.Knoflacher, Institut f. Umweltforschung, Graz 

Ökologie und Technik stehen symbolisch für einen grund

legenden Verständniswandel. Für einen Wandel des gesell

schaftlichen Weltbildes, welcher ungern gesehen, bei

seite geschoben wird. Einen Wertewandel, der den Vor

stellungsänderungen vom geozentrischen zum helio

zentrischen Weltbild gleichzusetzen ist. 

Technik kann symbolisch für das anthropozentrische 

Weltbild gesetzt werden, das noch immer unsere Gesell

schaft bestimmt.Technik - Vollzug des christlichen Auf

trages " .. macht euch die Erde untertan 11
• Ein Leitge

danke der hinter allen Planungsüberlegungen steht - und 

seien sie noch so grün gefärbt. Ein Leitgedanke, der 

auch jene absurden Ideen nährt, die eine Erschaffung 

von sich selbst erhaltenden Systemen für notwendig halten. 

Die Einsicht, daß es Maße und Dimensionen geben kann, 

die nicht unseren Wünschen und Vorstellungen ent-

sprechen sind diesem Denken fremd. Wie einst Prokrustes 

zwingen diese Ideen ihre Träger Langes kurz und Kurzes 

lang zu machen. Wie falsch dabei das Maß sein kann sehen 

wir an den fast allgegenwärtigen, sogenannten Umwelt

problemen. 

Demgegenüber beginnt sich allmählich ein Weltbild 

zu formen, welches vielfach mit "ökologischer Denkweise" 
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gleichgesetzt wird. Es läßt sich vielleicht als 

synzentrisches Weltbild bezeichnen; enthält es 

doch die Erkenntnis, daß auch wir die Gesetze der 

Biosphäre,deren Teil wir sind,nicht bedenkenlos 

verletzen können. Bestandteil dieser Erkenntnis ist 

auch, daß wir ohne Ökosysteme nicht lebensfähig sind, 

daß wir nur mit ihnen überleben können. 

Wie wenig dieses Denken in unserer Gesellschaft 

verankert ist sehen wir an den Begriffen, die gemein

hin für Aussagen in Verbindung mit Ökosystemen und 

Ökosystemteilen angewandt werden. Dabei wird regel

mä.ßig von der Umwelt gesprochen, einem Begriff der 

den jeweiligen Betrachter stets seiner Umgebung gegen

überstellt. Eine Grenzziehung, die sich fatal auswirkt, 

wenn Probleme gelöst werden sollen, bei denen der Be

trachter gleichzeitig Leidtragender und Mitverursacher 

des Leidens ist. 

Sollte bewußt gemacht werden, daß nicht alles Unge

mach von "außen" kommt, so wären Begriffe wie "Mitwelt" 

oder "Mi twel tschu tz" wohl besser dafür geeignet. 

In dem Wechselspiel mit unserer "Mitwelt" geht es 

nicht um eine kategorische Ablehnung der Technik im 

engeren Sinn, sondern um das richtige Maß. Kurz darum 

wieviel von welcher Technik wir wo brauchen.Im gleichen 

Gedankenschritt ist zu überprüfen wieviel wir unserer 

Mitwelt an Leistungen abverlangen können, ohne ihren 
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Bestand zu gefährden. 

Beispiel Wohnumgebung 

Die Wohnumgebung als Vorfeld eines der zentralen 

menschlichen Lebensbereiche wird in unserem Selbstver

ständnis in einer Einheit mit der Wohnung gesehen. 

Wenn es irgendwie möglich ist, wird die engere Wohnum

gebung auch in die eigene Verfügungsgewalt gebracht 

(wie es der ungebrochene Trend zum eigenen Heim mit 

Grundstück zeigt). Damit wird die Wohnumgebung auch 

unter den persönlichen Schutz des Besitzers gestellt. 

Sie wird Bestandteil des Bereiches, den man gegen Ein

griffe von außen verteidigt. Überlegungen, ob von 

diesem Bereich auch negative Wirkungen ausgehen können, 

kommen dabei kaum auf. 

Ais wissenschaftlich, ökologischer Sicht sind 

Wohnung und Wohnumgebung Bestandteile unserer Öko

systeme. Damit sind diese Bereiche auch direkt in 

die Wechselbeziehungen dieser Systeme eingebunden. 

Zunehmende Belastungen durch Schadstoffe wirken sich 

deshalb auch zunehmend auf die Wohnumgebung aus, wie 

auch zunehmende Freisetzung von Schadstoffen eine 

Zunahme der allgemeinen Belastung bewirken. 

Sinnvolle Anforderungen an die Wohnumgebung müssen 

deshalb so formuliert sein, daß gleichzeitig 

- lebenswerte Bedingungen für den Menschen 

geschaffen und 
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- Belastungen anderer Ökosystemteile ver

mieden werden. 

Das die Schaffung ansprechender Bedingungen in 

der Wohnumgebung kein ernsthaftes Problem darstellt 

beweisen Beispiel aus vielen Jahrhunderten. Das 

dadurch ernsthafte Probleme für andere Ökosystemteile 

entstehen können beweisen die letzten Jahrzehnte. In 

dieser kurzen Zeitspanne ist es mit den technischen 

Hilfsmitteln gelungen einen "Wohnkolonialismus" 

beachtlichen Ausmaßes zu entwickeln. Anstatt Lösungen 

vor Ort zu suchen ließ man Siedlungen in das freie 

Land wuchern. Mit Hilfe der Übertechnisierung in der 

Landwirtschaft konnten Flächen freigesetzt werden, 

auf denen die Suche nach der ländlichen Idylle neu 

begann. Der neue Typ des Landbewohners brachte Lebens

gewohnheiten mit, durch die vorher unbekannte Ansprüche 

an die Umgebung erwuchsen. Als Beispiel seien die 

Probleme mit der Wasserversorgung und der Abwasserent

sorgung genannt, die vroher nur aus städtischen 

Bereichen bekannt waren. 

Günstige Grundstückspreise in "nut.zlosen Gebieten" 

führten zur Zerstörung ökologisch hochwertiger Gebiete, 

wie z.B. von Auwäldern. Der Wunsch nach dem eigenen 

Freizeitheim wandelte so manchen Waldsaum in eine 

Häuserzeile um. Übriggeblieben Plagegeister konnte 

man dank der chemischen Arsenale in unseren Haushalten 

leicht loswerden.Chamäleongleiche Wandlungen von Güter-
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wegen verhalfen so mancher Alp zum Alptraumdorf. 

Im Gegenzug gelang es findigen Geistern in Wohngebieten 

belastende Betriebe, wie z.B. Altölentsorgungsanlagen 

zu erreichten. 

Diese kurze Auflistung von Beispielen sollte die 

Gesamtproblematik nur skizzieren. Wesentlich ist, 

daß die bisher üblichen Instrumentarien der Gesetzgebung 

und Verwaltung offenbar die auftretenden Probleme nicht 

bewältigen können. - Überforderte Sachverständige und 

Politiker müssen Entscheidungen treffen, deren Tragweite 

für sie nicht absehbar ist. Die Praxis der Rechts

sprechung läßt Umweltdelikte im Lichte von Kavaliers

delikten erscheinen. Verwaltungsgrenzen stehen ''grenzen

losen" Verschnutzungen gegenüber etc. 

Lösungsansätze 

Wie bei allen Problemen, die in komplexen Systemen 

auf treten lassen sich auch hier keine Patentlösungen 

anbieten. Es müssen abgestimmte Teillösungen gesucht 

werden, die einerseits eine verstärkte Sanierung 

traditioneller Wohnbereiche und andererseits eine 

Verhinderung der Ökosystembelastungen durch Siedlungs

tätigkeiten bewirken. 

Sanierungen traditioneller Wohnbereiche können 

nicht nur auf gestalterische Lösungen und strukturelle 

Verbesserungen beschränkt bleiben.Hier müssen auch 

Maßnahmen einsetzen, die eine Minimierung der Schadstoff-

-5-



belastungen bewirken. 

Dafür ist ein Sanierungsverfahren zu fordern, welches 

nach einer Belastungsprüfung (zur Feststellung der tat

sächlich vorhandenen Immissionen)anzusetzen wäre. Dabei 

müßten alle in Frage kommenden Belaster abgestimmte 

Maßnahmen zur Emissionsreduktion ergreifen und deren 

Wirksamkeit nachweisen. 

Zur Vermeidung von strukturell bedingten Um-, bzw. 

Mitweltproblemen sind bereits Flächenwidmungspläne 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. 

In diesem zweistufig anzulegenden Verfahren ist im 

ersten Schritt die Umweltverträglichkeitserklärung 

zu erstellen. Für fehlende Grundlagen, die eine längere 

Beobachtungszeit erfordern (z.B. Klimamessungen) sind 

entsprechende Erhebungen zu veranlassen, deren Ergeb-

nisse spätestens beim zweiten Verfahrensschritt vor-

liegen müssen. Bei diesem, der eigentlichen Umweltver-

träglichkeitsprüfung, muß von einer unabhängigen Stelle 

die Flächenwidmungspläne auch in Querbezug zu benachbarten 

Flächenwidmungsplänen umfaasend auf ihre Um-,bzw.Mitwelt

verträglichkeit zu überprüfen. 

-6-
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METEOROLOGISCHE ASPEKTE DER UMWELTBELASTUNG IN 
SIEDLUNGSGEBIETEN 

Ulrike Pechinger 

Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik 

Hohe Warte 38, A-1190 Wien 

Kurzfassung : 

Die Ausbreitung von Luftbeimengungen hängt von den meteoro

logischen Verhältnissen in der für die Ausbreitung maßge-

be."1dB1 Schicht ab. Diese werden einerseits durch die großräumige 

Wetterlage und andererseits durch lokale Gege.benheiten be-

stirmnt. Einflußfaktoren, die bei der Schadstoffausbreitung 

in verbautem Gebiet zu berücksichtigen sind, werden beschrie~ 

ben und die wesentlichen Bestandteile von Ausbreitungsmodel

len zur Berechnung der Schadstoffbelastung in Siedlungsge

bieten aufgezeigt. Ergebnisse aus im Wiener Stadtgebiet durch

geführten Meßeinsätzen sowie von Modellberechnungen werden 

zur Illustration angeschlossen. 

1. Einleitung 

Schadstoffe, die in die Atmosphäre eingebracht werden, sind 

zwischen dem Ort ihrer Emission und dem jeweiligen Rezeptor~ 

pun.~teiner Reihe von Prozessen ausgesetzt. Sie werden durch 

den mittleren Wind (Translation) verfrachtet, unterliegen der 

Verdünnung durch Turbulenz (Diffusion), können durch physika

lische oder chemische Vorgänge (Transformation) umgewandelt 

werden und werden letztlich trocken oder naß deponiert (De

position). Im städtischen Raum ist sowohl die Emissionsdichte 

groß als auch die Anzahl menschlicher Rezeptoren und es ist 

daher unbefüngt notwendig, Stadteffekte auf die Ausbreitungs

bedingungen von Schadstoffen eingehend zu studieren und bei 

der Planung zu berücksichtigen. 
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2. 11.odifikation des Temperatur- und Windfeldes durch 

Städte und ihre Auswirkungen auf die Ausbreitung von 

Schadstoffen in der Atmosphäre 

Es gibt im Prinzip zwei wesentliche Eigenschaften, die die 

Oberflächen der Stadt von jener des Landes unterscheiden jn 

bezug auf ihre Auswirkung auf die Ausbreitungsbedingungen 

von Schadstoffen in der Atmosphäre. Dies sind einerseits 

höhere Temperaturen innerhalb der Stadt und damit verbunden 

ein verstärkter Wärmef luß in die Atmosphäre (Wärmeinseleffekt) / 

andererseits die größere Rauhigkei t der Oberfläche durch Ge~, 

bäude. Andere Effekte, wie zum Beispiel vermehrte Wasser

dampfproduktion oder andere Beschaffenheit des Oberflächen

materials können in bezug auf die Ausbreitung der Schad-

stoffe vernachlässigt werden. 

Die von der Stadt beeinflußte Atmosphäre kann in zwei Regionen 

gegliedert werden (Abb.1): a) die Schicht zwischen Erdboden 

und Dachniveau, die sogenannte 1 canopy layer', 

b) die urbane Grenzschicht. 

Abb. 1: Schematische Darstellung der von der Stadt beein

flußten Atmosphäre (nach Oke) 



3 

A) Ausbreitungsverhältnisse in der 'Ca~opy layer': 

Im einzelnen sind die Vorgänge innerhalb der Straßenzüge 

wegen der uneinheitlichen Temperatur- und Windverhältnisse 

äußerst komplex. Messungen der CO-Verteilung im Stadtge

biet von Wien (Böhm und Piringer,1986) zeigten zum Beispiel, 

daß an besonnten Fassaden infolge der verstärkten Thermik 

die Schadstoffe deutlich bis in größere Gebäudehöhen ge

mischt werden, während sie an der beschatteten Seite des 

Straßenzuges überwiegend in Bodennähe zu finden waren (Abb.2) 

Abb. 2: Ergebnisse von CO--Messungen an Fassaden 
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Anmerkung: Hygiene Institut am Nachmittag besonnt. 

Emissionen in Dachniveau wie z. B. durch Hausbrand unter

liegen zunächst dem Gebäudeeinf luß 1 wobei es innerhalb der 

Kavitätszone zur Verwirbelung und lokal zu deutlich erhöhten 

Belastungen kommen kann (Abb. 3). 
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Abb. 3: Modifikation des Strörnungsfeldes durch Gebäude 

/ 

VERORÄNGUNGSZONE KAVITÄTSZONE KIELZONE 

B) Ausbreitungsverhältnisse in der urbanen Grenzschicht 

Bei Modellen 1 die die Schadstoffausbreitung über ein aus

gedehnteres Gebiet simulieren, wird häufig angenommen, daß 

sich die Schadstoffe innerhalb der Straßenzüge bis zum Dach

niveau homogen durchmischen. Die eigentliche Berechnung der 

Schadstoffausbreitung erfolgt dann für den Bereich der ur

banen Grenzschicht. 

Wärmeinsel und erhöhte Bodenrauhigkeit modifizieren sowohl 

das Temperaturfeld als auch die Windverhältnisse über der 

Stadt. Im allgemeinen findet man über der Stadt eine ge

r~ngere Stabilität der Schichtung vor als über dem Land, 

was auch eine Reduzierung der Intensität bodennaher Inver

sionen zur Folge hat. Die Unterschiede sind tagsüber geringer 

ausgeprägt als nachts, wo auch der Wärmeinseleffekt am größten 

ist. 

Der Einfluß der Stadt auf das Windfeld ist komplizierter. 
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Bei schwachem Wind oder Calmen bildet sich durch die 

Stadt ein eigenes Zirkulationssystem aus, wobei Wind

geschwindigkeiten von einigen Metern pro Sekunde auf

treten können (Abb. 4). 

Abb. 4: Zirkulationssystem bei großräumig schwachem Wind 

Auch bei stärkeren Wind kommt es zu einer Drehung des 

Windfeldes, wobei am luvseitigen Rand der Stadt der Wind 

infolge der erhöhten Rauhigkeit zunächst abgeschwächt wird, 

während als Folge des Wärmeinseleffekts die Strömung 

leewärts beschleunigt wird. 

Um die einzelnen Effekte bei der Berechnung der Schadstoff

ausbreitung umfassend berücksichtigen zu können, wurden 

zahlreiche Modelle entwickelt, die zum Teil zunächst die 

meteorologischen Ausgangsfelder numerisch simulieren, welche 

die Dispersion der Schadstoffe steuern, Ein derartiges Model 

ist zur Zeit an der Zentralanstalt für Meteorologie und 

Geodynamik in Entwicklung (Bornstein et al., 1985). 

In der Praxis wird jedoch meist ein wesentlich einfacheres 
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Gauß-Modell zur Berechnung der Schadstoffbelastung heran

gezogen. Dieses enthält unter anderem die Annahme 

stationärer und horizontal homogener meteorologischer 

Verhältnisse. Damit können sowohl für Punktquellen (In

dustrieanlagen) als auch für Flächenquellen (Hausbrand) 

die Immissionsbelastungen in der Umgebung berechnet werden, 

In Abb. 5 sind als Beispiel typische Immissionskonzentra

tionsfelder, die mit einem Gauß-Modell für zwei unter

schiedliche Emissionssituationen gerechnet werden, darge~ 

stellt. 

Abb. 5: Immissionskonzentrationen bei neutralen Ausbrei·

tungsverhäl tnissen und schwachem Wind als Folge 

von Emissionen aus 

a) PunktquellenK b) Flächenquellen 
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In Verbindung mit gezielten Messungen zur Erfassung der 

lokalen Ausbreitungsverhältnisse kann damit ein wichtiges 

Ins trurnen tar ium zur Beurteilung urnwe 1 trelevan ter Auswir-

kungen bestimmter Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden, 

Li te:ratur 

Böhm, R. und M. Piringer, 1986: Windve ltnisse und eo-
Irnrnission elastung an einer Straßenkreuzung am 

Wiener Gürte ine Fallstudie. In Vorbereitun 

Bornstein, R., Klotz, t, R., Pechinger, U. und 

R • Mi 11 er , 1 9 8 5 ling The Polluted Coastal 

Urban Environment. Vol. I. The PBL Model. EPRI, 

Res. Pr. 1630~13. 

Oke T.R.: nicht ver6ffentli t 
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vJOlINUNWELTGESTALTUNG AM l3EISPIEL 11 IN WIEN 

die Verbesserung des Wohnumfeldes bis vor kurzem auf verkehrliche 

teri sehe Aspekte reduziert vrnr, treten nunmehr angesichts der 

en Entvölkerung der städtischen Kerngebiete stadtstrukturelle 

A immer mehr in den Vordergrund: 

bUnde 1, das der Stadtrandwanderung entgegenwirken so 11 1 hat 

d numv1el estaltung) haben verkehrsberuhig Maßnahmen, hat die 

ung des öffentlichen Raumes einen hohen Stellenwert. 

, daß die Wohnumfeldgestaltung meist Uber programmatische Er

s sein soll, Uber bunte Pläne nicht hinauskommt. Im folgenden 

eines rea 1 i s i erten Beispiels der flächenhaften Wohnumf e l dge-

lm Hörnesviertel, einem Teilgebiet 3. Wiener Gemeindebe-

igt werden, was sich beim zeitigen Stand der Rahmen-

e11 und bei rea 1 i st"i scher Betrachtung "machen" 1 äßt. Dabei werden 

g, die Umsetzung, die Maßnahmen, die Wirkungen und letztlich die 

der Bevölkerung behandelt. 

IERTEL 
,~,"~""'"'"'"'~-·H„µ,~--~--"".-'<_,,-.,_,, _____ , ___ ~-

viertel liegt im 3. Wiener Gemeindebezirk unmittelbar am Donau

h lt sich um ein typisches grUnderzeitliches Wiener Wohnvier

end 4 - 5-geschoßi gen Wohngebäuden~ die fast zur Gänze 

wurden. Bedingt durch das e Baualter besteht ein 

nierungsbedarf von 35 Mio. S. Auf einer Fläche von 8,2 ha 

amt etwa 2800 Einwohner in ca. 1500 Wohnungen. Das Hörnes

durch etwa 1600 m Straßen erschlossen~ die vorhandenen 950 

ind des Nachts vollständig ausgelast 

ur Umgestaltung des Hörnesviertels ent and unter dem Eindruck 

n zur Verkehrsberuhigung 1 die am nde der Siebziger Jahre 
p lten wurden. 

dipl.lng.dr. techn.werner roslnok 
zivilingenieur für bauwesen 
a·lo4o wien, gusshousstraße 2o 
tel. 65 o15o-65 85 51 



3. PLANUNG UND UMSETZUNG 

Die satzplanung der Umgestaltungsmaßnahmen fUr das Hörnesviert 

im Jahr 1980 a'l s Idee eines beamteten und nes 
rsplaners. In den folgenden beiden Jahren wu J ' ' e u1ese 

Politikern und ltung 1 t '!:;; Pi"! 

sberuhi gung empfohlen. Die Entscheidung zur 

esviertels fiel im Jahr 1982 unter anderem wegen dringend anst 
s bau1icher Maßnahmen aufgrund des schlechten r 

ner Erschließungsstraßen. War vorerst eine stufenwei e 

eine stimmung der Bevölkerung vorgesehen, wurde 1 1 i eh das c 
,/ 

esviertel in einem umgebaut. Mi einem Aufwand von ca. 50 o. 

d samtkonzept in einem Jahr umges 
Nach eine1' Eingewöhnungsphase von 3 \J ren V/Urden im Rahmen eine 

s r es des BMfßuT ~ \fohnb schung d i ungen 

UberprUft. Schwergewicht dieser Forschungs t war die Ermi 

lung des Beitrages der Verkehrsberuhigung zur Assanierung. 

4. 

e wesentlichsten Elemente zur Umge altu des Hörnesviertels waren: 
Eine hmälerung der Flächen r n fli , motof'i s i erten 

I dualverkehr1 

ine imensionierung der Flächen fLlr den ruhenden Verkehr wo 

sse Uberalterte, rechtliche Vorschriften nicht eingehalten 
konnten, 

Baumpflanzungen und Grünflächen, 
ein die Verkehrsfunktion abgestimmtes Bodenbel skonzept, 

F as enversätze, 

eine Vergrößerung der Verkehrsfl hen fUr den nichtmotorisi en 

kehr in Kreuzungsbereichen und 

eine rsfreie Zone im Bereich einer Volksschule. 

In Flächenbilanz des öffentlichen Raumes wirken sich diese 

nur geringfügig aus: So steht etwa eine Erhöhung des Flächenanteile 

dipl.ing.dr. 
zivilingenieur 
a-1o4o wien, gusshausstroße 
tel. 65 o15o·65 85 51 



n'ichtmotorisierten Verkehr um etv1a 10 % einer Verringerung 
k sflächen fUr den fließenden, motorisierten Individualverkeh 
g1 ichen Ausmaß gegenUber. Es ist allerdings zu bedenken, daß aufgru 

bes en, vielfältigen AnsprUche an den öffentlichen Str 
n ere von Seiten des ruhenden Verkehrs, Uberhaupt nur ein 

fUr umvertei 1 ende Maßnahmen bei den Flächen für d·i e ei 

D des Hörnesviertels sind zum Großteil weiterhin im E·i 

k r anisiert. Es ist ein Ziel, diese Einbahnregelungen zur 

Fahrgeschwindigkeiten aufzuheben. 

VJ I N 

SI ive vJirkungen der Umgestaltung des Hörnesviertel 

Unfal 1 schwere, 
10 % weniger Parkplätze, 
100 Bäume, 

10 % mehr Fußgängerflächen. 

Diese objektiven Wirkungen werden von der betroffenen Bevölkerung di 
renziert wahrgenommen: 

6 % lkerung des Hörnesviertels haben sich nach der 
p nzipiell dagegen ausgesprochen. 

% sind uneingeschränkte BefUrworter. 

In amt haben etwa 75 % der Betroffenen eine positive Einstell 
den durchgefLlhrten Umgestaltungsmaßnahmen. 

geringen verkehrlichen und umweltrelevanten objektiven Wirk 

von r betroffenen Bevölkerung auch so wah enommen. er 
in erung der Verkehrsstärken noch eine solche der Umwel 

tu signifikant empfunden. 

dipl.!ng,dr: 
zlvillngenleur 
a·lo4o wien, gusshous,iroi',•: 
tel. 65 o15o·65 85 51 



In einigen Wirkungsbereichen ergeben sich deutlich ambivalente H 

tun gen: Einerseits werden noch v1eitrei chendere Umgesta ltungsmaßn 

~ andererseits aber wird die Reduktion der Parkp1 

gravieren Mangel der ausgefUhrten Lösung angesehen. In di sem 
·1·1 der Betroffene sowohl den Baum, als auch das eigene Au vo 

HaustUre stehen haben. 
Viele Betroffene, und dabei sowohl Haushalte als auch 

ln die Vorgangsweise bei der Umgestaltung des Hörnesvi 

Großtei 1 der Betroffenen fordern dabei mehr Information, ein 

li Anteil aber auch eine Mitsprache der Bevölkerung. 

r 

Det llierte Aussagen Uber die Wahrnehmung und die Akzeptanz der 
sind frn Forschungsbericht F 931 des BMfBuT ·~ \fohnbaufor ung 

halten, 

RKUNGEN 

Es ist offensichtlich, daß sich die Bevölkerung in den letzten Jah ,, 

vor allem in den dichtbebauten Stadtgebieten von der Wohnumwelt glei 

abgewendet hat. Ebenso unbestritten sol 1 sein, daß Übergangsbere·i 

iv en Wohnbereich bis zum öffentlichen Straßenraum fLlr die Wohnqu 1 

von entscheidener Bedeutung sind. In diesem Sinne ist die 

welt staltung ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der Woh 
All ings stehen einer solchen Neu- bzw. Umgestaltung erhebliche Restr 
tionen gegenLiber. Am wesentlichsten ist dabei wohl der Flächenans 

ruhenden Verkehrs. Solange grundsätzliche~ aber auch regional und 

differenzierte Konzepte fLlr eine Reorganisation des ruhenden 

feh 1 en, darf man von einer wirksamen Wohnumweltgestaltung, die von 

roffenen auch als eine deut 1 i ehe Erhöhung ihrer Lebens 

, nicht zu viel erwarten. 

dipl.ing.dr. 
zivilingenieur 
a-1o4o wien, gusst10.ussin<',' 
tel. 65 o15o-65 85 51 
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WIRTSCHAFTLICHE, RECHTLICHE UND VERWALTUNGSTECHNISCHE 
ASPEKTE DER WOHNUMWELTGESTALTUNG 

H. WURTH, Wien 

Der rechtliche Rahmen für die Wohnumwelt 



Bundesländern sind dabei durchaus unterschiedlich; 
oder n lLcl:en Bedarf 11 abgestellt 
und kulturellen Bedürfnisse", 

fe aber 
ähnliches geschieht 
: So mußte der Ver-
a ls Wohnhfüiser qual 

errichtet werden dürfte 
en 

könnte 
eine Auslegung wie in 
Emission beschränkenden 

wenn man von 
ein-

jedoch mit einer rmächti-
), manche stellen ausdrücklich auf 

, Steiermark und Wien), im ilbri
fahren oder unzumutbare:n Belästi··· 

licher Tirol) 
(Sal 

lungen mit Hilfe von 
ektivieren, schei

rechtlicher Fun·· 
teressant ist, daß 

er--

aus dem. Dorfbere:i.ch, das :Lmmer mehr 
ichen Geruchsbeläs 

haben nur ganz Bundeslän-
s einer besonderen 

und For twirtschaft 
, in denen landwirtschaftliche 
zulässig wären. Nur in Kärnten 

im Dorfgebiet, OberBsterreich 
aus, Tirol weist die Sonderflä-

als die Fl pläne, 
Beeint ächtigung durch Betriebe schlit

Dich e abgesehen) sind die aller
pläne. Erst sie legen die 

lt), die GebäudehBhe und die 
den einzelnen Bundeslänern 
bzw. die Bebauungsdichte, 

lächen, ja sogar 



rkehrs lächen werden häuf erst im Bebauungsplan konkret ausge-

Schli.eßlich korr~en dann noch die von der Flächenwidmungs- und Bebauungspla
tens mangels abweichender Regelung geltenden 

dazu, die hier allerdings nicht ein
werden kBnnen, zumal sich in diesen Fragen die 

voneinander unterscheiden als bei der eigentlichen 

lex soll sich mit Zustandekommen, We
.E:Pis:_b.c:_!lw]dmungs·- und Bebauungspläne an sich beschäf

lnen Raumordnungsgesetze regeln dabei sehr eingehend (nicht 
), was der jeweiligen Beschlußfassung durch den Gemeinde

) vorauszugehen hat, wie weite eine Grundlagen
Bestandsaufnahme zu erfolgen hat, ob örtliche Entwick-

. mehr. Interessant ist die Frage 
fenen Bevölkerung. Die Effektivität des vorgese

nämlich praktisch ausschließlich vom guten 
eorgane bzw. des von diesen herangezogenen Sachverstän

besteht nämlich nur ein Anspruch auf nAnhörmi,:; 11
, 

dürfen als 11 Einwendungenn oder llErinnerungen 11 gegen einen 
oder Bebauungsplaner erheben, mit 

daß diese Einwendungen oder Erinnerungen in die 
Dies schaut dann in der Praxis nach dem 
twa so aus: 11 Die von X, Y, Z erhobenen Ein-

des Sachverst ... nicht be-
' Flächenwidmungs- oder Bebauungsplan be-

schlossen wird. Nach der Wiener Bauordn1mg hat der Magistrat liber derar
ti nur zu berichten. 

Nach sind Flächenwidmungspläne ebenso wie Be-
• also generelle Verwaltungsakte, woran auch die 

Kritik Prenthalers nichts ändern kann. Auch de lege ferende sollte an die
ser Rechtslage an sich nichts geändert werden. Das Mitspracherecht der 
Betroffenen k5nnte aber sehr wohl dadurch verstärkt weden, daß die Nicht

formeller Einwendungen mit Bescheid abgewiesen werden 
milßte, der mittels Vorstellung bei der Landesregierung anzufechten wäre, 

mit der ohnehin notwendigen Genehmigung jedenfalls von 
änen durch das Land. 

tbestirnmung scheint mir die Übereinstimmung 
er Gemeinden wenig zn funktionieren. 

, wo die Gebiete nahtlos ineinander liber
histori schen Grlinden stellenweise tief in das 

hineinr , trotzdem aber kaum vereinbare Pläne beste
ergeben sich aus utopischen Vorstellungen, die 

zu vereinbaren sind. Diese kBnnen sowohl auf die 
ters einer Kleingemeinde zurlickgehen als 

t richtigen, ~ber nicht realisierbaren Plä-



Erkenntnisse soll es zu keiner 11 Zick
iib0:orbre te Straßen Straßen folgen, de··· 
durch künstliche Hindernisse erschwert 

ten mit 
wechseln. 

benen seit-

Planungs
kornmen <hm vorschriften über die Erar

besonder(c' Bedeu zu. Sind die Ent
daß eine Aussage darüber, ob dle Ver

t, nicht m5glich er-
aufzuheben. Fre:l.1ich sind die 
Einzelfall nicht immer vor~· 

lung, die an sich nur in Salz und Wien 
talt sind. Ich aube an die 

Voraussetzungen, vor allem für den Alt-
ehen. Die f nämlich, 

Arn~nahmen durch Rechtsbruch geschaffen 
Will des ters und sei-

rstoß einfach unter den Tisch zu 
bedenklicher ist als kanalisierte 

ten lex: ten ·-
sind nur soweit wirksam als ihre Ein-

erzwungen werden kann. Jedes 
Fehle der BehBrden nur dann bekämpft 

Einsehreiters gehen .. Dabei ü;t noch gar 
Bße gegen belastende Vorschriften vom Ein-
Int ervention oder persönmlicher Bezie-

in erster Instanz häufig rechtsun-
ter oder sein Gemeindesekretär, 

demgegenüber nur ein al
der Landesre

pliine und deren 
Ausnahmen" Wohl sehen die meisten 
vor, unter bestimmten Voraus-

Frist) auch Bau-
doch wird davon naturgemäß, wenn 
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' so 
besei 

, in solchen Fällen auch unmittelbar einen Ab
ist nur in wenigen Bauordnungen (Raumordnungs
es immer wieder vorkommt, daß zwar eine erteil

wird, das rechtswidrige Gebäude aber konsens-
bleibt. 

, nur in Kärnten beschrittener Weg, ist die Installation 
als des Bauwerbers; im Prinzip zweifellos eine 

lichkeit; wie weit in der Praxis diesen Erwartungen entsprochen 
ich nicht zu beurteilen. 

eines Bauwerbers sind hingegen in allen Belangen der 
Nachbarn, die aber z. T. durch ausdrUckliche gesetzliche 

durch die Judikatur auf die Geltendmachung ihrer 
Rechte beschränkt sind. Die Frage, wer als Nachbar 

t, haben manche Bauordnungen der Rechtsprechung 
ausdrücklich geregelt; soweit damit nur die Ergeb

festgeschrieben wurden bzw. mit einem gewissen 
se erzielt wurden, ist die unbedenklich. So 

tellt, wer nnmittelbar an das zn bebammde Grund
tens vorausi3icht1ich in seinem s ektiven Recht 
wer in einem räumlichen Naheverhältnis steht, 

bauliche Anlage hinsichtlich der durch die Bauordnung ge
auf das andere GrundstUck zu rech

inden sich lediglich im § 7 des Salzburger 
jene als NAchbarn ansieht, deren Grundgrenze 

weiter entfernt ist, als die Höhe der Anlage (ohne
ertel als Abstand auf dem Grund des Bauwerbers einbe

Bau en mit mehr als 300 m3
, wenn die fronten des Bau

sind. Nach Ansicht des Verfassungsgerichts
unbedenklich, da es Sache des Landesgesetzgebers sei, die 

zu egen. Trotzdem ist dieser Zustand mehr als unbefrie
trielle Anlagen mit einem selbstverständlich ein-

zu ihrer Grundgrenze jegliche Nachbarmitsprache aus-

können die Nachbarn nur ihre subjektiv öffentlichen 
machen, meist demonstrativ aufgezählt sind. Dazu gehö-

Abstandsvorschriften, Gebäudehöhe und die Einhaltung der 
liehen, was die Wohnumwelt der Nachbarn beeinflus

Die Vermehrung des Verkehrsaufkom
der Nachbarn nicht erfaßt. Ein Bundesland 

ts durch taxative Aufzählung der subjektiv öffentli
sich noch nicht bedenklich wäre. § 30 des Vorarl
dabei aber eine Reihe von Rechten auf, die von 

Einhaltung der Widmung und des da-
z fehlen jedoch in der Aufzählung 

srechte tatsächlich minimiert. Auch dies 
Zustand. 
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WIRTSCHAFTLICHE, RECHTLICHE UND VERWALTUNGSTECHNISCHE 
ASPEKTE DER WOHNUMWELTGESTALTUNG 

P. WINDISCH, Wien 

Volkswirtschaftliche Aspekte der Wohnumweltgestaltung 

in Stadt und Land 



Mac:;. Paul 
DIE ERSTE 
101 0 \i'H EN 

\"/INDISCH 
österreichische Spar - Casse 

Graben 21 - (0222) 6618-466 

VOLKSW RTSCHAFTLICHE ASPEKTE DER WOHNUMWELTGESTALTUNG IN STADT 

UND LAND 

vorn 
rat, gehalten anläßlich der 4.Internationalen Wohnungswo he 
22. bis 26.09.1986 in Salzburg 

============================================================== 

1 , ALLGEMEINES 

Im vorliegenden Referat sollen die ''volkswirtschaftlichen Asp 

te" de:r Wohnungskosten im weiteren Sinn untersucht werden. Wäb-· 

rend die Wohnbaukosten aufgrund diverser Statistiken ausreichend 

bekannt sind, sind die Folgekosten einer Wohnung fUr die öffent

liche Hand, die Allgemeinheit oder auch nur fUr die nächste Umge

bung unzureichend belegt. Die Entwicklung der letzten beiden 

Jahrzehnte hat in Osterreich gezeigt, daß sich viele Gemeinden 

Uber die Folgekosten ihrer Bautätigkeit im Unklaren waren und 

von ihnen Uberrollt worden sind. 

Besonders einschneidend war, daß die Bautätigkeit in den Umla 

gemeinden der österreichischen Großstädte vorerst auf der Wiese 

stattfand und erst später die 11 Nachlieferung 11 der Infrastruktur 

enorme Kosten verursachte. Dazu kommt, daß gerade in den kleine 

ren Gemeinden Uberwiegend in jener Siedlungsart gebaut wird, die 

die sten Kosten fUr die Allgemeinheit (und auch die Gemein-

d n) verursacht, nämlich in der Form des einzelstehenden Einfami-

1 nhauses* 

Mein Versuch, die Folgekosten (oder die volkswirtschaftlichen 

Kosten) anh österreichischer Beispiele zu untersuchen, ist am 

Datenma el gescheitert. Oberhaupt ist das hier zu behandelnde 

Thema in der (internationalen) Literatur nur dUrftig vertreten. 

Ursache dafUr ist, daß die Folgekosten des Wohnens auf verschie 

denen Konten verschiedener öffentlicher Hände erfaßt werden und 

somit eine ZusamrnenfUhrung der einzelnen Faktoren unmöglich ist. 



Zur Beantwortung der Frage ''Welche volkswirtschaftlichen Kost n 

fallen infolge der Errichtung einer Wohnung oder im Zuge ihr r 

B w t chaft ng an '? 11 können vor a1lem zwei Studien hera e 

werden: 

rs ens di Untersuchung von Joachim LEMELSEN Uber die kommuna

len Folgelasten einer Göttinger Wohnsiedlung (1). Die Aufglied 

rung der Wohnbaukosten und -folgekosten werden nach dem "Zahl " 

und der elmäßigkeit oder Einmaligkeit des Anfalls untersuch . 

Der Autor kommt zum Schluß, daß die Folgekosten insgesamt etwa 

Prozent der Baukosten einer Wohnung betragen. Die Untersuchu 

von LEMELSEN stammt aus dem Jahr 1970 und kann heute kaum m h 

1 erischen rlegungen der Gemeinden· zugrunde gelegt werd 

Zweitens d r Forschung sber ich t "Vergl e j_ chende Analyse der so z 

len Kosten un erschiedlicher Sied ungsformen", der 1982 .Au 

trag des Bundesministers fUr Raumordnung, Bauwesen und Städteb u 

von Horst LER, Lutz KANDEL, im LINHARDT et al. vorgel 

worden ist. Das Autorenteam untersucht die Folgekosten unter 

schiedlicher Siedlungsformen nach Kostenarten. 

Im vorli enden Referat kann ich aufgrund der kurzen verfUgba en 

Zeit nur auf die letztgenannte Untersuchung eingehen, wobei in 

der chriftlichen Fassung z.T. auf Originaltexte zurUckgegriffe 

wird. 

2. DIE FOLGEKOSTEN UNTERSCHIEDLICHER BAU- UND SIEDLUNGSFORMEN 

Die Folg kosten unterschiedlicher Bau- und Siedlungsformen w 

d n im l\ L1 r des deuts en Müli ers für Raumordnung, Bauwes 

und tebau untersucht. Im folgenden sollen kurz die Vorau se 

z en und ebrüsse der Untersuchu vorgestellt werden. 

( 1) Joachim LEMELSEN: Die Erfassung kommunaler Folgelasten, 
untersucht am Beispiel einer G6ttinger Wohnsiedlung'', in: 
Neues Archiv für Niedersachsen, Band 19, Heft 4, S. 338 bis 
:3 6 8. 

n 
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Die :3tudie "Vergleichende Analyse der sozialen Kosten unter 

'" edlicher Siedlungsformen", vom Informationszentrum RAUM und 

BAU d aunhofer-Gesellschaft veröffentlicht, hat die sozial n 

ten von vier unterschiedlichen Siedlungsformen ermittelt. De 

Un ersuchung wurde eine Siedlungsgröße von 5.000 Einwohnern od r 

1 .250 Wohneinheiten zugrunde gelegt. Auf dieser Basis erfolgten 

erechnungen Uber den Erschließungsaufwand, die soziale Infra 

tru tur das Verkehrsaufkommen usw .• vorrangig wurden die Sozt-

alko ten in den Bereiche untersucht, wo meßbare Ergebnisse vo 

1 egen oder gar die entstehenden Kosten in Geld bewertet werden 

n n. Namentlich wurden folgende Bereiche untersucht: 

* verkehrserschließu 
ung 

(Stellplätze, Straßen und Straßenbeleuch 

Entso u (Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, 
sverasorgung) 

* ionale Anbindu 

·k vvohnumfeld 

Gemeindebedarfseinrichtu en 

Offentliche Dienste (Abfallbeseitigung Straßendienst, Polizei 
ll r ' 

* Energieverbrauch (Hausbrand, Individualverkehr, öffentlicher 
Personennahverkehr, öffentliche Dienste), 

(Trinkwasser, Wasserverschmutzung, Lärm, Luft 

Zur Beantwortung der Kostenfragen wurden Modelle entwickelt, die 

die Wirklichkeit stark vereinfacht abgebildet haben. Dadurch 

kennt n us der Vielfalt der Kostenfaktoren die wesentlichen 

herausgearbeitet und fallspezif ische sowie geografische Einfl 

se (Lage Gelände) eliminiert werden. 

nte suchten Siedlungstypen unterscheiden sich im wesentlich 

durch die Gebäudearten und die Siedlungsdichte: 

Freistehendes Einfamilienhaus in der Ublichen eingeschossigen 
e ner von 0,4 (Siedlungstyp A), 
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Hochverdichtetes Reihenhaus mit drei Geschossen als Repräsen
tant-~cfes verdichteten Flachbaues mit einer GFZ von 1 ,O (Sied 
lungstyp C) und schließlich ein 

D Auswahl der Gebäudetypen erfolgte nach der "Aktualität de 

Bauformen und der (eingeschränkten) Obertragbarkeit der Ergebn 

se auf andere Gebäudeformen. 

D e Untersuchungsergebnisse bestätigen in allen Bereichen den Z 

sammenhang zwischen Siedlungsform und sozialen Kosten und quan 

ie en i vielen Bereichen di Kostenunterschiede. 

D wichtigste, die Sozialkosten beeinflussende Faktor ist der 

fJ:~~en~ye,,E_.erauch, der in Form der baulichen Nutzung und der 

traßenfrontlänge ausgedrückt wird. Beide Größen bestimmen den 

Umfa der erforderlichen Erschließungsstraßen und damit alle 

undenen Versorgungsleistungen. Ebenfalls durch den 

Fl henverbrauch sind der Verkehrsaufwand und alle daraus resul

ie nden Effekte wie Luftverschmutzung, Lärm und Kraftstoffver 

rauch bestimmt. Die genannten Sozialkostenarten steigen mit der 

Länge der Straßenfront und sinken mit der zunehmenden st~dtebau-

1 i en Verdichtung. Die Länge der Straßenfront beeinflußt die So~ 

zialkosten weit stärker als die Grundstücksgröße. 

D deform selbst wirkt sich nur auf wenige Sozialkostenar-

n aus erhöhen Gebäudetypen bei offener Bauweise den Ener-

everbauch sowie die Umweltbelastung durch Hausbrand. Die bei 

der esch1ossenen Bauweise bessere Absct1irmung gegen (Verkehrs 

L verringert Folgeschäden durch Lärmimmisionen. 

Die g tumssituation, die mit der Hausform stark korreliert, 

kann Uber unterschiedliches Nutzerverhalten von EigentUmern und 

Miete n Einfluß auf einige Sozialkostenarten haben. Das gilt fU 
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die Kosten des Straßendienstes, die bei Eigenheimkonzepten gUn-

tige als beim Gescho nungsbau sein können. 

D e durch d e Hausform b i te Woh ua ität (Freiflächenange-

b t) bewirkt bei Eigenhe 

nc - und ..! llnflächen, 

n geringere:: SozialJrnsten für Erho-

kehr en ehen durch die Nutzung 

d r enflächen zusätzl ehe Kosten beim Wasserverbrauch sow 

ur h d:L V~ erverunre n u du h 

nach Sozi.aH::ostenarten 

be.lle ie Gr ik au der nächsten Seit 

Llb rnornmen) igen un tersch .i eh 

ten der vier un uch en Siedlu sformen. Während b i 

I (Einfamil enn us m GFZ 0 7) di Kos 

Wohnu s inh it und Jahr 

gen typwen in 

ses dargestellt. 

.ia en nach 

Verkehrserschließung 
* Straßen 

Straßenbelechtung 

Ve u Entsorgung 
Wasserversorgung 
Abwasseren so ung 
Elektri itätsversorg. 

uch 

vidualverkehr 
* Masse erketir 

1. DiE":nst 

Umweltbel stungen 
Streusa z 

'I 

b i l die Kosten d r b 

ozent~~n des fwandes des Einfamlien au-

und Kostenart 

Typ I 'J:yp II Typ III 

jährliche Kosten je Wohneinheit (1982) 

7 DM 
54 DM 

67 DM 
147 DM 
106 DM 

··~-" «·'<' ~-
_„ 

{°' 
.) DM 

0 0 DM 
28 DM 

3 DM 
DM 

51 % 
51 % 

47 % 
55 % 
48 % 

6 % 

44 % 
43 % 

41 % 
48 % 
42 % 

49 % 
-- .~„ ,,._'"" ·=~ '"""' - """"' ...... - """"'"""' -- """" 

79 % 80 % 
77 % 71 % 
64 % 56 % 
52 ~, 47 % 

43 % 

33 % 
3 2 ~% 

26 % 
36 % 
27 % 

4 :s % 
-

69 % 
66 % 
48 % 
32 % 

33 % 
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WIRTSCHAFTLICHE, RECHTLICHE UND VERWALTUNGSTECHNI 
ASPEKTE DER WOHNUMWELTGESTALTUNG 

H. GROSSHANS, Köln 

Organisatorische und rechtliche Aspekte ,j,~, 

Mieterbeteiligung bei der Wohnurn.feldgesta~ ti;12]:f;} 



ORGANISATORISCHE UND RECHTLICHE ASPEKTE 

MIETRRBETEILIGUNG BEI DER WOHNU.MFELDGESTALTUNG 

Referat, gehalten auf der 4. Internationalen Wohnungswoche 
11 Wohnumwelt in Stadt und Land" 

der Forschungsgesellschaft für Wohnen, Bauen und 

Planen, Wien am 25. September 1986 in Salzburg 

VI-Grh/Ma 07.09.1986 

• Drw Hartmut Großhans 

Gesamtverband Gemeinnütziger Wohnungsunternehmen e.V., ln 

Wenn im folgenden Uber organisatorische und rechtliche kte 

der Mieterbeteiligung bei der Wohnumweltgestaltung skizzenha t 

wird, soll dies vor allem anhand konkreter, direkt 

erfahrbarer, d. h. aus der Sicht der Stadtentwicklungsplanung 
11 kleinteiliger 11

1 Maßnahmen geschehen. 

Die Bürger - und damit auch die Mieter - können in der Bundes

republik sowohl im Rahmen der Bauleitplanung (gern. § 2 a 

BBauG) wie im Zuge von Sanierungsmaßnahmen (gern. §§ 4, 8 

StBauFG) im Rahmen von Verfahrensabläufen, die jeweils d 

Gemeinde als Träger der Planungshoheit festlegt, in 

oder. wenig großem Umfang bei der Konzeption von Planungen 

teilnehmen, bei denen in aller Regel auch die Wohnumfeldgestal·

tung eine wichtige Rolle spielt. Flächennutzungsplanung und 

Bebauungspläne, Landschaftsrahmenplanung und Grünordnungsp 

Konzepte zur flächenhaften Verkehrsberuhigung, Fußweg- u 

Radwe zunehmend 

auch als Bestandteile einer Konzeption einer "ökologis 

ilerneuerung 11 (Landesregierung Nordrhein-Westf a 

1985) sind Gegenstand von Bürgerbeteiligung und bedürfen 

angemessener Organisationsformen und rechtlicher Absicherung, 
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Im Hinblick auf das Geltendmachen konkreter Anforderungen 

oder Gruppen an Wohnung, Gebäude einzelner 

engeres 

Haushalte 

Wohnumfeld sind diese Verfahren jedoch zu g 1 

und auch zu langfristig. Bis ein Bebauungsplan z.B. für in 

neues Mietwohnungsquartier rechtskräftig geworden ist 

eine Sanierungsplanung in die Umsetzungsphase geht, ve hen 

oft Jahre, in denen sich selbst die Bedürfnisse 

daran aktiv beteiligenden Bürger bereits wieder t 

haben können. 

Wirkungsvoller und sozial zielsicherer ist sicher die Bete -

ligung an der realen Ausführungsplanung von Wohngebäude 
11 Außenhaus 11

, in dem man später auch tatsächlich leben w 11 

oder schon lebt. 

Hier stellt sich auch bei uns die grundsätzliche Schwierigkei r 

daß (selbst im sozialen Wohnungsbau) die künftigen Mi r 

zu Beginn der Planung und Finanzierung von Maßnahmen in der 

Regel noch nicht bekannt sind, der "mieterfreundliche" Bauhe 

also keinen Ansprechpartner hat, den er beteiligen 

um spezifische Mieterinteressen in die Wohnumfeldpl 

aufzunehmen. 

Seit Mitte der '60er Jahre erprobt man weitere Beteili 

instrumente, die "dichter am Mieteru ansetzen. 

Dies geschah (und geschieht) bei den gemeinnützigen Wohnung 

unternehmen vor allem durch die Einrichtung von Mieterbeirä 

(nicht selten durch Initiative einzelner Mietergruppen ange~ 

stoßen) . Der Mieterbeirat ist die Form der Mietermi twi 

bei der eine auf Dauer angelegte, in eigener Entsche ung 

Interessenvertretung der Mieter dem Wohnungsunte 

nehmen und seinen Organen als Vermieter gegenübertritt 

mit ihm verbunden ist. 

Der Miet.erbeirat wird durch die Mieter entweder dir·ekt. at1f 

Mieterversammlungen oder Mietervollversammlungen -

direkt über ein Wahlmänner-/Vertauensleutegremium 

Auch die Briefwahl wird praktiziert. 

lt. 



Der Gesamtverband Gemeinnütziger Wohnungsunternehmen hat 

1974 Struktur, Umfang und Organisationsformen der bei 

gemei zigen Wohnungsunternehmen praktizierten Mietermit 

durch Mieterbei 

Es sind zu unterscheiden: 

untersucht. 

b) 

c) 

d) 

Wohnungsbestand eines Wohnungsunter

nehmens mit lokalem Wirkungsbereich wird ein Mi 

Wohngebiete, Siedlungen, Gebäudekomp 

e nes Wohnungsunternehmens mit lokalem, regionalem 

rregionalem WLrkungsbereich wird je ein Mieterbe 

gewählt, 

als Spitzeriorga~isation mehrerer wohngebietsbezogener 

Bereichsmieterbei~äte, die insgesamt den Gesamtbestand 

eines Wohnungsunternehmens mit lokalem Wirkungebere eh 
1 

cken, wird ein Mieterbeirat gewählt oder delegiert, 

aller wohngebietsbezogenen 

reichsmieterbeiräte an Orten oder Ge arnt~ 

et iräten je Ort, die insgesamt den Gesarntbe 

ines Wohnungsunternehmens mit regionalem und 

Wirkungsbereich abdecken, wird ein Mieterbeirat 

oder delegiert. 

Alle Formen sind als Vereinbarung zwischen dem Unte 

eigenen Mietc~rscha zu organisieren; 

we vor allem die Form des Gesamtmieterbe ate 

s chsmi irate , je nach Problemlage. 

irat organisiert seine Arbeit anhand einer 

beiratsordnung/Wahlordnung, in der je nach Unternehmensgröße 

und -struktur, Wohnungsgemenge, Mieterschaft, Problemfe 

usw. Aufgabe, Rechte und Pflichten, Kostenaspekte usw. 

1 t werden. Wie bei der Bürgerbeteiligung der Gerne 

st unterschiedlich - rei vom 



reinen Informationsaustausch bis zur Entsendung von Mitglied rn 

in den Aufsichtsrat. 

Das Wohnungsunternehmen (das sich wie die Gemeinde bei 

der rbeteiligung - die endgültige Entscheidung vorbe t) 

unterstützt die Wahl und die Arbeit des Mieterbeirat.es o 

nisatorisch und finanziell und stellt i. d. R. Raum zur Ver-

f e bereits damals anhand von Beiratsordnungen und 

Protokollen der Mieterbeidi te analysiert werden konnte, lie9t 

ein besonderer Schwerpunkt des Interesses und der Akti vit ten 

bei Fragen der Wohnumfeldgestaltung - von der Spielp tz 

staltung bis zu den Gemeins ftsräumen. 

tte der '70er Jahre gab es rd 100 Mieterbeiräte bei in-

nützigen Wohnungsunternehmen; 

rd 4,3 % des Gesamtbestandes) 

der Organisations 

entsprach vergleichbarer Bete ·~ 

ligungsbereitschaft in anderen Bereichen (z. B. bei Sanierungs

maßnahmen). 

zwischenzeitlich sind manche Mieterbeiräte (auch durch Pro

blemerledigung) eingestel 1 t worden, neue kamen hinzu. In be:

sondere durch die Verlagerung der Tätigkeit auf die behutsame 

Modernisierung (jährliche Modernisierungstätigkeit bei Gerne 

nützigen rd 200 000 Wohnungen) des Althausbestandes "ohne 

Mieterverdrängung 11 wurden neue Formen der projektorientierten 

Zusammenarbeit stärker entwickelt. 

Vier Arbeitsfelder der Wohnumfeldgestaltung im Wohnungsbestand, 

bei denen 

eine direkte Konfrontation der Mieter mit vorgesehenen/ 

angestrebten Maßnahmen im unmittelbaren Lebensbezug erfol 

cht nur Planung, sondern auch Umsetzung, Reali 

und dies mit Einsatz von eigener Arbeit der Mieter 

ansteht 

für die adäquate situationsspezifische Organisationsformen 

gemeinsam - entwickelt werden müssen und die finanziellen 

wie die rechtlichen Aspekte - auch im Hinblick auf die länger

f s ge Nutzung durch die Mieter und die Kompetenzen 

die Pflege, die Instandhaltung usw. - vorab zu klären sind, 

gewinnen zunehmend an Bedeutung. 



1.) Maßnahmen der und der Wohnumfeldve ·

ten Straßenraum s ung im öf fentli und 

.) Maßnahmen zur Hofentkernung und Hofbegrünung eng 

bauten Altstadtgebieten mit i, d. R, Einzelhau 

. ) Maßnahmen zur eldverbesserung, -umgesta 

den "Siedlungen", den 11 altenw 

'30er und 1 50er/'60er Jahre, i. d. R. 

zigen Wohnungsunternehmen 

4.) Maßnahmen zur Wohnumf e sserung, 11 Nachrü.s 

Hi 

von 

gen 

erf 

Umf 

icht 

Z\.ußenraum als 

1 mit gerne 

r 

Teil von Weiterentwicklung 

der '70er Jahre 

zigen 

auch 

sunte 

es jeweils um Maßnahmen. in kleineren oder 

bewohnten wo also die 

11 

:c 

iegenden Unzuträgli iten, Defiziten, Beläst:.:Lgun~ 

sind, wo Mieter aus ihrer ei Wohn-~ 

heraus kompetent für Art und Umfang der 

nahmen sind, wo Mieter bereit sind oder in em 

motiviert werden an der Planung und an der 

"durch Handanlegen 11 mitzuwirken. 

auch neue Formen der projektorientierten Mieter

beim Neubau entwickelt und praktiziert, da - ang·e-· 

der weitgehenden Reduz ung des Mietwohnungs s 

l 

li t Zie 

bereits fests 

der Auß 

eten usw. - die künftigen 

zumindest bei der P 

beteiligt werden 
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1. ARBEITSFELD 

Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung verfolgen generell das Ziel, 

in den i. d. R. dicht bebauten Altbaugebieten das Wohnumfeld 

für die Bewohner 11 im Straßenraum" wieder bewohnbar, nutzbar / 
erlebbar zu machen. Einzelne Bundesländer fördern im Eahmen 

nstädtebaulicher Einzelmaßnahmen" derartige Vorhaben finan

ziell, die Gemeinden, als Träger solcher Maßnahmen, müssen 

sowohl im politischen Bereich (Stadtrat, Bezirksvertretung) 

wie mit den anliegenden Eigentümern und den Bewohnern zu 

tragbaren Konzepten kommen und geeignete Formen der Zusammen-~ 

arbeit finden, um Art, Umfang und technischen Standard der 

Maßnahmen festzulegen, die 

hinsichtlich der Kosten (die i. d. R. nach KAG auf die 

Eigentümer und dann auf die Mieter 11 wohnwertsteigernd 11 

umgelegt werden) 

hinsichtlich der Akzeptanz ( z. B. im Widerstreit Spielen 

der Kinder - Unterbringung der PKW) 

hinsichtlich der Kompetenzen ( z. B. für die Haftung, den 

Unterhalt bei Inanspruchnahme öffentlicher Straßen- und 

privater Vorgartenflächen) 

auch langfristig im Sinne der Zielsetzung "Wohnumfeldve s·

serung11 wirksam sind. 

Die Mieter werden hierbei vielfach ermuntert, das neu ge

schaffene Wohnumfeld im Straßenraum, etwa durch Bepflanzung 

und Pf lege von Hochbeeten, durch Übernahme von Baumpatenschaf

ten, durch Berankung der Hausfassaden, durch Blumenkästen 

vor den Fenstern, auch mitzugestalten und zu erhalten. 

Organisation 

bei einer 

und rechtliche Aspekte der 

Verkehrsberuhigungsmaßnahme im 

eines gemeinnützigen Wohnungsunternehmens 

Stichworten das 

Mieterbeteiligung 

Wohnungsbestand 

verdeutlicht in 



Projekt: BUSCH 

Si 
mit 

Bergmannssiedlungsgesellschaft mbH 
tekten: Richard + Richter, Aachen 

für Bergarbeiter der Zeche Anna aus 1921 
(heute) 414 Haushalten und rd 1200 Bewohnern 

Kanalanschluß und provisorische Straßen in Hand WU 
hoher Freiflächenanteil, keine Spielflächen (Nutzgärten) 
Aus rd 3,5 km Straßenraum 

0 ) 

' ) 

. ) 

. } 

Stadtplaner 
stechnische + 
-gestalterische 

Routen Radfahrer 

iche Analyse; stad 
Bedarfsermittlung 

Verkehrsberuhigung 
Kfz-Verkehr, Erleichterung Fahrrad-/Fußgänge 

(mit Ratsvertretern, Verwaltung, Ar 

Alternative Bürgermehrheit, ak iert 
durch Ausschuß für Stadtplanung und Stadtgestaltung Gemein
de 

Gestaltungsplan durch Architekten (unter Kosten 
tät sichtspunkten) Pkw privat im Straßenraum, 

fentliche Grünflächen, Ausdehnung Vorgärten 
l ), bescheidene Dimensionierung (Fahrbahn, 

) 

+ Qua1i 
sparsame 
( iva e 
StelJ~ 

.) an Bewohner durch allgemeines Info 
Blatt mit Ausschnitt ei Straße - ganze Familie di 

ert 

.) Ortsbegehung (5 Tage) mit Architekt, Vertreter 
Stadtrat, Wohnqngsunternehmen, Planungsamt 
vor Haustür anhand Pläne, Skizzen,. von 
schlägen der Straßen -. Entscheidung vor Ort 

.) Bftrgerbilro-Einrichtung auf Baustelle (1 x Woche Stadt, 
Bau tung zur Klärung von Detailfragen während Ausbau) 

' ) Ausgestaltung/Neuanlage von Vor
i Pf lanzungen bereits in der 

Bauzeit 

M ARBEITSFELD 

zur verfolgen generell das Ziel; 

Altbaugebieten vor allem der Gründerzeit, in Gemengelagen, 

durch Mauern, Schuppen, Kleinbetrieben, Garagen· dicht ver

und versiegelten Hinterhöfen ein gemeinsam nutzbares 
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Wohnumfeld überhaupt erst zu schaffen. Einzelne Bundesländer 

und zahlreiche (Groß) Städte haben hierzu eigene "Hofbegrü~ 

nungsprogramme~ eingerichtet, in denen - neben der finanzi

ellen Förderung - auch die organisatorischen und rechtlichen 

Aspekte der Mieterbeteiligung und Nutzung - u.a. die Koope-

ration mit den i. d. R. Einzeleigentümern -

werden. 

angesprochen 

e aus einer soeben vom Minister für Stadtentwicklung, Wohnen 

und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen vorgelegten Studie 
11 eterselbsthilfe bei der Hoferneuerung" deutlich wird ·

e Fördermittel können auch von den Mietern, nicht nur vom 

Eigentümer, in Anspruch genommen werden ~ kommt der 

als Berater, Moderator, Animateur ganz besondere Bedeutung 

zu<$ 

e Mieter betreten mit Planung, Abstimmung, Förderungsbean-· 

tragung und Realisierung ihrer Selbsthilfemaßnahmen jeweils 

"Neuland", solche Projekte sind auch überaus sensible 

Gebilde, die ihre eigene Dynamik und Spezifik ent-· 

ekeln, auf die die kommunalen Verfahrensregelungen 

die Animations- und Beratungsstrategien abgestellt werden 

müssen - vom "Hofberater" über die Pressearbeit bis zum Ma-

allager und Pflanzendepot. 

Derartige Innenhofmaßnahmen werden durch Zuschüsse (z.B. Dort~ 

mund 50 % bis zu 50,-- DM/rn 2
; bei Abbruchkosten bis 65 %) 

unter Zugrundelgung eines Selbsthilfesatzes von 

10 -~DM/Std) gefördert. 

In einer dort vorgelegten Muster-Richtlinie, in der Förderge

stand, Höhe der Förderung, Antragstellung und Bewilligung, 

Abrechnung und Auszahlung usw. geregelt sind, heißt es unter 

Förderungsbedingungen u.a. 

!!Die vorgesehene Neu- und Umgestaltung soll den Wc)hn- und 

Preizei twert des Innenhofes wesentlich erhöhen. Die geför

derten Maßnahmen müssen den Bedürfnissen der Bewohner der 

zugehörigen Häuser entsprechen. Sie bedürfen des 

Einverständnisses der Mietparteien ...•. 



i 

ve 

9 

Der umgestaltete Innenbereich muß allen Bewohnern 

einen Zeitraum von mindestens 10 Jahren zugänglich sein 

und von ihnen als grüner Freiraum genutzt werden können. 

D Zuschuß 

bc: tehend aus Zuschuß und 

Gesamtkosten der Maßnahme·' 

genanteil, dürfen weder di 

irekt auf die eter u.mgelegt werden." 

ato sch und rechtli e der Mieterbetei li 

einer so gefördertm1 Wohnumweltverbesserungsmaß 

stand eines zigen Wohnungsunte 

in Stichworten das 

Proj 

Dortmunder Gemeinnützige Wohnungs sellschaft mbH 
tekt: Ravens, eigene Planungsabteilung 

Siedlung filr Stahlarbei iter aus 1926 ff 
t 27 Wohnungen 58 Häusern 2 1/2-geschossigen 

Kosten 
2,80 

. ) 

. ) 

. ) 

rd 3 3 0 0 0 m 2 Außenanlagen mit z " z • Aschenwegen 
ftsflächen und verwilderten Hausgärten 

sierung Wohnungen Neugestaltung Fassaden, Umbau Auß 

Mio DM (äff. Zus 
im Monat 

) 27,- DM/m 2 Folgekosten r 

im Außenhaus: allgemein nutzbare 
teinrichtungen, Verbesserung Stell 

nrichtung Mietergärten unter 
. · Durchfiihrung 

durch P 
FHS Dortmund, Abt . 

(auf Einladung Bezirksvertretung) 
Alternativen 

(mit Fragebogen an alle Hausha 
urnfeld, Detailvorstel 

t 

chtungen, Beleuchtung, 

lage Befragungs 
Zuordnung Mietergärten nach 

ltung alter Bestände 
in Betrieb) 

bei Anlage der Mietergärten, 
Wegeeinfassungen, ständige 

Bepf 
Beratung 
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. ) Mieterfest mit Vertretern Rat, Bezirk, DGW, Presse, 
( Org. "Grüner Kreis Dortmund e. V. 11

) im neuen Garten-Treff
punkt. Auszeichnung Innenhof-Wettbewerb Dortmund 

3. A.RBEITSFELD 

zur Wohnumfeldverbesserung in den älteren Neubau

der Zwischenkriegs- und Nachkriegszeit verfo 

11 das Ziel, die vorfindbaren "Außenanlagen" dieser 

rtiere, die seinerzeit infolge der wirtschaftlichen 

i ten sehr einfach, um nicht zu sagen, ärmlich, ge-

und ausgestattet waren, den Bedürfnissen und Anf or~ tet 

der heute hier lebenden Mieter anzupassen, d. h. 

Wandel im Wohnen - und dazu gehört auch ein verstärkter 

Wun eh nach Individualisierung, nach Aneignung und Identi

fika on - Rechnung zu tragen und damit den Wohnwert der 

Si lungen insgesamt zu erhöhen. Diese Siedlungen sind in 

der Regel weiträumig und nicht allzu hoch gebaut, mit schlich

ten 1'Abstandsgrün 11 zwischen den Häusern und zum Teil inzwischen 

ho chsenen Bäumen. Im Rahmen von Modernisierungsmaßnahmen 

der Gebäude, bei denen oft durch Anbau von Balkonen, von 

Wohnterrassen vor den Erdgeschossen usw. der Bezug Wohnung ~ 

Außenhaus erstmals hergestellt wird, versuchen die gemein·-

zi Wohnungsunternehmen "auf eigenen Grund 11 durch 

ihrer Mieter als 11 Selbsthelfer 11 

ti~ 

bei der Anlage und Pf lege von Pf lanzbeeten und Blumenra~ 

batten, 

~von Mietergarten und 11 Grabeland 11
, von Spielbereichen und 

Treffecken, Grillplätzen usw. 

Wohnumfeld zu verbessern, ohne daß hieraus größere 

finanzielle Belastungen flir die Mieter entstehen. 

Wohnungsunternehmen, die bislang die Pflege der Außen

nach einheitlichem Standard durch eigene Gärtner 

oder Fremdfirmen turnusmäßig "erledigt" haben, ergeben sich 

neue Anforderungen an das Management hinsichtlich der organi

satorischen und rechtlichen Aspekte der Mieterbeteiligung 

bei Wohnumfeldgestaltung, die sich in Stichworten ver

deutl chen lassen am 
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HANNOVER~ HORST 

zige sellschaft Hannvoer GmbH (GBH) 
treuung: Sommerfeld, eigene Planungsabteilung 

Siedlung der 1 50er Jahre soz. 
rni "Abstandsgrünflächen" z. 

Wohnungnsbau 4-gescho 
T. aufgewachsenen 

Zeilen- bzw. Hofbi 
ed der r 6 Oer J·ahre 

Personaleinsatz GBH 
2 Gartenarchitekten 
als .AB-Maßnahme 

12, DM/Jahr Wassergeld 
Mietergärtennutzer 

. ) Unternehmen: Aufbrechen räumlicher + sozia 

' ) 

1 
• i 

' ) 

' ) 

. ) 

\ 
" J 

Verkrustungen, Beteiligung der Mieter (Selbstarbeit-Iden 
f t on) Schmuckpflanzungen, individuelle Mi 
Zugang EG-Wohnungenr Gerne tsflächen/Einri 

Ort 

inE~ Grünflächen für alle Nutzer, Intograti 
Bäume, 

irat 

usw. 

Möglichkeiten Umwandlung Freif 
Eigenarbeit Miet.er (erörtert durch GBH 

laner ABM) als Projektbetreuer vor Ort, 

"Garten 
(auch 

rege 
zur 

für Mieter" 
Instandsetzung 

an, ein später 
64 im l. Jahr 

mit Z1.el 
Wege, \Jor~= 

im Wohngebiet, Anlage von 
Einzelberatung Mieter bei 

Gärten durch den Gartenarchitekten vor 

Organisation (Behörden usw . 
f Miet.er gebrauchte 

, alte Backsteine usw. 

et.ern und GBH Erstellung von Mustern 
Maß 1:1 

Gesamtplanung, Zielplanung für Instand
ln 11 zur Nutzung; GBH, Gartenar chi 

lplanungen 

Sitzpavillon, Grillplatz, Ba 
von „ Mieter und Nachbars 
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. ) Mieterve:i:sammlun.g Diskussion Ergebnisse, Planung Aktion 
chste Pf lanzperiode, Organisation Interessengemeinschaft 

dE:':>r Mieter 

Auszeichnung beim Innenhof-Wettbewerb Hannover. 

Das Wohnungsunternehmen h&t e weiteres älteres Neubaugebiet 

(in Bevenbostel) mit seinen dortigen Mietern in Arbeit ge

nommen und ans den Erf ahrung<-::n auch organisatorische Konse-

quenzen gezogen. 

Dazu s ibt mir die GBH unlängst 

"Das Programm 1 Gärten für Mieter; läuft bei der GBH 

fünften Jahr. Nachdem eine Verlängerung der fachlichen 

Betreuung im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen um 

weitere Jahre nicht möglich war, hat die Gesellschaft einen 

eigenen Grünplaner eingestellt, der nun . . . . . die Pflege 

und Neuanlage von Mietergärten betreut, Die bisherige Er

fahrung hat gezeigt, daß diese gute Sache ohne eine zunächst 

zeitweilige fachliche Betreuung nicht auskommt. 11 

4. ARBEITSFELD 

Maßnahmen zur Wohmnnfeldverbesserung in den Großsiedlungen 

der 1 70er Jahre können generell nur einen Teilaspekt der 

umfassend und integriert anzulegenden und durchzuführenden 

Entwicklungsstrategien dieser Wohngebiete sein. Die 

ligung kann und muß hier - neben den Verfahren zu Bürger

beteiligung analog BBauG/StBauFG - auf beiden Schienen 

f en - einmal institutionalisiert in autonomen Mietervereinen 

Form von Mieterbeiräten bei den verschiedenen Wohnungs

unternehmen, Mieterinitiativen mit verschiedenen fachlichen 

Schwerpunkten/Zielgruppen in der Dauerauseinandersetzung 

mit Gemeinde, den Organisationen, den Eigentümern usw. 

- zum anderen projektorientiert zur Verbesserung je spezif i

scher Problemsituation. 

Wohnum.feldverbesserung meint hier nicht nur das gebaute, 

gepflanzte Wohnumfeld vor der eigenen Haustür, sondern auch 

die Neuordnung/Umstrukturierung von Großgrünf~ächen, den 
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von Uberdimensionierten Straßen, Garagenhäusern, 

sserung des Radweg-/Fußwegenetzes, der Spielf 

s im Wohnumweltve 

meint auch Dezentralisierung von Verwaltung, Au 

r Beziehungsnetze, 

der Mieter und 

GE",;meinschaf tseinrichtungen 

ierungen, Beratungsd n te 

Stadtte larbeit der der Sozia i t usw •• 

Wenn wir konstatieren, daß e Reihe von Großsiedl 

s 1 Deut chland (wie in anderen wes 

chen Ländern "saniert" werden 

der Umstruk 

ehe, über Um- und 

bis zur Neugestaltung des 

von Gebäuden und 

ldes (und der Image-Au 

nnen die organisato sehen und rechtlichen As te 

eterbeteili.gung (die ein Schlüssel für die Ak z 

vielfältiger Umrilstungsmaßnahmen sein kann) zentrale 

tung. 

zu laufen derzeit eine Heihe von Pilotmaßnahmen in Groß~ 

sied 

gerne 

schaft 

und 

nehmens 

i 

zur 

in von Bund, Ländern, Gerne e 

igen Wohnungsunte freien Planern! 

der sozialen Arbeit und den Bewohnern 

Z usamrnens 1 üs sen, bei e 

gewonnenen, rei ltigen Erfahrungen und 

g entwickelten onsf orrnen der 

s uns 

i 

r Sanierung, der unter

und der 

eingesetz 

geeignete und 

t situationsspezifisch 

VJe 

bis zur Mitbestimmung) den Mietern 

eine realisierungsfähige 

Wohnumwelt zu geben, wird angesichts 
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zahlenmäßig schrumpfender Einwohner und Haushalte in den 

'90er Jahren über das Schicksal vieler Großsiedlungen der 
1 70er Jahre als einen grandiosen Fehlversuch des 20. Jahr

hunderts zur Lösung der Wohnungsfrage die "Abstimmung mit 

den Füßenm entscheiden. 

Ob wir uns dies wolkswirtschaftlich, betriebswirtschaft ich, 

stadtentwicklungspolitisch und sozialpolitisch leisten kön

nen, darf füglich bezweifelt werden. 
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Zw"isc:h= der GemeiUPltt:ügen & 2gese:llschaft 1L 

d....~ Sieben Stü.::.ken 7 Ai Hant1.ove:r S 1 

~ Eigentt~in -

und 

Herrn.lFrau 

- l'lut::wngshen:Chtig;te/r -

... nd ful~ Vere~ gel':l"Gffen: 

• 
Nu1::zungsz:wec.k urld Nut:zungsent:gelt 

Die in Ga:ib!!ell-Auf der Horst/BererJ:iostel-Auf de!:>! Kronsberg gelegene und mrf 

de:!m heil~ l.agepLm durch eine rote l.lllra;andrnng ~eiclmete Fläche 

w.i.nl det!il Nartrungs00rechtigten 1ili s.::ifurt = Anlage eines Miete~e:ns l!l:i.t 

~ter ~ als Zier-- un:;;i Gemlsega.rten l:lherlassen. Gi:öße: lll!' • 

Ein Nut:.rungsentgelt wird nicht erlioben. Lediglich für de!i zusättlichen Ver

lmmch an Fri.scllwasser bzw. für die M:lotage einer ~l~ ist eine 

Pauschale von z.. z. J:M 1,- manatlich :ru zahlen. 

§ 2 
Anlage und Pflege des Gartens 

Die Anlage des Gane.ns sowie sämt.lictie At:rpfl<m.zungen werden 

selbst und :mxf eigene 1'::osten v·orgen~. 

legt ""1e:rrten; als Sichtsc:Jmtt 

- 2 -

si.'ld ru.cht geesU!!ttet, ~ 11.tJgepflaxt:i:t werden. Der 

ges&.!lte Garten. ist stets in 

ru halten. Hien:u geooi.--t <lUC.h Beseiügung VCTJ. herabgefallene11! Laub. Es 

dürfen ~ine Gifte rur l.lnk:nlutbeseitigung und IP..sektenvertilgung verwe:ndet 
werden. 

Pflsmzenreste, Gras und Laub:mflllle können kompostiert werden. 

~ 3 

Ganengrenre und Wege 

Der Mietergatten dru:f dun::h ei:il.en Zaun (max. Höhe !l,!iil l1t) und/oder eine l~ 

(mx. Höh.::: ü,80 lli!.) eingefriedet ;,1i:rrden. Der Weg vor dem !lberlas~-n Guten 

ist S8i!J.ber und ins'!::md :i:u hll.1 ten • 

1\etreten des G:irteus dun::h den Ve:rmieter 

brw: seine Be~en 
"---------~ 

Dem Vermieter tmrl sei= ~ragten ist der jederzeitige Zutritt - auch 

wll.'u'end der VegetaticmsperiOOe - :rur Garterumlage zu gestatten. 

§ s 
S<:mstiges 

Die Oberlassung des Mietergartens m:i Dritte ist nicht gestattet. Die Anlage 

von Wre;serleit:ungs=chlOssen sowie das Aufstellen von Lauben, Schuppen, Stäl

len •.JSW. ist nicht erlaubt. 

§ 6 

,i\ußeronie:ntl iche s llll:ndigungsrecht 

Bei cler §§ l-5 GEH bered1tigt, diese 
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5 1 

Rilckgabe der Gartenfläche bzw. mndi.gung 

der Nut=gsvereinbanmg 

Sollte der Gartenw.t:zer, 3U5 welchen Gründen auch inaer, nicht mehr gewillt 

oder in der Lage sein, die Gartenpflege durchzufi:lhren, so ist der GllH die

ses unvent1glich schrlftllch mitzuteilen. 

Bei rDndigung der li.tt:rungsvereinbarung durch cllit Gm ist der Mietergarten

splltesUmS nach Ablauf der Vegeut:ion.spori.ode 3llll 31. 10. des jeweiligen 

Jahres zurikkzugeben und auf Verlangen der Verpächterin vollsU!nd.ig abru

räumen. 

Das gleiche gilt auch für die KO:ndi.gung durch den Gartemutzer, soweit der 

C"-art:en nicht von e:i.:nem anderen Mieter im Anschluß hieran ilbernommen wird. 

Bei eineT fristlosen Kllndigung durch die GEH isl: die Fläche innerhalb einer 

Frist von 7 Tagen gleii:::!tliüls on:!wng:s~ ~ :i:uro::kmgeben. Das glei

che gilt für den Fall. daß aus lri.chd&'!l"I Gnmdilt (Leit:tm.gsverlegung U$<1.} 

die Gnmdstik.ks:Ellldie benötigt wird. 

Eine En'CSdl.ädigung für die V'<lll!. Ga.ru:muti:er nnilclgela.ssenen odar i:u besei

tigenden Anpflan=gen durch die Gm bleibt in jedem Fall ausgesc.h.lossen. 

§ 8 

Haftung 

FUr die Zeit der Nut=g D.bern.imml: der M.ltzungsberechtigte unter Verzicht 

auf einen etwaigen Rßc.kgrili &egen die Grundstilckseigentilmerin die volle 

Haftung für Bellst:igungen und :für alle PersOll!en-, Veniögens- und Sachsc.hl1.d.en, 

die aus der Nu-i:zung des Mietergartens em:srehen könnten. 

Hann.over , den 

Gemeinnl.'t:zig<s Baugesellschaft 
m. b. H. H a n n c r 

Garbsen, den 

- Nutrungsberechtigte/r -
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RTSCHAFTLICHE, RECHTLICHE UND VERWALTUNGSTECHNISCHE 
ASPEKTE DER WOHNUMWELTGESTALTUNG 

B. SCHERZ, Wien 

.Betriebswirtschaftliche Gesichts2unkte der gemeinnützigen 

Wohnun swirtschaf t zur„_ Ges tal tun~r Wohnumwelt 



A 5: WIRTSCHAFTLICHE, RECHTLICHE UND VERWALTUNGSTECHNISCHE 

ASPEKTE DER WOHNUMWELTGESTALTUNG 

(Referate 10 und 11) 

B, SCHERZ, Wien: Betriebswirtsch2ftliche Gesichtspunkte der 

gemeinnützigen Wohnungswirtschaft zur Gestaltung der Wohnumwelt 

Was die aktive Gestaltung der Wohnumwelt durch gemeinnützige 

Bauvereinigungen betrifft, möchte ich in meinem kurzen Referat 

zunächst darauf eingehen, welche gesetzlichen Hindernisse 

bzw. Beschränkungen einem solchen Vorhaben entgegenstehen, 

wenn es um Fragen der Errichtung von Gemeinschaftseinrichtun-

gen geht. Probleme ergeben ich insbesondere aus den Bestimmungen 

hinsichtlich des Geschäftskreises, 

Die GBV haben einen eng begrenzten Geschäftskreis, Dieser 

ist in § 7 WGG geregelt und lautet: 

11 § 7(1) Die Bauvereinigung hat sich nach ihrem Genossenschafts

vertrag (Gesellschaftsvertrag, Satzung) und tatsächlich mit 

der Errichtung und Verwaltung von Wohnungen mit einer Nutzfläche 

von höchstens 150 m2 mit normaler Ausstattung, von Eigen-

heimen mit höchstens zwei Wohnungen dieser Art und von Heimen 

im eigenen Namen im Inland zu befassen und ihr Eigenkapi-

tal vornehml eh für dies n Zwec einz setzen. Die Verwaltung 

schließt die Instandhaltung und Instandsetzung samt der Ein

richtung von Hauswerkstätten zur Durchführung laufender kleinerer 

Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten im Umfang des 

nötigen Bedarfs sowie die Verbesserung mit ein, 

,/2 
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(2) Die Verwaltung erstreckt sich auch auf Wohnhäuser, 

Eigenh~ime, Wohn-, Geschäfts- und Büroräume, Gemeinschafts

einrichtungen, Einstellplätze (Garagen) 1 Abstellplätze oder 

Heime, welche von einer gemeinnützigen Bauvereinigung, einer 

Gebietskörperschaft oder einem Unternehmen, das mindestens 

zu 50 v.H. im Eigentum einer Gebietskörperschaft steht, errichtet 

oder erworben wurden. 

(3) Die Bauvereinigung hat überwiegend die in Abs 1 und 

2 genannten Geschäfte zu betreiben, Neben diesen Geschäften 

darf die Bauvereinigung noch andere Geschäfte betreiben, 

Dazu zählt z.B. die Errichtung von Wohnungen und Eigenheimen 

in fremden Namen, Hier sind jene Geschäfte zu subsumieren, 

die GBV tätigen, wenn sie Betreuungsbauten für Gemeinden 

errichten. 

Gesetzlich gedeckt sind auch die Errichtung von Geschäfts

räumen und Garagen im eigenen und fremden Namen unter be

stimmten Voraussetzungen (z.B. die Geschäftsräume dürfen 

nur im Zuge der Errichtung von Wohnungen, Eigenheimen oder 

Heimen errichtet werden und nur dann, wenn die Nutzfläche 

aller Geschäftsräume eines Bauvorhabens ein Drittel der Nutz

fläche nicht übersteigt)." 

Für das in meinem Referat anzuschneidende Thema, der Frage 

der Möglichkeit der Gestaltung der Wohnumwelt durch GBV, 

ist bezüglich des Geschäftskreises die folgende Gesetzes

stelle von Bedeutung, 

.13 
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Eine GBV kann auf Grund § 7(3) Z 4 auch noch folgende Geschäfte 

betreiben; 

Die Errichtung, Erwerbung und den Betrieb von Gemeinschafts

einrichtungen, die den Bewohnern der von der Bauvereinigung 

errichteten oder verwalteten Wohnungen dienen, einschließ

lich der von der Bauvereinigung zur Verwaltung benötigten 

Räumlichkeiten sowie die Errichtung und Erwerbung von Ge

meinschaftseinrichtungen zur Befriedigung des Bedarfs der 

Wohnbevölkerung, soweit der Betrieb dieser Einrichtungen 

nicht den Bestimmungen der Gewerbeordnung 1973 unterliegt, 

In den Einführungsbestimmungen zum WGG wird ausgeführt, was 

der Gesetzgeber unter Gemeinschaftseinrichtungen versteht, 

Er versteht darunter Einrichtungen zur besseren Nutzung von 

Wohnungen wie z.B. Sammelheizungen, Warmwasserversorgungs

anlagen, Aufzüge, Leseräume, Kindergärten, Zentralwaschküchen, 

Das bedeutet also zunächst, daß eine GBV die beispielhaft 

aufgezählten Gemeinschaftseinrichtungen im Zuge der Errichtung 

von Wohnbauten mitbauen dürfen. Darüber hinaus können diese 

Gemeinschaftseinrichtungen auch nachträglich bei jenen Bauten, 

die die GBV einmal errichtet hat oder jetzt verwaltet (~.B. 

Gemeindebauten in Verwaltung einer GBV) errichtet oder erworben 

bzw. betrieben werden, 

Gemeinschaftseinrichtungen die der Allgemeinheit dienen, können 

nur dann errichtet und erworben werden, wenn der Betrieb 

dieser Einrichtungen nicht den Bestimmungen der Gewerbeordnung 

unterliegt, 

,/4 
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Daraus ergibt sich bereits aus dem Geschäftskreis die Proble

matik, daß GBV nur insoweit aktiv zur Gestaltung der Wohn

umwelt beitragen können, als es sich um ihre eigenen Bauten 

handelt. 

Es gibt zwar die Möglichkeit, für Geschäfte, die nicht im 

ordentlichen Geschäftskreis gedeckt sind, aber 11 notwendig 11 

werden, eine Ausnahmebewilligung durch die Landesregierung 

nach § 7(4) zu erreichen. 

Zu erwähnen ist, daß diese Geschäfte, falls sie genehmigt 

werden, voll der Steuerpflicht unterliegen, 

GBV können - wie schon gesagt - im Zuge der Errichtung von 

Baulichkeiten (im eigenen oder fremden Namen) aktiv zur Gestaltung 

der Umwelt beitragen. 

Neben den schon erwähnten Gemeinschaftseinrichtungen kämen 

folgende Maßnahmen in Frage: 

Terrassen, Loggien, der Wohnung zugeordnete Freiflächen 

gärtnerische Gestaltung der Außenanlagen 

Erholungsanlagen 

Schrebergärten 

Spielplätze, Altenecken, etc. 

Gemeinschaftsräume 

Saunas, Schwimmbäder 

Gebäudebegrünung 

Lärmschutz- und Sichtschutzdämme, etc, 

Unterbringung des ruhenden Verkehrs in umweltfreundlicher Art 

allgemeine Schutzmaßnahmen gegen Emissionen und Immissionen . 

. /5 
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Alle diese Einrichtungen sind mit beträchtlichem Kapitalein

satz verbunden und daraus resultiert ein weitere Problematik. 

Die Bestimmungen des WGG sehen vor 1 daß eine GBV zur strengen 

Kostendeckung verpflichtet ist, Das bedeutet, daß alle ent

stehenden Kosten den Mietern oder Eigentümern anzulasten 

sind, Eine Möglichkeit der Finanzierung von Gemeinschafts

einrichtungen wäre in der Form gegeben, daß die Bauvereini-

gung die Finanzierung aus Eigenmitteln vornimmt. Den Mietern 

bzw. Eigentümern wäre dann lediglich eine angemessene Ab

schreibung und eine Verzinsung, die nach gemeinnützigkeits

rechtlichen Grundsätzen derzeit lediglich 4,5 % beträgt, 

anzulasten, Allerdings muß darauf verwiesen werden, daß die 

Eigenmittelausstattung der GBV insgesamt gesehen als zu schwach 

angesehen werden muß, um in diesem Bereich größere Investi

tionen vornehmen zu können, Eine Finanzierung durch Wohnbau

förderungsmittel ist deshalb nicht möglich, weil die Wohnbau

förderungsgesetze die Förderung von Gemeinschaftseinrichtungen 

nur in äußerst beschränktem Rahmen vorsehen, Dazu kommt die 

Tatsache, daß Bauvorhaben überhaupt nur dann durch Wohnbauförde

rungsmittel mitfinanziert werden können, wenn eine bestimmte 

Höhe an Baukosten nicht überschritten wird, Zu erwähnen ist, 

daß die von den Ländern gesetzen Obergrenzen als eher gering 

bemessen erscheinen, 

Abgesehen von den Problemen, die sich aus rein rechtlicher 

bzw. betriebswirtschaftlicher Sicht im Hinblick auf die Errichtung 

von Gemeinschaftseinrichtungen ergeben, muß doch darauf verwiesen 

,/6 
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werden, daß eine Reihe von Möglichkeiten zur aktiven Gestaltung 

bestehen. 

Ich denke da vor allem an die Rechtsform der Genossenschaft, 

bei der sowohl ausgehend von den Genossenschaftsorganen als 

auch von den einzelnen Genossenschaftsmitgliedern, gewisse 

Initiativen gesetzt werden könnten. Hier gibt es auch bereits 

einige Beispiele, wo in einzelnen Genossenschaften eine Art 

von Selbsthilfe besteht. Es ist dies eine Art Rückbesinnung 

auf die Ursprünge der ~ohnungsgenossenschaften, Beweggrund 

für die Gründung von Wohnungsgenossenschaften war ja der 

Gedanke der Selbsthilfe (eine öffentliche Förderung des Wohn

baues kam erst viel später), Beispielsweise ist bei einzelnen 

Genossenschaften durch Initiative von Genossenschaftsmitgliedern 

die Errichtung von Kinderspielplätzen etc, zustande gekommen, 

Auch wäre es denkbar, daß gemeinnützige Bauvereinigungen 

ihren bestehenden Verwaltungsapparat, im Rahmen ihrer Möglich

keiten, zur Verfügung stellen. Das hier vorhandene know how 

könnte ohne Zweifel äußerst nützlich sein. Man denke nur daran, 

daß Techniker oder Hausverwalter wertvolle Anregungen zur 

Verbesserung der Wohnumwelt geben können, welche von den 

einzelnen Bewohnern ohne großen finanziellen Aufwand bewerkstelligt 

werden könnten. 
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Wohnumweltverbesserung: Wünsche der Verwaltung 
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Mag. Ernst KNOTH 17. 9. 19 

umweltverbesse un rwaltung. 

(Vortra im Rahmen der In hnungswoche 

in Salzbur am . 1 

1 " i 1 i tung 

unäc st möchte ich einige Kla s 1 n n t fen: 

a) Ich spreche hier nicht als VEsrtreter einer Gemeindever·-

waltung, sondern als Außenstehender über die Verwaltung. 

b) Ich spreche des weiteren nicht: über die Verwaltung im 

allgemeinen, denn es wt~re in I u on zu glaub n, 

es gäbe s et1;;as wie einen inh itlich n Verwaltungswil-

len. Gegenstand meiner Au f ru g n ist die Planungs·· 

v rwaltung, wie sie sich h ut eh rweise in de 

Städten Österreichs findet und di Probleme, denen sie 

dieser Teil der Verwaltung im Zusammenhang mit der Wohn 

umwelt gegenübersieht. 

c) Ich kann desweiteren nicht behaupten, daß meine Ar 

und vJeise, diese Probleme d rzustellen, auf eine Stad 

DVR+lr. 0'16758ß 

oder Gemeinde zutrifft. D nn b ns 1~1 nig wie es e n 

idealtypische Venvaltun gibt' gibt ine solche G ·~ 

meinde~ Wenn man so v"1 ill, dann effen die folgenden 

Ausführungen am ehesten auf größe E.! Städte zu. Dies 

erscheint mir aber nicht unbedingt als Mangel. da hier 

zweifellos der höchste Bedar an ohnumweltgestaltungs 

maßnahmen vorhanden ist. 
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Da ich, wie bereits erwähnt, kein kommunaler Praktiker bin, 

stammen die nachfolgenden Informationen aus Gesprächen, die 

mit Planungsbediensteten geführt wurden. Zunächst will 

ich einen Abriß des derzeitigen programmatischen und verfah

rensmäßigen Standes der Wohnumweltgestaltung egeben. 

2. Die politischen Vorgaben der Verwaltung bei der Wohnum-· 

weltgestaltung 

Allgemein könnte man sagen, daß die Praxis der Wohnumweltge

staltung von den Zielsetzungen bis hinunter zur konkreten 

Maßnahme immer schwieriger und konfliktreicher wird. 

Auf der programmatischen Ebene herrscht weitgehend Überein

stimmung über die Bedeutung einer gesunden, lebenswerten 

Wohnumwelt und keine Partei oder Stadtverwaltung könnte 

sich heute erlauben, dieses Thema nicht aufzugreifen. Ein 

zumindest abstrakter Auftrag, Aspekte der Wohnumwelt 

in das bauliche Geschehen einzubeziehen bzw. sie als eigen

ständige Aufgabe wahrzunehmen, findet sich daher überall. 

Grundsätzliche Übereinstimmung besteht auch über die wesent

lichen Probleme, auf die die Umweltverbesserung Anwendung 

finden soll. Hervorgehoben werden hier die alten Stadtge

biete mit zu dichter Verbauung, ohne ausreichende 

Grünflächen und mit Überlastung durch den ruhenden wie 

auch den fließenden Verkehr. Zum anderen besteht auch ein 

Konsens, daß die Wohnvierteln der Nachkriegszeit ohne Rück~ 

sieht auf die Wohnumwelt hergestellt wurden und einer nach

träglichen Gestaltung und Ergänzung bedürfen. 

Welche Maßnahmen im einzelnen im Rahmen der Wohnumweltge

staltung eingesetzt werden, bedarf kaum näherer Erläute

rungen. Wohnumweltgestaltung hat sich zu einer Art "Stan

dardtechnologie" entwickelt, deren Elemente entsprechend 

den Problemen vor Ort in unterschiedlichen Mischungen zum 

Einsatz kommen: Verkehrsberuhigung (vornehmlich durch bauli

che Lösungen), Schaffung von Frei- und Grünflächen, die 

ästhetische Aufwertung von Wohngebieten durch farbliche 
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und künstlerische Gestaltung, die "Möblierung" des öffentli

chen Raums durch Bänke, Pflanzgefäße usw. sind feste 

Bestandteile im Repertoir der Wohnumweltgestaltung geworden. 

Grundsätzlich ist dem Planungsbediensteten also bekannt, 

wo er anzusetzen hat und welche Mittel ihm zur Verfügung 

stehen, um substantielle Verbesserungen der Wohnumwel 

herbeizuführen. Das objektive Kriterium der Verbesserungs

bedürf tigkeit genügt jedoch in aller Regel nicht, denn 

Wohnumweltverbesserung ist eben nicht nur ein Ziel, sie 

ist auch ein Mittel, das in den Dienst anderer Zielset

zungen, vornehmlich wirtschaftlicher Natur, gestellt vJir 

Sollte ein kommunaler Planer also glauben, seine Aufgabe 

bestünde ausschließlich in der Verbesserung der umweltabhän

gigen Lebensvert1ältnisse in seiner Gemeinde, dann wird 

damit nicht in jedem Fall richtig liegen. Denn Gestaltung 

der Wohnumwelt kostet Geld und es besteht eine zumindest 

implizite Forderung, daß sie sich "rentieren" muß. 

In der bisherigen Praxis der Wohnumweltgestaltung ze g 

sic~1 eine ausgeprägte Selektivität: Die meiste politi.scr·1 

und damit auch finanzielle Rückendeckung besitzen wir 

schaftlich motivierte Projekte: Fast jede Kleinstadt n 

österrei.ch hat bereits ihre Fußgängerzone, die einen ange 

nehmen Flahmen für den Dienstleistungskonsum abgeben soll, 

Soweit Gestaltungsmaßnahmen in überwiegenden Wohngebieten 

erfolgen, dienen sie nicht selten dem Zweck der Gebietsa f

wertung und der damit verbundenen Attraktion zahlungskräf i

ger Bevölkerungsschichten und in ihrem Gefolge von Investi 

tionen. Relativ selten, und wenn. dann sehr reduzier 

wird die Umwelt dort gestaltet, wo ärmere Bevölkerung woh 

und vc10 objektiv gesehen - tatsächli.ch die größten Mäng 

und damit der größte Gestaltungsbedarf vorliegt. 

Mit der sozialen und wirtscr1aftlichen Selektivität in Hin~ 

blick auf konkrete Maßnahmen zur Wohnumweltgestaltung g h 

naturgemäß auch eine räumliche Selektivität einher, die aber 

auct1 unter dem Gesichtspunkt der Komplexitätsreduktion und 

damit Operationalisierung von Programmen zur Wohnumweltge 

staltun9 zu sehen ist. Man setzt dabei darauf, daß die im 
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größeren Zusammenhang nicht gelösten Probleme durch inten

sive Bearbeitung wenigstens im kleineren Maßstab lösbar 

werden und wählt zur Neugestaltung zumeist kleinere Sied

lungsteile, einzelne Plätze oder häufig auch nur einzelne 

(kurze) Straßen aus. Dies geschieht auch zu dem Zweck, daß 

die Wohnumweltgestaltung zu einer Angelegenheit der Pla-

nungsverwaltung werden kann, 

die umliegenden, nicht zur 

Man kann so die Differenz 

zum anderen benötigt man nahezu 

Gestaltung vorgesehenen Teile. 

besser sichtbar machen, also 

Attraktivität illustrieren, und man besitzt Auffangräume, in 

die man Probleme abdrängen kann. Nicht zufällig gehen viele 

Verkehrsberuhigungsmaßnahmen zu Lasten der umliegenden Ge

biete. 

So viel einmal, um zu zeigen, mit welch unzureichenden 

und anfechtbaren Vorgaben der kommunale Planungsbedienstete 

ans Werk zu gehen hat. Dem administrativen state of art 

entsprechend findet die konkrete Wohnumweltverbesserung 

im kleinen Rahmen statt, was nicht bedeutet, daß auch dabei 

große Schwierigkeiten zu überwinden sind. 

3. Die praktischen Probleme bei der kleinräumigen Wonnu:m·

weltverbesserung 

Sollte man glauben, der Planer würde bei seinem ersten 

Auftreten in einem zu gestaltenden Gebiet freudig empfangen, 

da er ja die Verheißung einer angenehmeren Wohnsituation 

mitbringt, dann täuscht man sich. Allzu häufig stößt er 

auf Gegnerschaft oder zumindest Skepsis. Zunächst einmal 

bei den im Projektgebiet Ansässigen. 

Hier ist einmal ein gewisser grundsätzlicher Widerstand 

einzukalkulieren, da sich oft eine mangelnde Veränderungsbe

reitschaft zeigt. Auch wenn die Umweltverhältnisse als 

unbefriedigend empfunden werden sie sind die gewohnten 

und das Neue ist unbekannt und bedrohlich. Aber es gibt auch 

recht handfeste Gründe, warum seitens der ansässigen Bevöl

kerung Widerstand geleistet wird: 
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o Die Autofahrer unter der ansässigen Gebietsbevölkerung 

wehren sich gegen Bescl1ränkungen des Parkraumgebots und 

sind von Maßnahmen, die den fließenden Verkehr betreffen, 

oft ebenfalls nicht begeistert. 

o Handels- und Gewerbebetriebe fürchten um die Zugänglich~ 

keit ihrer Standorte und sehen ihre Arbeitsbedingungen 

und ihre Erreichbarkeit durch die Kunden bedroht. 

o Vor allem die lange im Gebiet ansässigen Bewohner mit 

(in der Regel) niedrigen Mieten ahnen, daß es nicht bei 

den Maßnahmen im Wohnumfeld bleiben wird, sondern, da 

auch Investitionen in den Wohnungsbestand und damit höhere 

Mieten drohen. 

Im konkreten Fall muß der Planer also bereits viel Energie 

auf die Aushandlung von Kompromissen verwenden und dabei 

ständig zwischen den Wünschen der Bevölkerung untereinander 

und gegenüber der Verwaltung vermitteln. Das Problem liegt 

nicht gerade darin, daß die Bevölkerung an den Verwaltungs

entscheidungen "partizipiert•, sondern, daß diese Partizipa

tion hauptsächlich über den Planer abgewickelt wird, der je 

nur bedingt Zusagen im Namen der Verwaltung abgeben kann. Er 

ist somit eine Art "Knautschzone", die von beiden Seiten 

unter Druck geraten kann. Denn der Spielraum für Zugeständ

nisse ist meistens nicht klar definiert und muß von Fall zu 

Fall erst mühsam festgelegt werden. 

Bereits eingangs wurde darauf hingewiesen. daß die Verwal

tung selbst durchaus nicht homogen ist und oft gegenläufige 

Interessen verfolgt. Selbst einhellige politische Beschlüsse 

können häufig nicht verhindern, daß bei der Projektabwick

lung Meinungsverschiedenheiten zwischen einzelnen Verwal

tungsteilen auftreten. Einzelne Verwaltungsgliederungen 

betractüen sich nicht selten als Anwälte bestimmter Inter·

essen und legen ihre Entscheidungen und Tätigkeiten ent

sprechend aus. Es soll hier allerdings nicht verschwiegen 

werden, daß dieses Problem mit der Größe einer Stadt wächst, 

da ja erst dann regelmäßig eine ressortmäßig gegliederte 
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Verwaltung mit deutlich voneinander abgesetzten Aufgaben-

gebieten vorhanden ist. Die beiden mächtigsten Gegner findet 

der professionelle Wohnumweltgestalter in der Regel im Ver

kehrs- und im Finanzressort. 

Aus der Sicht des Verkehrsressorts ist das Problem de 

Individualverkehrs eine in hohem Maße technische Aufgabe. 

Das Aufgabenverständnis besteht immer noch wenn u eh 

abnehmend darin, daß man für die möglichst flüssige Ver-

kehrsabwicklung zu sorgen hat. Die spezifischen Zielset

zungen des Umweltgestalters laufen dieser Ansicht zuvJid r 

- er möchte ja gerade Hindernisse für den Individualverkeh 

die sein Störungspotential einschränken. Nicht selten kommen 

in den fast unvermeidlichen Auseinandersetzungen unbefriedi

gende Kompromisse heraus. 

Wie bei vielen anderen Verwaltungsagenden ebenfalls ist 

das Finanzressort auch bei der Umweltgestaltung so etwas 

wie der "natürliche Feind" dessen, der sie abzuwickedn 

hat. Klar, denn das Finanzressort ist von seiner P,ufgabe 

her damit betraut, auf die Entwicklung der Einnahmen zu 

achten und die Ausgaben möglichst zu beschränken. Unter 

dem Aspekt der Einnahmen gebärdet sich der Finanzreferent 

als Schutzherr wirtschaftlicher Interessen, deren !,>Jahrun 

für die Sicherung der Besteuerungsgrundlagen von Bedeut1.1 

ist, bei den Ausgaben ist er nicht selten knausrig, vrnnn 

keine wirtschaftlichen Vorteile zu erwarten sind. Maßnahmen, 

die ansässige Betriebe negativ treffen könnten, also etv-1 

durch Wahrung von Umweltschutzinteressen, lassen sicri oft 

nur sehr schwer oder gar nicht durchsetzen. 

Neben diesen beiden quasi-natürlichen Gegnerschaften leidet 

der beamtete Wohnumweltgestalter an der mangelnden Veranke

rung seines Aufgabengebiets als "Querschnittsaufgabe". Denn 

am Prozeß der Wohnumweltgestaltung sind zahlreiche andere 

Ressorts beteiligt, die sich zwar nicht gerade als Gegner. 

häufig aber als ohne besonderes Engagement für die Sache 

präsentieren. Diese Bereiche haben oft ihre eigenen Investi

tions- und Arbeitsprogramme, die außer der Reihe an si 
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herangetragenen Wünsche entsprechen oft nicht den eigenen 

Pr oritäten oder können tatsächlich, mangels finanzieller 

Bedeckung, nicht wahrgenommen werden. Typische Beispiele 

hiefür sind: 

- die Liegenschaftsverwaltung, die sich mit dem Ankauf unbe

dingt notwendiger Grundstücke Übergebühr lieh Zeit läßt; 

- die Kanal- und Wasserabteilung, die notwendige Leitungs

verlegungen hinausschiebt und 

- die Stadtgärtnerei, di.e 

öffentlichen Grünflächen 

mit der Betreuung der 

beschäftigt ist und 

und Pflege neuer am liebsten missen möchte usw. 

bestehenden 

die Anlage 

Mangelnde Koordination zwischen verschiedenen Maßnahmen 

und deren Finanzierung tritt in besonderem Maße auf, wenn 

nicht nur kommunale, sondern etwa auch Bundes~ oder Landes"· 

dienststellen beteiligt sind. Hauptsächlich ist dies dort 

der Fall, wo Förderungen zur Verfügung stehen, die in den 

Gestaltungsprozeß fix eingeplant sind und wo stets unge1A1iß 

ist, ob die Finanzierungszusagen überhaupt und wenn ja. 

in der den geplanten Abläufen entsprechenden Reihenfolg 

eintreffen. Der Ausfall oder die Verzögerung eines Schlüs

selprojektes stellt leicht ein gesamtes Projekt in Frage, 

Es braucht kaum noch erwähnt zu werden, daß der Projek -

fortschritt besonders dann unsicher wird, wenn er vom Tätig

werden privater Investoren abhängig ist und wenn dies 

ihrerseits hiezu öffentliche Förderungen beanspruchen möch

ten. Das typische Beispiel hiefür ist der umweltbelastende 

Betrieb, der in der Regel nur gegen massive Unterstützung 

mit öffentlichen Geldern zu wirksamen Gegenmaßnahmen bereit 

ist. Das Grundproblem scheint darin zu bestehen, daß es in 

Österreich keine verallgemeinerte "städtebauliche" Investi

tionsförderung mit flexiblen Verv>Jendungsrnöglichkeiten oder 

höchstens in Ansätzen gibt. Maßnahmen zur Wohnumweltverbes

serung müssen daher aus vielfältigen (kasuistischen) Einzel

förderungen zusammenkornponiert werden, über die wieder zahl

reic1-1e Stellen häufig ohne Sinn für Ganzheiten und komp

lexe zusammenhänge -· verfügen. Eine Klammer kann meist nur 



dann hergestellt werden, wenn ein massiver politischer Wille 

Rückendeckung liefert was in der Regel nur bei Projekten 

von größerem politischem und/oder wirtschaftlichem Interesse 

der Fall ist. 

Angesichts der im vorhergehenden nur kurz angedeuteten 

zahllosen Schwierigkeiten darf es nicht verwundern, daß 

Projekte mit dem Ziel der Wohnumweltverbesserung nur allzu 

häufig ein Spiel mit weitgehend offenen Ausgang sind. Ein 

bestimmtes, in der Planung vorweggenommenes Ergebnis, v.1i d 

schon im Zuge der Interessensabstimmung reduziert, weitere 

Abstriche erfolgen in der Realisierungsphase; auch die Zeit

horizonte, auf die die Realisierung angelegt ist, sind weit

gehend unbestimmt. Oft entsteht daher der Eindruck, die 

Aktion als solche sei wichtiger als ihr Ergebnis (das zu 

überprüfen man sich in den meisten Fällen wohlweislich hü

tet). Klar ist nur, daß am Ende etwas Herzeigbares und Pho

t ographierbares vorhanden sein muß die substantielle 

Bedeutung bleibt offen. Die Beteiligten lassen sich 

erschöpft zurücksinken und schwören, daß sie sich Ähnliches 

nicht so bald wieder antun werden. 

Die Situation könnte man zusammenfassend dahingehend charak

terisieren, daß in der derzeitigen Praxis der Wohnumweltver 

besserung sehr viel zum Zufall und dem persönlichen Geschick 

und Engagement des Planers überlassen ist; und zudem muß 

er noch Glück haben. Kommt man nun auf das eigentliche 

Tt)ema dieses Vortrages zurück, fragt man, was sich der 

Planer wünschen könnte, dann könnte man wohl sagen: Bessere 

Arbeitsbedingungen, um dem Auftrag. bessere Wohnumweltver

hältnisse zu schaffen, gerecht werden zu können. Wie solche 

verbesserten Rahmenbedingungen für das Agieren der Verwal

tung geschaffen werden könnten, will ich abschließend kurz 

andiskutieren. 

4. Versuch. eine Wunschliste der Verwa.1 tung zu definieren 
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Was könnte sich der kommunale Planungsbedienstete also 

wünschen, um seinem Auftrag, substantielle Verbesserungen i 

der Wohnumwelt herbeizuführen, besser gerecht zu we den 

'? Die Wunschliste wäre im wesentlichen die Umkehrung der 

vorangegangenen Situationsschilderung: 

( 1 l Grundvoraussetzung aller Verbesserung wäre ein klar s 

Bekenntnis zum Problemkreis der ltJohnumweltverbesserung 

auf politischer Ebene, die Diskrepanz zwischen Lippenb -

kenntnis und konkreter Aktion müßte verringert werden. 

(2) Hinter den Mängeln in der WohnumvJelt stehen ungelöste 

gesellschaftliche 

zaghaft begegnet 

Fragen, denen bisher nicht oder zu 

wurde, Die umfassenden Probleme, v r 

allem im Bereich des Verkehrs unct des Umweltschut 

bedürften auch umfassender genereller Regelungen, um di 

Überfrachtung der Tätigkeit des Wohnumweltgestalters u 

beheben. 

(3) Da die personellen und finanziellen Kapazitäten auch in 

Hinkunft nicht ausreichen werden, um Stück für Stück 

und nach und nach innerhalb vertretbarer Zeiträume 

die Umweltsituation in einzelnen Städten und Gemeinden 

allgemein zu verbessern, 

die l~ufende Bautätigkeit 

gr iGrt werden, d. h., nicht 

müßte die Verbesserun n 

und Stadtentwicklung int -

bloß in Projekt-, sond rn 

auch in Prozeßforrn ablaufen. die von der Verwaltung, 

aber auch der Eigeninitiative der Bevölkerung ge·' rag n 

wird. 

(4) Soweit die Arbeit des Planungsbed'.en~ teten dann noch 

:i. s t' vonnötigen 

punkte, die 

konzentr'ert 

könnte s i 

einer int rnsiven 

werden, Hiefü.r 

echte Problemschw r-

Bearbeitung bedürfe 

~l\lären die rechtlichen, 

f i n a r z i E '. l e n u n d o r g a n i s a t o r i s c h e n V o r a u s s e t z u n g e n 

zu verbessern. 

' i ( 1 ) 
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Hier ist nicht viel an Erläuterungen notwendig. Die Auffor

derung geht an Politiker auf allen staatlichen Ebenen, das 

Recht auf eine gesunde und soweit wie möglich ungestörte 

Umwelt nicht nur mit Worten, sondern auch mit Taten anzuer

kennen bzw. dieses Prinzip nicht bloß in Sonderfällen 

w i e e t w a b e i de r E i n r i c h t u n g v o n v e r k e h r s b e r u h i g t e n E i n --

kaufszonen anzuwenden. Sofern eine gesunde Wohnumwelt 

als soziales Anrecht anerkannt und praktiziert würde, wären 

die sonstigen Forderungen darin inkludiert. 

ad ( 2) 

Unabhängig davon, ob Verbesserungen der Wohnumweltsituation 

laufend, d.h. integriert in die allgemeine Stadtentwickl~ng, 

durch das Verwaltungshandeln oder durch private Maßnah~EHl, 
! 

oder durch planerische Gestaltung wahrgenommen werct4n -

als ausschließlich baulich definierte Aufgabe werden !sie 

stets unzureichend und nicht annähernd in der Lage sein, 

die 

die 

Probleme tiefgreifend zu 

Umweltmängel angelagert, 

1 
lösen. Denn im Vorfeld sind 

r 
die durch die Emissionen· des 

Verkehrs von Betrieben, von Haushalten usw. verursacht sind. 

Solange man hier nicht zu flächendeckenden Lösungen kommt, 

werden alle noch so gut gemeinten Bemühungen nur die Schmer

zen lindern können, die Krankheit selbst wird dadurch nicht 

beseitigt. Das bedeutet also, ohne Einschränkung des fli ·· 

ßenden Verkehrs durch verkehrspolitische Alternativen und 

ohne die Befreiung des Straßenraums vom ruhenden Verkehr, 

indem man Sammel-Abstellmöglichkeiten für Fahrzeuge schafft, 

sind keine oder nur lokale Ansätze für angenehme Wohnumwelt

Bedingungen vorhanden. Ohne Bekämpfung der Luftverunreini

gung und des Lärms auf breiter Basis gibt es keine lebens

werte Wohnumwelt. Dies bedeutet, es sind strengere Umwelt

sct1utzgesetze vonnöten, die auch rigoros angewandt werden 

müssen und es bedarf der Förderung umweltfreundlicher Ener

gieformen sowie der Reduzierung des Energiedurchsatzes im 

allgemeinen. 
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ad ( 3) 

Sofern die genannten Voraussetzungen vorliegen, wäre der 

ärgste Druck von der Wohnumwelt genommen und man könnte 

dafür sorgen, daß die weiteren Verbesserungen sukzessive und 

mosaikartig ablaufen. Mit jedem Bauvorhaben entsteht aucr1 

die Möglichkeit, kleine Verbesserungen herbeizuführen, indem 

man in der Planung Rücksicht nimmt und indem die Baubehörden 

z.B. Auflagen mit verbesserndem Charakter verfügen. Hier die 

Vornahme einer Baumpflanzung, dort ein wenig Fassadengestal

tung, anderswo vJieder der Verzicht auf die Wiederbebauung 

einer Baulücke - jede Maßnahme für sich ist nicht von großer 

Bedeutung - in der Summe können sie bald wesentliche Verbes

serungen bewirken. In diesen Prozeß könnte auch die Wohnbe

völkerung eingebunden werden, indem sie ermuntert wird, von 

sich aus Beiträge zur positiven Entwicklung ihrer Umwelt zu 

liefern. Voraussetzung wäre natürlich, daß die engherzigen 

Grenzziehungen zwischen dem einzelnen Bürger und dem öf fent-

1 ichen Gut aufgeweicht werden. Bei alldem ist natürlich 

klar, daß die diversen Gesetze vielmehr darauf ausgerichtet 

werden müssen, solche Prozesse durch positive oder negative 

Anreize zu fördern - und im Förderungsrecht wäre verstärkte 

Augenmerk auf die Ermöglichung solcher Vorgänge unter dem 

Aspekt der Finanzierung zu legen. 

ad (4) 

Oie bisher besprochenen Wünsche laufen insgesamt darauf 

hinaus, dem Planer Verantwortung abzunehmen, seine von 

allgemeinen Schwierigkeiten befrachtete Tätigke:i.t zu ent·" 

lasten und ihm so bessere Arbeitsmöglichkeiten mit besseren 

Erfolgschancen zu eröffen. Dabei ist jedoch davon auszuge

hen, daß die kleinräumige Neugestaltung der Wor1numwelt 

durch bauliche Maßnahmen weiterhin zu seinem bedeutsamsten 

Au'fgabengebiet zählen wird. Wie könnten andere und bessere 

Voraussetzungen hier aussehen ? 
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Erstes Erfordernis wäre ein größeres, die Wohnumweltverbes

serung betreffendes Interesse in der gesamten Verwaltung. 

Zumindest die direkt beteiligten Ressorts müßten mehr Gefühl 

entwickeln, daß die von ihnen verlangten Maßnahmen keine 

Marotte des beauftragten Planers, sondern auch ein immer 

wichtiger werdender Aspekt ihrer eigenen Aufgabenstellung 

sind. An die Stelle des distanzierten Beurteilens, ob etwa 

gemäß den gewohnten Handlungsmustern "get1t" oder "nicht 

geht", müßte vielfach noch ein stärkeres Engagement in 

das aktive Überwinden von Hemmnissen treten. 

Zweitens erscheint auch klar, daß das Handeln einzelner 

Stellen innerhalb der kommunalen Verwaltung auch forma 

besser koordiniert werden müßte, Patentrezepte hiefür gibt 

es allerdings nicht, denn auch noch so ausgefeilte formale 

Rahmenbedingungen können oft nicht verhindern. daß aus 

zwischenmenschlichen oder sonstigen Verständigungsschwierig 

keiten unangemessene Lösungen entstehen. 

Eine Schlüsselrolle, auch im Rahmen der Koordination. spiel 

die Finanzierung. Entsprechend der bisherigen Praxis werden 

die vielfältigen Maßnahmen zur vJohnumweltverbesserung aus 

den Budgets verschiedener Verwaltungszweige finanziert, 

Koordinationsmängel sind schon vielfach in der nicht gleich

zeitigen Finanzierbarkeit zusammenhängender Maßnahmen ve ·· 

schiedener Ressorts angelegt. Projektbudgets, an deren 

Erstellung die betroffenen Abteilungen mitwirken, könnten 

hier eine Abhilfe schaffen. Auch dezentrale Budgets. wie 

sie demnächst in Wien auf Bezirksebene eingerichtet werden 

sollen, weisen einen Ausvrng. Es bedarf allerdings keiner 

besonderen Betonung, daß die Abgrenzung zwischen den angeo~ 

stammten Ressortaufgaben und den im Rahmen der Wohnumwelt

verbesserung auftretenden inhaltlich gleichen Tätigkeiten 

stets ein Streitpunkt zu bleiben verspricht. 

Im Sinne einer Projektbudgetierung läge es auch. wenn si h 

die seitens des Bundes und der Länder bereitgestellten För

derungen auf umfassendere Vorhaben und nicht, wie bishe 

üblich, auf Einzelmaßnahmen innerhalb dieser Vorhaben 
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beziehen würden. Spielräume in der Mittelverwendung, vor 

allem für unvorl1ergesehene Anforderungen, könnten für die 

Städte eine starke Arbeitserleichterung bilden. Vor allem 

sollte es möglich sein, Maßnahmen, denen eine Schlüsselrolle 

zukommt, zumindest vorzufinanzieren, um Verzögerungen u 

vermeiden. 
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zur Verf Ugung stehenden Zeit muß ich mich daher auf Pro
im weiteren Sinn beschrtinken, kann aber auch in diesem 

. Zunächst einige l tische Pro-

Bei allem Verständnis für den Föderalismus kann ich nicht verstehen, daß 
vö11 ge Probleme in allen neun Bundesländern so verschieden 
geregel rnüusen, was die erforderliche grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit noch mehr erschwert, als dies schon auf Grund der Verwaltungsstruk-
t all . Dies beginnt schon bei den vorgesehenen Kategorien der 

, deren unterschiedliche Regelung in diesem Rahmen naturge
werden kann, zumal durch Novellierungen der Raumordnungsge-

ze immer wieder neue Widmungsmöglichkeiten dazu kommen oder aber beste
hende einen anderen Inhalt als bisher erhalten. Da im Zweifel ein Flächen-

nach den im Zeit seines Inkrafttretens geltenden Vor-
auszulegen ist~ sind nicht nur die Widmungen zwischen den ein

ländern verschieden, sondern je nach dem Alter des Flächen
anes auch innerhalb eines Bundeslandes. Filr Fragen der Wohnum

in erster Linie interessant, inwieweit die einzelne 
Betriebe zullißt und damit gewisse Immissionen in Kauf nimmt. In 

t es rneh_r in anderen weniger Abstufungen~ \Vas bei ..... 
mit sich bringt. Je gröber nämlich die Differen

kann auf örtliche Verhtiltnisse Bedacht genommen 
werden; j zahlreicher die Widmungsm5glichkeiten sind, umso mehr besteht 
die Gefahr verfeh ter Planung mit der naheliegenden Versuchung, entgegen 

H.echtslage den Realitäten Rechnung zu tragen. 

doch an Hand der Widmung "Wohngebietn ein Beispiel 
liehen Regelungen darstellen. Dies beginnt damit, 

(Salz und Steiermark) von vornherein zwei Ka-
en kennen, nämlich ein nreines" und e:Ln nerwei-

11 (daneben zwar ein Kern-, aber kein Mischge
das erweiterte bzw. allgemeine Wohngebiet mit 

anderen Bundesländern glej.chgesetzt werden könnte). 
können e" auf nreine Wohngebieten einge·· 

Tirol wiederum teile des Wohngebiets als 11genüschte 
werden (nicht zu verwechselns mit dem auch in 

) die anderen Bundesländer kennen nur ein 
ssant ist, wie weit nun in diesen Wohngebieten sich 

iedeln dürfen. Dabei kennen die meisten Raumordnungsvorschrif
Einerseits vom Zweck und der "Notwendig-

, andererseits von ihren Emissionen, die natUrlich 
\,!olrncharakters einer Gegend mehr ins Auge stechen. 

S te keineswegs unterschätzt werden, die von 
1ung einer höheren Zahl von Gewerbebetrieben verhin

Pl anung allerdi.ngs dazu fUhren, daß 
liehen Versorgungn geh5ren, sich nicht an

Widmung (etwa ein "Mischgeb:ietlt) 
dartiber hinaus wurde ja auch in den 

allzu großer Trennung zwischen Wohngegend 
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WIRTSCHAFTLICHE, RECHTLICHE UND VERWALTUNGSTECHNISCHE 
ASPEKTE DER WOHNUMWELTGESTALTUNG 

W. MEDINGER, Linz/Donau 

Die Wohnumwelt im bau- und gewerbe-

behördlichen Verfahren 
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eifen ist. FUr die Anwendung 
für die Erste11ung von Sachverst 

erforderlich. 

s llen die Unzulänglichkeiten der best 
aufgezeigt werden. 

in Hinterhöfen 

an,, 
ossenen Verbauungen. 

die Errichtung von Autoabstellplätzen oder 
sich eine wesentliche Verminderung der 

Faktoren: 

eh Beeinflussung des 

die geltenden Rechtsnormen solche 
verhindert werden können und wie dabei. vor~ 
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erhebliche Nachteile oder erhebliche Be 
sind u venneiden 

§ 31: Herstellung bzw. Erhaltung von Grünflächen 

§ 25: besondere Berücksichtigung des Umwelt 

schutzes 

z § 20 Inhalt der Bebauungspläne 

Baureferenten liber die Handhabung der §§ 23 und 31 der O.ö. 
§ 25 der O.ö. Stellplatzverordnung, da di.ese bisher 

berlicksich werden; 

pläne, in denen die Errichtung von 
im Hinterhofbereich genehmigt ist; 

Gebieten, in denen Stellplätze und Garagen in Hinterhöfen 
, durch Gemeinderatsbeschluß oder ts 
ort polizeilichen Grünflächen- und Baums 

von Ausnahmen nur in definierten Einzelfällen. 

von Grundflächen 

Abdichtung des Bodens im bebauten 
des Mikroklimas bei und soll soweit wie 

sollte es mit Hilfe des § 31 der O.a. Bauord
Vorschreibung von Grünflächen indirekt 

ten Bauten, bei denen in der Regel kei-
eilt wurden, ist eine nachträgliche Asphalt , 
Autoabstell ätzen bei Privaten, Gebrauchwagenhänd

verhindern, weil sie keine gesonderte Bewilligung erfor-

oft der § 5, Abs. 4 der O.B. Stellplatzverordnung aus 
und Abfahrten, Vermeidung schädlicher Umwel te1nwirkun-· 
Belag). 

über die Handhabung des § 31 der O.B. Bauord-
1 de als Grilnf läche zu erhaltende Teil 

tieren und Befestigen des Bodens in 
Grünflächen- und Baumschutzverordnung; 

Abs. 4 der 0.5. Stellplatzverordnung unter Bedachtnahme 
von teinen. 
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neue Anlagen (am besten mit Gas euerung) 
darin, dies auch durchzusetzen. 

lage bei en, 
von 

Erhaltungspflicht fUr bauliche Anlagen (auch 
bewill l ), damit schädliche Um-

vermieden werden. 

§ 60: b02hörd icner Auftrag zur von 

t 

die schädliche Umwelteinwirkungen verursachen. 

t:z § 

und 
od 

l:Lt. a: Grundsatz des SchutzeE der Gesnndhei 
Wohlbefindens von Menschen vc Ce 

barer Bee:Lntr 

§ 6, AbE. 2 trag zur Beseitigung von ln, die 
2 zur Folge eine Verletzung der Grundsästze des § 

haben können, durch den trat). 

§ 6, Abs. 7: Heranziehung eines en Sachverstän-· 

§ 3, Abs. 1: Festlegung von Immissionsgrenz
werten. 

§ 4, 1 Festlegung der Rauchf 

§ 4, 2 Festlegung des Grauwertes de Rauchfahne. 

ichkeiten (z.B. des Rauch-
Versuch, eine einvernehmliche LB
einer Subvention in der HBhe 

rde im Sinne des § 6, Abs. 2 des 
der O. 

en ß 
tegesctzes unter besonderer BerUcksi.chti-

Luftschadstoffen: Zerse produk 

Hinblick auf die S s arkt um
( .B. Verschärfung des § 58a der O.B. 
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von Gewerbebetrieben in 

em aus Gründen der Nahversorgung und zur Vermeidung 
Verkehrsaufkommens zwischen Wohnungen und Arbeitsstätten ei~· 

Nu zung anzustreben, andererseits ist jedoch die Mischung von 
dann abzulehnen, wenn die Wohnqualität durch be

über ein zumutbares Maß beeinträchtigt wird oder 
Verflechtung keine oder zu geringe Aus-

besteht in der Festlegung, welche Beeinträchtigun
ualltät noch 11 zumutbar 11 oder 11 ortsUbli.ch11 sind und 

Grenzwerte sind in den einschlägi.gen Rechts-
) meist nicht enthalten. 

ist die Zumutbarkeit von Belästigun
täben eines gesunden, normal empfindenden Menschen und 

:Lehen Verhältnisse zu beurteilen. 11 

n.uf retenden Fragen lauten aber z.B.: 

von einer Wohnsiedlung kann ein Vulkan trieb 

Buchbinderei in einem Wohnhaus angesiedelt werden'? 11 

terien können filr die Klassifizierung von Betrie
werden: 

, Luftverunreinigung und Geruch, 
Feuer und Explosion 

Emi.ssionen: 3 Stufen 
Kl Mittel-, Großbetrieb 

Betriebe 
en 

kann nach einem Beurteilungsraster ermittelt wer
im Einzelfall zulässig erscheint: 

zur Einführung einer wirksamen Imm:i.ssions~ 
die sogenannten Abstandsregelungen anzusehen 

andes Nordrhein-Westfalen). 

Betrieben - und damit auch der Aspekt der 
zu beurteilen. 



bedürfen bestimmte gewerbebehördli 
, § 79, A.bs. 

einer beträchtlichen Umweltbel 
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Cesundbei t und Umweltschutz. Die wirtsdrnf 
auf bestehende 1 

Ausmaß der Emissionen 
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durch Subventionen ltfonds!); 

deren Gemengelage ständige Beläst 
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STADTBILD - ORTSBILD 

F. MOSER, Wien 

Orts- ild 
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cklung und Gestaltsetzung sind 

ristik eines Ortsbildes zu 

2 

gleichbedeutend für 

timinten Zeitpunkt .. 

e und Mehtode der S 

Erkenntnisse aus Teilgebieten 

taltung schöpfen ihre wesentlichen 

der der Wahrnehmun 

, und der Gestaltpsycho Namhafte Wissens wie 

K. , M. Trieb, W. Metz , A. Gos , H. Be~ker 

.J. Krause, um nur e zu nennen wesent zur 

der Begriffe und s taltung 

11 der Planungsprozeß Stadtges 

vor allem auch auf dem Bürger ne 

s müssen wir heute ~ so 

licher Erkenntnisse und Me i 

nachvollziehbar se 

zipation ermöglichen 

der Umsetzung ss 

e Planungspraxis 

Was die eigene Arbeit an meinem Institut betrifft, so haben wir 

ni zuletzt aus diesen Gründen Visualisierungsmethoden ent-

wickelt / die• fgeeignet erscheinen / einen brei te:ren Bewußtseins-

zeß in der Gestaltung der Städte, Märkte und Dörfer einzuleiten. 

bisherige Planungspraxis war durch e Betonung der 

ichsplanungen gekennzeichnet, sich isoliert vertret 

beschlossen und realisiert wurde. Die Fa war: 

- Auftreten von Konflikten zwischen Sachbereichsplanungen 

- fehlende Koordination und Kooperation 

- fehlende Partizipation 

- Desinteresse an der Gesta 

Wohnumwelt 

- Störung des Orts

~ Unbehagen 

unmtttlbaren 

ildes 

- Konflikte zwischen Bürger, Politik und Verwaltung 

und vieles andere mehr 
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vorgefundene Stadtgesta ist das Ergebnis histbrischer und 

io-kultureller Entwicklungenr gleichzeitig aber Ausgangspunkt 

Basis flir künftige 

Analyse des Ortsbildes (S 

teristischen Merkmale auf zuzei 

elbarkeit eines Si lungsraumes 

beitragen. 

Ortsentwicklung und Orts 

vor sich geht 1 

einer Bewertung der 

diese oder jene Erhal 

Entv1icklungen. 

1 daher den Zweck, jene 

t zu machenr 

Straßen-~ und 

chen Erha 

Veränderungsvorrang 

einiger Lichtbilder m6chte ich nun versuchen jene Kri 

Stadtgest~1tung zu erläutern, die w~i objektivie 

in der Planungspraxis anwendbar s 

dabei von einem t aus, wie es 
.,_,;.~~;,,_~~~~~~~~~~~~d,,,~.;;o,,,~~_;;., 

tehenden Ortsräumen vorz 

m einzelnen werden.diese B grif wie folgt definiert: 

Wird im Sinne einer angewandten Stadtge taltung als Oberbegriff 
verwendet, dem jene Gestaltfaktoren und Kriterien zugeordnet 
werden, die letztlich den Raumbezug aller staltsetzung her-

tellen. Der Vielfalt an r rien steht die Vielfalt von Aus-
ägungsformen der Stadt lt (Charakte~istik) gegenUber. 
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abstand und -Verlauf (im be-

nkten Umfang auch mit r Be-
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ßenraumes geprägt@ 

renzende f infr 

Uber der Raumbildung 
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Baudir.Arch.Dipl.-Ing.Rainer REINISCH, Braunau/inn 

Ortsbildpflege in der Praxis 

Ortsbildpflege ist nicht nur Pflege von bestehenden Stadt- und Ortsbildern, 
sondern ebenso Gestaltung von Stadterweiterungsgebieten, von schütter bebau
ten Mischzonen, aber auch des Bauens am flachen Lande. Die Zielsetzungen da
für sind in den einschlägigen Paragraphen der Bauordnungen festgelegt und 
fordern, "daß das Orts- und Landschaftsbild 11 nicht gestört wird. Diese Be
lange stehen daher im eigenen Wirkungsbereich der örtlichen Baupolizei (ent
binden aber nicht die Landesregierungen, sich um eine überörtliche Orts
bildpflege zu kümmern). Das e l:Lche Landschaftsbild" steht mit 
Bauwerken in Zusammenhang, sodaß dort, wo es sich um noch nicht bebaute Ge
biete handelt, auch die Natursch11tzbehörde auf die Gestaltung der Gebäude, 
deren Situierung, Fassadengestaltung, Materialwahl, Dachneigung usw. Ein
fluß nehmen kann. Uber die Ortsbildpflege der Baubehörde hinaus regelt und 
ordnet dieselbe auch Flächenwidmungs- und Bebauungspläne mit dazugehörigen 
Bebauungsvorschriften auf Grund der jeweiligen Landesgesetze. 

Generell besehen, fordern alle diese Rechtsinstrumente eine 11 nicht störende 
Anpassungsarchitektur 11

, die sich in der Praxis auf historische Vorbilderbe
ruft und die zeitgenössische Architektur in die Schranken weist. Dies for
dern die Bezirksbauämter in den Dörfern und Märkten und die Städte in den 
Altstadtbereichen. Nur in den Stadterweiterungsgebietenkann sich der Zeit
geist in seiner jeweiligen architektonischen Sprache weitgehend frei arti
kulieren. Die Diskussion, inwieweit die zeitgenössische Formensprache auch 
am flachen Lande und in Altstadtbereichen ihre Berechtigung hat, wird per
manent geführt - ein Ende ist nicht abzusehen. 

Ortsbildpflege im allgemeinen wird dort zum Ortsbild-Schutz, wo eine Bebau
ung schon weitgehend abgeschlossen und massiv ortsbildprägend ist. Dies be
trifft nicht nur Altstadtbereiche, sondern auch von der Landwirtschaft be
siedelte Gebiete, in denen typische Hausformen traditionell gewachsen sind. 

Ob nun einem Stadtteil, einem Ortsteil oder einem Dorf in seiner bildhaften 
Erscheinung ein hoher Rang eingeräumt und ihr eine besondere Pflege beizu
messen sei, ist primär eine Frage der Bewertung, Sofort stellt sieht die 
Frage: Sind Österreichs Städte, Märkte und Dörfer - was ihre Ortsbilder an
langt - bewertet, eingestuft, in ihrem Rang aufgelistet und festgelegt? 

Die Antwort ist eine österreichische: Jein - ja und nein! 

Da Ortsbildpflege, im Gegensatz zum bundesweiten Denkmalschutz, als Teil 
der Baugesetzgebung Landesangelegen heit ist haben die Bundesländer spä
testens nach der Klarstellung bei der letzten NOvellierung des Denkmal
schutzgesetzes zur Kenntnis nehmen müssen, daß es ihre alleinige Sache und 
Verwantwortung ist, ob und inwieweit sie die Ortsbilder in ihrem Bereich 
schlitzen, erhalten oder pflegen wollen. Die Folge davon sind neun ver
schiedene Wege zu neun verschiedenen Zielen. 
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Bevor ich diese neun Gangarten beleuchte, will ich aber nicht versäumen, an 
eine Bewertung der österreichischen Städte und Orte zu erinnern, die vom Bun
desdenkmalamt im Jahre 1970 unter der damaligen Leitung von Prof. Dr.Walter 
Frodl angestellt wurde: Den Schutzzonenatlas, der ohne Wien und den Landes
hauptstädten 250 erhaltenswerte Ortsbilder darstellt, abgrenzt und nach der 
Erhaltungswürdigkeit differenziert bewertet. Dieses bedeutende und geradezu 
wagemutige Unterfangen entstand aus dem damaligen Bestreben, die Pflege von 
Altstadtensembles als die Pflege von Denkmalen österreichischer Stadtbau
kunst in den Denkmalschutz zu integrieren. Die Beratungen im parlamentari
schen Unterausschuß zur Novellierung des Denkmalschutzgesetzes 1978 haben 
aber endgültig den Ensemble- und Ortsbildschutz der Kompetenz der Länder zu
gewiesen. Dadurch ist dem Schutzzonenatlas keine rechtliche Festlegung auf 
Bundesebene gefolgt, er ist aber als fachliche Wertung auch heute noch eine 
gültige Maßstabsetzung, die kaum in Frage gestellt werden kann. 

Eine weitere Wertung ist die der Denkmaldichte, die im allgemeinen als In
dikator für ein bedeutendes Ortsbild gelten kann. So sind in der Stadt 
Steyr rund um den Stadtplatz über 80 % der Gebäude unter Denkmalschutz, 
was auch einen hohen Ortsbildwert signalisiert. Im Gegensatz dazu steht 
aber Dürnstein, ein Kleinod Österreichs, wo dagegen nur die Kirchen und 
Ruinen unter Denkmalschutz stehen. Keines der ortsbildwirksamen Bürger
häuser wurde bis heute als denkmalwürdig erachtet - das dazu noch in ei
nem Bundesland, das auch ohne Ortsbildschutzgesetz auszukommen versucht. 

Dieses Beispiel verdeutlicht, daß eine hohe Denkmaldichte auch einen ho
hen Ortsbildwert vermuten läßt, eine geringe Denkmaldichte aber nicht den 
Schluß auf ein unbedeutendes Ortsbild zuläßt. 

Im Gegensatz zum bayerischen Denkmalschutz, der schon 1984 an die 550 
Altstadt- und Ortsensembles in Denkmallisten rechtlich festgelegt hat, 
will der österreichische Denkmalschutz von den Ensembles unserer Stadt
baukunst nichts wissen - bis auf eine jüngste Ausnahme, die vielleicht 
doch auf ein Umdenken deuten läßt: das Wehrgrabenviertel in Steyr - das 
seinerzeit für die im kommenden Jahr stattfindende Oberösterreichische 
Landesausstellung gründlich saniert und teilweise als Museum der Arbeits
welt gestaltet wird. Dieses Wehrgrabenviertel wurde als erstes städte
bauliches Ensemble im März 1986 unter Schutz gestellt - ob weitere fol
gen werden, wird die Zukunft weisen. 

Eine gesetzliche Basis für den Ortsbildschutz durch eigene Gesetze haben 
die Steiermark, Kärnten, Salzburg und Tirol. Mit der Bauordnung optimiert 
die Bundeshauptstadt Wien, mit dem Raumplanungsgesetz das Burgenland. Oh
ne gesetzliche Grundlage versuchen Niederösterreich, Oberösterreich und 
Vorarlberg auszukommen. 

Eigene Altstadterhaltungsgesetze haben die Städte Graz und Salzburg, die 
sogar die Wohnfunktion in den historischen Zentren festgeschrieben haben. 

Einige Städte und Orte haben auf Grund der Gesetze der Bau- oder Raum
ordnung eigene Bebauungsvorschriften für die historischen Altstadtker
ne beschlossen: Freistadt und Braunau sind die geläufigsten, Schwanen
stadt arbeitet solche gerade aus. 



Wenn ein Ortsbildschutzgesetz, Altstadterhaltungsgesetze oder Bebauungsvor
schriften für einzelne historische Zonen auch nichts bewirken, so sind sie 
doch Grundlage für eine gerechte 11nd geordnete Verteilung von Pflichten und 
Forderungen. Das klassische Beispiel, wie man ohne gesetzliche Ausrüstung 
aber mit einer qualitativ und quantitativ gut ausgestatteten Ortsbildstel
le der Landesregierung erfolgreich sein kann, ist Niederösterreich. Dort 
wird die Bewußtseinsbildung der Bevölkerung und der Mandatare in den Vor
dergrund gestellt. Mit einer periodisch erscheinenden Zeitschrift, die 
brillian und für jeden Leser interessant gestaltet ist, erreicht ein enga
gierter Landeshauptmann-Stellvertreter mehr Aktivität als andere Bundeslän
der, die zwar ein Gesetz, aber keine Ortsbildstelle haben. 

Gesetze allein bewirken nichts. Gut besetzte Ortsbildstellen, wie in Nie
derösterreich, können auch ohne gesetzliche Basis viel Positives bewirken. 
Die Gefahr ist nur eine parteipolitisch gerichtete Gefälligkeitsaktivität 
des politischen Mandatars, der Ortsbildsubvention zum Stimmenfang umfunk
tioniert. 

Keine Ortsbildstelle haben Vorarlberg, das Burgenland und Oberösterreich. 
Mehr als dürftig ist die personelle Ausstattung in der Steiermarkt und in 
Graz, in Kärnten und Tirol. Unterbesetzt sind die zuständigen Abteilungen 
im Magistrat Wien sowie Land und Stadt Salzburg. Eine rühmliche Ausnahme 
ist eben das Land Niederösterreich, das der Baudirektion zugeordnet die 
Ortsbildpflege mit hochkarätigen Akademikern weitgehend erfolgreich be
treibt. 

Ortsbildpflege ohne Ortsbildstelle bei den Ländern und in den Magistrats
stellen bleibt ein Lippenbekenntnis. Sogar Mittel- und Kleinstädte werden 
ohne klar zugr~ordnete Fachleute nicht auskommen können. Die positiven Er
folge in Österreich sind Erfolge einer gezielten Personalpolitik oder Kon
stellationen, wo kundige Beamte auf engagierte Mandatare stießen. Alles 
in allem regiert der Zufall: Baudirektoren sind meist keine Architekten, 
die zuständigen Mitarbeiter ohne einschlägige Ausbildung und die verant
wortlichen Politiker ohne Zeit filr die Ortsbildpflege, da dieselbe zum 
Stimmenfang nicht sehr geeignet erscheint, stellt sie sich doch meist ge
gen die Interessen von Bürgern, flir die der Eigennutz vor dem Gemeinnutz 
rangiert. 

Ein Trick, um ohne Personaleinsatz für die Ortsbildpflege geeignete Fach
leute agieren zu lassen, ist die Einsetzung von weitgehend ehrenamtlichen 
Sachverständigenkommissionen und Beiräten. Wien, Salzburg und Tirol ope
rieren mit dieser Methode. Eine kontinuierliche Betreuung der täglich 
neu entstehenden Ortsbildprobleme ist mit einem nur periodisch tagenden 
Beirat aber nicht möglich. Die Belastung des in Niederösterreich einge
richteten Ortsbildtelefons zeigt, daß ohne eine gut besetzte Ortsbild
Feuerwehr die Aufgaben nicht lösbar sind - dies sei den Landeshauptleu
ten und Bürgermeistern ins Stammbuch geschrieben. 
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Beiräte sind höchstens Verhinderungsbeiräte. Sie haben weder die Zeit noch 
den Apparat, um die wichtige Aufgabe zu erfüllen, die Ortsbildpflege als 
erzieherische Motivation bedeutet: die Bew11ßtseinsbildung. Diese ist eine 
permanent nötige Obliegenheit, die nicht von hin und wieder tagenden Gre
mien wahrgenommen werden kann. Niederösterreich ist in diesem Zusammenhang 
Österreichs Vorbild, eine Aktion "Ortsbild in Österreich - Erhaltung und 
Gestaltung" war eine Eintagsfliege, burgenländische Unternehmungen hatten 
keine nachhaltige Wirkung und schliefen ein. 

Um die ganz konkrete Ortsbildpflege ist es in den achtziger Jahren in Öster
reich nicht gut bestellt. Während an der Basis und in den luftigen Höhen 
fast schöngeistiger Gemeinden die nötige Ortsbild-Fürsorge deutlich artiku
liert wird, herrscht dort, wo sie stattfinden soll, in den Landesregierun
gen und Gemeinden, Inaktivität, Uninformiertheit und durch fehlende perso
nelle Ausstattung die politische Absicht, dies auch so bleiben zu lassen. 
Mit ein oder zwei Halbtagskräften läßt sich dieses Arbeitsgebiet nicht ab
decken, wo doch gerade diese Probleme nicht vom Schreibtisch aus bewältigt 
werden können. 

Nun nocheinmal zurück zu den schwindelnden Höhen und den Basisorganisatio
nen, deren Tätigkeit von den Landeshauptleuten und Bürgermeistern gern als 
ausrede für ihr eigenes Nichtstun angeführt wird. Ohne deren aktives Bemü
hen abzuwerten, sind oben die Organisationen wie "Europa Nostra", das Städ
teforum Graz oder das "Zentrum für praktsiche Ortsbildpflege" in Krems und 
an der Basis Bildungswerke, Heimat- und Stadtvereine, Arbeitsgemeinschaf
ten, Bürgerini.tiati ven mit Aktionen "schönes Dorf" und ähnliches. Im Be
reich zwischen hochtrabenden Symposien und engagierten Biertischrunden 
aber, wo Ortsbildpflege tägliche Aufgabe sein soll, herrscht ein Vakuum 
- vor allem auch ein Vakuum an nötiger Information. 

Das Bundesdenkmalamt und der Denkmalschutz haben im Laufe der Jahrzehnte 
ein hochwertiges Expertenimperium aufgebaut, haben zur Dokumentation eine 
FAchzeitschrift mit Hochglanzpapier, bundesweite Tagungen und internatio
nale Kontakte, in der Kartause Mauerbach eine Experimentierküche für die 
Bautechnik. Das IIC, die österreichische Sektion des ''International Insti
tute for Conservation of historic and artistic works" publiziert hochwer
tige Informationen über Mauertrockenlegung, Steinkonservierung usw. Es hat 
seinen Sitz im Arsenal in Wien - aber welcher Bürgermeister, Baureferent 
oder Leiter einer Bauabteilung kennt dieses Institut? 

Was Unwissenheit zur Folge hat, sei an einem Beispiel dargestellt: 
Die Fassadenaktionen, die in den vergangenen 15 Jahren mit finanzieller 
Hilfe des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung und den Län
dern erfolgreich "durchgezogen" wurden, führten im besten Fall zu Farb
leitplänen, die in ktlnstlerischer und kreativer Weise eher als histori
sche Erinnerung von Bühnenbildnern zu werten sind. Niemand sagte den 
Bürgermeistern und den zuständigen Beamten, daß man zuerst die Reste ei
ner historischen Farbgebung zu dokumentieren und zu sichern hätte - de
ren Beseitigung wurde vielmehr über den Umweg der Fassadenaktion geför
dert. Ebenso geht es in ganzen Straßenzügen den historischen Putzflächen, 
die nirgends kartiert und festgehalten wurden. 
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s Aufgabe bezeichnet werden. 

el für diesen Ansatz sei nunmehr eine Studie 

Institutes stellt, die in Eigeninitiative 

itutes durchgeführt wurde. Nebenbei sei erwähnt, daß an 

i und Bedürfnissen der Bevölkerung im Hinblick auf d 
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baulich gestalterische Umwelt offenbar nur sehr geringes und 

vereinzeltes Interesse besteht. Betrachtet man den Wohnbau von 

der ökonomischen Seite, so ist dies der einzige Wirtschaftssek

tor, der glaubt, ohne Marktforschung auskommen zu können. 

Gerade dieser Umstand hat uns dazu bewegt, diese Studie durch

zuführen. 

Methodisch handelt es sich dabei um eine Befragung einer 

Zufallsstichprobe der Wiener Bevölkerung ab dem 16. Lebensjahr 

im Umfang von 1500 Personen, die in Form von mündlichen persön

lichen Interviews anhand eines strukturierten Fragebogens 

befragt wurden. Die Studie wurde im Zeitraum April/Mai 1982 

durchgeführt. Neben allgemeinen Fragen zum Stellenwert der 

Architektur im Alltagsleben und zur Beurteilung des Stadtbildes 

wurde dabei der Versuch unternommen, gestützt durch Bildvorla

gen das Erscheinungsbild von acht ideal typisch ausgewählten 

Wohnbauten, die in ihrer Gesamtheit die wesentlichen Elemente 

der Wiener Stadtgestalt ausmachen, differenziert beurteilen zu 

lassen. 

Zunächst wurde erhoben, wie wichtig den Befragten das äußere 

Erscheinungsbild verschiedener alltäglicher Gegenstände ist. 



BEDEUTUNG DES ERSCHEINUNGSBILDES VON 

ALLTÄGLICHEN GEGENSTÄNDEN 

(Fünfstufige Skala von 11 sehr wichtig" bis 

"überhaupt nicht wichtig 11
) 

11 sehr Mittel-

Wohnungseinrichtung 

Hausrat (Geschirr, Besteck, etc.) 

nähere Wohnumgebung 
(Straßen, Plätze, Gassen) 

Kleidung 

Auto 

wichtig 11 wert 

% 

77 1,85 

75 1,94 

73 1,99 

67 2,02 

66 2116 

29 3;37 

ist zu erkennen, daß bei Einrichtungsgegenständen und 

tsausstattung im subjektiven Urteil dem äußeren E 

ld d~r Gegenstände der größte Wert zugemessen wird. 

Interessant erscheint, daß der ästh sehe Eindruck der 

von größerer Bedeutung ist als des Wohnhauses 

B leidung. Wenn auch diese verbalisierten Prä renzen 

Alltag ersichtlichen Verhaltensweisen nicht 

übereinstimmen, so ist doch ersichtlich, welch hoher 

Ste enwert dem baulichen Erscheinungsbild der Wohnumgebung von 

Wiener Bevölkerung zugeschrieben wird. 

Beurteilung des tatsächl Zus s 

s liehe Untersch im Anspruchsniveau. 

samt mehr als ein Viertel der Bevölkerung (27%) 

iz unzufrieden über den baulich-ästhetischen Eindruck 

Wohnumgebung äußern, liegt d ser Anteil bei Maturanten und 

bei 31%, während sich Befragte mit einfacherem 

ldungsniveau tendenziell deutlich zufriedener äußern. 

7 
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Allerdings zeigen sich auch erwartungsgemäß starke stadträum

liche Unterschiede in den Beurteilungen der Wohnumgebung. Vor 

allem in den zentralen, grünarmen und überalterten Stadtteilen 

Wiens steht man dem ästhetischen Erscheinungsbild des eigenen 

Wohnviertels eher kritisch gegenüber, während man sich in den 

gründerzeitlichen Rastervierteln des 14. bis 17. Bezirkes 

überraschend zufrieden zeigt. 

Was die Beurteilung der städtebaulichen Entwicklung Wiens 

generell betrifft, ist zwar die Mehrheit (57%) der Wiener der 

Meinung, in Wien werde alles getan, um das gewachsene Stadtbild 

zu erhalten und moderne Architektur harmonisch zu integrieren. 

38% sind allerdings von der städtebaulichen Entwicklung ent~ 

täuscht und meinen, daß die Stadt im Laufe der Jahre immer 

häßlicher werde. Zieht man in Betracht, daß Patriotismus und 

die normative Kraft des Faktischen das Gesamturteil mit Sicher

heit entschärfen, so ist der Grad der Unzufriedenheit über die 

städtebauliche Entwicklung Wiens als hoch zu bezeichnen, 

insbesondere, wenn man bedenkt, daß die Kritik an dieser 

Entwicklung mit zunehmendem Bildungsgrad und sozialem Status 

deutlich steigt. So ist nahezu die Hälfte der Maturanten und 

Akademiker von den städtebaulichen Entwicklung Wiens ent

täuscht. 

Fragt man die Unzufriedenen nach den Schuldigen für die unbe

friedigende ästhetisch-städtebauliche Entwicklung in Wien, so 

zeigt sich, daß dafür vorwiegend die klassischen gestal teri

schen Instanzen verantwortlich gemacht werden. 



VERANTWORTLICHKEIT FUR DIE VERSCHLECHTERUNG 

DES STADTBILDES 

(Basis: Befragte, die eine Verschlechterung wahrnehmen) 

die zuständigen Stadtplaner 

die Architekten 

die Gemeinde Wien 

die Bauherren 

die Bevölkerung selbst 

Einflüsse aus dem Ausland 

% 

58 

41 

40 

34 

21 

10 

aner und Architekten werden als H~uptverantwo iche 

negative Entwicklung des Stadtbildes bezeichnet. 40% 

vermuten zumindest eine Mitschuld der Kommune, während rund ein 

ttel die Bauherren dafür verantwortlich macht. Jeder filn 

Be meint, die Wiener selbst seien an der Entwickl 

weil sie sich zu wenig um ihre Stadt kümrnern1 

led lieh 10% negative Einflüsse aus dem Ausland als 

sam bezeichnen. 

zusammenfassend kann festgehalten werden, daß sich die Mehrhe:l.t 

der Wiener Bevölkerung zwar positiv über die 

Entwicklung der Stadt äußert, daß allerdings 

städtebauliche 

ein erheblicher 

Anteil und hier insbesondere höhere Bildungs- und Einkommens

s ichten schwere Bedenken in dieser Hinsicht äußern und für 

in ihren Augen negativen Entwicklungen vor allem die 

s und Architekten, aber erheblichem Maße auch die 

igen Stellen der Kommune verant'>'mrtlich machen. 

Was die Evaluierung stilistischer Präferenzen betrifft, so 

- wie bereits eingangs erwähnt - acht unterschiedliche 

Wohnbaubeispiele anhand von Bildvorlagen (Fotografien) unter~ 

sucht. Als Beispiele wurden dabei herangezogen (siehe auch 

• 2) : 
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ABB. 2 BILDVORLAGEN (ARCHITEKTURBEISPIELE) 

-- ·--- ·---·- ---·--

li fffi fi Jlllll!l5llil -J n ' li [[ ITTi - . t 
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IEDERMEIER WAGNERHAUS 
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ein Beispiel der Jugendstilarchitektur Otto Wagners 

ein Beispiel der Gründerzeitarchitektur der Jahrhundertwende 

das Loos-Haus am Michaelerplatz 

Roberthof als Beispiel des Klassizismus 

ein Wohnhaus der Biedermeier-Epoche 

ein Wohnblock der sechziger Jahre als Beispiel für 

kommunalen Wohnbau der Nachkriegszeit 

ein Beispiel der Gemeindebauarch tur der Zwischen-

e 

iegszei t (Engelsplatz) 

Terrassenwohnbau als Bei 

itektur (Harry Glück) 
l moderner Wohnbau-

Z st wurde dabei die Frage gestellt, welches Wohnhaus am 
' sten und welches am wenigsten gefällt. Dabei stellte 

daß die Jugendstil-Architektur Wagners die 

zeptanz erreicht, gefolgt von der Terrassen-Architektur 

wobei allerdings die Umstr i ttenhei t .dieses Konz 

dar zum Ausdruck kommt, daß dieses Beispiel von ebensov 

Befragten als bestes und als schlechtestes ausgewählt 

( s Abb. 3} • Das Gründerzeithaus und das Loos-Haus we 

zwar von weniger Befragten als schönste Beispiele gewäh t, 

lerdings auch in wesentlich geringerem Maße als schlechtest 

e gewählt. 

Jeweils rund 10% bevorzugen das Laos-Beispiel bzw. das Bi 

er-Beispiel, wobei das B ier-Beispiel wesentl 

als jenes gewählt wird, am wenigsten gefällt. 

ßte Ablehnung stößt der der sechziger 

ge vom Architekturbei l der schenkriegszeit, während 

man dem Klassizismus offensichtlich eher undifferenz 

teht. 

der Tatsache, daß eine fotografische Abbildung für d 

lung von .Architektur nur als mangelhafter Behelf 

werden muß, kann festgehalten werden, daß im globalen 

il die Jugendstilarchi tektur besten Anerkennungswerte 



ABB. 3 GENERALISIERTES ÄSTHETISCHES URTEIL 

(GEFÄLLT AM BESTEN/AM WENIGSTEN) 

OTTO WAGNER - HAUS 

HARRY GLUCK - HAUS 

GRÜNDERZEIT - HAUS 

LOOS - HAUS 

BIEDERMEIER - HAUS 

- 60ER JAHRE 

IZISMUS (ROBERTHOF) 

GEMEINDEBAU - 30ER JAHRE 
(ENGELSPLATZ) 

11 

1 

20 

-
4 

--
,,,;; 

,.. 

21 

23 

-
!+ 
-

22 



erz lt, während die Wohnblocks der Zwischenkriegszeit und 

iegszei t überwiegend auf l\blehnung stoßen, ebenso w 

chenderweise auch das Beispiel der Biedermeier-Epoche. 

ß zeigen s in den P en starke strukturel 

1 

Unterschiede. Während Jugendstil und Biedermeier bei Maturanten 

und Akademiker auf liberdurchschni ichen Anklang stoßen, 

Gemeindebauarchitektur von niedrigeren Bildungs

Einkommensschichten überdurchschnittlich gut bewertet. Der 

Terrassenwohnbau Harry Glücks 
größten Anklang. 

t man allerdings das n 

bei sozialen Mittelsch 

Eigenschaf tsd 

di ierte Bild der Beurteilung der vorge 

i le, so tritt die ·unter iche Ausstrahlung 

Beispiele deutlich zutage (siehe Abb. 4 - 11). 

In der Sympathiezuwendung erreichen Jugendstil und Gründerze 

d höchsten Nennungen vor dem Loos-Haus und dem Terrassenwohn

bau. Am unsympathischsten ist den Wienern der Gemeindebau 

schenkriegszeit, gefolgt vom Wohnblock der sechziger 

Allerdings erweckt auch der Terrassenwohnbau Harry Glücks bei 

mehr als einem Viertel der Befragten Antipathien. 

Als schönstes Bauwerk wird mit großem Abstand das Jugendsti 

Haus Otto Wagners bezeichnet (49%). Etwas mehr als ein Viertel 

Befragten bezeichnet jeweils das Gründerzeitbeispiel 

s Loos-Haus als besonders schön. Zwischenkriegsgeme 

Wohnbl erhalten - wie in Sympathie-Antipathie-D 

s die l sten Werte. 

Das Beispiel Otto Wagners und Harry Glücks erreichen d 

höchsten Werte in der Wohnlichkeitsdimension, wobei aber beim 

assenwohnbau die Meinungen stark auseinanderklaffen. Am 

ten zum Wohnen einladend wird der Zwischenkriegsgeme 

(38%) 1 das Biedermeier-Haus (33%) und der Wohnblock 

iger Jahre (31%) empfunden. 



B. 4 SYMf'/1TH!SCH UNS'IMPA TH !SCH ABlL SCHÖN HÄS UCH 

H!UJS 49 

27 

JAHRE JJ 

JAHRE 0 }6 

LÄDT ZUM WOHNEN EIN • LÄDT NICHT ZUM WOHNEN EIN ABB. 7 DÜRFfl 

·• HAUS 

· Hi\US 28 

15 

)1 

20 

JAHRE )8 



ABWECHSLUNGSREICH 

OTTO 1'1AGNER - HAUS 

HARRY GLiJCK - HAUS 

- HAUS 

ADOLF LOOS • HAUS 

'DERMEIER - HAUS 

WOHNBLOCK - 60ER JAHRE 

KLl\.SSIZ!SMUS (ROBERIBOF) 

GEMEINDEBAU - 30ER JAHRE 
( ENGELSPLA !l) 

ABB. 10 PERSÖNLICH 

OTTO IJAGNER - HAUS 

HARRY GLÜCK - HAUS 

·~ HAUS 

LOOS - H.il.US 

BIEDERMEIER • HAUS 

WOHNBLOCK - 60ER JAHRE 

KLASSIZISMUS (ROBERIBOF) 

GEMEINDEBAU - 30ER JAHRE 
( ENGELSPLATZ) 

16 

DIFFERENZIERTE BEURTEILUNG (E!GENSCHAFTSZUORDNUNGI 

LANGWEILIG ABB. 9 EINDRUCKSVOLL NICHTSSAGEND 

+ + 
L,Q 

21 19 

18 

21 

27 

16 

25 26 

ABB. 11 

. UNPERSÖNLICH TYPISCH WIENERISCH NICHT TYPISCH W[ NERISC~ 

- + 
28 

2) )9 

77 

L,] 

23 

15 

J5 96 
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r-Beispiel wird im Vergleich 

anderen Bauwerken am häufigsten als au ig bezeichnet (31%). 

h 

die auch dem Terrassenwohnhaus re tiv o 

wird, 

M.aße als dür 

s 

er ebt man 

Terrassenwohnbau im 

ten abwechs 

il das B 

1 

, während 

sprung des Wagner-Haus besonders 

len 

in, daß dieses Bei p 1 von 40% Befragten al 

zeichnet d se 

von 21% dem Loos-Haus, von 19% llck-Haus und von 18% 

zeit-Beispiel zugeordnet . Jeweils rund ein Viertel 

findet den Wohnblock der sechzi Jahre und den Zwis 

indebau als nichtss 

d ser Dimension am schlechtesten 

Interessant erscheint, daß 

sönlich 11 in 

als die 

1-Haus, 

erreicht, wird 

ispiel relativ häufig 

B 

s 

der sechziger Jahre und 

en D s 

t se Beis 

iden. 

le 

enwohnhaus die E 

lieh" (10%), 

ser Dimens 

ier= und das 

ich erlebt, während 

Zwischenkriegsgemeindebau 

überwiegend 

i 45%), B ( 43 ) 1 K s ismus (30 ) 

1 % 

til (28%) werden 

das Terrassenwohnhaus {39%) u 

( 2 3 % ) und der 

am häufigsten als 

wümerisch 

Wohnblock s 

der Zwischenkriegs 

für Wien beze 
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Ermittelt man die Bilanz der für jedes Beispiel abgegebenen 

positiven und negativen Eigenschaftszuordnungen über alle 

abgefragten Dimensionen, so erhält man einen Akzeptanz-Index, 

der die Summe der Informationen zu einer Bewertungsvariablen 

zusammenfaßt. 

AKZEPTANZ-INDEX 

(Bilanz aller positiven und negativen Eigenschaftszuordnungen) 

OTTO WAGNER HAUS + 260 

GRÜNDERZEIT HAUS + 139 

ADOLF LOOS HAUS + 82 

KLASSIZISMUS (ROBERTHOF) + 27 

HARRY GLÜCK HAUS 3 

BIEDERMEIER HAUS 42 

WOHNBLOCK SECHZIGER JAHRE 157 

GEMEINDEBAU ZWISCHENKRIEGSZEIT 217 

Es ergibt sich dabei eine etwas andere Reihenfolge als bei den 

Ergebnissen im Hinblick auf die allgemeine Anmutung der Be 

spiele (siehe Abb. 3) • Das Jugendstil-Beispiel wird in allen 

Dimensionen am besten beurteilt. Es überwiegen in jedem Fall 

die positiven Eigenschaftszuordnungen, was die breite Akzeptanz 

dieses Bauwerkes eindrucksvoll untermauert. Das Harry Glück 

Haus .fällt in der Bilanz gegenüber dem allgemeinen Urteil we 

zurück, was darin begründet liegt, daß in den meisten Dimensio

nen für das Terrassenwohnhaus sowohl viele positive als auch 

viele negative Urteile abgegeben wurden. 

Das Gründerzeithaus·wird, über alle Dimensionen hinweg betrach

tet, stärker akzeptiert als es zunächst den Anschein hat und 

wird im Bewußtsein der Bevölkerung offensichtlich stark mit dem 

städtebaulichen Gesamtbild Wiens assoziiert. 

Das Beispiel aus dem Klassizismus wird zwar ebenfalls als 

typisch für Wien betrachtet, weist aber sonst ein eher schwa-
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Assoziationsumfeld sehend ist das Uberwiegen 

ab Stel 

der in der öf 

sehen Grund 

toßen die Be 

s 

kann fes 

der baul 

zum B ier-Beispie , 

Diskussion häufig festste 1 

für das Biedermeier-Be 

erwarten gewesen. 

ten 

Resonanz in all 

des kommunalen Wohnbaues 

ise der sechziger 

zur häufig verherrl 

tur öff entlichke 

daß das ästhetis 

Umwelt e Bewohner Wiens 

Aufmerksamkeitswert besitzt. Man ist zwar mit 

überwiegend allerdings zeigt s 

s it ernstlich besorgt über d e 

Den wesentlichen Element 

ichen Er steht man differenzi 

i bes 

Moderne 

anlage f 

als auch von 

lkerung 

und Klassizismus. 

rn. 
vor 

1 Otto 

wie 

l e 

Das Bi 

geprägt 

Wagners all gerne 

zum Beispiel 

große Zahl 

Wiens ist in 

von Gründerze 
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STADTBILD - ORTSBILD 

E. SCHMEISSNER-SCHMID, Innsbruck 

Neue Tendenzen städtebaulicher Gestaltung 

in Innsbruck 



Dipl ,-Arch.Sehmelssner-Schmld Erika 

NEUE TENDENZEN STÄDTEBAULICHER GESTALTUNG IN INNSBRUCK 

Der folgende Diskussionsbeitrag sol 1 Tendenzen In der 

aktuellen Entwicklung stadtgestalterlseher Leitbilder auf

zeigen. In diesem Zusammenhang dürfte ein kurzer Rück-

bl lck auf .frühere Gestaltungsprinzipien· bzw. deren 

baul lche Umsetzung notwendig sii~ .. Beispiele aus den 60-er und 

7o-er Jahren wie das Olympische Dorf am östl lchen Stadt-

rand Innsbrucks findet man vielerorts. Charakteristisch Ist 

dabei die eher zufä11 lg wirkende Anordnung verschiedener 

Einzelbaukörper Inmitten anonymer Abstands- und Grünflächen, 

ohne spürbaren Bezug der Baukörper untereinander oder zum 

Erschl leßungssystem, Stadträume sind kaum entstanden, weder 

öffentl !ehe Straßenräume noch eindeutig abgegrenzte private 

Freiräume. Durch die gleichmäßige Verteilung der Gebäude 

sowie die großteils erheb1 ichen Bauhöhen entsteht ein Ein

druck der Dichte, der In Zahlen jedoch keine Entsprechung 

findet: Dlchtewerte der gründerzeltl lchen Blockrandbebauung 

werden bei weitem nicht erreicht. 

Neben diesen neuen Siedlungen sind in den vergangenen Jahr

zehnten auch schmerzhafte Eingriffe In bestehende städte

baul !ehe Strukturen entstanden. Eine einheltl lche Inner

städtische Blockrandbebauung wurde an einem Eckgrundstück 

teilweise aufgerissen und mit einer 11 Domlnante 11 ergänzt, 

die sowohl von der Baumasse, der Bauhöhe als auch der 

architektonischen Gestaltung den geschlossenen räuml lchen 

Eindruck sprengt. Als weiteres Beispiel eine angerissene 

Blockrandbebauung entlang einer Hauptverkehrsstraße: Ein 

freies EckgrundstUck wurde nicht In geschlossener Bauweise 

sondern mit einem freistehenden Wohnhochhaus und Abstand 

zur Straße bebaut. Das räum1 !ehe Gefüge Ist zerstört, die 

Orientierung und Besonnung der Wohnungen durchaus nicht 

optimal, Insbesondere aber dringt der Straßenlärm In das 

Blockinnere ein und umspült nun al Je Fassaden. 

„ 



Diese Ausführungen sollten kurz die Proble~atik auf

zeigen, eine weitere Vertiefung Ist nicht notwendig, 

Beispiele sind überall In ausreichendem Maße bekannt. Die 

Ursachen dieser Entwicklung sind vielfältig: Neben öko

nomischen Kriterien und der Rational lsierung Im Planen und 

Bauen, sowie der steigenden Bedeutung des Autoverkehrs wirkte sich 

auch die soziale Reform des Wohnungsbaus aus. Der Ruf nach 

gleichwertigen Wohnungen für alle, nach Licht, Luft und Sonne 

führte zum Zellenbau bzw. zu freistehenden Wohntürmen. Mitbe

stimmend war nicht zuletzt vielleicht auch das Ziel für eine 

neue, freie, offene und demokratische Gesellschaft die ent

sprechende neue und offene Baustruktur zu schaffen. 

Welche Gründe auch Immer für diese Entwicklung ausschlaggebend 

gewesen sein mögen,selt Mitte der 7o-er Jahre hat sich ein ge

wisses Unbehagen bemerkbar gemacht. Die Attraktivität, die 

Vielfältigkeit, die Wohn1 !chkelt der Stadt waren verloren ge

gangen. Die Suche nach den Qual ltätsmerkmalen einer lebens

werten Stadt führte zwangsläufig zurück zu den traditionellen 

Elementen der Stadtgestaltung. Parallel dazu gewann die Ziel

setzung an Bedeutung, neue Baulandausweisungen nur noch In 

unbedingt notwendigem Umfang vorzunehmen und den Wohnflächen

bedarf durch Stadterneuerung sowie Auffüllen von Bau-

lücken Im bereits bebauten und erschlossenen Stadtgebiet zu 

befriedigen. Es entstand ein neues Planungsbewußtseln, das 

wieder verstärkt auf das Erhalten und behutsame Weiterent

wickeln, tel lweise sogar auf das Anpassen und Nachahmen __ aus

gerichtet Ist. Diese grundsätzl Ich positive Entwicklung er

m8gl lcht die Kontinuität Im Planen und Bauen und führt nicht 

nur zur bloßen Übernahme sondern auch zur Neuinterpretation 

alter Stadtelemente und Siedlungsformen, 

Im Folgenden soll anhand neuerer Beispiele aus Innsbruck 

eine kleine Auswahl der wichtigsten Merkmale dieser Ent

wicklung aufgezeigt werden. 
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Von entscheidender Bedeutung Ist sicher die Wiederentdeckung 

der geschlo~se~ bzw.der Blockrandbebauung als 

städt.Bauform und zwar sowohl Im Innerstädtischen Bereich 

als auch am Stadtrand. Das erste Beispiel bezieht sich auf 

das am Innenstadtrand gelegene Stadterneuerungsgebiet 

Wilten-Ost. Der Bebauungsplan aus den 60-er Jahren sah eine 

drei- bis vlergeschoß!ge Sockelbebauung mit drei 35 bzw.45 m 

hohen Türmen vor. Mitte der ?o-er Jahre wurde vom neu 

formierten Stadtplanungsamt zusammen mit dem Bauträger ein 

neues Bebauungskonzept erarbeitet, das die umgebende ge

schlossene Blockrandbebauung aus dem Ende des 19.Jhdts.fort

führt. Die Geschoßflächend1chte wurde dabei fast um die 

Hälfte reduziert. Heute wächst ein durchaus attraktives Wohn

gebiet mit ruhigen, grünen Innenhöfen heran. Die Baustruktur 

mit ihren neu entstandenen Straßenräumen und der relativ ge

schlossenen Dachlandschaft fügt sich unauffäll lg in das um

gebende städtische Gefüge ein. 

Das zweite Beispiel betrifft den künftigen zentralen Bereich 

des neuen, Im Wachstum begriffenen Stadtteils Hötting-West. 

Die vorhandene Bebauung Ist sehr heterogen sowohl. In bezug 

auf die Nutzung als auch auf die Baustruktur. Neben Sonder

bauformen wie Schule und Technische Universität stehen mehr

geschoßlge Wohnhäuser verschiedener Bautypen. Für das lt. 

Stadtentwicklungsplanung vorgesehene Stadttel lzentrum bestand 

die Zielsetzung, im Sinne einer mögl lchst sparsamen Ver

wendung von Bauland und zur Verbesserung der Real lslerungs

chancen neben den notwendigen Infrastrukturelnrlchtungen 

auch Wohnungen unterzubringen. Im Rahmen einer Studie 

untersuchten di~· Architekten Tischler und Fel lerer 
Im Auftrag der Stadtgemeinde eine Vielzahl von Bebauungs

varianten. Der gesch1ossenen Blockrandbebauung wurde der 

Vorzug gegeben, u.a. weil sie der sehr ungeordneten Be

bauung des Stadtteils eine einfache, klare und starke Be

bauungsfo~m entgegensetzt. Das Stadttal lzentrum wird In 

Form und Nutzung einen Schwerpunkt Im BebauungsgefUge darstellen. 
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Im Innenhof entsteht eine für alle Bewohner zugängl lche, Ober 

der gemeinsamen Tiefgarage gelegene Grün- und Spielfläche, 

auf dessen attraktive Gestaltung besonderer Wert gelegt wird. 

Das Stadtteilzentrum Hötting-West Ist auch charakteristisch 

für die Zle1vorste1 Jung, durch eine elnfache 1 strenge baul)cpe 

Grundstruktur eine abl~n einem städtebaul lchen 

§efüge zu schaffen. Insbesondere In eher planlos entstandenen 

Stadtteilen können solche Maßnahmen zur besseren Orientierung 

und Identifikation der Bewohner beitragen. 

Ein zweites prägnantes Beispiel Ist Im gleichen Stadtteil 

das letzte größere Stadterweiterungsgebiet, die sogenannten 
11 Peergründe 11

• Auf einem ca. 9 ha großen, nach Süden geneigten 

Grundstück werden In attraktiver Wohn und Aussichtslage 

530 Wohnungen real !slert. Im über lo-Jähr!gen Planungsprozeß 

entstanden eine Vielfalt unterschied! lcher städtebaul !eher 

Strukturentwürfe, Insbesondere auch Im Rahmen eines durch die 

Tiroler Architektenschaft lnltl lerten kostenlosen Wettbe

werbes. Untersucht wurden u.a. Terrassenhäuser, Hofbebauungen, 

spezifische, auf die differenzierte Topographie abgestimmte 

Bauformen, unterschied! lche Haustypen In aufgelockerter An

ordnung, städtebaul !ehe Großformen sowie parallel zum Hang 

verlaufende Hau~zellen. Das letztgenannte Konzept der 

Architekten Helnz-Norer-Parson-Thurner wurde nach Intensiven 

Diskussionen sowohl In der Architektenschaft als auch In den 

pol lt Ischen Gremien und dem Planungsamt bevorzugt. Die be

wußte Konzentration der Baumassen erm8gl lcht die Gestal.tung 

großer zusammenhängender Freiflächen. Die strenge Grund

struktur der parallel zum Hang gestaffelten Häuserzeilen 

schafft eindeutige, klar ablesbare Räume verschiedenartiger 

Ausprägung und Gestaltung. Die geplanten drei Bebauungsgruppen 

aus Jeweils zwei einander zugeordneten Hauszellen sind von 

extensiv gestalteten Freiräumen als Fortsetzung der freien 

Landschaft umgeben. Im Gegensatz dazu entstehenden zwischen 

den Hauszeilen einer Gruppe bebaute, eher städtische Hof

räume. Die Erschl leßung folgt ebenfal 1s der einfachen Grund-



struktur: Von einer Stichstraße aus erreicht der Bewohner je

weils am Beginn einer Häuserzel Je die Zufahrt zur Tiefgarage. 

A l s w e i t e r e neue · Tendenz k r i s t a 1 1 i s i e 1- t s i c h i n s bes o n de r e b e i An -

wendung e l nfacher Grunds rukturen _g_i__~ __ j2JJf:_erenz i erung in der 

heraus. Mit ntscheldend für die 

Wahl der städtebaul lchen Struktur beim Stadttel lzentrum 

Hi)tting-\!Jest und bei den Peergründen war d1e MÖ~Jl ichke!t der 

Real !sier-ung durch verschl den Bauträ r einerseits und der 

architektonischen Gestaltung durch ve schledene Architekten 

andererseits ohne Bee ntr chtlgung des Gesamtkonzeptes.Am 

Zentrum Hötting-West arbeiten 6 Architekten für 4 Bauträger, 

an den Peergründen 12 Architekten für 6 Bauträger. Entstanden 

ist eine pluralistische Gestaltung Inner-halb gewisser, von 

Architekten und Stadtplanungsamt aufgestellten Grundregeln. 

Bei den Peergründen einigten Ich de beteiligten Planer 

trotz lndfvlduel ler Entwürfe auf einen eher eng gesteckten 

Gestaltungsrahmen, d.h. Innerhalb einer Gebäudezel Je durch

gehende Traufh6he und Dachneigung elnheitl lche Dachdeckung 

mit Ziegel für die gesamte Anlage und das Prinzip der zwei

schlchtlgen Fassade an der Süd lte. Beim Stadtteilzentrum 

HBttlng-West war der Spielraum für die architektonische Ge-

staltung größer. Frei wählba an Wandhöhen, Traufenaus-

bl ldung, Dachform und Dac t rlal, zwingend nur Baufluchten 

und Zahl der Val lgeschoße. DI Gestaltungscharakteristiken 

de r e i n z e 1 n e n Fa s s a den 1 n d u n t s h 1 e d l 1 c h , e i n e Abs t i mm u n g 

erfolgte nur Im Bereich de Nahtstel Jen. Die Zukunft wird 

zelgen 1 welches Maß an Plural Ismus In der architektonischen 

Gestaltung kurzlebige Modest ng n erdauert. 

Ein weiteres wichtiges Element der S adtgestaltung Ist 

Im Stadt-

te 11 zent rum Hötting-West finden wir ein Beispiel fQr einen 

geschlossenen, gerneinschaftl !chen hEH' privaten begrünten Innen

hof.Bel der Bebauung des Areal des ehem.Ursul lnenklosters 

im Stadtzentrum Ist efn öff ntllcher, befestigter, urbaner 
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Innenhof als städtischer Platz entstanden. Im Stadtor

neuerungsgeb!et Wilten-Ost schafft die konsequente Anwendung 

der geschlossenen Bauweise neue differenzierte Straßenräume, 

deren Charakterisierung sich durch Abknicken des Straßenver

laufes, Versetzen der Häuserfluchten, Einengung der Straßen

breiten ergibt. Die Planung der Peergründe sieht zwischen den 

parallel zum Hang verlaufenden Baukörpern drei unterschied! Ich 

gestaltete Straßenräume vor, die halböffentl !eher Erschl leßungs

Kommun!kations- und Spfelhof für dle Bewohner und zugleich 

Teil des Öffentlichen Fußwegenetzes sind. 

Verstärkte Aufmerksamkeit kommt den bestehenden Baugebieten 

zu, wo Baulücken zur behutsamen Sch1 leßung bzw. noch freie 

größere Grundstücke zur Bebauung anstehen. Leitbild Ist das 

Anknüpfen an bzw.das Weiterentwickeln von bestehenden städte

baul lchen Strukturen~Der neue Bebauungsplan für das Stadter

neuerungsgebiet Wilten-Ost versucht,dle in der Umgebung groß

teils bereits real lslerte Rasterbebauung dar Gründerzeit 

fortzusetzen und gleichzeitig bestimmte Charakteristiken des 

öffentl lchen Raumes dieses aus einem dörfl lchen Kern langsam 

gewachsenen Stadtteiles zu berücksichtigen. Auch bei der Be

bauung anstelle des ehemal !gen Ursul lnenklosters wurde das 

städtebaul lche Grundmuster der Blockrandbebauung welterge

knOpft und das Stadtgefüge um eine wichtige Fußwegverbindung 

und einen geschützten öffent1 !chen Platz bereichert. 

Abseht leßend sei noch die Tendenz erwähnt, verstärkt die Vege= 

tat Ion bewußt als städtebaul lches Ordnungs~ und Identifikations~ 

elernent einzusetzen. Die Bedeutung der Gestaltung des öffentl. 

Raumes fGr die Attraktivität und Wohnl lchkeit einer Stadt 

drängt sich Immer mehr Ins Bewußtsein. Die Bepflanzung spielt 

dabei u.a. zur Charakterisierung bestimmter Bereiche eine. 

wichtige Rolle. In Wilten-Ost soll die Anlage einer Baumreihe 

in Straßenmitte mit der entsprechenden Bodengestaltung eine 

zentrale Fußwegachse definieren. Einzelbäume Im Stadtgefüge 

tragen entscheidend zur Prägung eines Raumes bei, so z.B.Jener 
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BERICHTE DER ARBEITSKREISLEITER 





STÄDTISCHE WOHNUMWELT E.BRAMHAS 

natürlich nicht möglich, alle Aspekte der städtischen Wohnumwelt in 
m:Lteinzubeziehen. Wir haben uns auf einzelne Aspekte be

ich kurz mit Schlagworten erläutern möchte. Es war dies das 
Grün" in all Ausprägungen, es war der Bereich nKinder~ 

~ Jugendl:khe11
9 es war der Bereich, der damit zusarrmenhängt 

, Spielplätze11 tmd sind übergegangen zu einer neuen Entwick·· 
im Bereich der städtischen Wohnurnwel t, die Wohnstraßen und die Ver-

und haben darüber diskutiert •. Wir haben überra-
über wesentliche Punkte erreicht, die z. T. sogar 

zusarrnnen fo:crnuliert worden sind. Ich lese jetzt einen Text vor, der weit
in der Arbeitsgruppe gewesen ist. 

von Kindern und Heranwachsenden ist dem bisher vernachlässig-
Mafästab" im und in der Siedlungsplanung ver-

zu Sichtweite für das Erkennen, Boden-
Tieren. Gärten, Kleingärten und son·
Heranwachsende besonders wichtig. 

als ungünstig das Hinein"~ 

umstritten 1 

zur 11VJohnumwelt11 

Ansatzpunkt für kompensatorisches 

kann auf diesem Weg eine Möglichkeit geboten werden, 
Kornmerzangebote zu , wie man mit freie Zeit und frei-, 

in diE;sem Sinr1 kann zu selbstgeschaffenen "Freizeit
' führen~ die laufend ih:r Gesicht verändern. Pädagogen und Pla

aber auch gleichzeitig zurückziehen können und le1'.·nen, 
geplant werden könnte~ ungeplant und offen zu lassen. 

von Spielorten im Siedlungskörper ist nur ein Behelf. 
die Wohnung, die Wolmumwel t und die ganze 

zu wenig. Spielorte sollten allen 
zu Bewegung, Erholung und Kulturakti·· 

von den Bewohnern selbst~ oder im 

einzelnen Stadtquartieren sollen mittels 
sein 

zwischen privater Grün
stärker einbezogen werden. Halbprivate, 

zugängliche Nacliliarschafts~ und Stadtviertelgärten, teilwei
Landwirtschaf tsfHichen können von besonderem Nutzen für die 

........ ""'~.„„, bieten sich als Träger für Erhaltung und 

durch Wohnstraßen, wie sie heute betrieben wird, 
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STÄDTISCHE WOHNUMWELT E.BRAMHAS 

Problem der Stadtplanung, die Reduktion des motorisierten 
im gesamten dichtbebauten Stadtgebiet zugunsten alternativer Ver

durch ein System von Anreizen und Restriktionen bleibt dadurch 

Einigkeit, daß der motorisierte Verkehr hinsichtlich Ver
kehrsmenge, Flächenverbrauch und Geschwindigkeit 11eingebremst11 werden 

Beitrag der 11Verkehrsbündelungn auf übergeordneten Hauptverkehrs
zu dem Ziel, die Lebensqualität in der Stadt zu erhöhen und den 
neu zu organisieren, wird mehrheitlich sehr skeptisch beurteilt. 

Planung ist in der Regel darauf aus, Sicherheit zu schaffen. Menschli
Wohlbefinden hängt aber von einer Balance zwischen Sicherheits- und 

ab, die in dialektischem Widerspruch zueinander stehen. 
Mensch ist nicht ausschließlich ein ökonomisch rational handelndes 

nicht die Ökonomen regieren! 
brauchen eine qualitative Planung für das Wohnen und die Wohnumwelt, 

eine quantitative. 



A 3 DORFERNEUERUNG G.SILBERBAUIB 

Die Problern.e der Dörfer sind je nach Region verschieden. In Österreich et
wa, ist die Problematik der entwicklungsschwachen ländlichen Räume in der 
Ostregion eine böllig andere~ als die so teilweise als Fremdenverkehrshoch
burgen entwickelten Dörfer in Westösterreich. Empfehlungen können selbst
verständlich diese Problematik nicht vollständig einfangen und berücksich
tigen, Wir haben uns daher auf einige Schwerpunkte konzentriert und unsere 
Empfehlungen in 5 Punkten zu formulieren versucht. 
(1) Die Menschen unserer Zeit leben mit dem Gefühl, in ein Netz von für 

undurchschaubaren, von anonymen Kräften beherrschten Abhängigkeiten 
zu sein. Daher gewinnen gesellschaftspolitische Vorstellungen 

11Eigenstfü1digkeit11 und "solidarische Selbsthilfe" an Bedeutung. Die 
steigende Popularität, der sich die Dorferneuerungsbewegung erfreut§ steht 

ohne Zweifel in engstem Zusammenhang. Neben Einstellungen, die das 
Leben auf nachbarschaftlicher Ebene positiv beeinflussen, ist 

'
7 "'"w""'"'r"• Dorferneuerungseuphorie auch mit nostalgischen Emotionen 

einer zeitgemäßen Bewältigung von Problemen oft hinderlich 

Förderern der Dorferneuerung und allen Mitarbeitern wird daher emp~ 
dem erneuerung dem Bemühen Rechnung zu tragen, mit den 

Mitteln und Ausdrucksformen unserer Zeit an die Lösung der verschiedenen 
Aufgaben der Dorferneuerung heranzugehen. 
Dorferneuertmg ist eine umfassende Aufgabe zur Erneuerung des dörflichen 
Lebens und zur Schaffung der wirtschaftlichen und kulturellen Voraus
setzungens um der Bevölkerung eine volle Entfaltung in ihrem Ort zu ermög-
1 

Dorferneuerung muß Teil einer regionalen Struktur- und Raumordnungspolitik 
~ die die dezentralisierten Siedlungsstrukturen nicht nur anerkennt, 

wieder stärken kann. 

(2) Dorferneuerung ist für die Bewohner des ländlichen Raumes ein Weg, 
Identität mit ihrem Lebensraum zu finden. Diese 11 imnaterielle11 

Dorferneuerung stellt eine wichtige Voraussetzung für eine 
"materielle" Erneuerung dar. Sie verlangt, daß dem Kulturleben 

auf dem Dorf besondere Beachtung geschenkt wird. Dörfliche Kultur mani
sich anders als städtische Kultur. Ihre Ausdrucksform sind oft 

s alltägliche Verhaltensweisen wie das Gespräch über den Zaun, 
Zusanmenlzorrmen auf dem Dorfplatz, die verschiedenen dörflichen Fe-

ste usw. Fö:rderung der Dorfkultur durch die Gebietskörperschaften 
darauf gerichtet werden, das Dorf wieder korrmuni

zu etwa durch verkehrsberuhigende Maßnahmen, 
der Freiräume, die Bereitstellung von Gemeinschafts

Erhal tun.g der landschaftlichen Eigen.1-ieiten usw. 

erfolgreiche Dorferneuerung setzt die aktive Beteiligung mög
Bewohner des Ortes voraus. Den Gemeinden und allen anderen 

Instanzen wird daher empfohlen, ihre Bürger zur Mitspra-
~ zur: Mitarbeit und zu gemeinsamem Handeln bei der Dorferneuerung 

zu ermutigen. 
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A 3 DORFERNEUERUNG G.SILBERBAUER 

Aktiv-Räumen besteht die zentrale Aufgabe der Dorferneuerung in der 
Gestaltüng und Formung der geplanten Investitionen (Veränderungen unter Be
rücksichtigung der Interessen der dörflichen Gemeinschaft) sowie in der Be
stärkung derjenigen Kräfte, die sich gegen eine zu starke Orientierung an 
orts- bzw. regionsfremden Interessen wenden. 
In Passiv-Räumen soll Dorferneuerung zur wirtschaftlichen Belebung der Re-

,_ beitragen. Aus diesem Grunde wird empfohlen, sie verstärkt als re
gionalpolitisches Mittel für wirtschaftliche Impulse in entwicklungsschwä
cheren Regionen einzusetzen (z.B. Belebung der regionalen Bauwirtschaft, 
Nutzung handwerklicher Fähigkeiten, Verwertung biogener Rohstoffe). 

(5) Dorferneuerung soll möglichst umfassend ausgerichtet sein und darf 
an der Grenze der Dörfer enden. Sie muß den funktionellen Stellen

Dorfes und der Region in einen sinnvollen Zusam:nenhang bringen 
Rechnung stellen, daß sich das Streben nach Eigenständigkeit nicht 
untersten Ebene, sondern nur im Zusam:nenwirken aller räumlichen 

vex:vlirklichen läßt, 
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A 4 WOHNUMWELT - ÖKOLOGIE UND TECHNIK A.PAUSER i. V. 
L.H.KOMOLI 

5.) eine wesentliche Komponente zur Verwirklichung liegt in der politischen 
Machbarkeit und Opportunität. 

~indern sich die Premissen oft viel zu schnell, um noch durch die Pla-
und eine bauliche Umsetzung wirkungsvoll aufgefangen werden zu können. 

a hat ja schon gesagt, daß die geistige Hysteresis wesentlich lang
als die technische. Die Ursache ist ja historisch bedingt, wie 

man • Sie liegt in der Unterlassung einer Hilfestellung für die Tech-
durch die humanistische Inte11igenz sowie der unterlassenen Inanspruch

natürlichen Intellekts während eines Zeitraumes von fast 2.000 

hohe Grad an Interdisziplinarität, das Maß an Vernetzung, ist nicht 
nur ein Kennzeichen der sinnvollen Aktivität von Fachleuten, gleiches 

man natürlich Auch verlangen auf der Ebene der Laien. Ob hier In-
1ormation allein ausreicht, ist noch nicht geklärt. Wahrscheinlich ver
~-·,~~~"' wir von allen in zu kurzer Zeit zu viel, denken zu sehr an unse

re eigene Entlassung aus der Verantwortung und schaffen dadurch eine Hy
pothek für unsere Nachkorrmen. Der persönliche Bezug ist leider noch etwas 

ausgeprägt, auch ein Relikt aus der Vergangenheit. Hier stellt sich 
direkter Vergleich mit den Fachspezialisten in ihrer Relation zu der 

im interdisziplinären Team, Man weiß, daß das Individuum für sich 
qualitätsverbesserne Maßnahmen wünscht und auch bei finanzieller Ein

schränkung setzt. Im Kollektiv hingegen fühlt sich der Mensch aber als 
Handelnder zu sehr eingeengt und teilweise auch ausgeliefert. Diese Fähig-

zum vernetzten Denken des Laien wird auch eher skeptisch beurteilt, 
man sich auf Beispiele aus der Verhaltensforschung bezieht. 

Beispiele wieder haben gezeigt, daß die Bereitschaft zu konzertier
privaten Aktivitäten durchaus erwartet werden kann, wenn von seiten 

Korrmune beispielsweise eine Umgestaltung des Straßenraumes, also ei
~--~·'""F'"' Umgestaltung, in Angriff genomnen wird, wenn dann eben nur 
Zwang zur Vervollständigung im privaten Bereich noch bleibt. 

auf der Wiese bringt Folgekosten, wie wir ja gestern gehört ha
~ auf der korrmunalen Seite zwischem Th'1 5. 000, - und DM 30. 000, - ; irrmer·· 
ein Betrag, der als sehr beträchtlich angesehen werden kann. Hier 

zeigt sich, wie auch in einem Referat ausgeführt wurde, der Vorteil psy
chologischer Einfühlung, also die "Planung der Planung", wie dies auch von 
einem Mitglied ausgedrückt wurde, also ein strategisches, taktisches Ge
schick bei der Vorgangsweise. 

Aber auch eine Reihe rechtlicher und finanzieller Hemnmisse stellen sich 
Einbeziehung umweltverbessernder Maßnahmen entgegen, wie dies die 

gemeinnützige Wohnungswirtschaft, wahrscheinlich zu Recht, behauptet. Dies 
geht aus dem Hinweis hervor, daß sich die Bauaktivität zu sehr auf den 
eigentlichen Objektsbestand beschränken muß und die Infrastruktur weitest
gehend ausklarrmert. 
Der zu starken Lokalisierung des Interesses und singulären Betrachttungs
weise vieler Planer bei der Lösung "ihrer" Aufgabe muß ebenfalls entgegen
gearbeitet werden. Jeder Bau, sei er noch so klein, verändert die Umwelt 
im positiven wie im negativen Sinn. die Vielfalt der zu betrachtenden Prä-

- ich denke dabei nur an den einen Hinweis, daß das Stadtklima 
kleinräumige Änderungen thermischer Einflüsse, aber auch bestimmte Imis
s:Lonssituationen schafft - sollten nach ihrer Wertung Bechtung finden. 
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hat sich mit 2 Referaten beschäftigt, die arn Vormittag ge~ 
~ und zwar von Herrn Hofrat WÜRTH "Der rechtliche Rahmen für 

Wohnumweltgestaltung" und von Herrn Mag.WINDISCH "Volkswirtschaftliche 
Wohnumweltgestaltung in Stadt und Land". Im Rahmen der Diskus
L~ wesentliche Diskussionsbeiträge, und zwar von Herrn Prof. Dr. 

'Organisatorische und rechtliche Aspekte der Mieterbeteiligung 
Wohnumweltgestaltung", dann von Herrn Dkfm.SCHERZ 11Betriebswirt

Gesichtspunkte der geme:L.lilützigen Wohnungswirtschaft zur Ge
Wolmumwel t11, von Herrn Mag.KNOTH 11Wunschvorstellunlgen der 
Verwaltung" und schließlich von Herrn Mag.MEDINGER "Die Wohn

bau-- und gewerbebehördlichen Verfahren". Wir haben uns, so weit 
kurzen Zeit möglich war, eingehend mit den Diskussionsbeiträgen 

beschäftigt und schließlich folgende 20 Empfehlungspunkte 

ichung der in den Raumordnungsgesetzen der Länder vorgese-

elztivienmg der Immissionsgrenzen i.n den einzelnen Widmungsgebieten. 
der Bürgerbeteiligung bei Erstellung von Flächenwiclrnmgs- und 

Einbau der Verkehrsplanung in die Raumplanung ohne Rücksicht 

wird ersucht zu untersuchen, inwiefern eine Stärkung der Rech
in einzelnen Bauordnungen zur besseren Rechtsstaatlichkeit 

der kommunalen Folgekosten sowie der sozialen Kosten muß 
zukornmen, Die FGW wird ersucht, die Kostenfaktoren an 

Siedlungsprojekte zu unter:suchen. Dazu ist eine 11Normieru,.11g 11 

und notwendigen Normalausstattung mit infrastrukturellen 
und der angemessenen Kosten vorzunehmen. 

werden aufgefordert, im Bereich der Flächenwidmungs- und 
den gegebenenfalls später anfallenden Erschließungsaufwand 
miteinzubeziehen und durch entsprechende Maßnahmen rnög-

zu halten, 

Reformen der Wohnbauförderung haben bei der Bewertung der Ko-
...--~,·,~v·~ der geförderten Objekte dem Aspekt der "sozialen Ko-

11Folgekosten11 verstärkt Rechnung zu tragen. Die FGW wird 
entsprechende Bewertungskriterien zu erarbeiten. 

Landesplanungen und die Gemeinden werden aufgefordert, bei der Be.
und beim Wohnungsbau auf eine ökonomische Verflechtung 
Wohnstätten Bedacht zu nehmen, um ein weiteres Ansteigen 
und der Pendlerzeiten zu vermeiden. 

mögen organisatorischen und rechtlichen Aspekte der Beteili-
Wohnungsbenützer bei der Wohnumweltgestaltung untersucht werden, 

Möglichkeitens die sich in Form von 11 institutionalisierten 
Wohnungsbenützer" für eine kontinuierliche Zusamnenarbeit 
z.B. die Möglichkeiten, die sich irn Rahmen projektorientier

Mitarbeit der Wohnungsbenützer bei der Gestaltung 
beim Hofbau~ bei der Anlage von Gärten etc. darbieten. 
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WIRTSCHAFTLICHE, RECHTLICHE UND VERWALTUNGSTECHNISCHE D lDIOOIT 
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geprüft werden, inwieweit die Erfahrung der verschiedenen 
Bereich der Woln1urr&eldgestaltung besser benützt werden können. 

mögen in diesem Zusammenhang und darüber hinaus generell die Fra
Finanzierung der Verbesserung der Wohnumwelt geprüft werden. 

(13) Es sollten die Möglichkeiten geprüft werden, inwieweit im Bereich der 
Vergesserung der Wohn1.Jfm,velt, Mehrheitsbildungen der Benützer leichter er
zielt werden können. 

(14) Triviale Grundvoraussetzung für einen entscheidenden Fortschritt im 
Bereich der Verbesserung der Wohnumwelt ist ein größeres Verständnis und 
mehr Einsatzbereitschaft der politischen Entscheidungsträger für dieses 
Problem. Wohnurnweltverbesserung muß in die allgemeine Stadtentwicklung 
integriert werden, durch Planung, Auflagen in Bauverfahren und durch Ini
tiativen der Bürger. 

) Bei WohnumiJeltgesta1tungsprojekten soll eine bessere Koordination 
Btu1d und Land erzielt werden. Einzelmaßnahmen sollen innerhalb 

der Kornrnunalverl'laltung besser koordiniert werden (z.B. Einrichtung spe
isierter Dienststellen oder Einrichtung von Referaten innerhalb be

Abteilungen, 

( ) Ausschöpfung der Bestimmungen der Bauordnungen, um die Herstellung 
bzw. Erhaltung von Grünflächen zu sichern (Anwendung im Baubewilligungs
verfahren!), 

von Grünflächen in den Bebauungsplänen. 
Abänderung baurechtlicher Bestimmungen, die zur "Ver

führen C'Rasensteine statt Asphalt"). 

(19) Vorschreföung verpflichtender Emissionsbegrenzungen für private Feu-

(20) Versch:räfung des Gewerberechtes hinsichtlich der Vorschreibung emis
Maßnahmen nach dem jeweiligen Stand der Technik. 
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eichen beschäftigt: 

tadt 
Stadt? 

Bild der Stadt in Gefahr? 
sind Ansätze zur Steuerung der Stadtgestal ? 

Diskussion entschieden das Problem der Ortsbild
nicht weiter zu behandeln, weil das Dorf als 
Prodiuktionsform anderen Kriterien unterl als 
wurde in der Diskusison nur darauf, daß die Gefahr 
Fehler die in den Städten in den letzten 20 Jah-

auch den Dörfern werden könnten. 

Dorf ist die Stadt als ein Markt im echten Sinn des Wor
UmschL:igpl tz von Waren, mehr aber noch von 
. Märkte und Städte sind Austragungsort von Konflikte 
die tadt immer Brennpunkt von Auseinandersetzungen 

i.scher und sozio-ökonomischer Gegebenheiten. Sie ist 
tlichen, politischen und rechtlichen Rahmenbeding;.ir1·

Die Stadt ist damit nicht die Ansammlung von fü:iusern 
, sondern wesentlich mehr. 

der Stadt waren immer verschiedene Gruppen als Träger. 
beteil . Diese wird bestimmt von den Trägern der po-

Macht, der Verwaltung, Organisationen und Interessensvertretun
Grundbesitzern. Seit einigen Jahren werden diese entwicklungs

durch eine neue 11Gruppe 11 ergänzt, die zwar immer da war, di<.0; immer 
näml:i.ch die Bürger, die sich nunmehr direkt in die Verfah-· 

ihrer Umwelt und ihrer Stadt einschalten. 

mit alterlichen Stadt der Fürst oder Fürstbischof, die 
e schufen und in ständiger Auseinandersetzung mit den Bilr

Stadt prägten, so war es ab Beginn des 19. Jahrhun
sform und Verkehrsinfrastruktur, die die Ent-

19. Jahrhunderts einleitete. Die un-
zeit waren sehr stark unter den sozial

Schlagwort der Begriff der Arbei-
t~ zu sehen. 

törte binnen Jahre bauliche Werte in den 
entstanden waren. Der Wiederaufbau muß als 

angesehen werden. Die Stadterweiterung 
auf der Grundlage der 

Dynamik und der damit verbundenen Schaf 
Automobil, nunmehr allen Bevölkerungsgruppen 
f ächenhaften Auflösung der Stadte und zur 

und Baustrukturen. 

neue Kritik an der Großstadt ein. 
Altstädte, zur Verstärkung der Blir

des Planungs- und Entwicklungs-
Regelungen und Normierungen versuchten der 

Rahmen zu setzen. 
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dieses offenen Planungsprozesses stellt sich naturgemäß immer 
der ästhetischen Kompetenz wie auch die Frage nach der 

für die konkrete Gestaltung von Bauten 
Räumen. Ein Problem schein vor allem darin zu liegen, 

von Stadtentwicklungskonzepten, Flächenwidmungs- und 
nat die Stadtgestaltung bestimmen, als gene-

litisch verantwortlichen Entscheidungsträger nicht aus-
lieh werden können. 

ich die Diskussion in der Regel am Einzelobjekt und redu-
selten auf wie Dachneigung, Farbgestal-

ausflihrlich diskutiert inwieweit es 
istischen Gesellschaft überhaupt ist, 

definiertes Leitbild als eine zukünf-
orrnulieren, Die Bandbreite der verschiedenen An~ 

Auswüchsen bis hin zu der ge-
auf einer Gesamtidee der tal-

für die Detailgestaltung zu 
Themenbereiche konnte als 

ät einer Stadt als Ergebnis sozio-5konomischer 
soll erkannt und nur dort verändert werden, wo alte Werte 

E"rsetzt werden. 

und Entwicklungsprozess beteiligten Gruppen wie Poli
sol lten verstärkt versuchen eine gemein
zuläßt Einzelinteressen in Gesamtinter-

sollten einen Rahmen bilden, um 
qualitätsvolle Neuansätze jedoch zu-

Recht auf eine schöhe ( altete) Umwelt, 
Lebensraumes ein Grundbedürfnis menschlichen 

itiken wie es sich 
Fürsten oder Mäzen 

der Neuzei auf dem Hindergrund ei-
1 schaf t andererseits so läßt sich dar

ungspoli tik der zukünftigen europäi·· 
beiden Extreme liegen kBbnnte. 

* * 
* 
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terreichischen Nati.onalrat vertret 
statt, die von Herrn Dr. Mlchael MAIR vom ORF 
tet wurde. 

ter ein, daß die 
des und des Alstadterhal 

erreicht wurden. Auch dem sozialpolitischen Aspekte konnte 
gerecht werden, da der soziale Wohnbau heute vielfach zu 
wirtschaftspolitische Bedeutung der 

voll zum Tragen, das bewies leider die hohe Bauarbeitsl 
Winter. Eine wichtige Aufgabe für die Zukunft ist die Durch

der Förderungsbestimmungen. Hier muß man 
Verbesserungen zu erzielen. Die wohnungspolitische Diskussion muß 

eines breiten Konsens aller Beteiligten zt werden . 

. Otto KEIMEL von der ÖVP begann seine Ausführungen 
daß heute vieles leichter wäre, hätten die Vorschl 
lschaft rechtzei Beachtung gefunden. Bei der 
müßten v1ele zusamrnenw1rkens nämlich Politiker~ Archit 

, aber auch die Wohnenden. Auf diese würde nur zu leicht 
nicht in einer Interessensvertretung zusammengefaßt si.rnL 

Planung der und der Wohnumwelt vielfach zu 
an den Wünschen der Familie und des Menschen vorbei. 

für die der Mensch an seine Umwel hat, nur 
schaffen aber nicht jede kleinste Einzelheit 

KommR Hermann EIGRUBER von der FPÖ forderte einerseits mehr 
die Bundesländer, mehr FBderalismus, räumte jedoch anderseits 

sei, manche Vorschriften, so z.B. 
t zu vereinheitlichen. Leider sei es auch zu 

1 man habe in der Umgebung von Linz 22 Stock hohe Häuser ge·,, 
als diese in anderen Ländern, so Frankreich, schon 
. Bei der Altstadtsanierung habe man in letzter Zeit Fortschritte 

. Es sei aber selbstverständlich notwendig, diese Zentren auch ge
tlich zu beleben. So trete nur der unerwartete Nebeneffekt auf, daß 

Bewohner der revitalisierten Zentren von Wien, Linz und Sal 
e in lhrer Ruhe gestört fühlen. 

anschließenden diskussion stellt der Diskussionsleiter Dr. 
sehr erfreulich sei, von der Absicht der Politiker 

D< k ' ~LS. "USEJ:t.on Präsident Prof. Dr.LIEPOLT 

* * 




